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1 Anlass der Prüfung und Prüfungsgrundlage

Die Stadtkämmerei hat am 26.07.2022 im Finanzausschuss und am 27.07.2022 in der Voll-
versammlung des Stadtrats den Jahresabschluss zum 31.12.2021 bekannt gegeben.1

Die örtliche Prüfung des Jahresabschlusses ist durch den Rechnungsprüfungsausschuss in-
nerhalb von zwölf Monaten nach Abschluss des Haushaltsjahres durchzuführen (Art. 103 
Abs. 1 mit 4 GO).

Die örtliche Prüfung erstreckt sich gemäß Art. 106 Abs. 1 GO auf die Einhaltung der für die 
Wirtschaftsführung geltenden Vorschriften und Grundsätze, im Wesentlichen darauf, ob

 die Haushaltssatzung und der Haushaltsplan eingehalten sind,
 die Einzahlungen und Auszahlungen sowie die Erträge und Aufwendungen begründet

und belegt sowie der Jahresabschluss und die Vermögensnachweise ordnungsge-
mäß aufgestellt sind,

 wirtschaftlich und sparsam verfahren wird,
 die Aufgaben mit geringerem Personal- oder Sachaufwand oder auf andere Weise 

wirksamer erfüllt werden können.

Das Revisionsamt ist für die Prüfung des Jahresabschlusses nach Art. 103 Abs. 3 Satz 2 GO
umfassend als Sachverständiger heranzuziehen. Die Ergebnisse der Prüfungen und die dar-
aus resultierenden Empfehlungen werden mit diesem Bericht vorgelegt. 

Nach Entscheidung des Rechnungsprüfungsausschusses auf der Grundlage des Prüfungs-
berichtes des Revisionsamts kann der Stadtrat den Jahresabschluss feststellen und die Ent-
lastung erteilen. 
Feststellung und Entlastung erfolgen nach Art. 102 Abs. 3 GO in der Regel bis zum 30. Juni 
des auf das Haushaltsjahr folgenden übernächsten Jahres, das ist für den Jahresabschluss 
2021 der 30. Juni 2023.

Aufgrund von Korrekturen, die sich wesentlich auf das Jahresergebnis auswirken (siehe Zif-
fer 7 des Berichts), werden von der Stadtkämmerei für den Jahresabschluss 2021 eine ge-
änderte Gesamtbilanz und eine geänderte Gesamtergebnisrechnung mit entsprechenden Er-
läuterungen dem Finanzausschuss und der Vollversammlung voraussichtlich im Juli 2023 
zeitgleich mit diesem Prüfbericht zur Bekanntgabe vorgelegt. 

Weitere aufgezeigte notwendige Korrekturen zum Jahresabschluss 2021 sind zum nächst-
möglichen Jahresabschluss (31.12.2022) vorzunehmen.

2 Prüfungsgegenstand

Gegenstand der Prüfung ist der Jahresabschluss 2021. Es handelt sich um den dreizehnten 
Jahresabschluss der Landeshauptstadt München (LHM) seit Einführung des MKRw. 

Einbezogen sind die Jahresabschlüsse der Stiftungen. Sie werden in Band 2 dargestellt.
Band 2 wird in nichtöffentlicher Sitzung vorgelegt. 
Die Prüfung umfasst dagegen nicht die Jahresabschlüsse der städtischen Beteiligungsge-

1 Die Stadtkämmerei hat den Jahresabschluss zum 31.12.2021 mit Sitzungsvorlage 20 – 26 / V 06711 (Ergänzung vom 
26.07.2022) bekanntgegeben. Die ergänzte Sitzungsvorlage wurde vorgelegt zur Korrektur des bekanntgegebenen Jahres-
abschlusses.
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sellschaften sowie der Eigenbetriebe. Allerdings fließen deren Finanzbeziehungen mit der 
Hoheitsverwaltung in die Prüfung ein, sofern sie wesentlich sind. 
Der Jahresabschluss besteht nach § 80 KommHV-Doppik aus der Ergebnisrechnung, der Fi-
nanzrechnung, den Teilrechnungen, dem Planvergleich, der Vermögensrechnung und dem 
Anhang mit Anlagen. Die Anlagen zum Anhang umfassen eine Anlagenübersicht, eine Forde-
rungsübersicht, eine Eigenkapitalübersicht, eine Verbindlichkeitenübersicht und eine Aufstel-
lung der übertragenen Haushaltsermächtigungen. Zusätzlich ist dem Jahresabschluss ein 
Rechenschaftsbericht beizufügen.

In der Vermögens-, Ergebnis- und Finanzrechnung ist bei den einzelnen Posten sowohl der 
Wert zum 31.12.2021 als auch der Vorjahreswert anzugeben (§ 80 Abs. 3 KommHV-Doppik).

Der Jahresabschluss hat unter Beachtung der Kommunalgesetze und der Grundsätze ord-
nungsgemäßer kommunaler Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechen-
des Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage sowie der dauernden Leistungsfähigkeit 
der LHM zu vermitteln (§ 80 Abs. 7 KommHV-Doppik). 

Wir haben die laufenden Vorgänge der Vermögensrechnung hinsichtlich Ausweis, Nachweis 
und Bewertung und der Ergebnis- und Finanzrechnung auf gesamtstädtischer Ebene sowie 
in den Teilrechnungen stichprobenartig geprüft. Des Weiteren haben wir den Anhang, den 
Rechenschaftsbericht sowie die Einhaltung der Haushaltssatzung, den Haushaltsplan, die 
Finanzplanung sowie die ordnungsgemäße Darstellung der Haushaltsauszahlungsreste ge-
prüft. 

Ferner haben wir die Ordnungsmäßigkeit der Informationstechnologie (siehe Ausführungen 
unter Ziffer 23) prüferisch beurteilt. 

Neben den gesetzlich vorgeschriebenen Prüfungshandlungen zum Jahresabschluss werden 
in den Gesamtbericht Prüfungserkenntnisse aus unterjährigen materiellen Prüfungen aufge-
nommen. Diese waren bereits Gegenstand der unterjährigen Sitzungen des Rechnungsprü-
fungsausschusses bis zur Sitzung des Rechnungsprüfungsausschusses vom  
21.03.2023. Sie finden sich in Anlage 5 dieses Berichts. Unterjährige Prüfungen, die nur 
in nichtöffentlicher Sitzung vorgestellt wurden, finden sich im Band 2 des Gesamtberichts 
(Stiftungen nichtöffentlich). Damit sind sie der Vollversammlung bekanntgegeben.

3 Beurteilungsgrundlage für die Prüfung 

Für die Prüfung haben wir die KommHV-Doppik, die Bewertungsrichtlinie Bayern (BewertR) 
(gültig ab 29.09.2008, im Allgemeinen Ministerialamtsblatt am 20.10.2008 veröffentlicht), das
Handelsgesetzbuch (HGB) sowie die IDW-Standards, soweit erforderlich, zugrunde gelegt. 
Sofern städtische Regularien bestehen, die zum Beispiel die Umsetzung gesetzlicher Be-
stimmungen detaillieren sollen, haben wir auch diese berücksichtigt. Darüber hinaus haben 
wir Bekanntmachungen des Bayerischen Staatsministeriums des Inneren – Hinweise für die 
doppelte kommunale Buchführung –, sofern für die Rechnungslegung relevant, zugrunde ge-
legt (vom 20.01.2009, 10.03.2010, 16.03.2011, 15.02.2012, 26.02.2013, 03.03.2014, 
26.03.2015, 14.03.2016, 09.03.2017, 16.02.2018, 26.02.2019, 13.02.2020, 09.03.2021 und 
14.04.2022).2 

2 Die Ausgaben der Amtsblätter 2009 - 2018 sind veröffentlicht unter https://www.verkuendung-bayern.de/amtsblatt.
Die Ausgaben der Amtsblätter ab 2019 sind veröffentlicht unter https://www.verkuendung-bayern.de/baymbl.
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4 Art und Umfang der Prüfung 

Die Prüfung basiert auf einem risikoorientierten Prüfungsansatz. Damit sollen wesentliche 
Unrichtigkeiten bei der Umsetzung der Rechnungslegungsvorschriften, die sich auf die tat-
sächlichen wirtschaftlichen Verhältnisse des Jahresabschlusses der LHM auswirken, mit hin-
reichender Sicherheit erkannt werden. Dies haben wir u.a. bei der Prüfungsplanung und der 
Prüfungsdurchführung auf die Beurteilung von Wesentlichkeiten (hat der Geschäftsvorfall ei-
nen wesentlichen Einfluss auf die wirtschaftlichen Verhältnisse?), die Auswahl von Stichpro-
ben sowie die Beurteilung von Einzelfällen gestützt. 
Dabei wurden Art und Umfang der einzelnen Prüfungshandlungen sowie die Prüfung we-
sentlicher Bilanzpositionen, wesentlicher Aufwands- und Ertragspositionen, wesentliche Be-
reiche der Finanzrechnung sowie des Anhangs festgelegt. 

Notwendige Prüfungsunterlagen haben wir sowohl von der Stadtkämmerei als auch von den 
Referaten angefordert. Bereiche, die aufgrund fehlender Unterlagen nicht geprüft werden 
konnten, sind bei den entsprechenden Positionen genannt. 

In die Prüfung des Jahresabschlusses wurden unter anderem die wesentlichen Berichtigun-
gen der Eröffnungsbilanz nach § 93 KommHV-Doppik einbezogen, die von der Stadtkämme-
rei zum 31.12.2021 durchgeführt wurden. 

Die Prüfung haben wir, so weit als möglich, parallel zur Aufstellung des Jahresabschlusses 
durch die Stadtkämmerei begonnen. Da sich der zeitliche Rahmen für die Prüfung des Jah-
resabschlusses durch eine Änderung der GO mit dem Gesetz zur Änderung des kommuna-
len Haushaltsrechts vom 8. Dezember 2006 (GVBl S. 975) verkürzt hat, musste der Umfang 
der Prüfung entsprechend angepasst werden. Wir haben daraufhin u.a. mit analytischen 
Prüfungshandlungen, bewusster Auswahl und der Formulierung von Wesentlichkeiten den 
Prüfungsumfang bestimmt.

Insbesondere haben wir folgende Bereiche in Stichproben und unter Berücksichtigung von 
Wesentlichkeiten geprüft:

➢ Ausweis, Nachweis, Bewertung der Positionen in der Bilanz (Vermögensrechnung).
➢ Korrekter Ausweis, korrekte Zuordnung und Verbuchung der Aufwendungen und Er-

träge in der Gesamtergebnisrechnung sowie der Teilergebnisrechnungen anhand der
Buchungen in SAP ERP sowie auf Basis von Belegen (Ergebnisrechnung).

➢ Die Entwicklung der Salden in der Gesamt-Finanzrechnung (Finanzrechnung).
➢ Die Beachtung der Grundsätze ordnungsgemäßer kommunaler Buchführung.
➢ Die Konsolidierung der Teilrechnungen zur Gesamtrechnung. Hierunter fällt auch der 

Vergleich der Teilrechnung mit der Gesamtrechnung.
➢ Die Einhaltung der Vorschriften für den Anhang, u.a. Erläuterung wesentlicher Abwei-

chungen3.
➢ Die Einhaltung der Vorschriften für den Rechenschaftsbericht.
➢ Die Einhaltung der Vorschriften für den Haushaltsplan.
➢ Angaben zu den Verpflichtungsermächtigungen.

3 Die Stadtkämmerei hat im Anhang zum Jahresabschluss festgelegt, dass in der Gesamtbilanz und in der Ge-
samtergebnisrechnung Abweichungen zum Vorjahr erläutert werden, soweit sie wesentlich oder aus Gründen
der Klarheit angezeigt sind. Abweichungen sind wesentlich, wenn sie eine Wertgrenze von mindestens 1,0 
Mio. € und gleichzeitig 15,0 % übersteigen.
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5 Prüfungshemmnisse

Bei der Prüfung des Jahresabschlusses zum 31.12.2021 haben sich im Bereich der Beleg-
prüfung Prüfungshemmnisse ergeben. Aufgrund personeller Engpässe im Kassen- und 
Steueramt erfolgt seit 2011 die Belegsuche durch das Revisionsamt. Die Belege wurden für 
die Prüfung zum 31.12.2021 im Archiv der Stadtkasse erneut durch das Revisionsamt selbst 
herausgesucht. Dies führte, wie bereits bei der Prüfung des Jahresabschlusses zum 
31.12.2010, 31.12.2011, 31.12.2012, 31.12.2013, 31.12.2014, 31.12.2015, 31.12.2016, 
31.12.2017, 31.12.2018, 31.12.2019, 31.12.2020 sowie zum 31.12.2021 zu erhöhtem zeitli-
chen und personellen Aufwand bei der Prüfung.

6 Prüfungsvorbehalte

Aus unserer Prüfung ergeben sich folgende Prüfungsvorbehalte, die die Gesamtaussage 
(Ziffer 26) einschränken:

Anlagen im Bau (AiB)
Die Bilanzposition 1.2.7 „Anlagen im Bau“ wird in der Bilanz zum Jahresabschluss 2021 mit 
Anschaffungs- und Herstellungskosten (AHK) i.H.v. 3.707.934.419,93 € ausgewiesen. Davon
werden AHK mit einem Volumen von insgesamt 2.432.735.084,50 € (Vorjahr: 
2.034.523.588,62 €) für bereits nutzbares Anlagevermögen fälschlicherweise unter den AiB 
ausgewiesen (Abrechnungsstau). Der Abrechnungsstau zum 31.12.2021 hat somit einen An-
teil von rund 66 % der Bilanzposition Anlagen im Bau (AiB). Aufgrund des Abrechnungsstaus
bei den AiB werden die AHK nach Umbuchung in die entsprechenden Anlagenpositionen 
über die verbleibende Restnutzungsdauer mit höheren Beträgen abgeschrieben. Eine nähe-
rungsweise Abschätzung der fehlenden planmäßigen Abschreibungen für AiB mit AHK ab 1 
Mio. € ergab einen Betrag i.H.v. rund 104,8 Mio. €. Aufgrund des Abrechnungsstaus bei den 
AiB werden auch die ertragswirksamen Auflösungen der Sonderposten für erhaltene Investi-
tionsfördermittel nicht zeitgerecht verbucht. Im Rahmen der Prüfung der Bilanzposition 1.2.7 
„Anlagen im Bau“ haben wir für die AiB im Abrechnungsstau mit AHK von mehr als 1 Mio. € 
neben den fehlenden Abschreibungen auch die fehlenden ertragswirksamen Auflösungen für
erhaltene Investitionszuwendungen geschätzt. Hierbei ergab sich ein Betrag i.H.v. rund 10,9 
Mio. €.

Stellungnahme der Stadtkämmerei
„Damit der AiB-Stau nicht weiter ansteigt, sondern mittelfristig auch reduziert wird, ist auf-
grund der sehr hohen Investitionen in den Folgejahren eine jährliche Abrechnungsleistung 
von mehr als 1.500 Mio. € erforderlich.
Allein von den vier beschlossenen Schulbauprogrammen mit einem Gesamtvolumen von ca.
7.000 Mio. €, sind etwa erst ⅓ auf AiB gebucht. Der Wert bei Gesamtzugänge auf AiB wird 
des-halb in den nächsten Jahren weiter ansteigen.
Perspektivisch ist es sinnvoll, dass sich mehr Anlagenbuchhalter*innen auf die AiB-Abrech-
nung spezialisieren, v.a. für Maßnahmen im Bereich des RBS, des Baureferats und des 
Kommunalreferats.
Wesentliche Gründe für nicht zeitgerechte AiB-Abrechnungen sind
• unzureichende Personalkapazitäten
• sehr hohe und jährlich steigende Investitionen
• mühsame Unterlagenbeschaffung
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• teilweise fehlende Kooperationsbereitschaft in den Referaten
• fehlende oder häufig wechselnde Ansprechpartner*innen in den Referaten
• Probleme bei der Abrechnung von investiven Baumaßnahmen mit Generalunternehmern

Die Zentrale Anlagenbuchhaltung hat einen Maßnahmenkatalog zur Reduzierung des AiB-
Staus erarbeitet. Die Maßnahmen werden in Abhängigkeit der Personalressourcen seit Mai 
2022 umgesetzt.

Die Zentrale Anlagenbuchhaltung wird alle Anstrengungen unternehmen, den Aktivierungs- 
und Passivierungsstau deutlich zu reduzieren.
Mit dem Start von S/4HANA im Projekt von digital4finance stehen dann auch viele für die 
AiB-Abrechnung erforderlichen Unterlagen in digitaler Form zur Verfügung, so dass sich zu-
künftig der Aufwand für die Beschaffung von Unterlagen reduzieren wird und zu einer Ar-
beitserleichterung beiträgt.
Es wird bei weiterhin hohen Investitionen und entsprechend vielen neu abzurechnenden 
Maß-nahmen auch mittelfristig eine große Herausforderung bleiben, gleichzeitig die in den 
Vorjahren entstandenen „Altlasten“ als auch die neu hinzukommenden AiB so rasch wie 
möglich abzurechnen.“

Finanzanlagen: Sondervermögen, Anteile an verbundenen Unternehmen, Beteiligun-
gen: Ausweis der Gewinnabführung, Erhöhung des Beteiligungswertes
Der Beteiligungswert der städtischen Gesellschaften (Bilanzpositionen 1.3.1 – 1.3.3) beläuft 
sich zum 31.12.2021 auf 6.636.726.479,70 € (Vorjahr: 6.452.817.301,26 €). Der Anstieg von 
2020 auf 2021 i.H.v. 183.909.178,94 € resultiert aus Barkapital- und Sacheinlagen in städti-
sche Gesellschaften. Seit der Eröffnungsbilanz zum 01.01.2009 sind die Werte dieser Finan-
zanlagen um 5,894 Mrd. € angestiegen. 
Der Anstieg dieser Bilanzposition resultiert u.a. aus Beteiligungswerterhöhungen der Messe 
München GmbH i.H.v. insgesamt rund 14,635 Mio. € bis zum 31.12.2020, der Münchner Ge-
werbehof- und Technologiezentrumsgesellschaft mbH (MGH) i.H.v. insgesamt rund 167,757 
Mio. € bis zum 31.12.2020, der MÜNCHENSTIFT GmbH i.H.v. insgesamt 9,20 Mio. € bis 
zum 31.12.2020 und der München Klinik gGmbH (ehemals Städtisches Klinikum München 
GmbH) i.H.v. insgesamt 200 Mio. € bis zum 31.12.2014.
Darüber hinaus beruht die Erhöhung des Beteiligungswertes auf der Rückführung des zu-
nächst von den Stadtwerken München GmbH (SWM) an die LHM abgeführten Gewinns. Seit
der Eröffnungsbilanz hat sich der Beteiligungswert der SWM durch diese Gewinnrückführung
i.H.v. rund 3,9 Mrd. € von 485 Mio. € zum 01.01.2009 auf 4,37 Mrd. € zum 31.12.2021 er-
höht. 
Die kommunalrechtlichen Vorgaben regeln die Vorgehensweise der Gewinnrückführung (von
SWM) und die Beteiligungswerterhöhungen (im Falle SWM, Messe, MGH, MÜNCHENSTIFT
und München Klinik) bislang nicht. Eine durch die Stadtkämmerei beim Innenministerium an-
geforderte rechtsverbindliche Auskunft steht nach wie vor aus. Im Geschäftsjahr 2021 wurde
auf Veranlassung der Stadtkämmerei die „AG Finanzbeziehungen“ (Stadtkämmerei, Revisi-
onsamt, BKPV) eingesetzt, um die Bilanzierung dieser Beteiligungswerterhöhungen einer 
rechtskonformen Lösung zuzuführen.
Für die buchhalterische Behandlung der Gewinnrückführung wurde durch die AG Finanzbe-
ziehungen eine Prüfkaskade entwickelt. In der Arbeitsgruppe wurde festgelegt, dass der Be-
teiligungswert der SWM zum 31.12.2021 beibehalten und nicht ergebnisneutral korrigiert 
wird. 
Eine Rückmeldung des BKPV zum Schreiben der Stadtkämmerei vom 20.12.2022, ob mit 
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dieser Vorgehensweise Einverständnis besteht, erfolgte am 01.03.2023. Die Umsetzung der 
Festlegungen zur bilanziellen Abbildung der Gewinnrückführung erfolgt rückwirkend zum 
01.01.2022.

Der BKPV stellte ergänzend klar, dass innerhalb der Arbeitsgruppe Konsens darüber 
bestand, dass die für die Finanzbeziehungen LHM – SWM vereinbarte Buchungssystematik 
ebenso wie die vereinbarten Abgrenzungskriterien unabhängig von der Rechtsform und der 
Höhe der städtischen Beteiligung einheitlich auf die Finanzbeziehungen der 
Landeshauptstadt mit allen Tochterunternehmen und sonstigen Beteiligungen angewendet 
werden soll. Der BKPV geht davon aus, dass spätestens ab dem von der Landeshauptstadt 
genannten Stichtag sämtliche Zahlungen/Bewegungen der Landeshauptstadt an ihre 
Tochterunternehmen danach differenziert werden, ob sie aufgrund ihres konsumtiven 
Charakters in der Ergebnisrechnung zu buchen oder aber als 
Investitionsförderungsmaßnahmen i.S. des § 98 Nr. 39 KommHV-Doppik unter den 
immateriellen Vermögensgegenständen oder - soweit es sich tatsächlich um (nachträgliche) 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten i.S. des § 77 KommHV-Doppik handelt - ggf. als 
Finanzanlage nach § 85 Abs. 2 Nr. 1.3 KommHV-Doppik zu aktivieren sind.

Mit der Korrektur der U-Bahnaltlinien aus der Position „Geleisteten Zuwendungen für Investi-
tionen“ im Jahresabschluss 2010 der LHM wurde der von der Stadtkämmerei ermittelte 
Buchwert der U-Bahnaltlinien auf den Beteiligungswert der SWM i.H.v. 410,547 Mio. € im 
Buchungskreis des U-Bahnbau und -verpachtung (Bukr 0127) gebucht. Wie in den Vorjahren
ausgeführt, liegt nach wie vor kein Nachweis des eigenkapitalverstärkenden Charakters 
durch die SWM vor.

Stellungnahme der Stadtkämmerei
„Die AG Finanzbeziehungen wurde gegründet, um u.a. Kapital- und Sachzuführungen in 
städtische Gesellschaften und die Behandlung der Gewinnrückführung in die Kapitalrückla-
gen der Stadtwerke München GmbH einer endgültigen, rechtskonformen Lösung zuzufüh-
ren. Die korrekte bilanzielle Abbildung der Gewinnrückführung sowie der sonstigen Finanz-
beziehungen zwischen der LHM und der Stadtwerke München GmbH wurde abschließend 
festgelegt und dokumentiert.
Es wurde vereinbart, als nächsten Themenblock die Finanzbeziehungen zwischen der LHM 
und den anderen städtischen Töchtern sowie die U-Bahn Altlinien zu betrachten und Festle-
gungen bezüglich der korrekten Bilanzierung zu treffen. Soweit Finanzbeziehungen vorlie-
gen, die durch die erstellte Prüfkaskade bereits abgedeckt sind, können diese analog über-
nommen werden. Noch nicht besprochen wurden aber u. a. Sacheinlagen bzw. Forderungs-
einlagen in das Stammkapital bzw. die Kapitalrücklage der städtischen Töchter. Ab Mai 2023 
werden wieder regelmäßige Arbeitsgruppentermine stattfinden, um die - aus Sicht der Stadt-
kämmerei - noch offenen Sachverhalte zu besprechen. Im Anschluss daran erfolgt die Doku-
mentation und Information aller betroffenen städtischen Dienststellen (z. B. Planungsreferat, 
Referat für Arbeit und Wirtschaft, Zentrale Anlagenbuchhaltung).“

Pauschalwertberichtigung 
Für den Jahresabschluss zum 31.12.2021 wurde über alle Forderungsarten hinweg für Pau-
schalwertberichtigungen ein Betrag in Höhe von 2.481.846,94 € im Soll gebucht. 

Für die Prüfung der Pauschalwertberichtigungen haben wir die uns zur Verfügung gestellten 
Auswertungen in Stichproben sowohl rechnerisch als auch im System überprüft. Dabei zeig-
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te sich, dass der zum 31.12.2021 gebuchte Pauschalwertberichtigungsbetrag in Höhe von 
2.481.846,94 € (im Soll) um 6.160.710,55 € niedriger als der durch die SKA errechnete Wert 
ist. Somit sind die Forderungen um diesen Betrag zu niedrig wertberichtigt und die Aufwen-
dungen aus Pauschalwertberichtigung um diesen Betrag zu niedrig ausgewiesen. 
Dieser aus dem Vorjahr beruhende Fehler hat zur Folge, dass zum 31.12.2021 in der Bilanz 
die öffentlich-rechtlichen Forderungen um 1.758.884,38 €, die privatrechtlichen Forderun-
gen um 4.263.776,66 € und die sonstigen Vermögensgegenstände um 103.550,79 € (insge-
samt 6.126.211,83 €) zu hoch ausgewiesen wurden. In der Ergebnisrechnung wurde für 
diese Fälle der zugehörige Aufwand aus Pauschalwertberichtigung i.H.v. 6.126.211,83 € 
(Position „Sonstige Ordentliche Aufwendungen – Niederschlagungen/Erlass/Berichtigungen“)
dagegen zu niedrig ausgewiesen. Der Grund einer verbleibenden Differenz in Höhe von 
34.498,66 € kann auf Basis der vorliegenden Unterlagen nicht nachvollzogen werden. 

Der weitere Fehler bei den zweifelhaften Forderungen im Rahmen der Einzelwertberichti-
gung der Forderungen hat zur Folge, dass bei der Berechnung der Pauschalwertberichti-
gung zum 31.12.2021 in der Bilanz die öffentlich-rechtlichen Forderungen um 
13.897.405,12 €, die privatrechtlichen Forderungen um 1.500.366,51 € und die sonstigen 
Vermögensgegenstände um 236.817,64 € (insgesamt 15.634.589,28 €) zu hoch ausgewie-
sen wurden. In der Ergebnisrechnung wurde für diese Fälle der zugehörige Aufwand aus 
Pauschalwertberichtigung i.H.v. 15.634.589,28 € (Position „Sonstige Ordentliche Aufwendun-
gen – Niederschlagungen/Erlass/Berichtigungen“) dagegen zu niedrig ausgewiesen.

Diese beiden Fehler haben zur Folge, dass in der Bilanz zum 31.12.2021 die Position For-
derungen und sonstige Vermögensgegenstände insgesamt um 21.795.299,83 € zu hoch
und die Aufwendungen aus Pauschalwertberichtigung insgesamt in Höhe von 
21.795.299,83 € zu niedrig im Jahresabschluss ausgewiesen sind.

In ihrer Stellungnahme zum Korrekturbericht führt die Stadtkämmerei aus, dass die Pau-
schalwertberichtigung jedes Jahr nach einem komplexen Schlüssel durch die Stadtkämmerei
ermittelt wird. Wesentliches Element ist dabei die Aufteilung auf verschiedene Forderungsar-
ten und auf die Referate. Das Revisionsamt hat im Rahmen seiner Prüfungstätigkeit zwar ei-
nen summarischen Gesamtfehler festgestellt, diese kann aber nicht auf die einzelnen Forde-
rungsarten und die Referate verteilt werden. Die Stadtkämmerei ist deshalb nicht in der 
Lage, hier konkrete Korrekturbuchungen durchzuführen. In Abstimmung mit dem Revisions-
amt wurde für die Pauschalwertberichtigung keine Korrektur vorgenommen.

Pensionsrückstellungen
Die Bilanzposition 3.1.1 „Pensionsrückstellungen und Beihilfen“ weist zum 31.12.2021 einen 
Wert von 6.431.929.103,73 € (Vorjahr: 6.407.554.698,43 €) aus.
Derzeit werden die Pensionsrückstellungen nach geltenden Kommunalgesetzen mit 6 % ab-
gezinst. Da der aktuelle Marktzins unter 6 % liegt, besteht das Risiko, dass die Pensions-
rückstellungen in der Realität zu niedrig bilanziert sind. Nach der Angabe im Anhang der 
Stadtkämmerei wurden die Pensions- und Beihilferückstellungen alternativ anhand des gel-
tenden Zinssatzes nach HGB (BilMoG) mit 1,37 % bewertet. Es wird ausgeführt, dass sich 
im Ergebnis unter Berücksichtigung dieses Zinssatzes der Bestand der Pensions- und Beihil-
ferückstellungen rechnerisch zum Stichtag 31.12.2021 von 6,4 Mrd. € um 4,9 Mrd. € auf 11,3
Mrd. € erhöhen würde. 
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Stellungnahme der Stadtkämmerei
„Das Personal- und Organisationsreferat und die Stadtkämmerei sehen das Risiko von zu 
niedrig bewerteten Pensionsrückstellungen genauso wie das Revisionsamt. Die Kommunal-
gesetze sehen allerdings nach wie vor eine Abzinsung von 6 % vor. Deshalb muss unter der 
Bilanzposition 3.1.1 der genannte Wert ausgewiesen werden. Damit im Anhang aber ein rea-
listischer Wert genannt werden kann, ermittelt das POR regelmäßig einen mit einem markt-
üblichen Zinssatz abgezinsten Wert. Dieser realistische Wert der Pensionsrückstellungen 
wird auch künftig ermittelt und im Anhang veröffentlicht.“

Sonstige Rückstellungen
Die Bilanzposition 3.6 „Sonstige Rückstellungen“ weist zum 31.12.2021 einen Wert von 
407.726.865,77 € aus.
Für folgende Rückstellungssachverhalte erfolgten – wie auch in den Vorjahren – keine ent-
sprechenden Meldungen/Buchungen durch die einzelnen Referate mit der Folge, dass die 
Rückstellungen in der Bilanz zu niedrig ausgewiesen sind. Es handelt sich hierbei um Rück-
stellungen für Überstunden und Gleitzeitguthaben, Rückstellungen für Leistungsprämien 
(LOB), Rückstellungen für Dienstjubiläen, Rückstellungen für die Aufbewahrung von Ge-
schäftsunterlagen (Archivierungsrückstellungen), Drohverlustrückstellungen für Grundstücke
mit vergebenen unterverzinslichen Erbbaurechten. 

Rückstellungen für Dienstjubiläen
Wann mit der Erstberechnung gerechnet werden kann, ist nach Auskunft der Stadtkämmerei
und des POR noch offen. Derzeit sind sowohl die Kapazitäten der Stadtkämmerei als auch 
des POR durch Projekte stark gebunden (z.B. NeoHR, digital4finance).

Die Bildung von Rückstellungen für die Aufbewahrung von Geschäftsunterlagen (Archivie-
rungsrückstellungen) sowie Drohverlustrückstellungen für Grundstücke mit vergebenen un-
terverzinslichen Erbbaurechten wird weiterhin durch die Stadtkämmerei geprüft. Aber auch 
hier sind die erforderlichen Ressourcen durch zusätzliche umfangreiche Projektarbeiten (z.B.
digital4finance) immer wieder gebunden.“

Stellungnahme der Stadtkämmerei
„Die Stadtkämmerei wird die genannten Rückstellungssachverhalte wieder aufgreifen, wenn 
die personellen Ressourcen dies zulassen.“

Aufwands- und Ertragsrechnung
Die Aufwands- und Ertragsrechnung des Hoheitsbereichs birgt insgesamt noch Verbesse-
rungspotentiale, z.B. bei der Buchungsqualität. Wir haben in Stichproben (bewusste Aus-
wahl) die Positionen 13.1 und 13.2 „Aufwendungen für Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe und für
bezogene Waren“ sowie für „bezogene Sach- und Dienstleistungen“ und die Positionen 15.1 
„Aufwendungen für geleistete Zuwendungen“, 15.2 „Sozialtransferaufwendungen“ und 15.5 
„Sonstige Transferaufwendungen“ und darüber hinaus die Unterpositionen 16.1.5 – 16.1.7 
und 16.1.10 aus der Position 16 „Sonstige ordentliche Aufwendungen“ geprüft.
Im Ergebnis waren von den 114 nach bewusster Stichprobenauswahl ausgewählten und hin-
sichtlich Buchungsqualität geprüften Auszahlungsanordnungen 8 korrekt erfasst; das sind 
rund 7,0 %. Aus der Prüfung der übrigen 106 Belege ergaben sich insgesamt 297 Beanstan-
dungen (mehrfache Beanstandungen pro Auszahlungsanordnung/Rechnung).
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Darunter ergaben sich bei 44 Fällen (14,8 %) Beanstandungen bei der periodengerechten 
Erfassung (Rückstellungen, Verbindlichkeiten, Rechnungsabgrenzungsposten). Bei 22 Fäl-
len (7,4 %) waren die Zahlungskonditionen nicht korrekt erfasst worden. In 18 Fällen (6,0 %)
wurde ein nicht korrektes Aufwandskonto bebucht.
Bei 19 Fällen (6,3 %) lag vom Rechnungseingang bis zur Begleichung des Rechnungsbe-
trags eine Laufzeit von mehr als 30 Tagen vor. Bei 46 weiteren Belegen (15,4 %) wurde die 
vom Lieferanten individuell vorgegebene Laufzeit überschritten. 
In 44 Fällen (14,8 %) gab es Beanstandungen bei der Erfassung der (externen) Rechnungs-
nummer, die fotoidentisch in SAP ERP zu erfassen ist, um Fälle von Doppelzahlungen zu 
vermeiden.

Die fehlerhaft erfassten Buchungsbelege führen u.a. zu einem nicht korrekten Ausweis der 
Aufwendungen. Fehlerhaft erfasste Zahlungsbedingungen und Laufzeiten beim Rechnungs-
ausgleich von mehr als 30 Tagen sind u.a. mit dem Risiko verbunden, dass der LHM durch 
den eingetretenen Zahlungsverzug Verzugsschäden in Rechnung gestellt werden. Nicht fo-
toidentisch erfasste externe Rechnungsnummern beinhalten das Risiko von Doppelzahlun-
gen.

Stellungnahme der Stadtkämmerei
„Die SKA 3.3 wird im nächsten AK MKRw die Referate nochmal auf die genannten Punkte 
sensibilisieren.“

Korrekturen aus der Eröffnungsbilanz und aus den Jahresabschlüssen
Aus der Prüfung der Eröffnungsbilanz zum 01.01.2009 und nachfolgender Jahresabschlüsse
steht ein Teil der Korrekturen noch aus (z.B. Vollständigkeit der Grundstücke, Erfassung der 
im Rahmen der SoBoN unentgeltlich erhaltenen Grundstücke und Gebäude).

Die Empfehlungen aus dem Revisionsbericht „Prüfung der Vollständigkeit der Grundstücke“ 
(vorgelegt in der RPA-Sitzung vom 15.11.2007) sind noch nicht vollständig umgesetzt und 
die Vollständigkeit der Grundstücke kann weiterhin nicht nachgewiesen werden. Eine aus-
wertbare Auflistung erfolgter Korrekturen ist nicht erfolgt.
Im Jahr 2015 wurde zur Aufarbeitung der ausstehenden Korrekturen für Grundstücke die Ar-
beitsgruppe „AG Grundstücke“ mit Beteiligung des Kommunalreferats, der Stadtkämmerei 
und des Revisionsamts tätig. In der „AG Grundstücke“ wurde am 31.03.2015 vereinbart, 
dass für die Umsetzung der Empfehlungen aus dem Revisionsbericht „Prüfung der Vollstän-
digkeit der Grundstücke“ (Rechnungsprüfungsausschuss am 15.11.2007) aktuelle Auszüge 
aus dem Liegenschaftskataster durch das Kommunalreferat angefordert werden.
Für die Flurstücke der LHM innerhalb und außerhalb des Stadtgebiets München hat das 
Kommunalreferat dem Revisionsamt eine aktualisierte Auswertung mit Stand 09.05.2022 
aus dem amtlichen Liegenschaftskatasterinformationssystem (ALKIS) zur Verfügung gestellt.
Diese Auswertung kann die Basis für weitere Abgleiche mit SAP ERP darstellen.

Stellungnahme der Stadtkämmerei
„Vollständigkeit der Grundstücke:
Eine auswertbare Auflistung aller bereits erfolgter Korrekturen kann weiterhin nicht geliefert 
werden. Für die bereits abgeschlossenen Gemarkungen liegen die bearbeiteten Listen je-
doch vor und können jederzeit bei der Stadtkämmerei angefordert werden. Im Jahr 2022 
wurden vier weitere Gemarkungen fertiggestellt. Die Gemarkungen Perlach, Aubing und Tru-
dering stehen kurz vor dem Abschluss.
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Die Stadtkämmerei orientiert sich wie bisher bei den Korrekturen der Eröffnungsbilanz aus-
schließlich an den Feststellungen zum Prüfbericht der Eröffnungsbilanz. Für jedes in der 
Auswertung enthaltene, zu korrigierende Flurstück, wird ein aktueller Grundbuchauszug an-
gefordert. Erst dann werden die Korrekturen vollzogen. Im Jahr 2023 wird die Bearbeitung 
der noch offenen Gemarkungen fortgesetzt.

Vollständigkeit der Bauten:
Von den zehn vorliegenden Umbuchungslisten sind derzeit neun erledigt. Von der letzten 
Liste ist nur noch ein einziger Fall offen.

Korrektur Anlageverkaufskonten vor Umstellung auf Verrechnungskonten:
Die Bearbeitung der Liste ist bis auf einen Fall abgeschlossen, die Neubewertung des Wal-
des konnte in 2022 sogar gänzlich abgeschlossen werden. Die restlichen Themenblöcke (z. 
B. Erfassung der im Rahmen der SoBoN unentgeltlich erhaltenen Grundstücke und Gebäu-
de) konnten durch das Kommunalreferat aus Kapazitätsgründen noch nicht vollständig bear-
beitet werden.“
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7 Umbuchungen und Korrekturen

Nach der Bayerischen Gemeindeordnung sind Unstimmigkeiten, z.B. Rechenfehler, Bu-
chungsfehler etc. bis zur Feststellung durch die Vollversammlung zu korrigieren. Vor allem 
dann, wenn sie das Ergebnis des Jahresabschlusses wesentlich berühren. 

Im Rahmen der Prüfung des Jahresabschlusses 2021 ergeben sich aufgrund von Prüfungs-
feststellungen in wesentlicher Höhe nachfolgende Korrekturbedarfe.
Die Höhe der wesentlichen Korrekturen wird bei den Ausführungen zu den einzelnen Positio-
nen beschrieben.

Die notwendigen Korrekturen wurden dem Rechnungsprüfungsausschuss mit einem separa-
ten Bericht4 in seiner Sitzung am 16.05.2023 vorgelegt und über die Umsetzung durch die 
Stadtkämmerei berichtet. Die Stadtkämmerei befasst daraufhin voraussichtlich im Juli 2023 
den Finanzausschuss und die Vollversammlung mit dem korrigierten Jahresabschluss 2021. 
Der hier vorgelegte Prüfbericht wurde bei den jeweiligen Bilanzpositionen hinsichtlich der 
Korrektur angepasst, damit die Vollversammlung im Juli 2023 die Feststellung und Entlas-
tung nach der Bereinigung von Unstimmigkeiten und Korrekturen vornehmen kann. 

Sachanlagevermögen, Grundstücke
In der Bilanz zum 31.12.2021 waren die Grundstücke und grundstücksgleichen Rechte i.H.v.
4.213.163.436,04 € bilanziert. In der Ergebnisrechnung zum 31.12.2021 wies der mitzuprü-
fende Posten 14.2 „Abschreibungen auf Sachanlagen“ einen Bestand von 366.581.902,63 € 
aus.

Im Rahmen der Prüfung der Grundstücke zeigte sich, dass für Flurstücke, die in das Öko-
konto „Schwarzhölzl“ eingebracht werden, mit Bezugsdaten 31.03.2021 bzw. 20.08.2021 au-
ßerplanmäßige Abschreibungen aufgrund der dauerhaften Bindung als Ausgleichsfläche 
i.H.v. insgesamt 3.961.916,51 € vorgenommen wurden.
Die außerplanmäßigen Abschreibungen sind auf Grundlage der vorliegenden Unterlagen 
nicht nachvollziehbar, da gemäß dem Beschluss der Vollversammlung vom 15.12.2021 die 
Flächen erst zum 01.01.2024 zur Herstellung des Ökokontos zur Verfügung stehen. D.h. die 
Wertminderung aufgrund der dauerhaften Bindung als Ausgleichsfläche erfolgt erst zum 
01.01.2024.
Soweit die Bindung erst zum 01.01.2024 erfolgt, werden in der Bilanz zum 31.12.2021 die 
Grundstücke um die zu früh vorgenommene außerplanmäßige Abschreibung i.H.v. 
3.961.916,51 € zu niedrig im Sachanlagevermögen ausgewiesen.
In der Ergebnisrechnung wurden die Aufwendungen aus der außerplanmäßigen Abschrei-
bung der Flurstücke (Position „Planmäßige Abschreibungen auf Sachanlagen“) um 
3.961.916,51 € zu hoch ausgewiesen.

Die Korrekturbuchung in EC-CS wurde durch die Stadtkämmerei am 25.04.2023 mit Beleg-
nummer 6600000036 i.H.v. 3.961.916,51 € durchgeführt.

4 Prüfbericht „Korrektur des Jahresabschlusses zum 31.12.2021“, Az. 9632.0_PG1_004_23.
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Finanzanlagevermögen, Beteiligungen
In der Bilanz zum 31.12.2021 waren die Beteiligungen i.H.v. 249.476.582,32 € bilanziert.

Im Rahmen der Prüfung der Beteiligungen zeigte sich, dass mit Bezugsdatum 04.05.2021 
eine Erhöhung des Beteiligungswertes der „Messe München GmbH“ i.H.v. 40.000.000,00 € 
vorgenommen wurde.
Grund für die Erhöhung des Beteiligungswertes in der Bilanz der LHM ist die Unterstützung 
der Gesellschaft aufgrund der negativen wirtschaftlichen Auswirkungen der COVID19-Pan-
demie. Die Gesellschafter LHM und Freistaat Bayern haben sich gemäß Konsortialvertrag 
auf eine paritätische Kapitalzuführung im Jahr 2021 geeinigt.
Die EU-beihilferechtliche Zulässigkeit der Eigenkapitalerhöhung wurde im Rahmen eines Pri-
vate Investor Tests (PIT) durch einen externen Gutachter untersucht und für zulässig erach-
tet. Soweit sich auch ein marktwirtschaftlich handelnder privater Investor für die Kapitalmaß-
nahme entscheiden würde, liegt keine Beihilfe vor.

Die Erhöhung des Beteiligungswertes der Messe München GmbH i.H.v. 40.000.000,00 € in 
der Bilanz der LHM aufgrund der Einzahlung der LHM in die Kapitalrücklage der Messe 
München GmbH ist in den Kommunalgesetzen nicht explizit geregelt. Bei Anwendung der für
die Finanzbeziehungen LHM – SWM vereinbarten Abgrenzungskriterien liegt kein Nachweis 
über die Erhöhung des inneren Wertes vor. Eine Erhöhung des Stammkapitals erfolgt nicht.

Dies hat zur Folge, dass zum 31.12.2021 in der Bilanz die Finanzanlagen um 40.000.000,00 
€ zu hoch ausgewiesen sind. In der Ergebnisrechnung sind die Aufwendungen für geleistete
Zuwendungen um 40.000.000,00 € zu niedrig im Jahresabschluss ausgewiesen sind.

Die Korrekturbuchung in EC-CS wurde durch die Stadtkämmerei am 25.04.2023 mit Beleg-
nummer 6600000040 i.H.v. 40.000.000,00 € durchgeführt.

Forderungen Altbestand
Auf dem Konto 110300 „Forderungen PKF Steuern und steuerähnl. Forderungen“ war zum 
Bilanzstichtag 31.12.2021 wie im Vorjahr ein Bestand mit einem Haben-Saldo in Höhe von -
20.796.041,49 € (Vorjahr:  -22.150.461,27 €) vorhanden. Im Rahmen der Prüfung des Jah-
resabschlusses 2020 hat uns die Stadtkämmerei am 08.12.2021 darüber informiert, dass sie
im Zuge der Abschaltung des Fachverfahrens „Personenkontenführung“ (PKF) die noch vor-
handenen Forderungsstände auf den entsprechenden PKF Konten überprüft hat. Im Ergeb-
nis ergab sich ein Habensaldo in Höhe von rund 33,9 Mio. €, dem nach Aufklärung der 
Stadtkämmerei keine realen Sachverhalte gegenüberstehen. Da die Habensalden auf die 
Zeit vor der Eröffnungsbilanz zurückgehen, ist eine ergebnisneutrale Korrektur möglich. Die 
Stadtkämmerei hat uns zum Korrekturbericht zum 31.12.2020 (Az.: 9632.0_PG1_005_22) 
mitgeteilt, dass der Habensaldo auf den PKF Forderungskonten im Jahresabschluss zum 
31.12.2021 korrigiert wird. Weiter teilte die Stadtkämmerei mit, dass die Habensalden auf die
Zeit vor der Eröffnungsbilanz zurückgehen und damit eine ergebnisneutrale Korrektur mög-
lich ist. Die Stadtkämmerei hat die ergebnisneutrale Korrektur im Eigenkapital allerdings erst 
mit Buchungsdatum 05.08.2022 vorgenommen. Somit bestand der Habensaldo zum 
31.12.2021 noch und die Forderungen wurden entsprechend zu niedrig ausgewiesen.
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Einzel- und Pauschalwertberichtigung
In der Bilanz zum 31.12.2021 waren Forderungen i.H.v. 659.197.134,80 € bilanziert, davon 
öffentlich-rechtliche Forderungen i.H.v. 365.137.513,98 €, privatrechtliche Forderungen i.H.v.
108.530.970,54 € und sonstige Vermögensgegenstände i.H.v. 173.978.538,62 €. In der Er-
gebnisrechnung zum 31.12.2021 wiesen die „Sonstigen Ordentlichen Erträge – Verschiede-
nes“5 einen Bestand von 207.320.949,55 € auf. Die „Sonstigen Ordentlichen Aufwendungen 
– Niederschlagungen / Erlass / Berichtigungen“ verzeichneten einen Bestand von  
153.916.702,90 €.

Bei der Prüfung der Einzelwert- und Pauschalwertberichtigungen über alle Forderungsarten 
und Buchungskreise ergaben sich folgende Feststellungen:

Einzelwertberichtigung im Bereich der Forderungen aus Transferleistungen
Die Prüfung der Einzelwertberichtigungen ergab, dass auf dem Sachkonto 120402 
„Ford.a. Transferleistungen ggü. Gde.u.Gde.verbände“ gegenüber dem Geschäftspartner 
1000002168 (Bezirk Oberbayern) zum 31.12.2021 Forderungen in Höhe von 
162.746.234,53 € fälschlicherweise mit dem Mahnsperrgrund „A“ (Aussetzung der Vollzie-
hung, „AdV“) versehen wurden, damit die Forderungen auf den einzelnen Vertragsgegen-
ständen bis zur Zuordnung der Zahlungen nicht unberechtigt gemahnt werden. Dadurch sind
diese Forderungen in voller Höhe fälschlicherweise zweifelhaft gestellt und zu 50 % einzel-
wertberichtigt. Zudem erfolgte bei 11 Forderungen in Höhe von insgesamt 184.006,74 € er-
folgte die Zweifelhaftstellung und die Einzelwertberichtigung fälschlicherweise, da diese For-
derungen zum 31.12.2021 nicht mehr „AdV“ gesetzt waren. 

Dies hat zur Folge, dass zum 31.12.2021 in der Bilanz die öffentlich-rechtlichen Forderun-
gen um 81.464.579,46 € in der Bilanz zu niedrig ausgewiesen wurden. Damit wurde das 
Jahresergebnis insgesamt um 81.464.579,46 € zu niedrig ausgewiesen.

Die Korrekturbuchung in EC-CS wurde durch die Stadtkämmerei am 25.04.2023 mit Beleg-
nummer 6600000037 i.H.v. 81.464.579,46 € durchgeführt.

Einzelwertberichtigung im Bereich der Forderungen gegenüber der GWG
Die Prüfung der Einzelwertberichtigungen ergab, dass gegenüber dem Geschäftspartner 
1000000084 (GWG) wegen der fälschlichen Verwendung des Merkmales Aussetzung der 
Vollziehung (AdV) 2 Forderungen mit der Vertragsnummer 5309900126702 zu 50 % einzel-
wertberichtigt wurden. Es handelt sich jeweils um Forderungen mit Buchungsdatum 
19.08.2021 auf dem Konto 130405 für „Einnahm.a.d.Veräuß.v.Vorratsvermögen“ in Höhe 
von 17.589.980,00 € und auf dem Konto 165405 für „Anteil Erschließungsbeitrag Verkaufs-
erl.“ in Höhe von 2.776.400,00 €. Der Ausgleich der Forderungen erfolgte erst am 
05.01.2022. Das System erkannte die Forderungen zum 31.12.2021 als noch offen und es 
erfolgte automatisiert fälschlicherweise eine EWB.

Dies hat zur Folge, dass zum 31.12.2021 in der Bilanz die privatrechtlichen Forderungen 
um 8.794.990,00 € und die sonstigen Vermögensgegenstände um 1.388.200,00 € zu 
niedrig sowie die zugehörigen Aufwendungen um insgesamt 10.183.190,00 €6 zum 
31.12.2021 zu hoch im Jahresabschluss ausgewiesen sind. 

5 Hier werden die Erträge aus der Auflösung und Herabsetzung von Einzel- und Pauschalwertberichtigung erfasst. 
6(8.794.990,00 € und 1.388.200,00 €) 
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Die Korrekturbuchung in EC-CS wurde durch die Stadtkämmerei am 25.04.2023 mit Beleg-
nummer 6600000038 i.H.v. 10.183.190,00 € durchgeführt.

Pauschalwertberichtigung 
Für den Jahresabschluss zum 31.12.2021 wurde über alle Forderungsarten hinweg für Pau-
schalwertberichtigungen ein Betrag in Höhe von 2.481.846,94 € im Soll gebucht. 

Für die Prüfung der Pauschalwertberichtigungen haben wir die uns zur Verfügung gestellten 
Auswertungen in Stichproben sowohl rechnerisch als auch im System überprüft. Dabei zeig-
te sich, dass der zum 31.12.2021 gebuchte Pauschalwertberichtigungsbetrag in Höhe von 
2.481.846,94 € (im Soll) um 6.160.710,55 € niedriger als der durch die SKA errechnete Wert 
ist. Somit sind die Forderungen um diesen Betrag zu niedrig wertberichtigt und die Aufwen-
dungen aus Pauschalwertberichtigung um diesen Betrag zu niedrig ausgewiesen. 
Dieser aus dem Vorjahr beruhende Fehler hat zur Folge, dass zum 31.12.2021 in der Bilanz 
die öffentlich-rechtlichen Forderungen um 1.758.884,38 €, die privatrechtlichen Forderun-
gen um 4.263.776,66 € und die sonstigen Vermögensgegenstände um 103.550,79 € (insge-
samt 6.126.211,83 €) zu hoch ausgewiesen wurden. In der Ergebnisrechnung wurde für 
diese Fälle der zugehörige Aufwand aus Pauschalwertberichtigung i.H.v. 6.126.211,83 € 
(Position „Sonstige Ordentliche Aufwendungen – Niederschlagungen/Erlass/Berichtigungen“)
dagegen zu niedrig ausgewiesen. Der Grund einer verbleibenden Differenz in Höhe von 
34.498,66 € kann auf Basis der vorliegenden Unterlagen nicht nachvollzogen werden. 

Der weitere Fehler bei den zweifelhaften Forderungen im Rahmen der Einzelwertberichti-
gung der Forderungen hat zur Folge, dass bei der Berechnung der Pauschalwertberichti-
gung zum 31.12.2021 in der Bilanz die öffentlich-rechtlichen Forderungen um 
13.897.405,12 €, die privatrechtlichen Forderungen um 1.500.366,51 € und die sonstigen 
Vermögensgegenstände um 236.817,64 € (insgesamt 15.634.589,28 €) zu hoch ausgewie-
sen wurden. In der Ergebnisrechnung wurde für diese Fälle der zugehörige Aufwand aus 
Pauschalwertberichtigung i.H.v. 15.634.589,28 € (Position „Sonstige Ordentliche Aufwendun-
gen – Niederschlagungen/Erlass/Berichtigungen“) dagegen zu niedrig ausgewiesen.

Diese beiden Fehler haben zur Folge, dass in der Bilanz zum 31.12.2021 die Position For-
derungen und sonstige Vermögensgegenstände insgesamt um 21.795.299,83 € zu hoch
und die Aufwendungen aus Pauschalwertberichtigung insgesamt in Höhe von 
21.795.299,83 € zu niedrig im Jahresabschluss ausgewiesen sind. Da die Stadtkämmerei 
die Korrektur nicht vornehmen kann, formulieren wir einen Prüfungsvorbehalt.

Sonstige Rückstellungen „Betriebsmittelzuschuss Gasteig“
In der Bilanz zum 31.12.2021 waren die Rückstellungen für ungewisse Verbindlichkeiten (als
Teil der sonstigen Rückstellungen) i.H.v. 238.023.345,96 € bilanziert. In der Ergebnisrech-
nung zum 31.12.2021 wiesen die Aufwendungen für geleistete Zuwendungen einen Bestand 
von 1.261.754.632,65 € aus.

Im Rahmen der Prüfung zeigte sich, dass in 2021 zugunsten der Gasteig GmbH Rückstel-
lungen i.H.v. 4,013 Mio. € neu für Betriebsmittelzuschüsse (auf Basis von Planzahlen) gebil-
det wurden. Nach vorgelegten Unterlagen wurden davon in 2022 für Mieten etc. 
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2.476.352,00 €  in Anspruch genommen. Der Restbetrag wurde in 2022 i.H.v. 1.536.648,00 €
aufgelöst. 

Dies hat zur Folge, dass zum 31.12.2021 in der Bilanz die Rückstellungen für ungewisse 
Verbindlichkeiten i.H.v. 1.536.648,00 € zu hoch ausgewiesen wurden. In der Ergebnisrech-
nung wurden die Aufwendungen für geleistete Zuwendungen i.H.v.1.536.648,00 € zu hoch 
ausgewiesen. Die Rückstellung war in dieser Höhe zu hoch bilanziert. 

Die Korrekturbuchung in EC-CS wurde durch die Stadtkämmerei am 25.04.2023 mit Beleg-
nummer 6600000034 i.H.v. 1.536.648,00 € durchgeführt. 

Sonstige Verbindlichkeiten „Corona“
In der Bilanz zum 31.12.2021 waren die Sonstigen Verbindlichkeiten vom sonstigen öffentli-
chen und privaten Bereich (als Teil der sonstigen Verbindlichkeiten) i.H.v. 614.519.933,20 € 
bilanziert. In der Ergebnisrechnung zum 31.12.2021 wiesen die Aufwendungen für bezogene
Sach- und Dienstleistungen – Mieten/Pachten/Leasing einen Bestand von 190.586.198,79 €,
die Aufwendungen für bezogene Sach- und Dienstleistungen – Sonstiges einen Bestand von
694.256.381,57 € und die sonstigen ordentlichen Aufwendungen – Sonstiges einen Bestand 
von 55.942.400,61 € aus.

Im Rahmen der Prüfung zeigte sich, dass im Jahr 2022 für die Corona-Kontaktnachverfol-
gung und für den Betrieb des Impfzentrums in der Messe München Aufwendungen (Miete für
das Impfzentrum, Nebenkosten, Bewirtung, sonstige Kosten etc.) i.H.v. insgesamt 
3.194.377,63 € aufwandswirksam erfasst wurden, die eigentlich das Jahr 2021 betreffen. 
Diese Aufwendungen hätten als Abgrenzungssachverhalte an die Stadtkämmerei gemeldet 
werden müssen.

Dies hat zur Folge, dass zum 31.12.2021 in der Bilanz der LHM die „Sonstigen Verbindlich-
keiten“ i.H.v. 3.194.377,63 € zu niedrig ausgewiesen wurden. In der Ergebnisrechnung wur-
den die Aufwendungen für bezogene Sach- und Dienstleistungen – Miete, Pachten, Leasing 
i.H.v. 148.065,75 € und für bezogene Sach- und Dienstleistungen– Sonstiges i.H.v. 
2.545.107,85 € sowie für sonstige ordentliche Aufwendungen – Sonstiges i.H.v. 501.204,03 
€, d.h. insgesamt i.H.v. 3.194.377,63 € zu niedrig ausgewiesen.

Die Korrekturbuchung in EC-CS wurde durch die Stadtkämmerei am 25.04.2023 mit Beleg-
nummer 6600000035 i.H.v. 3.194.377,63 € durchgeführt. 

Sonstige Verbindlichkeiten „Luftreinigungsgeräte“
In der Bilanz zum 31.12.2021 waren die Sonstigen Verbindlichkeiten vom sonstigen öffentli-
chen und privaten Bereich (als Teil der sonstigen Verbindlichkeiten) i.H.v. 614.519.933,20 € 
bilanziert. In der Ergebnisrechnung zum 31.12.2021 wiesen die Aufwendungen für bezogene
Sach- und Dienstleistungen – Aufwendungen für Vermögensgegenstände bis 800 Euro7  ei-
nen Bestand von 16.490.557,88 € aus.

Im Rahmen der Prüfung8 zeigte sich, dass 4 Rechnungen für Luftreinigungsgeräte mit An-
schaffungskosten < 800,00 € netto für 719 Aufenthaltsräume mit einem Rechnungsbetrag 

7 Die Positionsbezeichnung im Jahresabschluss der LHM lautet wie folgt: „Aufwendungen für bezogene Sach- und Dienst-
leistungen – Aufwendungen für Vermögensgegenstände bis 150 Euro“.

8  Prüfungsbericht „Ausgewählte Aspekte des Verfahrens zur Ausstattung von Räumen im Bildungsbereich mit Luftreini-
gungsgeräten“ (Az.: 9633.02_PG4_001_22.)
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i.H.v. insgesamt 1.067.801,28 € nicht periodengerecht im Haushaltsjahr 2021 im Buchhal-
tungssystem der Landeshauptstadt München erfasst wurden (Rechnungsbegleichung erfolg-
te am 16.02.2022 bzw. 05.04.2022). Zum Jahresabschluss 31.12.2021 wurden keine Rück-
stellungen oder sonstigen Verbindlichkeiten gebildet. Die Aufwendungen sind im Haushalts-
jahr 2021 um 1.067.801,28 € zu niedrig und im Haushaltsjahr 2022 entsprechend zu hoch 
ausgewiesen. 

Dies hat zur Folge, dass zum 31.12.2021 in der Bilanz die „Sonstigen Verbindlichkeiten“ 
i.H.v. 1.067.801,28 € zu niedrig ausgewiesen wurden. In der Ergebnisrechnung wurden die 
Aufwendungen für bezogene Sach- und Dienstleistungen – Aufwendungen für Vermögens-
gegenstände bis 800 Euro i.H.v. 1.067.801,28 € zu niedrig ausgewiesen. 

Die Korrekturbuchung in EC-CS wurde durch die Stadtkämmerei am 25.04.2023 mit Beleg-
nummer 6600000039 i.H.v. 1.067.801,28 € durchgeführt. 

Durch die Korrekturbuchungen der Stadtkämmerei vom 25.04.2023 hat sich die Bilanzsum-
me des Jahresabschlusses 2021 von 27.032.028.563,61 (vor Korrektur) um 55.609.685,97 €
auf 27.087.638.249,58 € (nach Korrektur) erhöht (siehe korrigierte Bilanz zum 31.12.2021 
unter Ziffer 13 und Anlage 2 des Berichts). Der Jahresüberschuss (inklusive Stiftungen) hat 
sich von 251.231.090,44 € (vor Korrektur) um 52.884.155,06 € auf 304.115.245,50 € (nach 
Korrektur) erhöht (siehe korrigierte Ergebnisrechnung unter Ziffer 16 und Anlage 3 des Be-
richts). 

Weitere aufgezeigte notwendige Umbuchungen und Korrekturen konnten während der Prü-
fung mitgeteilt werden. Sie können teilweise erst im Jahresabschluss 2022 und später durch 
die Stadtkämmerei berücksichtigt werden. Die übrigen Korrekturen werden der Stadtkämme-
rei und den Referaten entsprechend übermittelt, z.B. in Form von Korrekturlisten. 

Ergebnisneutrale Korrekturen nach § 93 KommHV-Doppik
Die Möglichkeit ergebnisneutrale Korrekturen nach § 93 KommHV-Doppik, die in Zusam-
menhang mit der Eröffnungsbilanz stehen, durchzuführen, endete formal zum Jahresab-
schluss 31.12.2012. Die Stadtkämmerei hat eine Anfrage für eine Verlängerung der erfolgs-
neutralen Korrektur bei der Regierung von Oberbayern gestellt. Von Seiten der Regierung 
von Oberbayern besteht, bezugnehmend auf die Finanzplanungsbekanntmachung vom 
26.02.2013 des Bayerischen Staatsministeriums des Innern, Einverständnis, dass bei der 
LHM die aufgrund der Feststellungen des Bayerischen Kommunalen Prüfungsverbandes 
aus der überörtlichen Prüfung 2009 – 2011 erforderlichen Änderungen der Eröffnungsbilanz 
auch nach Ablauf der Frist nach § 93 Abs. 3 KommHV-Doppik vorgenommen werden können
(Schreiben der Regierung von Oberbayern vom 19.04.2013). Die Stadtkämmerei korrigiert in
analoger Anwendung auch die Änderungen der Eröffnungsbilanz aufgrund von Feststellun-
gen der örtlichen Prüfung ergebnisneutral. 
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8 Vermögens-, Finanz- und Ertragslage

Die Vermögenslage zeigt, dass sich die Bilanzsumme von 26,90 Mrd. € auf 27,09 Mrd. € er-
höht hat. Zu der Veränderung trugen unter anderem die im Vergleich zum Vorjahr gestiege-
nen Sachanlagen im Bereich der Anlagen im Bau um rund 429,7 Mio. € und im Bereich der 
Gebäude um rund 237,3 Mio. € sowie das gestiegene Finanzanlagevermögen bei den Antei-
len an verbundenen Unternehmen um rund 183,9 Mio. € bei. Die Forderungen und Sonsti-
gen Vermögensgegenstände haben sich um rund 69,9 Mio. € verringert. Im Weiteren gab es 
einen Rückgang bei den liquiden Mitteln um rund 684,7 Mio. €. Auf der Passivseite der Bi-
lanz erhöhte sich das Eigenkapital um rund 292,1 Mio. €, was größtenteils auf den Jahres-
überschuss i.H.v. 306,2 Mio. € zurückzuführen ist. Demgegenüber sind die Rückstellungen 
um rund 148,4 Mio. € zurückgegangen. Der Rückgang resultierte hauptsächlich aus um rund
109,1 Mio. € geringeren Rückstellungen im Rahmen des Finanzausgleichs und von Steuer-
schuldverhältnissen sowie aus um rund 55,4 Mio. € geringeren Sonstigen Rückstellungen. 
Bei der Position Sonderposten war ein Anstieg von rund 85,2 Mio. € zu verzeichnen. Bei den
Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen ergab sich ein Anstieg um rund 35,6 Mio. 
€. Die Sonstigen Verbindlichkeiten haben sich um rund 22,7 Mio. € vermindert. Die Verbind-
lichkeiten aus Krediten sind um rund 37,6 Mio. € zurückgegangen. 

Die Finanzlage hat sich gemäß Finanzrechnung (siehe hierzu auch Ausführungen unter Zif-
fer 17) von einem Anfangsbestand (01.01.2021) von 998,9 Mio. € auf einen Endbestand 
(31.12.2021) von 318,7 Mio. € (einschließlich 55 Mio. € Schuldscheindarlehen und 14,8 Mio. 
€ Einlagen bei Banken und Kreditinstituten – Stiftungen) verringert. Der Finanzmittelbestand 
setzt sich bei der LHM zusammen aus Einlagen bei Banken und Kreditinstituten, Bargeld/
Kassenbestand, Stiftungen und Beträgen auf weiteren Konten, die Bankcharakter haben. Im 
Jahr 2021 ist bei den Ein- und Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit ein Über-
schuss i.H.v. rund 620,2 Mio. € entstanden. Dem gegenüber steht ein negativer Saldo aus 
Investitionstätigkeit i.H.v. 1.148,6 Mio. €. Somit entsteht im Jahr 2021 ein Finanzierungsmit-
telfehlbetrag i.H.v. rund 528,4 Mio. €. Gleichzeitig wurden Kredite in Höhe von rund 37,6 Mio.
€ getilgt, was zu einer Verringerung der Finanzmittel führte. Der Saldo aus nicht haushalts-
wirksamen Vorgängen reduzierte die Finanzmittel um rund 107,0 Mio. €. Der Saldo aus Ein-
zahlungen und Auszahlungen der rechtlich selbständigen Stiftungen hatte eine weitere Re-
duzierung der Finanzmittel um rund 7,2 Mio. € zur Folge.

Bezüglich der Ertragslage hat die LHM in 2021 nach zwei Jahren in Folge mit Jahresfehlbe-
trägen wieder einen Jahresüberschuss i.H.v. 304.115.245,50 € (inkl. Stiftungen sowie der 
Gewinnabführung der SWM) (Vorjahr: Jahresfehlbetrag i.H.v. 33.571.052,86 €) erzielt.
Damit fällt das Jahresergebnis im Vergleich zum Vorjahr um rund 337,7 Mio. € höher aus.
Der Jahresüberschuss resultierte überwiegend aus der Zunahme der Erträge aus der Ge-
werbesteuer, die im Vergleich mit dem Vorjahr um rund 1.429,4 Mio. € angestiegen sind. Die 
ordentlichen Aufwendungen sind im Vergleich mit dem Vorjahr demgegenüber weniger stark 
um rund 160,1 Mio. € angestiegen.

Überblick über die wirtschaftliche Situation der LHM

Nachfolgend werden einige ausgewählte kommunalspezifische Kenngrößen dargestellt, die 
unter anderem zur Beurteilung der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage beitragen können. 
Die Darstellung umfasst einen Fünf-Jahres-Vergleich. Damit werden Entwicklungen im Zeit-
ablauf erkennbar. 
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Kenngrößen
2021 2020 2019 2018 2017

€ € € € €

Vergebene investive Zuwen-
dungen insgesamt

892.184.389 835.560.268 814.715.617 810.268.893 845.953.896

Investive Zuwendungen an 
Beteiligungen 

373.028.200 335.250.717 286.424.215 280.234.819 250.554.096

Anlagen im Bau –
Werte 

3.707.934.420 3.278.262.464 2.790.927.203 2.378.733.739 2.288.811.951

Liquide Mittel 248.927.522 933.584.154 1.097.364.040 1.481.479.898 1.119.092.112

Eigenkapital 13.519.372.914 13.227.272,153 13.309.917.642 13.425.991.056 13.077.552.997

Verbindlichkeiten gegenüber
Kreditinstituten 

1.422.126.885 1.422.126.885 633.794.986 679.095.587 722.772.483

Versorgungsleistungen 431.670.078 490.229.026 759.392.527 524.270.028 592.915.331

Personalaufwand 2.026.424.589,46 2.006.546.495 1.869.669.287 1.852.946.629 1.686.531.349

Transferaufwand – 
Sozialhilfe 

893.900.406 851.260.291 813.159.458 914.761.021 938.778.331

Transferaufwand – 
konsumtive Zuwendungen 

1.301.754.633 1.215.207.707 989.258.986 880.209.213 844.213.228

Betriebsmittelzuschüsse an 
Beteiligungen und Eigenbe-
triebe

104.308.207 106.600.000 84.174.830 80.426.116 80.855.404

Finanzerträge: Gewinnab-
führung der Stadtwerke 

4.955.155 121.976.592 158.715.641 314.977.689 100.309.595

Erträge aus Gewerbesteuer 3.278.040.491 1.848.640.383 2.576.578.095 2.737.849.131 2.332.473.929

Übrige Steuererträge 1.995.955.688 1.892.241.089 1.920.990.905 1.827.332.145 1.727.877.067

Jahresüberschuss/fehlbe-
trag (ohne Stiftungen)

306.190.099 -32.668.121 -113.585.075 412.561.415 126.963.328

Jahresüberschuss/-
fehlbetrag (mit Stiftungen)

304.115.246 -33.571.053 -107.540.163 408.736.974 126.000.302

Anzahl der Mitarbeiter Ge-
meindehaushalt zum 31.12.
(ohne Stiftungen) *)

33.618 33.889 35.839 35.386 34.461

Anzahl der AiB Maßnahmen 3.395 3.529 3.465 3.199 2.809

*) Ab dem Jahresabschluss zum 31.12.2020 erfolgt der Ausweis – entsprechend den Regelungen nach § 267 
Abs. 5 HGB – ohne die zur Berufsausbildung Beschäftigten.

Die oben angegebenen Kenngrößen wurden nach verschiedenen Kriterien ausgewählt. Ei-
nerseits, weil sie finanziell bedeutende Positionen darstellen. Andererseits, weil sie in einem 
Ursache-Wirkungs-Zusammenhang stehen und sich überwiegend gegenseitig beeinflussen 
bzw. sie in der Kontextbetrachtung weitere Interpretationen zulassen. 

Bei den vergebenen investiven Zuwendungen kann unter anderem auf den Umfang kommu-
naler Aufgaben im Zuge der Daseinsfürsorge geschlossen werden, also welcher Anteil wird 
an Dritte und an städtische Beteiligungen vergeben, die für die LHM kommunale Aufgaben 
übernehmen.
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AiB, sowohl in Werten als auch in der Anzahl ausgedrückt, können über laufende Investiti-
onstätigkeiten Aufschluss geben.

Der Stand der liquiden Mittel gibt Auskunft über den derzeitigen, sowohl langfristig aber auch
kurzfristig zur Verfügung stehenden Liquiditätsstand und damit auf die Zahlungsfähigkeit, vor
allem wenn die laufenden Auszahlungen gegenübergestellt werden. 

Die Höhe des Eigenkapitals zeigt, welcher Wert der LHM als langfristig gebundenes Kapital 
zur Verfügung steht. Allerdings ist das Eigenkapital auf der Aktivseite bereits gebunden, so 
dass es in der Regel nicht als verfügbares Kapital interpretiert werden kann. 

Die Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten spiegeln den sog. Schuldenstand wider. Sie
entsprechen der Höhe der aufgenommenen Kredite bei Dritten. 

Versorgungsleistungen zeigen auf, in welcher Höhe Pensions- und sonstige Versorgungs-
zahlungen geleistet wurden. 

Der Personalaufwand gibt Auskunft über die Höhe der jährlichen Lohn- und Gehaltszahlun-
gen. 

Der Transferaufwand besteht bei der LHM zum einen aus der an Hilfebedürftige nach dem 
Sozialgesetzbuch ausgezahlten sog. Sozialhilfe. Zum anderen aus konsumtiven Zuschüssen
an Dritte, die im Namen der LHM kommunale Aufgaben im Rahmen der Daseinsfürsorge 
durchführen. 

Zuschüsse an Beteiligungsgesellschaften spiegeln die Höhe der ausgereichten Zahlungen 
an die städtischen Betriebe wider, z.B. zur Deckung von Fehlbeträgen der Betriebe. Im Ver-
gleich zum Vorjahr ergab sich eine coronabedingte Erhöhung.

Die Gewinnabführung der Stadtwerke München (SWM) weist die Höhe der aus dem Ge-
winnabführungsvertrag geflossenen Mittel der SWM an die LHM aus. Zu beachten ist bei 
dieser Größe, dass vereinbarungsgemäß lediglich bei einem Jahresüberschuss über 100 
Mio. € ein Betrag von 100 Mio. € tatsächlich an die LHM fließt. Der Rest wird den Stadtwer-
ken durch die LHM im Rahmen des sog. „Münchner Modells“ wieder zugeführt. Die Gewinn-
abführung des Jahres 2021 fällt geringer aus als im Vorjahr.

Die Gewerbesteuer und die übrigen Steuererträge zeigen die Höhe der wesentlichen Erträge
der LHM. 

Der Jahresüberschuss/-fehlbetrag ist der Saldo zwischen Aufwendungen und Erträgen aus 
der Aufwands- und Ertragsrechnung.

Ausblick auf finanzielle Belastungen – Große Vorhaben in kommenden Jahren

Um die Finanzierung und die dauernde Leistungsfähigkeit des städtischen Haushalts in den 
kommenden Jahren sicherzustellen, ist eine vorausschauende Planung über größere Fi-
nanz- und Investitionsvorhaben erforderlich. Hierzu erstellt die Stadtkämmerei daher zusätz-
lich zum Mehrjahresinvestitionsprogramm (hier: MIP 2021 bis 2025) jährlich eine Übersicht 
über die zukünftig beabsichtigten, aber noch nicht beschlossenen Investitionen. Die Vollver-
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sammlung des Stadtrates wird jährlich im Rahmen einer Bekanntgabe in öffentlicher Sitzung 
über die Maßnahmen informiert.9

Für die letzten fünf Jahre vor dem Bilanzstichtag zeigt sich folgender Verlauf gemäß der je-
weiligen Bekanntgaben in der Vollversammlung des Stadtrats:10

2021 2020 2019 2018 2017

Anzahl der ge-
planten Vorha-
ben

136 133 112 110 116

Finanzielles Vo-
lumen der ge-
planten Vorha-
ben

rund
15,10 Mrd. €

rund
12,78 Mrd. €

rund
14,23 Mrd. €

rund 
15,56 Mrd. €

rund 
15,1 Mrd. €

Im Jahr 2021 wurden 136 Vorhaben mit einem vorgesehenen Realisierungszeitraum bis zum
Jahr 2035 geplant. Bei zahlreichen Vorhaben ist noch kein Realisierungszeitraum angege-
ben. Im Vergleich zum Vorjahr haben sich die Vorhaben um 3 erhöht. Gleichzeitig führt dies 
zu einer Erhöhung des Finanzvolumens um rund 2,32 Mrd. Der Anstieg beim Finanzvolumen
im Vergleich zum Vorjahr ist vor allem auf weitere ÖPNV-Bauprogramme und Maßnahmen-
beschlüsse im Bereich Klimaschutz sowie Wohnen und Leben zurückzuführen.

Bei den neu geplanten, bereits bezifferbaren Vorhaben in 2021 handelt es sich beispielswei-
se um:

• Zweites und drittes ÖPNV-Bauprogramm, städtischer Anteil nach Abzug der staatli-
chen Zuwendungen i.H.v. 860 Mio. €

• Klimaschutzbudget ab 2023 Maßnahmebeschlüsse 3 ff. i.H.v. 510 Mio. €
• Münchner Viktualienmarkt, Sanierung i.H.v. 65 - 70 Mio. €
• Pauschale für Begleitfinanzierung ISK-Projekte (individueller Sanierungsfahrplan Kli-

maneutralität) i.H.v. 50 Mio. €
• 81 Hilfeleistungslöschfahrzeuge HLF 20/16 i.H.v. 45 Mio. €

Die großen Vorhaben in den kommenden Jahren sind mit Ausnahme einiger im MIP bereits 
enthaltenen Planungskosten noch nicht in den Rechenwerken enthalten, werden den städti-
schen Haushalt jedoch in Zukunft in erheblichem Umfang belasten. Zusätzlich entstehen 
durch die Investitionen Folgekosten für z.B. Abschreibungen, Instandhaltungen etc., die sich 
ebenfalls auf den Haushalt auswirken werden.
Weiterhin ist zu berücksichtigen, dass in den 136 geplanten Vorhaben viele Projekte enthal-
ten sind, bei denen derzeit die Kosten und der Realisierungszeitraum noch nicht bezifferbar 
sind und insofern das tatsächliche finanzielle Volumen deutlich höher ausfallen kann, als die 
derzeit geschätzten Kosten i.H.v. rund 15,10 Mrd. €.

9 Für 2021: Bekanntgabe in der Vollversammlung des Stadtrates am 19.01.2022 Sitzungsvorlage Nr. 20-26 / V 05007.
10 In dieser Liste sind alle Vorhaben enthalten, die voraussichtlich Gesamtkosten in Höhe von mindestens 10,0 Mio. € auslö-

sen. Im Jahr 2019 wurde auf Wunsch des Stadtrates erstmals eine Aufstellung der „Sonstigen Vorhaben“ mit voraussichtli-
chen Gesamtkosten zwischen 0,5 und 10,0 Mio. € vorgelegt. Diese beinhalten mit Stand 2020 128 Maßnahmen mit bezif-
ferbaren Gesamtkosten i.H.v. 322 Mio. €.
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9 Aufstellung der Referatebudgets

Das mit Beschluss der Vollversammlung vom 21.02.2018 festgelegte Haushaltsplanaufstel-
lungsverfahren wurde auch für das Planjahr 2021 grundsätzlich beibehalten.
Die Stadtkämmerei hat den Haushalt für das Haushaltsjahr 2021 im Zusammenwirken mit 
den Referaten auf doppischer produktorientierter Basis aufgestellt. 

Für die Haushaltsplanaufstellung 2021 wurden die Budgets der Referate auf der Basis von 
Modellrechnungen ermittelt, die sich an den Strukturen der Teilhaushalte orientieren. Die 
Budgetermittlung für das Haushaltsjahr 2021 fand dabei auf Basis der Planansätze des Vor-
jahres zum Stand Schlussabgleich statt. 
Daran anschließend erfolgte die Befassung der Fachausschüsse durch die Referate über die
finanziellen Auswirkungen des Haushalts 2021 sowie die Vorlage eines Eckdatenbeschlus-
ses in der Vollversammlung am 22.07.2020. 

Der Stadtrat wurde Mitte November 2020 mit dem Haushaltsentwurf 2021 und den sich dar-
an anschließenden Fachausschussberatungen der Teilhaushalte befasst.

Unter Einbeziehung der im Schlussabgleich beschlossenen Änderungen hat der Stadtrat für 
das Haushaltsjahr 2021 Auszahlungsbudgets i.H.v. 5.824,7 Mio. € und Aufwandsbudgets 
i.H.v. 7.689,3 Mio. € festgelegt.

10 Haushalt und Nachtragshaushalt 2021

10.1 Haushaltssatzung

Die Vollversammlung des Stadtrats hat am 16.12.2020 die Haushaltssatzung für das Haus-
haltsjahr 2021 als Grundlage für die Haushaltswirtschaft der Landeshauptstadt München be-
schlossen.

Der mit der Haushaltssatzung festgesetzte Haushaltsplan wies im Ergebnishaushalt einen 
Fehlbetrag von 1.203,8 Mio. € aus. Im Finanzhaushalt errechnete sich eine Minderung des 
Finanzmittelbestandes um 678,1 Mio. €.

Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen waren in der 
Haushaltssatzung i.H.v. 1.400,0 Mio. € vorgesehen.

Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen zur Leistung von Auszahlungen für 
Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen in künftigen Jahren war auf 1.050,0 
Mio. € festgesetzt.

Die Regierung von Oberbayern hat die ihr am 13.04.2021 vorgelegte Haushaltssatzung hin-
sichtlich der Gesamtbeträge der Kredite und der Verpflichtungsermächtigungen mit Schrei-
ben vom 06.05.2021 rechtsaufsichtlich genehmigt.

Die öffentliche Bekanntmachung der Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2021 mit ihren 
Anlagen erfolgte gem. Art. 65 Abs. 3 GO im Amtsblatt Nr. 15 vom 31.05.2021 unter Hinweis 
auf die Auslagestellen und den Auslagezeitraum.
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In der Anlage 1 zu diesem Bericht haben wir die Werte aus der Haushaltssatzung sowie die 
Daten des formellen Verfahrens gemäß Art. 65, 68 Abs. 1 GO zusammengefasst.
Wir haben formal geprüft, ob die Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2021 hinsichtlich 
Form, Inhalt und Vollständigkeit der Angaben den gesetzlichen Bestimmungen der GO und 
der KommHV-Doppik entspricht. Eine inhaltliche Beurteilung ist nicht erfolgt.

Prüfungsergebnisse

 Die Haushaltssatzung samt ihren Anlagen wurde der Regierung von Oberbayern am 
13.04.2021 und damit verspätet vorgelegt. Die Stadtkämmerei hat in ihrer Stellung-
nahme vom 29.04.2021 hierzu ausgeführt, dass durch Optimierung der systemtech-
nischen Planung und der Abläufe die Vorlage bei der Regierung von Oberbayern 
knapp 2 Monate eher als bisher erfolgen konnte. Aus dem Umstieg auf SAP S/4 
HANA (Programm digital/4finance) erwartet sie eine weitere Verkürzung der Bearbei-
tungszeiten für die Vorlage der Haushaltssatzung.

 Die amtliche Bekanntmachung der Haushaltssatzung erfolgte am 31.05.2021 und da-
mit verspätet, weshalb die Haushaltswirtschaft bis zur amtlichen Bekanntmachung 
nach den Vorschriften des Art. 69 GO zur vorläufigen Haushaltsführung abgewickelt 
wurde. Siehe hierzu die Ausführungen unter Ziffer 10.3 des Berichts.

 Im Übrigen entspricht die Haushaltssatzung hinsichtlich Form, Inhalt und Vollständig-
keit der Angaben den gesetzlichen Bestimmungen der GO und der KommHV-Doppik.

 Die Regierung von Oberbayern hat in ihrem Genehmigungsschreiben zur Haushalts-
satzung vom 06.05.2021 ausgeführt, dass die vorgesehenen Kreditaufnahmen und 
Verpflichtungsermächtigungen genehmigt wurden, weil die dauernde Leistungsfähig-
keit dargestellt werden konnte. Um die finanzielle und wirtschaftliche Leistungsfähig-
keit der Landeshauptstadt München zu erhalten, hält es die Regierung von Oberbay-
ern allerdings für dringend geboten, 
➢ die Einnahmemöglichkeiten der Stadt vollumfänglich zu nutzen,
➢ die bereits ergriffenen Maßnahmen konsequent fortzuführen,
➢ Mehreinnahmen für die Reduzierung des Schuldenstandes einzusetzen,
➢ im Rahmen des Haushaltsvollzugs die Kreditaufnahmen so weit wie möglich zu 

reduzieren,
➢ weiterhin höchste Anforderungen an die Ausgabendisziplin zu stellen und alle 

Maßnahmen der Landeshauptstadt München eng unter Wirtschaftlichkeitsge-
sichtspunkten zu begleiten.

10.2 Haushaltsplan

Der mit der Haushaltssatzung festgesetzte Haushaltsplan ist Grundlage für die Haushalts-
wirtschaft der Landeshauptstadt München.
Er enthält alle im Haushaltsjahr für die Erfüllung der Aufgaben voraussichtlich anfallenden 
Erträge, eingehenden Einzahlungen, entstehenden Aufwendungen sowie zu leistenden Aus-
zahlungen und benötigten Verpflichtungsermächtigungen (Art. 64 Abs. 1 Nrn. 1 und 3 GO).

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2021 ist in einen Ergebnishaushalt und in einen 
Finanzhaushalt gegliedert. 
Der Ergebnishaushalt und der Finanzhaushalt wurden sowohl als Gesamthaushalt für die 
gesamte Landeshauptstadt München als auch in Teilhaushalten erstellt. 
Der Gesamthaushalt ist nach der örtlichen Organisation produktorientiert gegliedert in 15 
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Referatsteilhaushalte und in den Teilhaushalt „Zentrale Ansätze“. In den Teilhaushalten sind 
die Produkte sowie die Produktbeschreibungen mit Kennzahlen zur Messung der Zielerrei-
chung dargestellt.
Im Rechnungswesen (SAP ERP) ist jeder Teilhaushalt als eigener Buchungskreis abgebildet.
Die gesetzlich vorgeschriebenen Anlagen sind dem Haushaltsplan 2021 beigefügt. 
Die Wirtschaftspläne und Jahresabschlüsse der Sondervermögen werden seit 1999 nicht mehr 
im Haushalt abgedruckt. Als Ersatz dafür dient der von der Stadtkämmerei alljährlich erstellte 
Finanzdaten- und Beteiligungsbericht11.

Mit der Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums des Inneren und für Integrati-
on vom 26.03.2018 wurden die als Anlagen beigefügten Muster für verbindlich erklärt. Sie 
sind seit dem Haushaltsjahr 2019 auf die Planung, Ausführung und Rechnungslegung anzu-
wenden. 

Wir haben stichprobenartig geprüft, ob der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2021 hin-
sichtlich Form, Inhalt und Vollständigkeit der Angaben den gesetzlichen Bestimmungen der 
GO und der KommHV-Doppik entspricht. Eine inhaltliche Beurteilung ist nicht erfolgt.

Prüfungsergebnisse

 Der Haushaltsplan 2021 enthält die gesetzlich vorgeschriebenen Bestandteile.
 Der Haushaltsplan ist nicht ausgeglichen. 

➢ Im Ergebnishaushalt errechnet sich ein negatives Ergebnis in Höhe von 1.203,8 
Mio. €. Obwohl in der Planung die Aufwendungen die Erträge übersteigen, kann der
Ergebnishaushalt unter Berücksichtigung der in den Vorjahren gebildeten Ergebnis-
rücklage gem. § 24 Abs. 1 Satz 2 KommHV-Doppik als ausgeglichen angesehen 
werden. 

➢ Der Finanzhaushalt weist für das Haushaltsjahr 2021 einen negativen Saldo aus 
laufender Verwaltungstätigkeit in Höhe von (-) 625,8 Mio. € aus. Auch in den folgen-
den Finanzplanungsjahren 2022 und 2023 wird im Finanzhaushalt ein negativer 
Saldo ausgewiesen. Im Schreiben der Regierung von Oberbayern vom 
06.05.2021 ist hierzu ausgeführt, dass von der LHM bereits frühzeitig Gegensteue-
rungsmaßnahmen ergriffen wurden, um den negativen Saldo aus laufender Verwal-
tungstätigkeit deutlich zu reduzieren. Für das laufende Haushaltsjahr und die fol-
genden Finanzplanungsjahre bis 2024 kann nach Ansicht der Regierung von Ober-
bayern bei unveränderten Rahmenbedingungen die Finanzierung im gesamten Fi-
nanzplanungszeitraum 2020 – 2024 sowie die dauernde Leistungsfähigkeit zu-
nächst gesichert werden.

 Die gesetzlich vorgeschriebenen Bestandteile des Gesamthaushalts sind – von einer 
Ausnahme abgesehen – vorhanden: Nicht enthalten sind wie im Vorjahr Haushalts-
querschnitte für den Ergebnis- und den Finanzhaushalt, obwohl die Haushaltsquer-
schnitte seit dem Haushaltsjahr 2019 gemäß dem verbindlich vorgeschriebenen Mus-
ter zu erstellen sind. Die Stadtkämmerei hat in ihrer Stellungnahme zum Jahresab-
schluss 2020 vom 29.04.2021 hierzu u.a. ausgeführt, dass mit dem Umstieg auf SAP
S/4 HANA (Programm digital/4finance) auch eine Anpassung des städtischen Kon-
tenplans an den bayerischen Kontenrahmen erfolgt, sodass ab diesem Zeitpunkt 
Haushaltsquerschnitte erstellt werden können.

 Die Anlagen zum Haushaltsplan 2021 entsprechen – von den nachfolgend dargestellten
Ausnahmen abgesehen – den gesetzlichen Anforderungen:

11 Vorlage des Finanzdaten- und Beteiligungsberichts 2021 erfolgte im Finanzausschuss am 24.11.2021 und in der Vollver-
sammlung des Stadtrats am 25.11.2021.
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➢ Dem Haushaltsplan war eine Übersicht über die Auszahlungs- und Aufwandsbud-
gets als Anlage beigefügt. Nicht enthalten ist eine Übersicht über die den einzel-
nen Budgets zugeordneten Produktgruppen, da diese bereits Bestandteil der je-
weiligen Teilhaushalte ist und eine Doppelungen im „Allgemeinen Teil“ vermieden 
werden sollte.

 Im Vorbericht sind die wesentlichen Ziele und Strategien der Referate angegeben.
Nicht dargestellt ist, welche Änderungen hierbei gegenüber dem Vorjahr eingetre-
ten sind. Die Stadtkämmerei hat in ihren Stellungnahmen vom 08.06.2020 und 
29.04.2021 hierzu ausgeführt, dass sie für die Zukunft eine andere Art der Dar-
stellung der wesentlichen Ziele und Strategien im Vorbericht plant, deren Basis 
ggf. die Perspektive München12 sein könnte. Die wesentlichen Ziele und Strategi-
en sollen dann auch mit entsprechenden Kennzahlen hinterlegt werden, so dass 
Änderungen bei den Zielen und Kennzahlen gegenüber dem Vorjahr bzw. die 
Zielerreichung im Vorbericht dargestellt werden können.

 Die Wirtschaftspläne und Jahresabschlüsse der Sondervermögen werden seit 
1999 nicht mehr im Haushalt abgedruckt. Als Ersatz dafür dient der von der Stadt-
kämmerei erstellte Finanzdaten- und Beteiligungsbericht13.

 In den stichprobenartig geprüften Referatsteilhaushalten sind die Produktgruppen und 
die wesentlichen Produkte vorschriftsgemäß dargestellt. Die Leistungsziele sind bei den
einzelnen Produkten dargestellt und beschrieben. 
An Kennzahlen zur Messung der Zielerreichung sind bei den einzelnen Produkten vor-
schriftsgemäß jeweils Leistungsmengenkennzahlen, Wirkungskennzahlen, Gender-
kennzahlen sowie Finanzkennzahlen angegeben. 

10.3 Vorläufige Haushaltsführung

Da die Haushaltssatzung zu Beginn des Haushaltsjahres 2021 noch nicht amtlich bekannt 
gemacht und somit nicht wirksam war, wurde die Haushaltswirtschaft bis zur amtlichen Be-
kanntmachung am 31.05.2021 nach den Vorschriften des Art. 69 GO zur vorläufigen Haus-
haltsführung abgewickelt.

Wir haben stichprobenweise geprüft, ob die Vorschriften zur vorläufigen Haushaltsführung 
beachtet wurden.

Prüfungsergebnisse

 Es haben sich keine Anhaltspunkte ergeben, dass die Vorschriften des Art. 69 GO 
zur vorläufigen Haushaltsführung nicht eingehalten worden sind.

12 Das Stadtentwicklungskonzept "Perspektive München" wurde 1998 erstmals vom Stadtrat beschlossen und mittlerweile 
mehrfach fortgeschrieben. Es besteht aus verschiedenen aufeinander aufbauenden Elementen. Zusammen bilden alle Teile
ein wirksames Instrument für die nachhaltige Stadtentwicklung. 

13 Vorlage in der Vollversammlung des Stadtrats am 19.11.2020
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10.4 Haushaltssicherungskonzept 2021

Die Vollversammlung des Stadtrats hat aufgrund der angespannten Haushaltslage infolge 
der Corona-Pandemie am 22.07.2020 im Rahmen des Eckdatenbeschlusses 2021 ein Haus-
haltssicherungskonzept beschlossen. 

Das Haushaltssicherungskonzept 2021 sieht vor, dass die konsumtiven Auszahlungen bis 
zur Einbringung des Haushalts 2021 um mindestens 240 Mio. € zu reduzieren sind, um die 
Handlungsfähigkeit und die dauernde Leistungsfähigkeit der Landeshauptstadt München zu 
sichern.

Auf Basis der vorliegenden Haushaltsdaten hat die Vollversammlung des Stadtrats am 
19.11.2020 abweichend von der im Eckdatenbeschluss vorgeschlagenen Summe, eine Ein-
sparung um 208 Mio. € beschlossen. Die Referate wurden beauftragt, im ersten Quartal 
2021 die jeweiligen Fachausschüsse mit der detaillierten Umsetzung dieser Einsparungen zu
befassen.
Wir haben stichprobenartig geprüft, ob die Festlegungen aus dem Haushaltssicherungskon-
zept 2021 umgesetzt wurden.

Prüfungsergebnisse
 Die stichprobenartige Prüfung hat ergeben, dass die Referate die jeweiligen Fach-

ausschüsse mit der detaillierten Umsetzung der Einsparvorgaben aus dem Haus-
haltssicherungskonzept 2021 im ersten Quartal 2021 befasst haben.

 Es haben sich somit keine Anhaltspunkte ergeben, dass die Festlegungen aus dem 
Haushaltssicherungskonzept 2021 nicht umgesetzt wurden.

10.5 Nachtragshaushaltssatzung, Nachtragshaushaltsplan

Mit Beschluss der Vollversammlung des Stadtrats vom 29.09.2021 wurde die Haushaltssat-
zung durch eine Nachtragshaushaltssatzung geändert und ein Nachtragshaushaltsplan er-
stellt.

Durch den mit der Nachtragshaushaltssatzung festgesetzten Nachtragshaushaltsplan war im
Ergebnishaushalt ein Fehlbetrag i.H.v. 385,9 Mio. € ausgewiesen. Im Finanzhaushalt errech-
nete sich eine Verminderung des Finanzmittelbestandes um 360,8 Mio. €.

Die Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen wurden um 
200,0 Mio. € vermindert und damit auf 1.200,0 Mio. € festgesetzt.

Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen zur Leistung von Auszahlungen für
Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen in künftigen Jahren wurde um 126,7 
Mio. € erhöht und damit auf 1.176,7 Mio. € neu festgesetzt.

Die Regierung von Oberbayern hat die ihr am 07.10.2021 vorgelegte Nachtragshaushalts-
satzung mit Schreiben vom 25.10.2021 hinsichtlich der Gesamtbeträge der Kredite und der 
Verpflichtungsermächtigungen rechtsaufsichtlich genehmigt.
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Die öffentliche Bekanntmachung der Nachtragshaushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2021
mit ihren Anlagen erfolgte gem. Art. 65 Abs. 3 GO im Amtsblatt Nr. 32 vom 19.11.2021 unter 
Hinweis auf die Auslagestellen und den Auslagezeitraum.

Aus der Anlage 1 zu diesem Bericht sind die Werte aus der Nachtragshaushaltssatzung so-
wie die Daten des formellen Verfahrens gemäß Art. 65, 68 Abs. 1 GO im Einzelnen ersicht-
lich.

Um den bei Anwendung der geltenden kommunalwirtschaftlichen Bestimmungen befürchte-
ten gesamtwirtschaftlich negativen Wirkungen der Corona-Pandemie zu begegnen, wurde 
das Staatsministerium des Inneren, für Sport und Integration ermächtigt, durch Rechtsver-
ordnung für die Haushaltsjahre 2020 und 2021 Abweichungen von den gemeindewirtschaftli-
chen Bestimmungen des dritten Teils der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern sowie 
der aufgrund des Art. 120 GO erlassenen Rechtsverordnung zuzulassen (Art. 120a GO). 
Davon hat das Staatsministerium mit der Verordnung über kommunalwirtschaftliche Erleich-
terungen anlässlich der Corona-Pandemie von 2020 (KommwEV) vom 01. August 2020 Ge-
brauch gemacht. Die KommwEV trat am 12.08.2020 in Kraft.

Wir haben formal geprüft, ob die Nachtragshaushaltssatzung mit dem festgesetzten Nach-
tragshaushaltsplan für das Haushaltsjahr 2021 hinsichtlich Form, Inhalt und Vollständigkeit 
der Angaben den gesetzlichen Bestimmungen der GO und der KommHV-Doppik entspre-
chen. Eine inhaltliche Beurteilung ist nicht erfolgt.

Prüfungsergebnisse

 Es haben sich keine Anhaltspunkte ergeben, dass die Nachtragshaushaltssatzung 
mit dem festgesetzten Nachtragshaushaltsplan hinsichtlich Form, Inhalt und 
Vollständigkeit der Angaben nicht den gesetzlichen Bestimmungen entsprechen.

 Im Vortrag des Referenten zum Stadtratsbeschluss vom 29.09.2021 ist angegeben, 
dass das Ergebnis zum Zeitpunkt des Erlasses der 1. Nachtragshaushaltssatzung aus 
Sicht der Stadtkämmerei auch unter Berücksichtigung der für 2021 geltenden Verord-
nung zu den Kommunalwirtschaftlichen Erleichterungen (KommwEV) als durchaus ver-
tretbar erscheint.

 Die Regierung von Oberbayern hat in ihrem Genehmigungsschreiben zur 1. Nach-
tragshaushaltssatzung vom 25.10.2021 ausgeführt, dass sie die vorgesehenen Kre-
ditaufnahmen und Verpflichtungsermächtigungen genehmigt hat, weil die dauernde 
Leistungsfähigkeit dargestellt werden konnte. Außerdem begrüßt sie die umfangrei-
chen Maßnahmen zur Erhaltung der finanziellen und wirtschaftlichen Leistungsfähig-
keit der Landeshauptstadt München. Sie hält es nach wie vor für richtig und geboten,
weiterhin hohe Anforderungen an die Ausgabendisziplin zu stellen und die Haushalts-
konsolidierung konsequent fortzuführen.

10.6 Mittelfristige Finanzplanung

Nach Art. 70 GO hat die Landeshauptstadt München ihrer Haushaltswirtschaft eine fünfjähri-
ge Finanzplanung (Mittelfristige Finanzplanung) zugrunde zu legen. Das erste Planungsjahr 
der Finanzplanung ist das laufende Haushaltsjahr. Als Unterlage für die Finanzplanung ist 
ein Investitionsprogramm aufzustellen.

Der Stadtrat hat die Mittelfristige Finanzplanung 2020 - 2024 mit dem ihr zugrunde liegenden
Mehrjahresinvestitionsprogramm (Anlage zum Haushaltsplan 2021) am 16.12.2020 be-
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schlossen. Sie weist für den Planungszeitraum im Ergebnishaushalt ein negatives Gesamter-
gebnis von (-) 4.067 Mio. €. aus. Im Finanzhaushalt errechnete sich ein Finanzmittelfehlbe-
trag von (-) 856 Mio. € .

Mit der Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums des Inneren und für Integration 
vom 26.03.2018 wurde das als Anlage beigefügte Muster für ein Investitionsprogramm für ver-
bindlich erklärt. Es ist seit dem Haushaltsjahr 2019 auf die Planung anzuwenden. 

Wir haben formal geprüft, ob die Mittelfristige Finanzplanung 2020 - 2024 und das ihr zu-
grunde liegende Mehrjahresinvestitionsprogramm hinsichtlich Form, Inhalt und Vollständig-
keit der Angaben den gesetzlichen Bestimmungen der GO und der KommHV-Doppik ent-
sprechen. Eine inhaltliche Beurteilung ist nicht erfolgt.

Prüfungsergebnisse

 Die in § 9 Abs. 1 KommHV-Doppik als Bestandteile des Finanzplans geforderten 
Übersichten sind der Mittelfristigen Finanzplanung 2020 - 2024 als Anlagen beige-
fügt.

 Die Mittelfristige Finanzplanung ist nicht ausgeglichen. 
➢ Der Ergebnishaushalt weist im gesamten Finanzplanungszeitraum 2020 - 2024 

ein negatives Gesamtergebnis von (-) 4.067 Mio. € aus. Die entstehenden Fehl-
beträge aus der laufenden Verwaltungstätigkeit können durch Verrechnung mit 
der Ergebnisrücklage ausgeglichen werden.

➢ Der Finanzhaushalt weist im gesamten Finanzplanungszeitraum einen Finanzmit-
telfehlbetrag von (-) 856 Mio. € aus. Den Vorgaben des § 9 Abs. 4 KommHV-Dop-
pik ist dennoch Rechnung getragen, weil laut Darstellung in der Mittelfristigen Fi-
nanzplanung 2020 - 2024 die Finanzierung der Investitionen des Mehrjahresin-
vestitionsprogramms durch den Einsatz liquider Eigenmittel aus dem Finanzmit-
telbestand und der Aufnahme von Krediten zunächst sichergestellt werden kann.

 Das Mehrjahresinvestitionsprogramm 2020 - 2024 entspricht inhaltlich nach wie vor 
nicht dem verbindlich anzuwendenden amtlichen Muster. Die Stadtkämmerei hat in ihrer
Stellungnahme vom 29.04.2021 hierzu ausgeführt, dass sie diese Anforderung bei dem 
Umstieg auf SAP S/4 HANA (Programm digital/4finance) aufgreifen wird. 

 Im Übrigen sind die formellen Anforderungen an die Mittelfristige Finanzplanung und 
das Mehrjahresinvestitionsprogramm für die Jahre 2020 - 2024 eingehalten worden.

10.7 Regelungen zum Vollzug des Haushalts 2021

Die Regelungen zum Vollzug des Haushalts sind in einen stadtratspflichtigen Teil und einen 
nicht stadtratspflichtigen Teil in Form einer Richtlinie zum Vollzug des Haushalts aufgeglie-
dert.

Bei den „Regelungen zum Vollzug des Haushalts der  Landeshauptstadt München“ handelt 
es sich um den Bestandteil, der in die Zuständigkeit des Stadtrats fällt. Sie werden dem 
Stadtrat im Rahmen der Beschlussfassung zum Haushalt nur dann vorgelegt, wenn stadt-
ratspflichtige Anpassungen erforderlich sind. 

Die „Regelungen zum Vollzug des Haushalts der Landeshauptstadt München“ sind zum 
01.01.2020“ in Kraft getreten. Sie beinhalten folgende Regelungen:
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• Deckung
• Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen
• Über- und außerplanmäßige Verpflichtungsermächtigungen
• Eingehen von Verpflichtungen im Rahmen der laufenden Verwaltungstätigkeit
• Nachtragshaushaltsplan
• Übertragbarkeit im Bereich der Investitionstätigkeit
• Nicht verbrauchte Ansätze aus laufender Verwaltungstätigkeit

Die „Richtlinie zum Vollzug des Haushalts“ mit den verwaltungsinternen Vorgaben wird von 
der Stadtkämmerei jährlich fortgeschrieben. Sofern sich unterjährig zusätzlicher Änderungs-
bedarf ergibt, wird die Richtlinie entsprechend im Laufe des Jahres fortgeschrieben.

Wir haben im Rahmen der Prüfung der Vermögensrechnung, der Ergebnisrechnung und der 
Finanzrechnung stichprobenartig geprüft, ob die „Regelungen zum Vollzug des Haushalts 
der Landeshauptstadt München“ und die „Richtlinie zum Vollzug des Haushalts“ eingehalten 
worden sind. Prüfungsergebnisse im Einzelnen sind ggf. nachfolgend bei den einzelnen Po-
sitionen erwähnt.

Prüfungsergebnisse

 Es haben sich keine Anhaltspunkte ergeben, dass die „Regelungen zum Vollzug des 
Haushalts der Landeshauptstadt München“ und die „Richtlinie zum Vollzug des Haus-
halts“ nicht beachtet wurden.

11 Restebildung

11.1 Allgemeines

Die Grundlagen für die Übertragungen von Haushaltsermächtigungen sind in § 21 KommHV-
Doppik geregelt sowie in den „Regelungen zum Vollzug des Haushalts der LHM“14 festgelegt.
Die „Regelungen zum Vollzug des Haushalts der LHM“ sind zum 01.01.2020 in Kraft getre-
ten.

Die Stadtkämmerei hat unter Ziffer 6 und 7 der „Regelungen zum Vollzug des Haushalts der 
LHM“ Festsetzungen zur Übertragbarkeit von nicht verbrauchten Ansätzen getroffen.

Demnach werden nicht verbrauchte Ansätze für Auszahlungen im Bereich der Investitionstä-
tigkeit erst ab einem Betrag von 5.000 € und nur bis zu einer Höhe von 1 Mio. € übertragen.

Nicht verbrauchte Ansätze für Aufwendungen und Auszahlungen aus laufender Verwaltungs-
tätigkeit verfallen zugunsten des Jahresabschlusses.

Da bei doppelter kommunaler Buchführung die Übertragungen von Haushaltsermächtigun-
gen nicht in der Buchhaltung abgebildet werden können, ist dem Haushaltsplan eine Über-
sicht über die aus Vorjahren übertragenen Haushaltsermächtigungen beizufügen (§ 1 Abs. 3 
Nr. 6 KommHV-Doppik). 

Eine Aufstellung der in das Folgejahr übertragenen Haushaltsermächtigungen ist dem An-
hang des Jahresabschlusses beizufügen (§ 86 Abs. 3 Nr. 5 KommHV-Doppik). 

14 Die „Regelungen zum Vollzug des Haushalts“ werden jährlich zusammen mit der Haushaltssatzung beschlossen.
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Im Rechenschaftsbericht sind die Übertragungen von Haushaltsermächtigungen als wichtige
Ergebnisse des Jahresabschlusses zu erläutern (§ 87 Abs. 1 KommHV-Doppik).

11.2 Ausweis der übertragenen Haushaltsermächtigungen im Haushaltsplan

Zum Jahresabschluss 2020 wurden Haushaltsermächtigungen nach § 21 KommHV-Doppik 
für Auszahlungen aus Investitionstätigkeit in Höhe von 138,5 Mio. € in das Jahr 2021 über-
tragen.

In den Teilhaushaltsplänen der Referate für das Jahr 2021 sind die aus Vorjahren übertrage-
nen Haushaltsermächtigungen nicht ausgewiesen, da diese nach Auskunft der Stadtkämme-
rei zum Zeitpunkt der Haushaltsplanaufstellung noch nicht bzw. nicht endgültig vorliegen und 
eine Schätzung aus ihrer Sicht sehr aufwendig und nicht zielführend ist.

Wir haben geprüft, ob die aus Vorjahren übertragenen Haushaltsermächtigungen im Haus-
haltsplan 2021 ordnungsgemäß ausgewiesen waren.

Prüfungsergebnisse

 Dem Haushaltsplan 2021 – Allgemeiner Teil war vorschriftsgemäß eine Übersicht 
über die aus Vorjahren übertragenen Haushaltsermächtigungen beigefügt. Die Zah-
lenangaben stimmen mit dem Ausweis im Jahresabschluss 2020 überein.

 Die aus Vorjahren übertragenen Haushaltsermächtigungen sind in den Teilhaushalts-
plänen der Referate für das Haushaltsjahr 2021 nicht abgebildet, da diese nach Aus-
kunft der Stadtkämmerei zum Zeitpunkt der Haushaltsplanung noch nicht bzw. nicht 
endgültig bezifferbar sind.
Da nach der Neuregelung von Erl. 4 und 5 zu § 4 KommHV-Doppik in diesem Fall auf
die Darstellung der übertragenen Haushaltsermächtigungen in den Teilhaushalten 
verzichtet werden kann, ist dieses Vorgehen möglich.

11.3 Ausweis der übertragenen Haushaltsermächtigungen im Jahresabschluss

Im Jahresabschluss 2021 sind in der Gesamtergebnisrechnung, in der Gesamtfinanzrech-
nung und in den Teilergebnis- und Teilfinanzrechnungen die endgültigen Zahlen der übertra-
genen Haushaltsermächtigungen aus Vorjahren ausgewiesen.

Zum Jahresabschluss 2021 wurden Haushaltsermächtigungen nach § 21 KommHV-Doppik 
für Auszahlungen aus Investitionstätigkeit in Höhe von 157,6 Mio. € in das Jahr 2022 über-
tragen.

Im Rechenschaftsbericht der Stadtkämmerei sind die Übertragungen von Haushaltsermäch-
tigungen sowohl im Gesamthaushalt als auch in den Referatsteilhaushalten dargestellt.

Wir haben geprüft, ob die aus Vorjahren sowie die von 2021 auf 2022 übertragenen Haus-
haltsermächtigungen im Jahresabschluss 2021 ordnungsgemäß ausgewiesen sind.

Prüfungsergebnisse

➢ Die aus Vorjahren übertragenen Haushaltsermächtigungen sind im Jahresabschluss 
2021 vorschriftsmäßig abgebildet. 



 Prüfung des Jahresabschlusses 2021 Seite 39
__________________________________________________________________________________________

➢ Der Ausweis der von 2021 auf 2022 übertragenen Haushaltsermächtigungen im Jah-
resabschluss 2021 (Band 1) und im Rechenschaftsbericht (Band 2) ist rechnerisch 
nachvollziehbar. Im konsumtiven Bereich wurden keine Reste gebildet.

➢ Dem Anhang zum Jahresabschluss 2021 ist vorschriftsgemäß eine Aufstellung der 
von 2021 auf 2022 übertragenen Haushaltsermächtigungen beigefügt.

12 Planvergleich

12.1 Vergleich der Ergebnisse mit den Planansätzen

Aus dem Vergleich zwischen den Ergebnissen der Ergebnisrechnung bzw. der Finanzrech-
nung mit den Planansätzen (§ 82 Abs. 5 Satz 2, § 83 Abs. 3 Satz 2 KommHV-Doppik) erge-
ben sich im Haushaltsjahr 2021 folgende Veränderungen:

Haushaltsjahr 2021 Fortgeschriebener 
Planansatz

in €

Ist-Ergebnis des 
Haushaltsjahres

in €

Vergleich Ist/
Fortgeschriebe-
ner Planansatz

in €

Ergebnisrechnung

Ergebnis der laufenden
Verwaltungstätigkeit
Finanzergebnis
Außerordentliches Ergebnis

Jahresergebnis15

-409.546.300
23.683.600

0

-385.862.700

296.796.746,03
7.383.909,91

-65.410,44

304.115.245,50

706.343.046,03
-16.299.690,09

-65.410,44

689.977.945,50

Finanzrechnung

Saldo aus laufender Verwaltungs-
tätigkeit
Saldo aus Investitionstätigkeit
Saldo aus Finanzierungstätigkeit

Finanzmittelüberschuss (+)/
Finanzmittelfehlbetrag (-)16

-236.572.000
-1.425.093.342
1.162.365.400

-499.299.942

620.221.842,47
-1.148.621.984,42

-37.644.658,59

-566.044.800,54

856.793.842,47
276.471.357,58

-1.200.010.058,59

-66.744.858,54

In der Ergebnisrechnung weicht das Jahresergebnis gegenüber dem Planansatz um 
690,0 Mio. € ab. Die Ergebnisveränderung ist hauptsächlich darauf zurückzuführen, dass 
das Ergebnis aus laufender Verwaltungstätigkeit um 706,3 Mio. € höher und das Finanzer-
gebnis um 16,3 Mio. € niedriger als der Planansatz waren.

In der Finanzrechnung ist der Finanzmittelfehlbetrag um 66,7 Mio. € höher als geplant.
Die Ergebnisveränderung ist dadurch bedingt, dass der Saldo aus laufender Verwaltungstä-
tigkeit um 856,8 Mio. € und der Saldo aus Investitionstätigkeit um 276,5 Mio. € höher und 
15 Vgl. Werte für das Jahresergebnis mit Zeile S7 der Gesamtergebnisrechnung des Jahresabschlusses 2021 (Seite 13). 

Im Jahresergebnis sind die Werte der Stiftungen o.e.R. enthalten.
16 Vgl. Werte für den Finanzmittelüberschuss/-fehlbetrag mit Zeile S11 der Gesamtfinanzrechnung des Jahresabschlusses 

2021 (Seite 37/38).
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der Saldo aus Finanzierungstätigkeit um 1.200,0 Mio. € niedriger als der Planansatz waren. 
Im Einzelnen wirkte sich u.a. aus, dass im Vergleich zum Planansatz höhere Einzahlungen 
aus Steuern und ähnlichen Abgaben (+771,5 Mio. €), niedrigere Auszahlungen aus Investiti-
onstätigkeit (-245,6 Mio. €) sowie niedrigere Einzahlungen aus der Aufnahme von Krediten
(-1.200,0 Mio. €) zu verzeichnen waren. 

Wir haben formal geprüft, ob die tatsächlich erreichten Ergebnisse mit den Planansätzen 
verglichen wurden. Eine inhaltliche Beurteilung ist hier nicht erfolgt. 

Prüfungsergebnisse

 Die Darstellung des Vergleichs zwischen den Ergebnissen des Jahresabschlusses 
und den Planansätzen in Band 1 des Jahresabschlusses 2021 erfüllt die gesetzlichen
Vorgaben.

12.2 Vergleich der tatsächlich erreichten Ziele und Kennzahlen mit den 
Planansätzen

Nach § 84 Abs. 2 KommHV-Doppik sind in den Teilrechnungen die Ergebnisse der Teilhaus-
halte mit den Zielen und Kennzahlen zu vergleichen.

Im Rechenschaftsbericht 2021 ist eine Darstellung zur Zielerreichung in den Teilhaushalten 
abgebildet.

Wir haben formal geprüft, ob in den Teilrechnungen die tatsächlich erreichten Leistungsziele 
und die Kennzahlen zur Messung der Zielerreichung mit den Planzielen und Planzahlen ver-
glichen wurden. Eine inhaltliche Beurteilung ist nicht erfolgt. 

Prüfungsergebnisse

 Ein Plan-Ergebnis-Vergleich bei Zielen und Kennzahlen von Produkten über 25 
Mio. € ordentlicher Aufwendungen ist auf Ebene der Teilhaushalte abgebildet. 
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13 Bilanz

31.12.21 31.12.2020

A K T I V A  (in €) 27.087.638.249,58 26.896.839.132,41

1. Anlagevermögen 25.503.897.279,14 24.591.304.394,99

1.1 Immaterielle Vermögensgegenstände 990.913.172,50 942.535.415,34

1.1.1 Konzessionen, gewerbliche Schutzrechte und ähnliche Rechte 
und Werte sowie Lizenzen 26.975.832,95 28.472.448,26

1.1.2 Geleistete Zuwendungen für Investitionen 892.184.389,39 835.560.267,59

1.1.3 Anzahlungen auf Immaterielle Vermögensgegenstände 71.752.950,16 78.502.699,49

1.2 Sachanlagen 15.922.084.303,55 15.265.475.301,91

1.2.1 Grundstücke 4.217.125.352,55 4.158.277.461,99

1.2.2 Grundstücksgleiche Rechte 4.273.598,45 4.368.581,62

1.2.3 Gebäude 4.877.882.650,61 4.640.573.509,06

1.2.4 Infrastrukturaufbauten 1.928.422.189,34 1.975.660.405,57

1.2.5 Maschinen und technische Anlagen, Fahrzeuge 162.753.738,89 181.959.977,40

1.2.6 Betriebs- und Geschäftsausstattung 1.023.692.353,78 1.026.372.902,35

1.2.7 Anlagen im Bau 3.707.934.419,93 3.278.262.463,92

1.3. Finanzanlagen 8.589.155.317,28 8.341.653.825,85

1.3.1 Sondervermögen 11.448.922,21 11.448.922,21

1.3.2 Anteile an verbundenen Unternehmen 6.415.800.975,17 6.231.875.718,49

1.3.3 Beteiligungen 209.476.582,32 209.492.660,56

1.3.4 Ausleihungen 1.394.617.523,73 1.359.463.408,42

1.3.5 Wertpapiere des Anlagevermögens 557.811.313,85 529.373.116,17

1.4 Besonderes Anlagevermögen -Treuhandvermögen (MGS) 1.744.485,81 41.639.851,89

2. Umlaufvermögen 1.009.198.756,83 1.763.486.267,96

2.1 Vorräte 9.426.330,39 9.174.043,96

2.2 Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände 750.844.904,26 820.728.069,75

2.2.1 Öff.-rechtl. Ford. und Ford. aus Transferleistung 446.602.093,44 467.940.334,08

2.2.2 Privatrechtliche Forderungen 117.325.960,54 130.816.720,42

2.2.3 Sonstige Vermögensgegenstände 175.366.738,62 205.498.750,84

2.2.4 Besonderes Umlaufvermögen - Treuhandvermögen(MGS) 11.550.111,66 16.472.264,41

2.3 Liquide Mittel 248.927.522,18 933.584.154,25

2.3.1 Einlagen bei Banken und Kreditinstituten 246.064.843,50 930.229.694,62

2.3.2 Bargeld / Kassenbestand 2.862.678,68 3.354.459,63

2.3.3 Bank- und Kassenverrechnungskonten 0,0 0,00

3. Rechnungsabgrenzungsposten 187.205.424,49 172.377.378,09

4. Unselbständige Stiftungen 387.336.789,12 369.671.091,37
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31.12.21 31.12.2020

P A S S I V A  (in €) 27.087.638.249,58 26.896.839.132,41

1. Kapital 13.519.372.914,33 13.227.272.153,31

1.1 Allgemeine Rücklage – Allg. Finanz- u. Personalwirtschaft 7.242.096.713,53 7.223.044.338,44

1.2 Rücklagen aus nicht ertragswirksam aufzulösenden
      Zuwendungen 0,00 0,00

1.3 Ergebnisrücklage 5.962.164.424,92 5.994.886.230,90

1.4 Verlustvortrag 0,00 0,00

1.5 Jahresüberschuss / Jahresfehlbetrag (ohne Stiftungen) 306.190.099,17 -32.668.120,88

1.6 Kapital – Treuhandvermögen (MGS) 8.921.676,71 42.009.704,85

2. Sonderposten 3.254.567.698,02 3.169.339.530,90

2.1 Sonderposten aus Zuwendungen 2.774.559.988,27 2.708.062.619,64

2.2 Sonderposten aus Beiträgen und ähnlichen Entgelten 103.504.917,66 94.315.433,67

2.3 Sonstige Sonderposten 375.778.479,53 366.909.797,05

2.4 Sonderposten aus dem Gebührenausgleich 724.312,56 51.680,54

3. Rückstellungen 7.252.407.918,27 7.400.790.259,52

3.1 Rückstellungen für Pensionen und ähnl. Verpflichtungen 6.469.005.014,08 6.453.311.655,59

3.1.1 Pensionsrückstellungen und Beihilfen 6.431.929.103,73 6.418.618.128,43

3.1.2 Rückstellungen für Altersteilzeit und Ähnliches 37.075.910,35 34.693.527,16

3.2 Umweltrückstellungen 0,00 551.812,89

3.3 Instandhaltungsrückstellungen 0,00 0,00

3.4 Rückstellungen im Rahmen des Finanzausgleichs und
      von Steuerschuldverhältnissen 368.868.059,51 477.961.352,69

3.5 Rückstellungen für drohende Verpflichtungen aus Bürg-
      schaften, Gewährverträgen u. verwandten Rechtsge-
      schäften sowie anhängige Gerichts- u. Widerspruchsver- 
      fahren

6.423.798,52 5.162.430,79

3.6 Sonstige Rückstellungen 407.726.865,77 463.163.349,69

3.7 Sonstige Rückstellungen - Treuhandvermögen (MGS) 384.180,39 639.657,87

4. Verbindlichkeiten 2.560.145.841,90 2.615.855.522,58

4.1 Anleihen 120.964.580,63 120.967.684,27

4.2 Verbindlichkeiten aus Krediten für Investitionen 1.384.516.620,13 1.422.126.885,11

4.3 Verbindlichkeiten die Kreditaufnahmen wirtschaftlich
      gleichkommen 215.466,90 220.081,80

4.4 Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 114.457.701,76 78.850.599,21

4.5 Verbindlichkeiten aus Transferleistungen 3.485.958,62 24.571.433,87

4.6 Sonstige Verbindlichkeiten 932.631.174,21 955.310.163,55

4.7 Besondere Verbindlichkeiten - Treuhandvermögen (MGS) 3.874.339,65 13.808.674,77

5. Rechnungsabgrenzungsposten 113.807.087,94 113.910.574,73
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5.1 Rechnungsabgrenzungsposten 113.807.087,94 113.910.574,73

5.2 Rechnungsabgrenzungsposten – Treuhandvermögen MGS 0,00 0,00

6. Unselbständige Stiftungen 387.336.789,12 369.671.091,37

Vorbelastungen künftiger Haushaltsjahre
Unter der Bilanz sind, sofern sie nicht auf der Passivseite auszuweisen sind, die Vorbelastungen künftiger Haus-

haltsjahre zu vermerken (§ 75 KommHV-Doppik).

(in €) 31.12.2021 31.12.2020

 A1) Verbindlichkeiten aus Bürgschaften 12.400.012,84 14.918.000,83

 A2) Gewährverträge sowie Sicherheiten zugunsten Dritter 35.729.197,62 37.780.610,61

 A3) In Anspruch genommene Verpflichtungsermächtigungen 

        für die Jahre 2022 bis 2025
939.045.993,54 985.365.518,37

Summe 987.175.204,00 1.038.064.129,81
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14 Übergeordnete Aspekte 

14.1 Bilanzgliederung bzw. übergeordnete Aspekte 

Die Bilanzgliederung inklusive Übersichten (Spiegel), der Kontenplan sowie die Erstbewer-
tung städtischer Immobilien weichen in Teilen von den Vorgaben des Neuen Kommunalen 
Finanzwesens in Bayern ab. Dies ist bedingt durch die frühe Umstellung auf die kaufmänni-
sche Buchführung (Doppik), die bereits ab dem Jahr 1996 erfolgte. Zu diesem Zeitpunkt la-
gen noch keine gesetzlichen Regelungen in Bayern vor.

Dazu wurde der LHM eine dauerhafte Ausnahmegenehmigung nach § 99 Abs. 2 KommHV-
Doppik von der Regierung von Oberbayern erteilt. 
Die LHM ist jedoch bestrebt, ihr Rechnungswesen an die Vorgaben des Neuen Kommunalen
Finanzwesens in Bayern anzupassen. 
Dies hat beispielsweise zur Folge, dass Konten zwischen zwei Bilanzstichtagen neuen Bi-
lanzpositionen zugeordnet werden müssen (Umgliederung).

Der Jahresabschluss der LHM für das Haushaltsjahr 2021 wurde gemäß den Bestimmungen
der §§ 80 mit 87 KommHV-Doppik aufgestellt; er umfasst die Ergebnisrechnung, die Finanz-
rechnung, die Teilrechnungen, den Planvergleich, die Vermögensrechnung (Bilanz) sowie 
den Anhang. Dem Jahresabschluss ist ein Rechenschaftsbericht beigefügt.

Im Vollzug des Art. 102 Abs. 2 GO wurde der Jahresabschluss 2021 und der hierzu erstellte 
Rechenschaftsbericht einschließlich Anlagen am 27. Juli 2022 in der Vollversammlung des 
Stadtrates vorgelegt.17

Nach Durchführung der örtlichen Prüfung und Aufklärung etwaiger Unstimmigkeiten kann der
Stadtrat den Jahresabschluss feststellen und über die Entlastung beschließen. 

Die dem Jahresabschluss 2021 beigefügten Kennzahlen zur Vermögens-, Finanz- und Er-
tragslage haben wir im Zuge der Prüfung des Anhangs nachvollzogen.

14.2 Plausibilitätsbeurteilungen im Bereich des Anlagevermögens

Analytische Prüfungshandlungen sind Teil des hier verwendeten risikoorientierten Prüfungs-
ansatzes. Gemäß des risikoorientierten Prüfungsansatzes sollen auf Basis einer stichpro-
benartigen Überprüfung wesentliche Unrichtigkeiten bei der Umsetzung der Rechnungsle-
gungsvorschriften, die sich auf die tatsächlichen wirtschaftlichen Verhältnisse des Jahresab-
schlusses der LHM auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt werden.

Da das Anlagevermögen den größten Vermögensbereich darstellt, haben wir im Rahmen der
Prüfung des Jahresabschlusses zusätzlich Plausibilitätsprüfungen durchgeführt.

Wir haben neben der Prüfung konkreter Einzelsachverhalte, die unter der jeweiligen Bilanz-
position dargestellt werden, die nachfolgend aufgeführten analytischen Prüfungshandlungen 
in Bezug auf den gesamten Datenbestand des Anlagevermögens durchgeführt:

17 Die Stadtkämmerei hat den Jahresabschluss zum 31.12.2021 mit Sitzungsvorlage 20–26 / V 06711 (Ergänzung vom 
26.07.2022) bekanntgegeben. 
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- Wir haben überprüft, ob wesentliche Unterschiede zum vorhergehenden Haushaltsjahr bei 
den einzelnen Bilanzpositionen im Anhang erläutert wurden.18

- Wir haben Nutzungsdaueränderungen bei Vermögensgegenständen mit einem Restbuch-
wert von mehr als 500.000 € ermittelt.19 Gemäß § 86 Abs. 2 Nr. 8 KommHV-Doppik sind 
Veränderungen der ursprünglichen Nutzungsdauer von Vermögensgegenständen im An-
hang anzugeben.

- Wir haben die Angaben im Anhang unter der Gliederungsziffer 7.7 „Angaben zum Anlage-
vermögen“ in Bezug auf die vergebenen Erbbaurechte auf ihre Übereinstimmung mit den 
Angaben in SAP ERP überprüft.

- Wir haben eine rechnerische Überprüfung der im Anhang des Jahresabschlusses 2020 ent-
haltenen Anlagenübersicht für den gesamten Anlagenbestand vorgenommen und einen Ab-
gleich mit dem Anlagengitter aus SAP ERP in Bezug auf die Posten 1. Immaterielle Vermö-
gensgegenstände, 2. Sachanlagevermögen und 3. Finanzanlagen, die in der Anlagenbuch-
haltung abgebildet werden, durchgeführt.

- Wir haben die Kennzahlen mit Bezug zum Anlagevermögen, die im Anhang des Jahresab-
schlusses durch die Stadtkämmerei unter „H. Weitere Informationen“ angegeben sind, 
überprüft.

- Wir haben die Buchungskreise des Hoheitsbereichs auf mehrfach verwendete Belegnum-
mern sowie auf Lücken in der Belegnummernvergabe überprüft. Der Grundsatz der Voll-
ständigkeit und Richtigkeit erfordert, dass alle Geschäftsvorfälle lückenlos erfasst und ver-
bucht sind (Nr. 1.1.1 BewertR).

- Wir haben überprüft, ob die Abführung der kalkulatorischen Zinsen in den Buchungskreis 
0099 „Allgemeine Finanz- und Personalwirtschaft“ bzw. die Zuführung der kalkulatorischen 
Zinsen bei den gemeinnützigen Betrieben gewerblicher Art (BgA)20 korrekt vorgenommen 
wurde.
Bei der LHM werden die kalkulatorischen Zinsen in der Finanzbuchhaltung abgebildet. Alle 
Kreditaufnahmen, also auch die Fremdkapitalzinsen werden zentral im Buchungskreis 
0099 abgebildet (Prinzip der Gesamtdeckung). Um die Aufwands- und Ertragsrechnung in 
den Referaten mit dem korrekten Ressourcenverbrauch zu belasten, wird ein Anteil der 
Fremdkapitalzinsen im Buchungskreis dargestellt. Da in der gesamtstädtischen Aufwands- 
und Ertragsrechnung keine kalkulatorischen Zinsen, sondern nur die Fremdkapitalzinsen 
ausgewiesen werden, wird im Buchungskreis 0099 der Gesamtbetrag der Zinsen aller Re-
ferate als Ertrag verbucht.

- Wir haben in SAP ERP eine Abstimmung zwischen der Anlagenbuchhaltung (Nebenbuch) 
und der Finanzbuchhaltung (Hauptbuch) vorgenommen.

- Wir haben die Bilanzwerte des veröffentlichten Jahresabschlusses 2021 mit den Sachkon-
ten des Hauptbuchs in SAP ERP abgestimmt.

- Wir haben die Zuschreibungen in der Anlagenbuchhaltung (Nebenbuch) mit den Zuschrei-
bungen in der Finanzbuchhaltung (Hauptbuch) abgestimmt. Bei Vorliegen einer Differenz 
zwischen Neben- und Hauptbuch besteht das Risiko von Inkonsistenzen in der Buchhal-
tung.

- Wir haben die Abschreibungen in der Anlagenbuchhaltung (Nebenbuch) mit den Abschrei-
bungen in der Finanzbuchhaltung (Hauptbuch) abgestimmt. Bei Vorliegen einer Differenz 

18 Nach der Festlegung der Stadtkämmerei sind Abweichungen wesentlich, wenn sie eine Wertgrenze von mindestens 
      1 Mio. € und gleichzeitig 15 % übersteigen.
19 Die Wesentlichkeitsgrenze für die Aufnahme in den Anhang zur Bilanz wurde durch die Stadtkämmerei auf 500.000 € fest-

gelegt.
20 Die Abführung von Zinsen an den Buchungskreis Allgemeine Personal- und Finanzwirtschaft (0099) entspricht bei gemein-

nützigen BgA einer Entnahme. Dies führt bei diesen zu einer Gefährdung der Gemeinnützigkeit. Aus diesem Grund werden
Zinsen dem entsprechenden Buchungskreis des gemeinnützigen BgA im Rahmen der Abführung wieder als Ertrag zuge-
führt. 
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zwischen Neben- und Hauptbuch besteht das Risiko von Inkonsistenzen in der Buchhal-
tung.

- Wir haben überprüft, ob in den Anlagenstammdaten die korrekten Abschreibungsschlüssel 
verwendet werden. Bei einem falschen Abschreibungsschlüssel besteht das Risiko fehler-
hafter Abschreibungen und fehlerhafter kalkulatorischer Zinsen in der Ergebnisrechnung.

- Wir haben Übertragungen von Vermögensgegenständen des Anlagevermögens zwischen 
den Buchungskreisen ermittelt, die nicht über die Funktionalität „Transfer“ sondern als „Zu-
gang aus Kauf“ und als „Abgang mit Erlös“ abgebildet wurden. Soweit nicht die Funktionali-
tät „Transfer“ verwendet wird besteht das Risiko, dass Vermögensübertragungen innerhalb 
des Hoheitsbereichs der LHM nicht zum Restbuchwert, sondern mit Gewinn bzw. Verlust 
durchgeführt werden.

- Wir haben überprüft, ob bei der Übertragung von Anlagevermögen mit der vorgesehenen 
Funktionalität „Transfer“ die Nutzungsdauer der sendenden Anlage mit der Nutzungsdauer 
der empfangenden Anlage nicht übereinstimmt, ohne dass hierfür eine plausible Begrün-
dung vorliegt. Eine abweichende Nutzungsdauer führt zu einer unrichtigen Verteilung der 
AHK über die planmäßigen Abschreibungen in der Ergebnisrechnung.

- Da es in SAP ERP keine Systemintegration zwischen den Modulen SD (Einnahmenbuch-
haltung) und FI-AA (Anlagenbuchhaltung) gibt, wird der Anlagenabgang in FI-AA separat 
vom Verkauf in SD gebucht und über Verrechnungskonten abgebildet. Wir haben überprüft,
ob die Verrechnungskonten zum Geschäftsjahresende keinen Saldo aufweisen. Bei Vorlie-
gen eines Saldos besteht das Risiko, dass Anlagenabgänge mit Erlös nicht gebucht wur-
den bzw. die Anlagenabgänge mit Erlös gebucht wurde, aber die Forderungsbuchungen 
nicht erfolgten. 

- Wir haben eine rechnerische Prüfung des Buchwerts der Anlagenabgänge und des Ergeb-
nisses der Anlagenabgänge durchgeführt. Hierfür haben wir Prüfsummen errechnet. Diese 
Prüfsummen müssen jeweils 0,00 € betragen, ansonsten besteht das Risiko einer unzutref-
fenden Verbuchung.

- Wir haben eine rechnerische Prüfung des Abschreibungsspiegels vorgenommen. Überprüft
wird die Entwicklung der (kumulierten) Abschreibungen einer Anlage vom Geschäftsjahres-
beginn bis zum Geschäftsjahresende. Hierfür haben wir Prüfsummen errechnet. Bei einer 
Prüfsumme abweichend von 0,00 € besteht das Risiko eines Fehlers im Abschreibungs-
spiegel.

- Wir haben eine rechnerische Prüfung des Anlagenspiegels vorgenommen. Überprüft wird 
die Entwicklung der historischen Brutto-AHK einer Anlage, die Ableitung des Buchwerts ei-
ner Anlage aus den AHK (sogenannte Queraddition) und die Ableitung des Buchwertes ei-
ner Anlage aus dem Buchwert des vorherigen Geschäftsjahres. Bei einer Prüfsumme ab-
weichend von 0,00 € besteht das Risiko eines Fehlers im Anlagenspiegel.

- Wir haben die Buchungen auf den Abstimmkonten der Anlagenbuchhaltung auf manuelle 
Buchungen überprüft. Soweit Abstimmkonten manuell bebucht werden, besteht das Risiko 
von Inkonsistenzen zwischen der Finanzbuchhaltung (Hauptbuch) und der Anlagenbuch-
haltung (Nebenbuch).

- Wir haben den gesamten Anlagenbestand auf einen negativen Buchwert überprüft. Bei ei-
nem negativen Buchwert besteht das Risiko, dass Abschreibungen falsch berechnet wur-
den.

- Wir haben die im Geschäftsjahr 2021 neu zugegangenen Anlagen auf eine Differenz zwi-
schen Aktivierungsdatum und Abschreibungsbeginn mit mehr als 31 Tagen überprüft. Es 
besteht das Risiko, dass Abschreibungen falsch berechnet werden, wenn der Abschrei-
bungsbeginn nicht nahe am Aktivierungsdatum liegt.

- Wir haben die im Geschäftsjahr 2021 abgegangenen Anlagen überprüft, welche innerhalb 
eines Jahres (365 Tage) ge- und wiederverkauft wurden. Als Kaufdatum gilt das Aktivie-
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rungsdatum der Anlage. Als Verkaufsdatum gilt das Buchungsdatum des Abgangsbelegs. 
Es besteht das Risiko, dass fälschlicherweise Anlagevermögen ausgewiesen wird, obwohl 
das Vermögen nicht dauernd der Aufgabenerfüllung dient (hier unter 365 Tagen). Es müss-
te dann im Umlaufvermögen ausgewiesen werden.

- Wir haben für die Bilanzpositionen 1.1 und 1.2 des Anlagevermögens Anlagenbewegungen 
mit hohen Beträgen, hohen Restbuchwerten bei Anlagenabgängen oder Auffälligkeiten 
identifiziert. Auffälligkeiten können sich aus ungewöhnlichen Buchungstexten bezogen auf 
den Buchungssachverhalt ergeben. Aus diesen Anlagenbewegungen haben wir für die Ein-
zelfallprüfung risikoorientiert eine bewusste Stichprobenauswahl getroffen. Die Ergebnisse 
dieser risikoorientierten Einzelfallprüfung werden bei den jeweiligen Bilanzpositionen darge-
stellt.

Der Prüfbericht „Plausibilitätsbeurteilung und analytische Prüfung des Anlagevermögens zum
31.12.2021" (Az. 9632.0_PG1_007_22) wurde am 19.10.2022 dem Rechnungsprüfungsaus-
schuss vorgelegt.

Prüfungsergebnisse

 Die Bilanzposition 1.3.3 „Beteiligungen“ wurde von der Stadtkämmerei im Anhang 
korrekterweise erläutert, da hier ein wesentlicher Anstieg zum Vorjahr vorgelegen 
hat. Die Erläuterungen sind zahlenmäßig nachvollziehbar.

 Bei 11 Anlagen mit einem Restbuchwert zum 31.12.2021 größer 500.000 € ergab 
sich im Geschäftsjahr 2021 eine Nutzungsdaueränderung im Bewertungsbereich 01 
„Hoheitsbilanz LHM“. Eine Auswirkung der Nutzungsdaueränderungen auf Abschrei-
bungen bzw. Zinsen besteht ausschließlich bei 3 Anlagen. Für diese Anlagen erfolgte 
durch die Stadtkämmerei korrekterweise eine Angabe im Anhang.

 Die zahlenmäßigen Angaben und die Flächenangaben zu den vergebenen Erbbau-
rechten der einzelnen Buchungskreise sind über Auswertungen aus SAP ERP voll-
ständig nachvollziehbar.

 Die im Anhang zum Jahresabschluss 2021 veröffentlichte Anlagenübersicht ist rech-
nerisch korrekt. Zwischen der veröffentlichten Anlagenübersicht und der Anlagenüber-
sicht aus SAP ERP bestehen für die Posten 1. Immaterielle Vermögensgegenstände 
und 3. Finanzanlagen keine Differenzen. Bei dem Posten 2. Sachanlagevermögen 
wurden in der veröffentlichten Anlagenübersicht Umgliederungen bei der Position 2.2 
Bebaute Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte i.H.v. 558.363,16 € zwischen 
den Spalten Zugänge und Umbuchungen und i.H.v. 549.267,53 € zwischen den Spal-
ten AfA auf Zugänge und AfA auf Umbuchungen vorgenommen. Bei der Position 2.3 
Bauten auf eigenem Grund und Boden erfolgten Umgliederungen i.H.v. 431.813,77 € 
zwischen den Spalten Zugänge und Umbuchungen und zwischen den Spalten AfA 
auf Zugänge und AfA auf Umbuchungen. Die manuellen Umgliederungen erfolgten, 
da das Gebäude Metzgerstr. 5 aus dem Treuhandvermögen der MGS an die LHM zu-
rückübertragen wurde. Weitere Abweichungen bestehen bei den Positionen 2.1 Un-
bebaute Grundstücke bei den Spalten Anfangsbestand und Zugänge i.H.v. 
7.904.310,00 €, bei der Position 2.2 Bebaute Grundstücke und grundstücksgleiche 
Rechte i.H.v. 3.125.711,00 € bei der Spalte Anfangsbestand, i.H.v. 4.221.006,00 € bei
der Spalte Zugänge und i.H.v. 1.095.295,00 € bei der Spalte Abgänge. Die Anpassun-
gen erfolgten aufgrund Korrekturen im Rahmen des Umlegungsverfahrens „Werks-
viertel“, die bereits im Geschäftsjahr 2020 in ECCS korrigiert wurden.

 Die Kennzahlen zur Anlagenintensität, Infrastrukturquote, Sachanlagenabnutzungs-
grad, Abschreibungsentlastung und Sachanlagen-Sonderpostenquote sind im Anhang
nachvollziehbar angegeben.
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 Für die Belegarten der Anlagenbuchhaltung existieren im Geschäftsjahr 2021 in den 
Buchungskreisen des Hoheitsbereichs keine Belegnummernlücken und keine mehr-
fach vergebenen Belegnummern.

 Die Abführung der Zinsen in den Buchungskreis 0099 „Allgemeine Finanz- und Per-
sonalwirtschaft“ bzw. die Zuführung der Zinsen in den Buchungskreisen der gemein-
nützigen Betriebe gewerblicher Art wurde korrekt vorgenommen. Das Zinsverrech-
nungskonto ist zum 31.12.2021 korrekterweise ausgeglichen.

 Zwischen der Anlagenbuchhaltung (Nebenbuch) und der Finanzbuchhaltung (Haupt-
buch) bestehen in Bezug auf die Bilanzpositionen 1.1 „Immaterielle Vermögensge-
genstände“, 1.2 „Sachanlagen“ und 1.3 „Finanzanlagen“ (ohne Ausleihungen, Wert-
papiere des Anlagevermögens) keine Differenzen.

 Die Bilanzwerte des Anlagevermögens auf Basis des veröffentlichten Jahresab-
schlusses 2021 stimmen mit den Sachkonten aus SAP ERP (Hauptbuch) überein.

 Die Zuschreibungen werden in der Anlagenbuchhaltung (Nebenbuch) und in der 
strukturierten Saldenliste (Hauptbuch) identisch mit 381.246,97 € ausgewiesen.

 Die Abschreibungen werden in der Anlagenbuchhaltung (Nebenbuch) und in der 
strukturierten Saldenliste (Hauptbuch) identisch mit 442.026.062,91 € ausgewiesen. 

 In den Anlagenstammdaten der Bilanzpositionen 1.1, 1.2 und 1.3 werden korrekte 
Abschreibungsschlüssel (AfA-Methode) verwendet.

 Übertragungen von Vermögensgegenständen des Anlagevermögens innerhalb des 
Hoheitsbereichs der Landeshauptstadt München erfolgten korrekterweise ausschließ-
lich zum Restbuchwert.

 Bei der Übertragung von Anlagevermögen mit der Funktionalität Transfer stimmt die 
Nutzungsdauer der sendenden Anlage mit der Nutzungsdauer der empfangenden 
Anlage bis auf 18 Fälle überein. In 12 Fällen eines Transfers von Anlage auf Anlage 
ergibt sich eine abweichende Nutzungsdauer zwischen Senderanlage und Empfän-
geranlage. Davon ist die bei der empfangenden Anlage eingetragene Nutzungsdauer 
in allen 12 Fällen korrekt. Die nicht korrekte Nutzungsdauer bei den sendenden Anla-
gen ist ab dem Zeitpunkt des Transfers unbeachtlich, da diese Anlagen im Rahmen 
des Transfers deaktiviert werden. Bei einem Transfer von AiB auf Anlagen ergibt sich 
für die 6 Fälle korrekterweise eine abweichende Nutzungsdauer zwischen Senderan-
lage und Empfängeranlage, da die sendende AiB richtigerweise nicht abgeschrieben 
wird, aber die Empfängeranlage abgeschrieben wird.

 Die Verrechnungskonten zwischen der Anlagenbuchhaltung und der Einnahmen-
buchhaltung für Anlagenabgänge mit Erlös sind zum 31.12.2021 richtigerweise aus-
geglichen.

 Die rechnerische Prüfung des Buchwerts und des Ergebnisses der Anlagenabgänge 
zeigte keine Auffälligkeiten.

 Die Abschreibungsentwicklung der Anlagen ist rechnerisch korrekt.
 Die Entwicklung der historischen Brutto AHK, der Buchwerte aus AHK und des Buch-

werts aus dem Vorjahr ist bei den Anlagen rechnerisch korrekt.
 Die Bestandskonten der Kontenfindung der Anlagenbuchhaltung sind als Abstimm-

konten definiert und damit sind manuelle Buchungen auf Abstimmkonten ausge-
schlossen. Die Prüfung zeigte, dass unterjährige Änderungen am Abstimmkennzei-
chen „A“ bei den Bestandskonten der Anlagenbuchhaltung im Geschäftsjahr 2021 
nicht vorgenommen wurden, d.h. eine manuelle Bebuchung des Abstimmkontos war 
grundsätzlich ausgeschlossen. Manuelle Buchungen auf Abstimmkonten wurden auf 
der Grundlage oben genannter Prüfungshandlungen nicht durchgeführt. Es erfolgte 
richtigerweise keine Buchung mit Transaktionscode ABF1 (Beleg buchen), d.h. keine 
direkte Buchung auf Anlagenbestandskonten (Abstimmkonten), sondern wie vorgese-
hen nur über das Nebenbuch.
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 2 AiB-Anlagen haben zum 31.12.2021 einen negativen Buchwert. Dies resultiert aus 
Gutschriften, die zum Stichtag 31.12.2021 zu einem negativen Buchwert auf der AiB-
Anlage führen. Eine Auswirkung auf die Abschreibungen besteht nicht, da die AiB-An-
lagen nicht abgeschrieben werden. Es besteht allerdings eine Auswirkung auf die kal-
kulatorischen Zinsen des Geschäftsjahres 2021 i.H.v. insgesamt 10.618,39 €, die 
ebenfalls negativ berechnet werden. Eine Auswirkung auf die gesamtstädtische Auf-
wands- und Ertragsrechnung besteht nicht, da die kalkulatorischen Zinsen saldiert 
mit Wert Null in der gesamtstädtischen Aufwands- und Ertragsrechnung ausgewiesen
werden.

 Bei den überprüften 26.120 Datensätzen, bei denen es sich um Anlagenzugänge des
Geschäftsjahres 2021 handelt, beträgt der Abstand in Tagen zwischen dem Aktivie-
rungsdatum und dem Beginndatum der Abschreibungsrechnung nicht mehr als 31 
Tage. Damit lag der Abschreibungsbeginn in allen Fällen korrekterweise nahe am Ak-
tivierungsdatum.

 Bei den überprüften 782 Datensätzen, bei denen es sich um Anlagenabgänge mit Er-
lös des Geschäftsjahres 2021 handelt, beträgt der Abstand in Tagen zwischen dem 
Aktivierungsdatum und dem Buchungsdatum des Abgangsbelegs bis auf einen Ab-
gangsbeleg mehr als 365 Tage. Es handelt sich bei dieser Anlage21 definitionsgemäß 
nicht um Anlagevermögen, sondern um Umlaufvermögen, da es sich nicht um Ver-
mögen handelt, das dauernd der Aufgabenerfüllung dient. Nach Auskunft der Stadt-
kämmerei ist mit der Umstellung auf SAP HANA vorgesehen, zur Veräußerung be-
stimmte Grundstücke künftig dem Umlaufvermögen zuzuordnen.

14.3 Plausibilitätsbeurteilungen im Bereich der Bilanzpositionen 1.1.2 „Geleistete 
Zuwendungen für Investitionen“ und 1.1.3 „Anzahlungen auf immaterielle 
Vermögensgegenstände“

Die nachfolgend dargestellten analytischen Prüfungshandlungen beziehen sich ausschließ-
lich auf die Bilanzpositionen 1.1.2 und 1.1.3. In die analytischen Prüfungshandlungen wurde 
der gesamte Datenbestand der Position 1.1.2 und 1.1.3 einbezogen. 

- Wir haben überprüft, ob die Abrechnung aus den Anlagenklassen für die Anzahlungen auf 
immaterielle Vermögensgegenstände des Anlagevermögens auf die korrespondierenden 
Anlagenklassen für die geleisteten Zuwendungen erfolgt ist. Sowohl die Anlagenklassen für
die Anzahlungen auf immaterielle Vermögensgegenstände als auch die Anlagenklassen für 
die geleisteten Zuwendungen sind nach dem Zuwendungsempfänger gegliedert (gemäß 
Zuordnungsvorschrift zur KommHV-Doppik).

- Wir haben überprüft, ob die geleisteten Zuwendungen nach Ablauf der Bindefrist bzw. der 
festgelegten Abschreibungsdauer zum 31.12.2021 ausgebucht wurden.

Prüfungsergebnisse

 Die analytische Prüfung zeigte, dass in allen 85 Fällen die Abrechnung aus den Anla-
genklassen „Anzahlungen auf immaterielle Vermögensgegenstände“ auf die korre-
spondierenden Anlagenklassen der geleisteten Zuwendungen erfolgte.

 Zum 31.12.2021 wurden eine vollständig abgeschriebene Anlage im Buchungskreis 
0425 „Mobilitätsreferat“ und zwei vollständig abgeschriebene Anlagen im Buchungs-
kreis 0225 „Kulturreferat“ mit einen Buchwert von 0,00 € ausgewiesen. Gemäß der 

21 Anlage 0099/ 10007798 „Nähe Eichenauerstraße“.
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Stellungnahme der Stadtkämmerei wurde die Anlage im Buchungskreis „Mobilitätsre-
ferat“ am 15.02.2023 deaktiviert. 

15 Prüffelder zu einzelnen Bilanzpositionen

Nachfolgend werden die wesentlichen Prüfungsergebnisse zu den einzelnen Bilanzpositio-
nen dargestellt.

15.1 Immaterielle Vermögensgegenstände

Gliede-
rungsziffer 
Bilanz

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

1.1 Immaterielle Vermögensgegen-
stände

990.913.172,50 942.535.415,34

15.1.1 Konzessionen, gewerbliche Schutzrechte und ähnliche Rechte und Werte 
sowie Lizenzen an solchen Rechten und Werten

Gliede-
rungsziffer 
Bilanz

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

1.1 Immaterielle Vermögensgegen-
stände

990.913.172,50 942.535.415,34

1.1.1 davon 
Konzessionen, gewerbliche 
Schutzrechte und ähnliche 
Rechte und Werte sowie Lizen-
zen

26.975.832,95 28.472.448,26

Die Bilanzposition „Konzessionen, gewerbliche Schutzrechte und ähnliche Rechte und Werte
sowie Lizenzen“ bildet als Teil der Bilanzposition „Immaterielle Vermögensgegenstände“ die 
gegen Entgelt erworbenen Rechte ab, die von der LHM über längere Zeit genutzt werden 
können.

Die Bilanzposition „Konzessionen, gewerbliche Schutzrechte und ähnliche Rechte und Werte
sowie Lizenzen“ ist zum 31.12.2021 in folgenden Anlagenklassen abgebildet (Beträge in €): 

Anlagen-
klasse

Bezeichnung 31.12.21

1100 Konzessionen; gewerbl. Schutzrechte; ähnl. Rechte 25.429.207,35
1200 Software-Lizenzen 1.230.383,75
1300 Sonstige Lizenzen an Rechten und Werten 249.603,53
1400 Software-Lizenzen Unterricht 66.638,32

Gesamt 26.975.832,95
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Der überwiegende Anteil bei dieser Position entfällt mit rund 25,43 Mio. € auf die Anlagen-
klasse 1100 „Konzessionen, gewerbliche Schutzrechte und ähnliche Rechte und Werte“.
Der restliche Anteil dieser Position umfasst mit rund 1,23 Mio. € Software-Lizenzen, die in 
der Anlagenklasse 1200 abgebildet sind und Software-Lizenzen Unterricht in Höhe von rund 
0,067 Mio. € in der Anlagenklasse 1400 „Software-Lizenzen Unterricht“, die ausschließlich 
vom Buchungskreis 0300 „Referat für Bildung und Sport“ bebucht wird. Hierbei handelt es 
sich um EDV-Lizenzen für den pädagogischen Bereich.
Die Software-Lizenzen begründen ein entgeltlich erworbenes Recht zur Nutzung von Soft-
wareprogrammen. Hieraus ergibt sich ebenfalls ein als immaterieller Vermögensgegenstand 
zu aktivierendes Recht.
Desweiteren bestehen sonstige Lizenzen in Höhe von rund 0,25 Mio. €, die in der Anlagen-
klasse 1300 abgebildet sind.

Die Konzessionen, gewerbliche Schutzrechte und ähnliche Rechte und Werte sowie Lizen-
zen haben sich wie folgt entwickelt (Beträge in €):

01.01.21 28.472.448,26

Zugänge 2.817.782,84

Abgänge -3.079.573,46

Umbuchungen 61.885,80

Abschreibungen -1.296.710,49

Zuschreibungen 0,00

31.12.21 26.975.832,95

Die Bilanzposition 1.1.1 weist im Vergleich zum Vorjahr einen saldierten Rückgang in Höhe 
von rund 1,497 Mio. € (-5,26 %) auf. Dieser ist auf die gebuchten Abgänge und Abschreibun-
gen zurückzuführen, die im Geschäftsjahr 2021 höher als die externen Zugänge und Umbu-
chungen waren.

Bei den höchsten Zugängen handelt es sich um eine Entschädigung für eine Dienstbarkeit 
für ein Geh- und Radfahrrecht in der Anzinger Straße i.H.v. insgesamt 638.768,00 €. Ein 
weiterer hoher Zugang ergab sich aus einem Belegrechtskauf in der Scapinellistraße i.H.v. 
65.000,00 €.

Der höchste Abgang resultiert aus der Ausbuchung der Softwarelizenz Easiteach mit histori-
schen AHK i.H.v. 389.914,89 € (Restbuchwert 0,00 €).22 

Bei den Umbuchungen ergab sich die größte Bewegung aus der Umbuchung einer Dienst-
barkeit für Stellplätze in einer Anwohnergarage in der Franzstraße. Die historischen AHK 
i.H.v. 1.990.000,00 € wurden im Rahmen der Neuschaffung des Mobilitätsreferats vom Bu-
chungskreis 0275 „Referat für Stadtplanung und Bauordnung“ in den Buchungskreis 0425 
„Mobilitätsreferat“ umgebucht. 

Im Anhang zum Jahresabschluss 2021 sind nachvollziehbar keine Veränderungen bei der 
Bilanzposition 1.1.1 beschrieben, da keine berichtspflichtigen Änderungen vorlagen.

22 Im Rahmen der Prüfung stellte sich heraus, dass die Software noch im Einsatz ist. Die Softwarelizenz wurde in 2022 durch 
Nachaktivierung wieder im Anlagevermögen erfasst.
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Bei der LHM sind zum Stand 31.12.2021 auf Basis des Anlagengitters insgesamt 9.404 (Vor-
jahr: 9.446) Anlagenstammsätze in der Bilanzposition 1.1.1 „Konzessionen, gewerbliche 
Schutzrechte und ähnliche Rechte und Werte sowie Lizenzen“ bilanziert.

Die Einzelfallprüfung für die Bestandsveränderungen der Bilanzposition 1.1.1 „Konzessio-
nen, gewerbliche Schutzrechte und ähnliche Rechte und Werte sowie Lizenzen“ erfolgte auf 
Grundlage einer bewussten Stichprobenauswahl.23 Die Stichprobe umfasste 6 Einzelfälle, 
die im Hinblick auf Nachweis, Bewertung und Ausweis überprüft wurden. Hierbei handelt es 
sich um zwei Zugänge aus Kauf, ein Abgang ohne Erlös, eine Nachaktivierung, eine Korrek-
tur und eine Umbuchung. Wir prüften folgende Einzelfälle:

• Dienstbarkeit und Reallast für Geh- und Radfahrrecht in der Anzinger Straße (Zu-
gang aus Kauf)

• Belegrechtskauf für Wohnung in der Scapinellistraße (Zugang aus Kauf)
• Abgang von Software-Lizenz Easiteach (Abgang ohne Erlös)
• Nachaktivierung Aufwendungen für Hauskoordinaten (Nachaktivierung)
• Umbuchung Aufwendungen für eine Filmproduktion auf Anlage (Korrektur)
• Transfer eines Belegungsrechts für Stellplätze in der Franzstraße (Umbuchung)

Bei den mitzuprüfenden Posten der Aufwands- und Ertragsrechnung waren der Ausweis und
die vollständige und periodengerechte Erfassung zu prüfen. Die Ergebnisse sind unter den 
entsprechenden Positionen der Ergebnisrechnung dargestellt.

Der Prüfbericht „Immaterielle Vermögensgegenstände des Hoheitsbereichs zum 31.12.2021;
Bilanzposition 1.1.1" (Az. 9632.0_PG1_013_22) wurde am 08.12.2022 dem Rechnungsprü-
fungsausschuss vorgelegt.

Prüfungsergebnisse

Anhangsangaben
 Im Anhang zum Jahresabschluss 2021 sind nachvollziehbar keine Veränderungen 

bei der Bilanzposition 1.1.1 beschrieben, da keine berichtspflichtigen Änderungen 
vorlagen.
Stichprobenprüfung von Einzelfällen

 Die 6 geprüften Einzelfälle wurden mit der korrekten Bewegungsart verbucht und bis 
auf einen Fall anhand des vorgeschriebenen Formblatts nachvollziehbar dokumen-
tiert.

 Das Kommunalreferat hat die Entschädigung für eine Reallast im Zusammenhang 
mit einem Geh- und Radfahrrecht in der Anzinger Straße fälschlicherweise auf der 
Anlage 0099/ 1000230 aktiviert. Bei dem Entgelt für die Reallast i.H.v. 224.183,00 € 
handelt es sich um ein vorausgezahltes Nutzungsentgelt für das ein aktiver Rech-
nungsabgrenzungsposten zu bilden ist. Damit ist zum 31.12.2021 die Bilanzposition 
1.1 Immaterielle Vermögensgegenstände um 224.183,00 € zu hoch und die Bilanzpo-
sition 3. Rechnungsabgrenzungsposten zu niedrig ausgewiesen. Gemäß der Stel-
lungnahme der Stadtkämmerei hat das Kommunalreferat die Bewertung der Anlage 
0099/ 1000230 auf die Entschädigung der Dienstbarkeit i.H.v. 414.585,00 € ange-
passt (FI-Belegnummer 0099/ 6000000320). Für die Entschädigung für die Reallast 
i.H.v. 224.183,00 € wird zum 31.12.2022 ein aktiver Rechnungsabgrenzungsposten 
in voller Höhe gebildet, der über die Laufzeit der Reallast aufzulösen ist.

 Die Grundstücksangaben im Anlagenstammsatz 0099/ 1000230 „Nähe Ludwig-Jung-
Straße, Dienstbarkeit“ sind in Bezug auf die Dienstbarkeitsfläche des Geh- und Rad-

23 Die Stichprobenauswahl ist in dem Prüfbericht "Plausibilitätsbeurteilung und analytische Prüfung des Anlagevermögens 
zum 31.12.2021" (Az. 9632.0_PG1_007_22) beschrieben.
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fahrrechts in der Anzinger Straße nicht korrekt. Die Dienstbarkeitsfläche beträgt 
3.071,00 m² statt der angegebenen 822,20 m². Das Aktivierungsdatum 12.11.2020 im
Anlagenstammsatz 0099/ 1000230 ist nicht korrekt, da es fälschlicherweise nicht 
dem Eintragungsdatum der Dienstbarkeit im Grundbuch am 10.02.2021 entspricht. 
Gemäß Stellungnahme der Stadtkämmerei hat das Kommunalreferat die Flächenan-
gabe im Anlagenstammsatz 0099/ 1000230 zwischenzeitlich auf die richtige Dienst-
barkeitsfläche (3.071 m²) angepasst.

 Die Bestellung einer Lizenz für einen Hauskoordinaten-Datensatz wurde durch das 
Kommunalreferat erst nach dem auf der Rechnung ausgewiesenen Datum und nicht 
zu Beginn des Beschaffungsvorgangs in SAP erfasst. Dies ist nicht korrekt. Die Be-
schaffungsordnung wurde nicht eingehalten.

 Das Direktorium hat ursprünglich aufwandswirksam gebuchte Leistungen für die Er-
stellung eines Kurzfilms24 zum virtuellen Tag der offenen Tür 2021 im laufenden Ge-
schäftsjahr 2021 auf die Anlage 0100/ 1000005 umgebucht. Der Buchungsbetrag 
entspricht dem Gesamtbetrag der ursprünglichen Fremdrechnung i.H.v. 18.980,50 €, 
obwohl 60,61 € als anrechenbare Vorsteuer gebucht wurden. Der Vorsteuerbetrag 
gehört nicht zu den Anschaffungskosten. Gemäß der Stellungnahme der Stadtkäm-
merei wurde die Korrektur der Vorsteuer vorgenommen.

15.1.2 Geleistete Zuwendungen für Investitionen

Gliede-
rungsziffer 
Bilanz

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

1.1 Immaterielle Vermögensgegen-
stände

990.913.172,50 942.535.415,34

1.1.2 davon
Geleistete Zuwendungen für In-
vestitionen

892.184.389,39 835.560.267,59

Die Bilanzposition beinhaltet geleistete Zuwendungen der Kommune an Dritte für Investitio-
nen und Investitionsfördermaßnahmen zur Erfüllung kommunaler Aufgaben. Davon umfasst 
sind auch die Beteiligungsgesellschaften und Eigenbetriebe der LHM.

Es werden vielfach Zuwendungen für stationäre Pflegeeinrichtungen sowie Baukostenzu-
schüsse für den Aus- und Neubau von Kinderkrippen, Kindergärten und -horten gewährt. 
Darüber hinaus werden Zuwendungen für den Neubau bzw. Umbau von Schulen sowie von 
Sportgebäuden und Sportanlagen aller Art sowie Zuwendungen an städtische Beteiligungen 
und Stiftungen gewährt.

Die Bilanzposition „Geleistete Zuwendungen für Investitionen“ ist zum 31.12.2021 in folgen-
den Anlagenklassen25 abgebildet (Beträge in €). 

24 Der Kurzfilm ist abrufbar unter https://youtu.be/3nlHwktsfJA.
25 Die Anlagenklassen entsprechen den Empfängergruppen der vergebenen Zuwendungen. 
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Anlagen-
klasse

Bezeichnung Wert zum 31.12.21

3000 Vergebene Zuwendungen an Bund 5.241.406,40
3100 Vergebene Zuwendungen an Land 588.199,03

3200
Vergebene Zuwendungen an Gemeinden und 
Gemeindeverbände

1.549.672,28

3500 Vergebene Zuwendungen Beteiligungsgesellschaften 192.042.724,56

3520
Vergebene Zuwendungen an Beteiligungsgesellschaften
und Sondervermögen im Konsolidierungskreis

180.985.475,62

3600
Vergebene Zuwendungen an sonstige öffentliche Son-
derrechnung

14.802.665,08

3700 Vergebene Zuwendungen an private Unternehmen 85.217.488,29
3800 Vergebene Zuwendungen an übrige Bereiche 378.625.716,28

3900
Vergebene Zuwendungen an Stiftungen ohne eigene 
Rechtspersönlichkeit

33.131.041,85

Gesamt 892.184.389,39

Die geleisteten Zuwendungen fließen überwiegend in übrige Bereiche (Anlagenklasse 3800) 
sowie in die Beteiligungsgesellschaften der LHM (Anlagenklasse 3500 und 3520). Die Anla-
genklasse 3520 wurde in 2017 neu aufgenommen. Darin sind die Beteiligungsgesellschaften
der LHM abgebildet, die dem (Voll-)Konsolidierungskreis der LHM angehören.26

Die geleisteten Zuwendungen für Investitionen haben sich wie folgt entwickelt (Beträge in €):

01.01.21 835.560.267,59

Zugänge 42.649.252,97

Abgänge -56.112.312,96

Umbuchungen 88.672.809,65

Abschreibungen -18.808.055,18

Zuschreibungen 222.427,32

31.12.21 892.184.389,39

Die Bilanzposition 1.1.2 weist im Vergleich zum Vorjahr eine saldierte Zunahme i.H.v. rund 
56,62 Mio. € (+6,80 %) auf. Diese ist auf externe Zugänge, Umbuchungen und Zuschreibun-
gen zurückzuführen, die im Geschäftsjahr 2021 höher als die gebuchten Abgänge und Ab-
schreibungen waren.

Die höchsten Zugänge sind im Buchungskreis 0099 „Allgemeine Finanz- und Personalwirt-
schaft“ i.H.v. 4.985.102,00 € für geleistete Zuwendungen für ein städtebauliches Entwick-
lungskonzept an die Jubiläumsstiftung „Alte Heimat“, im Buchungskreis 0300 „Referat für Bil-
dung und Sport“ i.H.v. 5.198.129,40 € an einen Münchner Sportverein für die Errichtung ei-

26 Auszug aus dem Kontierungshandbuch zum Konto 3520: Um den Abgleich zwischen den vergebenen Investitionszuwen-
dungen der LHM und den zu konsolidierenden erhaltenen Zuwendungen der Konzerntöchter sicherzustellen, müssen die 
vergebenen Zuwendungen an Konsolidierungspartner zukünftig getrennt von den übrigen Zuwendungen geführt werden. 
Hinweis: Die LHM stellt seit 2018 einen konsolidierten Jahresabschluss gemäß Art. 102a GO auf. Der (Voll-)Konsolidie-
rungskreis besteht aus den Aufgabenträgern: Stadtwerke München Konzern, GWG (Konzern), GEWOFAG (Konzern), der 
München Klinik gGmbH sowie den 6 Eigenbetrieben der LHM und dem konstituierten Regiebetrieb „Anwesen Schloss 
Kempfenhausen“.
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ner Dreifachsporthalle und im Buchungskreis 0425 „Mobilitätsreferat“ i.H.v. 9.054.000,00 € 
für den Erwerb von Stellplätzen in der Tiefgarage am Thomas-Wimmer-Ring zu verzeichnen.

Wesentliche Abgänge erfolgten im Buchungskreis 0325 „Sozialreferat“ aufgrund des Ablaufs 
der Bindefrist von geleisteten Zuwendungen an die Münchenstift GmbH mit historischen 
AHK i.H.v. 25.984.000,00 € und i.H.v. 5.000.000,00 € für die Generalsanierung des Münch-
ner Bürgerheims. Einen weiteren wesentlichen Abgang verzeichnet der Buchungskreis 0350 
„Stadtkämmerei“ aufgrund des Ablaufs der Bindefrist von geleisteten Zuwendungen an die 
München Klinik GmbH für Asbestentsorgung und Brandschutzmaßnahmen mit historischen 
AHK i.H.v. insgesamt 1.833.146,00 €. Die Zuwendungen weisen nach Ablauf der Bindefrist 
einen Restbuchwert von 0 € aus.

Wesentliche Umbuchungen aus Abrechnung der Position 1.1.3 Anzahlungen auf immateriel-
le in die Postion 1.1.2 „Geleistete Zuwendungen für Investitionen“ ergaben sich im Bu-
chungskreis 0375 „Referat für Arbeit und Wirtschaft“ für geleistete Zuwendungen an die Ga-
steig München GmbH für Interimsquartiere i.H.v. 20.000.000,00 € und im Buchungskreis 
0175 „Kommunalreferat“ i.H.v. 4.027.475,18 € für geleistete Zuwendungen an die Markthal-
len München für den Interimsbau Elisabethmarkt.

Im Anhang zum Jahresabschluss 2021 sind die wesentlichen Veränderungen bei der Bilanz-
position 1.1.2 beschrieben.

Bei der LHM sind zum Stand 31.12.2021 auf Basis des Anlagengitters insgesamt 10.461 
(Vorjahr: 8.203) Anlagenstammsätze in der Bilanzposition 1.1.2 „Geleistete Zuwendungen für
Investitionen“ bilanziert.

Die Einzelfallprüfung für die Bestandsveränderungen der Bilanzposition 1.1.2 „Geleistete 
Zuwendungen für Investitionen“ erfolgte auf Grundlage einer bewussten Stichprobenaus-
wahl.27 Die Stichprobe umfasste 6 Einzelfälle, die im Hinblick auf Nachweis, Bewertung und 
Ausweis überprüft wurden. Hierbei handelt es sich um drei Zugänge aus Kauf, zwei Abgän-
ge ohne Erlös und eine Nachaktivierung. Wir prüften folgende Einzelfälle:

• Investitionskostenzuschuss an die Jubiläumsstiftung der Münchner Bürgerschaft 
„Alte Heimat“ (Zugang aus Kauf)

• Investitionskostenzuschuss für die Errichtung einer Dreifachturnhalle
• Investitionskostenzuschuss für den Erwerb von Tiefgaragenstellplätzen
• Ausbuchungen von 2 Investitionskostenzuschüssen an die Münchenstift gGmbH auf-

grund Ablauf der Bindefrist (Abgang ohne Erlös)
• Nachaktivierung einer vergebenen Zuwendung an die MGS

Bei den mitzuprüfenden Posten der Aufwands- und Ertragsrechnung waren der Ausweis und
die vollständige und periodengerechte Erfassung zu prüfen. Die Ergebnisse sind unter den 
entsprechenden Positionen der Ergebnisrechnung dargestellt.

Prüfungsergebnisse

Anhangsangaben
 Die Veränderung der Bilanzposition 1.1.2 ist im Anhang zum Jahresabschluss 2021 

nachvollziehbar beschrieben.
Stichprobenprüfung von Einzelfällen

 Die 6 geprüften Einzelfälle wurden mit der korrekten Bewegungsart gebucht.

27 Die Stichprobenauswahl ist in dem Prüfbericht "Plausibilitätsbeurteilung und analytische Prüfung des Anlagevermögens 
zum 31.12.2021" (Az. 9632.0_PG1_007_22) beschrieben.
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 Die an einen Sportverein geleistete Zuwendung für die Errichtung einer Dreifachturn-
halle wurde auf einen Anlagenstammsatz in der Anlagenklasse 3800 „Vergebene Zu-
wendungen übrige Bereiche“ erfasst. Dies war nicht korrekt, da es sich um eine Teil-
auszahlung des bewilligten Investitionszuschusses handelte und laut Zuwendungs-
bescheid der Beginn der Bindefrist erst mit Fertigstellung/Inbetriebnahme der Maß-
nahme beginnt. Damit hätte der Zuwendungsbetrag korrekterweise zunächst auf ei-
ner AiB-Anlage der Anlagenklasse 46180 „AiB vergebene Zuwendungen an übrige 
Bereiche“ erfasst werden müssen. Darüber hinaus entspricht die im Anlagenstamm-
satz hinterlegte Nutzungsdauer von 10 Jahren nicht der im Zuwendungsbescheid 
festgelegten Bindungsfrist von 25 Jahren.

 Im Anlagenstammsatz eines vergebenen Zuschusses i.H.v. 9.054.000,00 € an eine 
Projektgesellschaft für den Bau einer Tiefgarage wurde als Aktivierungsdatum das 
Buchungsdatum der Auszahlung am 21.04.2021 erfasst. Damit begannen die Ab-
schreibungen zu spät. Korrekterweise wäre das Aktivierungsdatum auf das Datum 
der Nutzungsaufnahme der Tiefgaragenplätze zum 01.03.2021 (= Beginn der Binde-
frist) festzulegen gewesen. 

15.1.3 Anzahlungen auf Immaterielle Vermögensgegenstände

Gliede-
rungsziffer 
Bilanz

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

1.1 Immaterielle Vermögensgegen-
stände

990.913.172,50 942.535.415,34

1.1.3 davon 
Anzahlungen auf Immaterielle 
Vermögensgegenstände

71.752.950,16 78.502.699,49

Die Bilanzposition beinhaltet Anzahlungen auf immaterielle Vermögensgegenstände bei-
spielsweise für geleistete Zuwendungen der Kommune an Dritte für Investitionen und Inves-
titionsförderungsmaßnahmen. Dazu zählen auch städtische Gesellschaften. Investitionszu-
wendungen werden oftmals in Raten ausgereicht. 

Die Bilanzposition „Anzahlungen auf immaterielle Vermögensgegenstände“ ist zum 
31.12.2021 in folgenden Anlagenklassen28 abgebildet (Beträge in €). 

Anlagen-
klasse

Bezeichnung Wert zum
31.12.21

46120 AiB vergebene Zuwendungen an Gemeinde u. -verbände 162.050,00

46140 AiB vergebene Zuwendungen an gesetzl. Sozialversicherung 0,00

46150 AiB vergebene Zuwendungen an Beteiligungsgesellschaften 0,00

46151 AiB vergebene Zuwendungen an Beteiligungsgesellschaften 
und Sondervermögen im Konsolidierungskreis

36.144.172,85

46170 AiB vergebene Zuwendungen an private Unternehmen 18.072.035,96

46180 AiB vergebene Zuwendungen an übrige Bereiche 17.374.691,35

28 Die Anlagenklassen entsprechen den Empfängergruppen. 
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Anlagen-
klasse

Bezeichnung Wert zum
31.12.21

Gesamt 71.752.950,16

Die Anzahlungen auf Zuwendungen fließen überwiegend in die Gesellschaften der LHM (An-
lagenklasse 46151)29 sowie in den privaten übrigen Bereich (Anlagenklassen 46170 und 
46180).

Die Anzahlungen auf Immaterielle Vermögensgegenstände haben sich wie folgt entwickelt 
(Beträge in €):

01.01.21 78.502.699,49

Zugänge 81.577.179,02

Abgänge -409.310,00

Umbuchungen -87.917.618,35

Abschreibungen 0,00

Zuschreibungen 0,00

31.12.21 71.752.950,16

Es ist eine saldierte Abnahme der Position „Anzahlungen auf immaterielle Vermögensgegen-
stände“ um 6,7 Mio. € (-8,60 %) zu verzeichnen. Dies ist auf Umbuchungen zurückzuführen, 
die im Geschäftsjahr 2021 höher als die gebuchten Zugänge waren.

Die höchsten Zugänge betreffen den Buchungskreis 0099 „Allgemeine Finanz- und Perso-
nalwirtschaft“ i.H.v. 9.500.000,00 € für Anzahlungen auf Investitionszuschüsse an private Un-
ternehmer für den Neubau des Parkhauses am Thomas-Wimmer-Ring und i.H.v. 
8.000.000,00 € und 3.000.000,00 € jeweils an die Gasteig München GmbH für Interimsquar-
tiere.

Es ergaben sich wesentliche Umbuchungen aus der Abrechnung der Position 1.1.3 „Anzah-
lungen auf immaterielle Vermögensgegenstände“ in die Postion 1.1.2 „Geleistete Zuwendun-
gen für Investitionen“. Diese betrafen geleistete Zuwendungen an die Gasteig München 
GmbH für Interimsquartiere i.H.v. 40.000.000,00 € und i.H.v. 5.525.521,00 € im Buchungs-
kreis 0375 „Referat für Arbeit und Wirtschaft“ sowie geleistete Zuwendungen an die Markt-
hallen München für das Interimsquartier Elisabethmarkt i.H.v. 4.027.475,18 € im Buchungs-
kreis 0175 „Kommunalreferat“ (siehe auch Ziffer 15.1.2).

Nach Angabe im Anhang zum Jahresabschluss 2021 wird die Position Anzahlung auf imma-
terielle Vermögensgegenstände zum 31.12.2021 durch nicht erfolgte Abrechnungen von An-
lagen im Bau ohne Berücksichtigung der Abschreibung um 21.233.172,50 € zu hoch ausge-
wiesen, die Position geleistete Zuwendungen für Investitionen entsprechend zu niedrig.

Im Anhang zum Jahresabschluss 2021 sind die wesentlichen Veränderungen bei der Bilanz-
position 1.1.3 beschrieben.

29 Nach den Festlegungen im städtischen Finanzwiki sind AiB-Anlagen für vergebene Zuwendungen an städtische Beteili-
gungsgesellschaften und Sondervermögen, die sich im Konsolidierungskreis befinden, in der Anlagenklasse 46151 zu er-
fassen.
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Bei der LHM sind zum Stand 31.12.2021 auf Basis des Anlagengitters insgesamt 130 (Vor-
jahr: 132) Anlagenstammsätze in der Bilanzposition 1.1.3 „Anzahlungen auf Immaterielle 
Vermögensgegenstände“ bilanziert .

Die Einzelfallprüfung für die Bestandsveränderungen der Bilanzposition 1.1.3 „Anzahlun-
gen auf Immaterielle Vermögensgegenstände“ erfolgte auf Grundlage einer bewussten 
Stichprobenauswahl.30 Die Stichprobe umfasste 3 Einzelfälle, die im Hinblick auf Nachweis, 
Bewertung und Ausweis überprüft wurden. Hierbei handelt es sich um zwei Zugänge aus 
Kauf und eine Abrechnung einer Anlage im Bau (AiB). Wir prüften folgende Einzelfälle:

• Investitionskostenzuschuss für die Tiefgarage Thomas-Wimmer-Ring (Zugang aus 
Kauf)

• Investitionskostenzuschuss an die Gasteig GmbH für Interimsquartiere (Zugang aus 
Kauf)

• Abrechnung der AiB Investitionskostenzuschuss Gasteig Interimsquartiere (Abrech-
nung AiB Neuzugang)

Bei den mitzuprüfenden Posten der Aufwands- und Ertragsrechnung waren der Ausweis und
die vollständige und periodengerechte Erfassung zu prüfen. Die Ergebnisse sind unter den 
entsprechenden Positionen der Ergebnisrechnung dargestellt.

Prüfungsergebnisse

Anhangsangaben
 Die Veränderung der Bilanzposition 1.1.3 ist im Anhang zum Jahresabschluss 2021 

nachvollziehbar beschrieben.
Stichprobenprüfung von Einzelfällen

 Die 3 geprüften Einzelfälle wurden mit der korrekten Bewegungsart gebucht.
 Die Buchung eines Investitionskostenzuschusses (Anlage 0099/ 46000001) i.H.v. 9,5 

Mio. € in der Anlagenklasse 46170 „AiB vergebene Zuwendungen an private Unter-
nehmen“ ist korrekt, soweit das Buchungsdatum vor dem Beginn der Bindungsfrist 
liegt. Das Aktivierungsdatum stimmt mit dem Buchungsdatum des Zuschusses über-
ein. In den begründenden Unterlagen sind keine Informationen zum Beginn der Bin-
defrist enthalten. Damit kann der Beginn der Bindefrist nicht abschließend beurteilt 
werden.

30 Die Stichprobenauswahl ist in dem Prüfbericht "Plausibilitätsbeurteilung und analytische Prüfung des Anlagevermögens 
zum 31.12.2021" (Az. 9632.0_PG1_007_22) beschrieben.
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15.2 Sachanlagen

Gliede-
rungsziffer 
Bilanz

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

1.2 Sachanlagen 15922084303,55 15.265.475.301,91

15.2.1 Grundstücke

Gliede-
rungsziffer 
Bilanz

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

1.2 Sachanlagen 15922084303,55 15.265.475.301,91

1.2.1 davon Grundstücke 4217125352,55 4.158.277.461,99

Bei Grundstücken handelt es sich um durch Vermessung abgegrenzte und selbstständige 
Teile der Erdoberfläche, die im Grundbuch als selbstständig eingetragen sind.31

Die Grundstücke haben sich wie folgt entwickelt (Beträge in €):

01.01.21 4.158.277.461,99

Zugänge 61.314.354,58

Abgänge -25.011.441,56

Umbuchungen 23.301.646,57

Abschreibungen -756.669,03

Zuschreibungen 0,00

31.12.21 4.217.125.352,55

Die saldierte Zunahme i.H.v. 58.847.890,56 € (+1,42 %) bei der Position 1.2.1 „Grundstücke“
ist auf externe Zugänge und Umbuchungen, insbesondere von Anlagen im Bau für den 
Grundstückserwerb, zurückzuführen, die im Geschäftsjahr 2021 höher als die gebuchten Ab-
gänge und Abschreibungen waren.

Wesentliche Zugänge von Grundstücken erfolgten im Geschäftsjahr 2021 aufgrund des Um-
legungsverfahrens „Hochmuttingerstraße“, das mit Beschluss des Umlegungsausschusses 
vom 12.12.2017 i.S.d. § 47 BauGB förmlich eingeleitet wurde. 
Das einvernehmliche gesetzliche Umlegungsverfahren basiert darauf, dass sich die Eigentü-
mer nach den Grundregularien der §§ 45 ff. BauGB über den Inhalt der Umlegung, also im 
Wesentlichen über die Umlegungs- und Verteilungsmasse, über die Anfangs- und Endwerte 
der Grundstücke, über die zuzuteilenden Flächen und über die Ausgleichszahlungen einigen.
Gemäß dem Amtsblatt vom 17./21.06.2021 ist der Umlegungsplan Nr. 84 „Hochmuttinger 
Straße“ mit Ablauf des 26.05.2021 für alle Grundstücke unanfechtbar geworden.

31 Nwb Datenbank, infoCenter (Stand: Dezember 2017): Bilanzierung von Grundstücken und Grundstücksteilen.
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Die höchsten Abgänge resultieren aus dem Verkauf von Flurstücken in der Gemarkung Au-
bing zu einem Kaufpreis von 20.366.380,00 € aus dem Sammelstammsatz SEM Freiham 
Nord an die GWG Städtische Wohnungsgesellschaft München mbH (Buchwert i.H.v. 
6.468.954,56 €) und aus dem Verkauf eines Flurstücks Nähe Helene-Wessel-Bogen zu ei-
nem Kaufpreis von 9.811.260,00 € an die GWG Städtische Wohnungsgesellschaft München 
mbH (Buchwert 1.682.788,50 €).

Die höchsten Umbuchungen resultieren aus der AiB Abrechnung eines Flurstücks in der Bro-
dersenstraße i.H.v. 10.147.627,45 € und eines Flurstücks in der Weyprechtstraße i.H.v. 
9.523.636,39 €.

Im Anhang zum Jahresabschluss 2021 hat die Stadtkämmerei ausgeführt, dass ein Abrech-
nungsstau aus dem Bereich Grundstücks- und Gebäudeerwerb i.H.v. 225.700.219,96 € vor-
liegt, der die Bilanzpositionen Grundstücke und Gebäude betrifft. Um diesen Betrag sind die 
beiden Bilanzpositionen zu niedrig ausgewiesen. Eine Aufteilung auf Grundstücke und Ge-
bäude ist nicht möglich.

Bei der LHM sind zum Stand 31.12.2021 auf Basis des Anlagengitters insgesamt 21.614 
(Vorjahr: 21.235) Anlagenstammsätze für Grundstücke bilanziert.

Die Einzelfallprüfung für die Bestandsveränderungen der Grundstücke erfolgte auf Grund-
lage einer bewussten Stichprobenauswahl.32 Die Stichprobe umfasste 6 Sachverhalte/Einzel-
fälle, die im Hinblick auf Nachweis, Bewertung und Ausweis überprüft wurden. Hierbei han-
delt es sich um drei Zugänge im Rahmen des Umlegungsverfahrens „Hochmuttingerstraße“, 
sowie zwei Abgänge mit Erlös und eine außerplanmäßige Abschreibung. Wir prüften folgen-
de Einzelfälle:

• Zugang von Grundstücken im Rahmen des Umlegungsverfahrens „Hochmuttinger-
straße“ (Zugang Umlegungsverfahren)

• Verkauf von Grundstücken an die GWG Städtische Wohnungsgesellschaft München 
mbH (Abgang mit Erlös)

• Außerplanmäßige Abschreibung eines Grundstücks Nähe Regattaweg (außerplan-
mäßige Abschreibung)

• AiB Abrechnung von Anschaffungsnebenkosten für ein erhaltenes Erbbaurecht in der 
Halserspitzstraße (AiB Abrechnung)

Bei den mitzuprüfenden Posten der Aufwands- und Ertragsrechnung waren der Ausweis und
die vollständige und periodengerechte Erfassung zu prüfen. Die Ergebnisse sind unter den 
entsprechenden Positionen der Ergebnisrechnung dargestellt.

Bezüglich der Vollständigkeit der Grundstücke in der Eröffnungsbilanz haben wir einen Prü-
fungsvorbehalt unter der Ziffer „Korrekturen aus der Eröffnungsbilanz und aus den Jahresab-
schlüssen“ formuliert.

Prüfungsergebnisse

Stichprobenprüfung von Einzelfällen
 Die 6 geprüften Sachverhalte/Einzelfälle wurden mit der korrekten Bewegungsart ver-

bucht.

32 Die Stichprobenauswahl ist in dem Prüfbericht "Plausibilitätsbeurteilung und analytische Prüfung des Anlagevermögens 
zum 31.12.2021" (Az. 9632.0_PG1_007_22) beschrieben.
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 Im Rahmen des Umlegungsverfahrens „Hochmuttingerstraße“ erfolgte die Aus-
gleichszahlung der LHM wegen Flächenmehrzuteilung i.H.v. 241.683,00 € (Bu-
chungsdatum 31.12.2021) entgegen der Anwenderdokumentation direkt zwischen 
den Konten 251500 „Verrechnungskonto Umlegung“ und Erfolgskonto 471505 „Sons-
tige Finanzeinnahmen - KOMMR zen.Ans.“ und nicht über Forderung (externer Ge-
schäftspartner LHM) und Verbindlichkeit (externer Kreditor Umlegungsstelle). Nach 
Auskunft der SKA 2.33 war das Modul SD zum Buchungszeitpunkt für das Ge-
schäftsjahr 2021 bereits geschlossen. Aus diesem Grund erfolgte eine direkte Bu-
chung auf die o.g. Konten (Regelungen nicht eingehalten). 

 Im Rahmen des Verkaufs von Flurstücken in der Gemarkung Aubing i.H.v. 
20.366.380,00 € an die GWG wurde der Anlagenabgang der Flurstücke fälschlicher-
weise nicht zum Zeitpunkt des Übergangs von Besitz, Nutzen und Lasten am 
22.12.2020 abgebildet, sondern verspätet mit Bezugsdatum 01.01.2021. In der Folge
wurde das Anlagevermögen zum 31.12.2020 fälschlicherweise noch ausgewiesen.

 Der im Anhang angegebene Subventionsbetrag i.H.v. 23.608.900,00 € im Förderpro-
gramm München Modell (MMM) ist nicht korrekt. Auf Grundlage eines freifinanzierten
Bodenwertes i.H.v. 3.200,00 €/m² GF ergibt sich ein Subventionsbetrag i.H.v. 
38.398.900,00 €. Die Differenz zur Anhangsangabe resultiert daraus, dass im Anhang
der Subventionsbetrag für die WA 1 innen West und WA 1 innen Ost i.H.v. insgesamt 
14.790.000,00 € fälschlicherweise nicht berücksichtigt ist (Anhangsfehler).

 Beim Verkauf eines Flurstücks Nähe-Helene-Wessel-Bogen i.H.v. 9.811.260,00 € an 
die GWG wurde auf die Einbuchung der Forderung im SAP Modul SD i.H.v. 
9.811.260,00 € verzichtet. Dies entspricht nicht dem Eintrag im städtischen Finanzwi-
ki „Anlagenabgang gegen Beteiligungserhöhung“.

 Die diesbezüglich im Anhang zum Jahresabschluss 2021 angegebenen Subventions-
beträge für das Objekt „Bayernkaserne WA 12“ i.H.v. 25.641.000,00 € im Förderpro-
gramm EOF und i.H.v. 10.989.000,00 € im Förderprogramm München Modell Miete 
(MMM) sind auf Grundlage eines freifinanzierten Bodenwertes i.H.v. 3.300,00 €/m² 
GF nicht korrekt. Die im Anhang angegebenen Subventionsbeträge beziehen sich auf
eine GF von 8.547 m² im Fördermodell EOF und 3.663 m² im Fördermodell MMM ge-
mäß dem Beschluss der Vollversammlung vom 24.03.2021. Gemäß Kaufvertrag vom
01.06.2021 handelt es sich bzgl. des Fördermodells EOF aber um eine GF von 9.668
m² und bzgl. des Fördermodells MMM um eine GF von 4.143 m². Auf dieser Grundla-
ge ergibt sich für das Fördermodell EOF ein Subventionsbetrag von 29.004.000,00 € 
und für das Fördermodell MMM ein Subventionsbetrag von 12.429.000,00 € (An-
hangsfehler).

 Die außerplanmäßige Abschreibung eines Grundstücks Nähe Regattaweg i.H.v. 
548.807,81 € aufgrund der dauerhaften Bindung als Ausgleichsfläche mit Bezugsda-
tum 20.08.2021 ist auf Grundlage der vorliegenden Unterlagen nicht nachvollziehbar,
da gemäß dem Beschluss vom 15.12.2021 die Flächen erst zum 01.01.2024 zur Her-
stellung des Ökokontos zur Verfügung stehen. D.h. die Wertminderung aufgrund der 
dauerhaften Bindung als Ausgleichsfläche wird erst zum 01.01.2024 erfolgen. Im Ge-
schäftsjahr 2021 erfolgten einschließlich des o.g. Flurstücks (Stichprobenfall) außer-
planmäßige Abschreibungen i.H.v. insgesamt 3.961.916,51 €, die im Rahmen der 
Prüfung dem Ökokonto zugeordnet werden konnten. Die Abschreibungen erfolgten 
jedoch nicht periodengerecht (d.h. zu früh), soweit kein Nachweis vorliegt, dass die 
dauerhafte Bindung als Ausgleichsfläche bereits im Geschäftsjahr 2021 erfolgte. So-
weit die Bindung erst zum 01.01.2024 erfolgt, werden in der Bilanz zum 31.12.2021 
die Grundstücke um 3.961.916,51 € zu niedrig im Sachanlagevermögen und die Auf-
wendungen des Geschäftsjahres 2021 um 3.961.916,51 € zu hoch in der Ergebnis-
rechnung ausgewiesen. Aufgrund des wesentlichen Betrages ergab sich ein Korrek-
turbedarf für den Jahresabschluss 2021. Die Stadtkämmerei hat die entsprechende 
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Korrekturbuchung am 25.04.2023 durchgeführt (siehe hierzu Ausführungen unter Zif-
fer 7). Gemäß Stellungnahme der Stadtkämmerei hat das Kommunalreferat die au-
ßerplanmäßigen Abschreibungen im Geschäftsjahr 2022 mittels Zuschreibung zu-
rückgenommen.

15.2.2 Grundstücksgleiche Rechte

Gliede-
rungsziffer 
Bilanz

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

1.2 Sachanlagen 15922084303,55 15.265.475.301,91

1.2.2 davon 
Grundstücksgleiche Rechte

4.273.598,45 4.368.581,62

Bei den grundstücksgleichen Rechten handelt es sich um dingliche Rechte, die den Vor-
schriften des bürgerlichen Rechts über Grundstücke unterliegen. Neben den Erbbaurechten 
zählen auch die dauerhaften Wohn- und Nutzungsrechte zu den grundstücksgleichen Rech-
ten. Grundstücksgleiche Rechte werden trotz des immateriellen Charakters bilanzrechtlich 
wie Grundstücke behandelt, da sie diesen rechtlich ähneln.

Die grundstücksgleichen Rechte haben sich wie folgt entwickelt (Beträge in €):

01.01.21 4.368.581,62

Zugänge 0,00

Abgänge 0,00

Umbuchungen 45.140,77

Abschreibungen -140.123,94

Zuschreibungen 0,00

31.12.21 4.273.598,45

Der saldierte Rückgang i.H.v. 94.983,17 € (-2,17 %) bei der Position 1.2.2 „Grundstücksglei-
che Rechte“ ist auf Abschreibungen i.H.v. 140.123,94 € zurückzuführen, die höher als die 
Umbuchungen waren.

Die Umbuchung i.H.v. 45.140,77 € resultiert aus der AiB Abrechnung von Anschaffungsne-
benkosten für ein erhaltenes Erbbaurecht in der Halserspitzstraße im Buchungskreis 0099 
„Allgemeine Finanz- und Personalwirtschaft“.

Bei der LHM sind zum Stand 31.12.2021 auf Basis des Anlagengitters insgesamt 31 (Vor-
jahr: 39) Anlagenstammsätze für grundstücksgleiche Rechte bilanziert.

Die Einzelfallprüfung für die Bestandsveränderungen der grundstücksgleichen Rechte er-
folgte auf Grundlage einer bewussten Stichprobenauswahl.33 Die Stichprobe umfasste einen 

33 Die Stichprobenauswahl ist in dem Prüfbericht "Plausibilitätsbeurteilung und analytische Prüfung des Anlagevermögens 
zum 31.12.2021" (Az. 9632.0_PG1_007_22) beschrieben.
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Einzelfall, der im Hinblick auf Nachweis, Bewertung und Ausweis überprüft wurde. Hierbei 
handelt es sich um eine AiB Abrechnung. Wir prüften folgenden Einzelfall:

• Umbuchung eines erhaltenen Erbbaurechts für eine Kindertagesstätte Nähe Halser-
spitzstraße (AiB Abrechnung).

Bei den mitzuprüfenden Posten der Aufwands- und Ertragsrechnung waren der Ausweis und
die vollständige und periodengerechte Erfassung zu prüfen. Die Ergebnisse sind unter den 
entsprechenden Positionen der Ergebnisrechnung dargestellt.

Prüfungsergebnisse

Stichprobenprüfung von Einzelfällen
 Der geprüfte Einzelfall wurde mit der korrekten Bewegungsart verbucht.
 Es erfolgte nachvollziehbar eine vollständige Abrechnung der AiB in Höhe der An-

schaffungsnebenkosten für das erhaltene Erbbaurecht für eine Kindertagesstätte 
Nähe Halserspitzstraße i.H.v. insgesamt 45.140,77 € auf die Anlagenklasse 10300 
„Grundstücksgleiche Rechte – ungebunden“.

15.2.3 Gebäude

Gliede-
rungsziffer 
Bilanz

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

1.2 Sachanlagen 15922084303,55 15.265.475.301,91

1.2.3 davon
Gebäude

4.877.882.650,61 4.640.573.509,06

Ein Gebäude ist ein Bauwerk, wenn es Menschen oder Sachen durch räumliche Umschlie-
ßung Schutz gegen Witterungseinflüsse gewährt, den Aufenthalt von Menschen gestattet, 
fest mit dem Grund und Boden verbunden und von einiger Beständigkeit ist.34 Ohne Einfluss 
auf den Gebäudebegriff ist, ob das Bauwerk auf eigenem oder auf fremdem Grund und Bo-
den steht.

Die Gebäude haben sich wie folgt entwickelt (Beträge in €):

01.01.21 4.640.573.509,06

Zugänge 1.276.287,83

Abgänge -98.962.508,58

Umbuchungen 421.667.470,35

Abschreibungen -86.756.514,03

Zuschreibungen 84.405,98

31.12.21 4.877.882.650,61

Die saldierte Zunahme i.H.v. 237.309.141,55 € (+5,11 %) bei der Position 1.2.3 „Gebäude“ 
ist auf externe Zugänge, Umbuchungen und Zuschreibungen zurückzuführen, die im Ge-
schäftsjahr 2021 höher als die gebuchten Abgänge und die Abschreibungen waren.
34 Vgl. BFH-Urteil vom 28.05.2003 – II R 41/01 BstBl 2003 II S. 693.
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Der höchste Zugang in der Bilanzposition 1.2.3 „Gebäude“ entfällt i.H.v. 22.263,53 € auf den 
Kauf einer Schrankenanlage für die Einfahrt zum Parkplatz der Realschule Krehlebogen.

Der höchste Abgang ergab sich aus dem Abgang des Schulgebäudes der Willy-Brandt-Ge-
samtschule mit historischen AHK von 45.828.175,81 € (Restbuchwert 9.948.085,96 €) auf-
grund Abbruch. Weitere wesentliche Abgänge ergaben sich aus dem Abgang des ehemali-
gen Gesundheitshauses in der Dachauer Str. mit historischen AHK i.H.v. 20.400.000,00 € 
(Restbuchwert 0,00 €) aufgrund Erbbaurechtsvergabe des Grundstücks und aus dem Ab-
gang des Schulgebäudes in der Bernaysstraße mit historischen AHK von 9.673.720,48 € 
(Restbuchwert 716.730,72 €).

Bei den Umbuchungen ergab sich die größte Bewegung aus der vermögensrechtlichen 
Übertragung des ehemaligen Gesundheitshauses in der Dachauer Straße aufgrund der Ver-
gabe des Grundstücks im Erbbaurecht. Vor der beschriebenen Abgangsbuchung erfolgte 
eine Umbuchung vom Buchungskreis 0175 „Kommunalreferat“ in den Buchungskreis 0099 
„Allgemeine Finanz- und Personalwirtschaft“ i.H.v. 20.400.000,00 €. Weitere hohe Umbu-
chungen von Anlagen im Bau (Grunderwerbs-AiB) ergaben sich i.H.v. insgesamt 
39.300.000,00 € für das vom Eigenbetrieb Markthallen München erworbene Kontorhaus, die 
vom Buchungskreis 0099 „Allgemeine Finanz- und Personalwirtschaft“ in den Buchungskreis
0175 „Kommunalreferat“ erfolgte.

Durch den vorliegenden Abrechnungsstau bei der Bilanzposition Anlagen im Bau wird die 
Position Gebäude ohne Berücksichtigung der Abschreibungen um 1.427.101.387,38 € zu 
niedrig ausgewiesen. In diesem Betrag sind aufgrund von Kontierungsfehlern auch Anlagen 
im Bau enthalten, die den Positionen Maschinen und technische Anlagen, Fahrzeuge bzw. 
Betriebs- und Geschäftsausstattung zuzuordnen sind. Zusätzlich besteht noch ein Abrech-
nungsstau aus dem Bereich Erwerb von Grundstücken und Bauwerken i. H. v. 
225.700.219,96 €, der die Bilanzpositionen Grundstücke und Gebäude betrifft. Eine Auftei-
lung auf Grundstücke und Gebäude ist nicht möglich.

Bei der LHM sind auf Basis des Anlagengitters zum Stand 31.12.2021 insgesamt 16.609 
(Vorjahr: 15.367) Anlagenstammsätze für Gebäude und Grundstückseinrichtungen abgebil-
det.

Die Einzelfallprüfung für die Bestandsveränderungen der Gebäude erfolgte auf Grundlage 
einer bewussten Stichprobenauswahl.35 Die Stichprobe umfasste 6 Einzelfälle, die im Hin-
blick auf Nachweis, Bewertung und Ausweis überprüft wurden. Hierbei handelt es sich um ei-
nen Zugang aus Kauf, drei Abgänge ohne Erlös, eine Nachaktivierung und eine außerplan-
mäßige Abschreibung. Wir prüften folgende Einzelfälle:

• Zugang einer Schrankenanlage für die Einfahrt zum Parkplatz der Realschule Krehle-
bogen (Zugang aus Kauf) (selbständiger Vermögensgegenstand in der Außenanlage)

• Außerplanmäßige Abschreibung und Abgang des Schulgebäudes der Willy-Brandt-
Gesamtschule aufgrund Abbruch (außerplanmäßige Abschreibung, Abgang ohne Er-
lös)

• Abgang des ehemaligen Gesundheitshauses in der Dachauer Str. aufgrund Erbbau-
rechtsvergabe des Grundstücks (Abgang ohne Erlös)

35 Die Stichprobenauswahl ist in dem Prüfbericht "Plausibilitätsbeurteilung und analytische Prüfung des Anlagevermögens 
zum 31.12.2021" (Az. 9632.0_PG1_007_22) beschrieben.
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• Verkauf eines mit einem Büro- und Werkstattgebäude bebauten Flurstücks in der 
Fraunbergstraße (Abgang ohne Erlös)

• Rückübertragung eines Flurstücks und eines Gebäudes aus dem Treuhandvermögen
der Münchner Gesellschaft für Stadterneuerung mbH (Nachaktivierung)

Im Geschäftsjahr 2020 wurden bebaute Flurstücke im sog. „Kreativlabor“ an der Dachauer 
Straße / Schwere-Reiter-Straße von der LHM an die MGH i.H.v. 61.500.000,00 € übergeben.
Es besteht eine vertragliche, nicht notariell beurkundete Vereinbarung zwischen der Münch-
ner Gewerbehof- und Technologiezentrumsgesellschaft mbh MGH und der LHM (Kommunal-
referat) vom 20.12.2019 über die „Übernahme der Verkehrssicherungspflicht“, wonach „Be-
sitz, Nutzen und Lasten im Vorgriff auf den Eigentumsübergang bereits am 01.01.2020 von 
der Stadt an die MGH übergehen.“36 Ein Kaufvertrag lag bis zum 31.12.2021 nicht vor.
Der Erwerb des wirtschaftlichen/juristischen Eigentums setzt eine zivilrechtlich abgesicherte 
Form voraus. 
Die Anlagenabgänge bzgl. der bebauten Grundstücke im „Kreativlabor“ wurden bei der LHM 
zum 01.01.2020 vorgenommen, obwohl bis zum 31.12.2021 keine notarielle Kaufvertragsbe-
urkundung und keine Grundbuchänderung erfolgt sind. Auch die Beteiligungswerterhöhung 
i.H.v. 61.500.000,00 € im Geschäftsjahr 2020 erfolgte ohne entsprechende nachweisende 
Unterlagen. Auf Basis der vorgelegten Unterlagen, der bisherigen Bilanzierungspraxis und 
der bestehenden Normen war bei der MGH die Aktivierung der bebauten Grundstücke ein-
hergehend mit der Erhöhung der Kapitalrücklage allein auf Basis des schriftlichen Vereinba-
rung zur Übernahme der Verkehrssicherungspflicht ohne notarielle Bekundung des Kaufver-
trags nicht möglich.

Mit Beschluss der Vollversammlung des Stadtrats vom 21.12.2022 wurde die MGH als künf-
tige Grundstückseigentümerin für das Kreativlabor / Teilfläche MGH entsprechend dem Be-
schluss der Vollversammlung vom 27.11.2019 bestätigt.
Die Beurkundung der Grundstücksübertragung auf die MGH erfolgte am 01.02.2023.

Der Prüfungsvorbehalt zum „Kreativlabor“ aus der Prüfung des Jahresabschlusses 2020 ist 
damit erledigt.

Bei den mitzuprüfenden Posten der Aufwands- und Ertragsrechnung waren der Ausweis und
die vollständige und periodengerechte Erfassung zu prüfen. Die Ergebnisse sind unter den 
entsprechenden Positionen der Ergebnisrechnung dargestellt.

Der Prüfbericht „Einzelfallprüfung der Gebäude zum 31.12.2021" (Az. 9632.0_PG1_015_22)
wurde am 21.03.2023 dem Rechnungsprüfungsausschuss vorgelegt.

Prüfungsergebnisse

Stichprobenprüfung von Einzelfällen
 Die 6 geprüften Einzelfälle wurden in allen Fällen mit der korrekten Bewegungsart ge-

bucht.
 Die Lieferung einer Schrankenanlage für die Einfahrt zum Parkplatz der Realschule 

Krehlebogen erfolgte gemäß Rechnung am 16.12.2020. Damit ist ab diesem Zeit-
punkt der Vermögensgegenstand angeschafft und zu bilanzieren. Gemäß dem Jah-

36 Siehe hierzu die Vereinbarung über die Übernahme der Verkehrssicherungspflicht zwischen der MGH und dem Kommunal-
referat vom 20.12.2019: „Gemäß Beschluss der Vollversammlung vom 27.11.2019 geht das Eigentum an den in der Be-
schlussvorlage näher bezeichneten Grundstücken im sog. Kreativlabor an der Dachauer Straße / Schwere-Reiter-Straße 
von der Stadt München an die MGH über. Die notarielle Beurkundung ist noch für den Januar 2020 vorgesehen. Besitz, 
Nutzen und Lasten sollen im Vorgriff auf den Eigentumsübergang bereits am 01.012020 von der Stadt an die MGH überge-
hen.“
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resabschlussrundschreiben 2020 bestand diesbezüglich bis zum 08.02.2021 die 
Möglichkeit über eine manuelle Buchungsanordnungen an die zentrale Anlagenbuch-
haltung ins Geschäftsjahr 2020 zu buchen. Fälschlicherweise erfolgte die Zugangs-
buchung erst mit Bezugsdatum 03.02.2021. In der Folge wird der Vermögensgegen-
stand fälschlicherweise im Geschäftsjahr 2020 nicht im Anlagevermögen ausgewie-
sen und nicht abgeschrieben. Gemäß Stellungnahme der Stadtkämmerei wurde eine
neue Anlage (0300/ 14008976) mit dem korrekten Aktivierungsdatum angelegt, um 
das fehlerhafte Aktivierungsdatum zu korrigieren.

 Die außerplanmäßigen Abschreibungen und die anschließenden Abgangsbuchungen 
des Schulgebäudes und der Grundstückseinrichtung der Willy-Brandt-Gesamtschule 
aufgrund Abbruch erfolgten in der Anlagenbuchhaltung fälschlicherweise nicht zum 
Zeitpunkt des Beginns der Abbrucharbeiten am 09.11.2020, sondern erst mit Bezugs-
datum 01.01.2021. In der Folge wurden das Schulgebäude und die Grundstücksein-
richtung zum 31.12.2020 fälschlicherweise noch im Anlagevermögen ausgewiesen 
und und bis zum 31.12.2020 planmäßig abgeschrieben.

15.2.4 Infrastruktur

Gliede-
rungsziffer 
Bilanz

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

1.2 Sachanlagen 15922084303,55 15.265.475.301,91

1.2.4 davon 
Infrastrukturaufbauten

1.928.422.189,34 1.975.660.405,57

Zu den Infrastrukturaufbauten gehören die Straßen, Wege und Plätze sowie Brücken, Unter-
führungen, Tunnel- und Wasserbauwerke sowie die Grünanlagen. Bei den Infrastrukturauf-
bauten werden auch die Denkmäler und Stadtbildpflege sowie die Bestockung der Wälder bi-
lanziert.

Die Infrastrukturaufbauten haben sich wie folgt entwickelt (Beträge in €):

01.01.21 1.975.660.405,57

Zugänge 2.616.538,14

Abgänge -199.143,41

Umbuchungen 41.636.251,15

Abschreibungen -91.365.509,42

Zuschreibungen 73.647,31

31.12.21 1.928.422.189,34

Die Bilanzposition 1.2.4 Infrastrukturaufbauten weist im Vergleich zum Vorjahr einen saldier-
ten Rückgang i.H.v. rund 47,2 Mio. € (-2,39 %) auf. Dies ist darauf zurückzuführen, dass die 
in 2021 gebuchten Abgänge und Abschreibungen höher waren als die Zugänge, Umbuchun-
gen (aufgrund von AiB-Abrechnungen) und Zuschreibungen. 
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Die höchsten Zugänge der Bilanzposition 1.2.4 Infrastrukturaufbauten resultieren aus dem 
Kauf von Spielgeräten i.H.v. 170.083,73 € für die Grünanlage im Gefilde, i.H.v. 105.398,68 € 
für die Grünanlage Nähe Spicherenstraße, Altes Postgelände und i.H.v 41.293,00 € für die 
Grünanlage Grünzug West Riem 

Die höchsten Abgänge ergaben sich aus dem Abbruch des Straßenbauwerks Azaleenstraße 
infolge Generalsanierung mit historischen AHK von 129.228.00 € (Restbuchwert 0,00 €) und 
aus der Außerbetriebsetzung einer Notrufanlage (Restbuchwert 0,00 €) mit historischen AHK
i.H.v. 58.812,76 € .

Die höchste Umbuchung (ausgenommen Abrechnungen von AiB) mit historischen AHK i.H.v.
1.173.862,60 € und  i.H.v. 1.117.047,60 € resultiert aus der Aufteilung der Gesamtkosten der
Ursprungsstraße Oberanger auf den generalsanierten Straßenabschnitt. Bei den Umbuchun-
gen, die aus der Abrechnung von AiB resultieren ergaben sich die größten Bewegungen für 
die Entwicklungsmaßnahmen EM 225 Astrid-Lindgren-Straße und Selma-Lagerlöf-Straße 
i.H.v. insgesamt 4.037.697,84 € sowie EM 226 Heinrich-Böll-Straße i.H.v. insgesamt 
1.971.268,33 €.

Im Anhang zum Jahresabschluss 2021 hat die Stadtkämmerei ausgeführt, dass die Position 
1.2.4 „Infrastrukturaufbauten" durch den vorliegenden Abrechnungsstau bei den AiB ohne 
Berücksichtigung der Abschreibungen um rund 503 Mio. € zu niedrig ausgewiesen wird.

Bei der LHM sind zum Stand 31.12.2021 auf Basis des Anlagengitters insgesamt 22.785 
(Vorjahr: 22.180) Anlagenstammsätze für Infrastrukturaufbauten bilanziert.

Die Einzelfallprüfung für die Bestandsveränderungen der Infrastrukturaufbauten erfolgte 
auf Grundlage einer bewussten Stichprobenauswahl.37 Die Stichprobe umfasste 7 Einzelfäl-
le, die im Hinblick auf Nachweis, Bewertung und Ausweis überprüft wurden. Hierbei handelt 
es sich um 3 Zugänge aus Kauf, eine Umbuchung von Aufwand auf Anlage im laufenden 
Jahr, einen Abgang ohne Erlös, eine Nachaktivierung und die Korrektur einer Zuschreibung. 
Wir prüften folgende Einzelfälle:

• Kauf von Spielgeräten für Grünanlagen (Zugänge aus Kauf)
• Verschrottung eines Straßenbauwerks aufgrund Abbruch (Abgang ohne Erlös)
• Aktivierung der Aufwendungen eines Metallgeländers am Olympiaberg (Umbuchung 

im laufenden Jahr)
• Aktivierung einer Löschwasserleitung und Rohrbegleitheizung in einem Tunnel 

(Nachaktivierung)
• Zuschreibung Ingenieurbauwerk im Rahmen AiB-Abrechnung (Zuschreibung)

Bei den mitzuprüfenden Posten der Aufwands- und Ertragsrechnung waren der Ausweis und
die vollständige und periodengerechte Erfassung zu prüfen. Die Ergebnisse sind unter den 
entsprechenden Positionen der Ergebnisrechnung dargestellt.

Prüfungsergebnisse

Stichprobenprüfung von Einzelfällen
 Die 7 geprüften Einzelfälle wurden in allen Fällen mit der korrekten Bewegungsart ge-

bucht. Die geprüften Einzelfälle wurden mit dem vorgesehenen Formblatt nachvoll-
ziehbar dokumentiert.

37 Die Stichprobenauswahl ist in dem Prüfbericht "Plausibilitätsbeurteilung und analytische Prüfung des Anlagevermögens 
zum 31.12.2021" (Az. 9632.0_PG1_007_22) beschrieben.
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 Das Baureferat hat die Anzahlung für ein Spielgerät i.H.v. 170.083,73 € in 11/2021 
fälschlicherweise direkt auf den abschreibungsgebundenen Anlagenstammsatz 
0125/13019731 „Netzkletteranlage Grünzug im Gefilde“ gebucht anstatt zunächst auf
eine Anlage im Bau (Ausweisfehler). Dadurch erfolgten fälschlicherweise bereits ab 
11/2021 monatliche Abschreibungen auf die geleistete Anzahlung. Damit wurden die 
Abschreibungen für das Jahr 2021 um 3.543,41 € zu hoch ausgewiesen. Da die Lie-
ferung und Montage des Spielgeräts erst im Laufe des Jahres 2022 erfolgte, wurden 
auch in 2022 zu hohe Abschreibungen verbucht.

 Das Baureferat hat die Fremdrechnung für die Lieferung eines Spielgeräts i.H.v. 
41.293,00 € fälschlicherweise auf dem Anlagenstammsatz 0125/13015869 „Sand-
bagger Grünzug West Riem, Kopenhagenstraße“ erfasst. Die Montage des Spielge-
räts erfolgte gemäß den Angaben auf der vorliegenden Schlussrechnung erst zu ei-
nem späteren Zeitpunkt. Daher hätten die Aufwendungen bis zur Inbetriebnahme des
Spielgeräts auf einer Anlage im Bau gesammelt werden müssen und wären erst zum 
Zeitpunkt der Inbetriebnahme auf einen abschreibungsgebundenen Anlagenstamm-
satz abzurechnen gewesen (Ausweisfehler). In Folge der Verbuchung der Anschaf-
fungskosten für das Spielgerät auf der falschen Anlage und aufgrund der Erfassung 
der Anschaffungsnebenkosten (Montage und Erdarbeiten) i.H.v. 12.852,00 € zwar auf
der richtigen Anlage 0125 / 13011973 „Spielkombination Grünanlage Regensburger 
Platz“, aber mit falschem Aktivierungsdatum, wurden die Abschreibungen nicht in kor-
rekter Höhe verbucht.

 Das Baureferat hat die Verschrottungsbuchung für das abgebrochene Straßenbau-
werk Azaleenstraße verspätet vorgenommen. Dies hatte zur Folge, dass das im Jahr 
2006 abgebrochene Straßenbauwerk noch weitere 15 Jahre fälschlicherweise im An-
lagevermögen ausgewiesen wurde (Ausweisfehler). Das Straßenbauwerk wies zum 
Zeitpunkt der Inbetriebnahme der generalsanierten Straße noch einen Restbuchwert 
i.H.v. 5.384,50 € (Stand 01.12.2006) auf, der grundsätzlich auf die generalsanierte 
Anlage zu übertragen ist. Da die AiB-Abrechnung für die Generalsanierung nicht im 
Jahr der Inbetriebnahme erfolgte, wurden auf der vorhandenen Anlage weiterhin mo-
natliche Abschreibungen verbucht, die den Restbuchwert reduzierten. Eine Korrektur 
durch eine Zuschreibung und Übertragung des Restbuchwerts auf die neue Anlage 
erfolgte fälschlicherweise nicht. Damit werden die AHK des generalsanierten Stra-
ßenbauwerks i.H.v. 3.868,57 € zu niedrig ausgewiesen.

 Das Baureferat hat die Nachaktivierung der AHK für die Löschwasserleitung (Anlage 
0125/13019951) i.H.v. 329.482,40 € und für die Rohrbegleitheizung (Anlage 0125/ 
13019952) im Candidtunnel i.H.v. 81.391,07 € vorgenommen. Nach unserem Ab-
gleich mit der vorgelegten Schlussrechnung und den gebuchten Planungskosten wur-
den für die Löschwasserleitung jedoch AHK i.H.v. 8.246,07 € zu viel und für die Rohr-
begleitheizung i.H.v. 2.957,24 € zu wenig aktiviert.

15.2.5 Maschinen und technische Anlagen, Fahrzeuge

Gliede-
rungsziffer 
Bilanz

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

1.2 Sachanlagen 15922084303,55 15.265.475.301,91

1.2.5 davon
Maschinen und technische 
Anlagen, Fahrzeuge

162.753.738,89 181.959.977,40
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Die Position Maschinen und technische Anlagen, Fahrzeuge umfasst als Teil der Sachanla-
gen bewegliche Vermögensgegenstände, die unmittelbar der Aufgabenerfüllung dienen.

Die Maschinen und technische Anlagen, Fahrzeuge haben sich wie folgt entwickelt (Beträge 
in €):

01.01.21 181.959.977,40

Zugänge 2.561.503,60

Abgänge -8.115.966,68

Umbuchungen 8.768.900,20

Abschreibungen -22.420.675,63

Zuschreibungen 0,00

31.12.21 162.753.738,89

Der saldierte Rückgang i.H.v. rund 19,2 Mio. € (-10,6 %) bei der Bilanzposition 1.2.5 ist dar-
auf zurückzuführen, dass die gebuchten Zugänge, Umbuchungen und Zuschreibungen im 
Geschäftsjahr 2021 geringer waren als die gebuchten Abgänge und Abschreibungen. 

Die höchsten Zugänge sind im Sozialreferat (Bukr 0325) durch die Beschaffung eines Koffer-
aufbaus zu einem Streetworkfahrzeug i.H.v. 96.837,44 € sowie im Referat für Gesundheit 
(Bukr 0150) für die Beschaffung eines Lkw-Kippers i.H.v. 96.324,55 € für den Waldfriedhof 
zu verzeichnen. Ein weiterer wesentlicher Zugang erfolgte im Kreisverwaltungsreferat (Bukr 
0200) durch Umbaukosten aufgrund eines Kofferwechsels für einen Rettungswagen i.H.v. 
80.113,18 €.

Ein wesentlicher Abgang zeigte sich im Kreisverwaltungsreferat (Bukr 0200). Hier wurde von
der Branddirektion eine Druckkammer  mit historischen AHK i.H.v. 1.503.133,65 € (Rest-
buchwert 0 €) an ein Feuerwehrmuseum abgegeben. Ein weiterer wesentlicher Abgang er-
folgte im Baureferat (Bukr 0125) durch die Entsorgung eines Aufzeichnungsgerätes für Fest-
platten mit historischen AHK i.H.v. 600.000,00 € (Restbuchwert 0 €). Darüber hinaus zeigte 
sich ein wesentlicher Abgang bei den Sportstätten (Bukr 0302) mit der Entsorgung eines 
Kunstrasenplatzes einer Bezirkssportanlage mit historischen AHK i.H.v. 286.921,12 €. Dieser
Vermögensgegenstand wies zum Zeitpunkt der Verbuchung des Abgangs einen Restbuch-
wert von 141.996,47 € auf.

Wesentliche Umbuchungen ergaben sich infolge von AiB-Abrechnungen im Referat für Bil-
dung und Sport (Bukr 0300) i.H.v. 614.068,69 € für einen Kunstrasenplatz auf einer Sportan-
lage sowie im Referat für Gesundheit (Bukr 0150) i.H.v. 386.194,98 € im Rahmen der Erwei-
terung einer Urnenanlage auf dem Westfriedhof.

Die Stadtkämmerei stellt im Anhang zum Jahresabschluss 2021 dar, dass die Position „Ma-
schinen und technische Anlagen, Fahrzeuge“ aufgrund des Abrechnungsstaus um rund 35,4 
Mio. € zu niedrig ausgewiesen wird.
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Bei der LHM sind zum Stand 31.12.2021 auf Basis des Anlagengitters insgesamt 89.586 
(Vorjahr: 91.098) Anlagenstammsätze für Maschinen und technische Anlagen, Fahrzeuge bi-
lanziert.

Die Einzelfallprüfung für die Bestandsveränderungen der Maschinen und technischen An-
lagen, Fahrzeuge erfolgte auf Grundlage einer bewussten Stichprobenauswahl.38 Die Stich-
probe umfasste 8 Einzelfälle, die im Hinblick auf Nachweis, Bewertung und Ausweis über-
prüft wurden. Hierbei handelt es sich um drei Zugänge, drei Abgangsbuchungen ohne Erlös, 
eine Abgangsbuchung mit Erlös und eine Nachaktivierung. Wir prüften folgende Einzelfälle:

• Kauf eines LKW-Kippers mit Ladekran (Zugang aus Kauf)
• Umsetzung eines Kofferaufbaus auf ein neues Fahrgestell (Zugang aus Kauf)
• Kauf eines Kofferaufbaus für ein Streetworkfahrzeug (Zugang aus Kauf)
• Abgang einer IT-Hardware der Verkehrsleittechnik (Abgang ohne Erlös)
• Abgang einer Druckkammer mit Vorratsbehälter (Abgang ohne Erlös)
• Abgang eines Kunstrasenplatzes bei einer Bezirkssportanlage (Abgang ohne Erlös)
• Verkauf des Fahrgestells eines Rettungswagens (Abgang mit Erlös)
• Aktivierung einer Flutlichtanlage bei einer Bezirkssportanlage (Nachaktivierung)

Bei den mitzuprüfenden Posten der Aufwands- und Ertragsrechnung waren der Ausweis und
die vollständige und periodengerechte Erfassung zu prüfen. Die Ergebnisse sind unter den 
entsprechenden Positionen der Ergebnisrechnung dargestellt.

Der Prüfbericht „Maschinen und technische Anlagen, Fahrzeuge zum 31.12.2021" (Az. 
9632.0_PG1_010_22) wurde am 08.12.2022 dem Rechnungsprüfungsausschuss vorgelegt.

Prüfungsergebnisse 

Stichprobenprüfung von Einzelfällen
 Die 8 geprüften Einzelfälle wurden mit der korrekten Bewegungsart verbucht und bis 

auf 1 Fall anhand des vorgeschriebenen Formblatts nachvollziehbar dokumentiert.
 Das Kreisverwaltungsreferat, Branddirektion hat die Abgabe einer historischen Druck-

kammer an ein Feuerwehrmuseum fälschlicherweise als Vollabgang gebucht, obwohl
es sich dabei um eine Leihgabe handelte. Aufzeichnungen aus denen der Empfänger
sowie der Zeitpunkt des Empfanges und der Rückgabe ersichtlich sind, wurden bis 
zum Abschluss der Prüfung nicht vorgelegt. Entgegen den Regelungen in den Richtli-
nien zur Anlagenbuchhaltung enthält der Anlagenstammsatz im Langtext keine ent-
sprechende Kennzeichnung. 

 Das Referat für Bildung und Sport hat die Abgangsbuchungen für einen Kunstrasen-
platz sowie für weitere bewegliche Vermögensgegenstände auf einer Bezirkssportan-
lage verspätet vorgenommen. Dies hatte zur Folge, dass die Vermögensgegenstän-
de noch 3 Jahre nach ihrem Abbruch fälschlicherweise im Anlagevermögen ausge-
wiesen wurden. Die verspätete Buchung der Anlagenabgänge hatte aufgrund der 
noch vorhandenen Restbuchwerte weiter zur Folge, dass das Ergebnis 2021 fälschli-
cherweise i.H.v. insgesamt 285.691,62 € mit Verlusten aus Anlagenabgängen belas-
tet wurde, statt richtigerweise das Ergebnis 2018 zu belasten.

 Das Referat für Bildung und Sport hat im Rahmen einer Nachaktivierung bei der Be-
rechnung des Nachaktivierungsbetrages das Steuerkennzeichen XA „BgA beim RBS 
Vorsteuer aus 19 % mit 41 %“ herangezogen, das bei der Buchung der Schlussrech-
nung für eine Flutlichtanlage auf einer Bezirkssportanlage im Jahr 2020 fälschlicher-
weise verwendet worden war. Die nicht korrekte Verwendung des Steuerkennzei-

38 Die Stichprobenauswahl ist in dem Prüfbericht "Plausibilitätsbeurteilung und analytische Prüfung des Anlagevermögens 
zum 31.12.2021" (Az. 9632.0_PG1_007_22) beschrieben.
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chens XA führte im Jahr 2020 systembedingt zu einem unberechtigten Vorsteuerab-
zug i.H.v. 7.560,92 €. Bei der Nachaktivierung wurden die AHK für die Flutlichtanlage 
zu niedrig erfasst, da der Umsatzsteueranteil nicht berücksichtigt wurde. Gemäß 
Stellungnahme der Stadtkämmerei wurde die Steuerabteilung gebeten, den fälschli-
cherweise erfolgten Vorsteuerabzug zu korrigieren. Sobald eine Korrektur der Vor-
steuer erfolgt ist, wird die Stadtkämmerei den Wert der Flutlichtanlage berichtigen.

15.2.6 Betriebs- und Geschäftsausstattung

Gliede-
rungsziffer 
Bilanz

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

1.2 Sachanlagen 15922084303,55 15.265.475.301,91

1.2.6 davon
Betriebs- und Geschäftsaus-
stattung (inkl. Kunstgegen-
stände)

1.023.692.353,78 1.026.372.902,35

Bei der Position 1.2.6 „Betriebs- und Geschäftsausstattung“ handelt es sich um einen Sam-
melposten für alle Vermögensgegenstände des beweglichen Anlagevermögens, die nicht der
Position 1.2.5 „Maschinen und technische Anlagen, Fahrzeuge“ zuzuordnen sind und die 
überwiegend dem administrativen Bereich zuzurechnen sind (z.B. Computer und Büroaus-
stattung). In der Bilanzposition werden auch die Kunst- und Sammlungsgegenstände ausge-
wiesen (siehe hierzu Ziffer 15.2.7 des Berichts).

Die Betriebs- und Geschäftsausstattung (inkl. Kunstgegenstände) hat sich wie folgt entwi-
ckelt (Beträge in €):

01.01.21 1.026.372.902,35

Zugänge 19.983.871,27

Abgänge -28.869.347,33

Umbuchungen 32.452.308,93

Abschreibungen -26.248.147,80

Zuschreibungen 766,36

31.12.21 1.023.692.353,78

Der saldierte Rückgang i.H.v. 2.680.548,57 € (-0,26 %) bei der Bilanzposition 1.2.6 ist darauf
zurückzuführen, dass die gebuchten Zugänge, Umbuchungen und Zuschreibungen im Ge-
schäftsjahr 2021 geringer waren als die gebuchten Abgänge und Abschreibungen.

Die höchsten Zugänge sind im Referat für Bildung und Sport (Bukr 0300) für die Beschaf-
fung einer Ergänzung zum Lernsystem "Digitale Lernfabrik 4.0“ für die Berufsschule für In-
dustrieelektronik i.H.v.180.727,49 € und im Kreisverwaltungsreferat (Bukr 0200) für die Be-
schaffung eines Datenspeichersystems für die Feuerwache 4 i.H.v. 143.645,42 € zu ver-
zeichnen.
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Wesentliche Abgänge zeigen sich im Referat für Bildung und Sport (Bukr 0300) mit histori-
schen AHK i.H.v. 354.830,34 € und i.H.v. 333.085,10 € sowie i.H.v. 136.737,03 € bei Vermö-
gensgegenständen der IT-Hardware aufgrund der Inventurmeldungen „lt. Inventur 2019/20 
nicht auffindbar“. Diese Vermögensgegenstände wiesen zum Zeitpunkt ihres Abganges kei-
nen Restbuchwert mehr auf.

Wesentliche Umbuchungen erfolgten im Referat für Bildung und Sport (Buchungskreis 0300)
durch die Abrechnung von AiB auf Einzelanlagen und aufgrund einer Korrektur der Anlagen-
klasse sowie beim Kreisverwaltungsreferat (Buchungskreis 0200) bzw. beim Mobilitätsreferat
(Buchungskreis 0425) aufgrund der Neugründung des Mobilitätsreferates und des damit ver-
bunden Überganges von Anlagevermögen zwischen den beiden Referaten.

Die Stadtkämmerei stellt im Anhang zum Jahresabschluss 2021 dar, dass die Position Be-
triebs- und Geschäftsausstattung aufgrund des Abrechnungsstaus bei den Anlagen im Bau 
ohne Berücksichtigung der Abschreibungen um 16.097.219,24 € zu niedrig ausgewiesen 
wird.39

Bei der LHM sind zum Stand 31.12.2021 auf Basis des Anlagengitters insgesamt 541.514 
(Vorjahr: 562.093) Anlagenstammsätze für Betriebs- und Geschäftsausstattung (incl. Kunst-
gegenstände) bilanziert.

Die Einzelfallprüfung für die Bestandsveränderungen der Betriebs- und Geschäftsausstat-
tung (inkl. Kunst- und Sammlungsgegenstände) erfolgte auf Grundlage einer bewussten 
Stichprobenauswahl.40 Die Stichprobe umfasste 7 Einzelfälle, die im Hinblick auf Nachweis, 
Bewertung und Ausweis überprüft wurden. Hierbei handelt es sich um zwei Zugänge aus 
Kauf, einen Zugang aus Schenkung, zwei Abgangsbuchungen ohne Erlös, eine Abgangsbu-
chung mit Erlös sowie eine Nachaktivierung. Wir prüften folgende Einzelfälle:

• Kauf eines Datenspeichersystems (Zugang aus Kauf)
• Kauf einer Ergänzung zum Lernsystem „Digitale Lernfabrik 4.0“ (Zugang aus Kauf)
• Schenkung eines Kunstwerkes (Unentgeltlicher Zugang)
• 2 Verschrottungen einer IT-Hardware (Abgang ohne Erlös)
• Verkauf einer Abrichthobelmaschine (Abgang mit Erlös)
• Aktivierung von 2 Arbeitsplatz-Messsystemen (Nachaktivierung)

Bei den mitzuprüfenden Posten der Aufwands- und Ertragsrechnung waren der Ausweis und
die vollständige und periodengerechte Erfassung zu prüfen. Die Ergebnisse sind unter den 
entsprechenden Positionen der Ergebnisrechnung dargestellt.

Der Prüfbericht „Betriebs- und Geschäftsausstattung (inkl. Kunst- und Sammlungsgegen-
stände) zum 31.12.2020" (Az. 9632.0_PG1_011_22) wurde am 08.12.2022 dem Rechnungs-
prüfungsausschuss vorgelegt.

Prüfungsergebnisse 

Stichprobenprüfung von Einzelfällen
 Die 7 geprüften Einzelfälle der Bilanzposition Betriebs- und Geschäftsausstattung 

(incl. Kunstgegenstände) wurden mit der korrekten Bewegungsart verbucht und an-
hand des vorgeschriebenen Formblatts nachvollziehbar dokumentiert. 

39 Laut Angaben im Jahresabschluss zum 31.12.2021 setzt sich der Betrag folgendermaßen zusammen: AiB Betriebs- und 
Geschäftsausstattung i.H.v. 12.603.990,22 €, AiB IT-Anlagen und immaterielles AV i.H.v. 3.493.229,02 €.

40 Die Stichprobenauswahl ist in dem Prüfbericht "Plausibilitätsbeurteilung und analytische Prüfung des Anlagevermögens 
zum 31.12.2019" (Az. 9632.0_PG1_006_20) beschrieben.



 Prüfung des Jahresabschlusses 2021 Seite 73
__________________________________________________________________________________________

 Das Referat für Bildung und Sport hat die Beschaffung von Erweiterungsmodulen 
i.H.v. insgesamt 434.510,68 € für das Lernsystem „Digitale Lernfabrik 4.0“ auf einen 
eigenen Anlagenstammsatz (Anlage 0300/39063654) aktiviert, obwohl es sich auf 
Basis der vorliegenden Unterlagen um eine Erweiterung zur bereits bestehenden An-
lage 0300/39063573 „Digitale Lernfabrik 4.0“ handelt. Nach der im städtischen Finan-
zwiki veröffentlichten Auflistung handelt es sich um eine sog. geschlossene Anlage, 
d.h. alle Vermögensgegenstände, die zu dieser geschlossenen Anlage gehören, sind 
auf einem Anlagenstammsatz zu verbuchen (Ausweisfehler).

 Das Referat für Informationstechnik hat in zwei Fällen den Abgang von IT-Hardware 
erst im Zuge der Inventur 2019/2020 festgestellt, da diese vom IT-Dienstleister ver-
schrottet worden war. Ein Verschrottungsprotokoll bzw. Entsorgungsnachweis des IT-
Dienstleisters konnte in beiden Fällen nicht vorgelegt werden. Die abgegangenen 
Vermögensgegenstände waren zum Zeitpunkt der Verschrottung bereits außerhalb 
der Wartung, vollständig abgeschrieben und älter als die vorgesehene Nutzungsdau-
er von 5 Jahren. Sie wiesen keinen Restbuchwert mehr auf (Ausweisfehler).

 Das Personal- und Organisationsreferat hat in 2020 eine Eingangsrechnung mit ei-
nem Brutto-Rechnungsbetrag i.H.v. 49.880,00 € für 2 biomechanische Arbeitsplatz-
Messsysteme fälschlicherweise auf dem Aufwandskonto „660030 „AW f.Unterh.v.Ge-
räten,Ausst.,Ausrüst.,u.sonst.Gebr“ erfasst, obwohl es sich um aktivierungspflichtige 
Anschaffungskosten handelt. Außerdem wurde die Eingangsrechnung mit dem Steu-
erkennzeichen U1 „Querschnittbereich T-Vorsteuer aus 16% mit 2%“ (137,60 €) ge-
bucht. Dies war nicht korrekt, da es sich bei den biomechanischen Arbeitsplatzmess-
system um einen Gegenstand i.S.d. Umsatzsteuergesetzes handelt, für den kein Vor-
steuerabzug möglich ist. Die Nachaktivierungen zur Korrektur des Sachverhalts für 
die 2 Arbeitsplatzmesssysteme erfolgten in 2021 fälschlicherweise mit dem Netto-
Rechnungsbetrag i.H.v. jeweils 21.500,00 € statt mit dem Brutto-Rechnungsbetrag 
i.H.v. jeweils 24.940,00 €, da ein Vorsteuerabzug nicht möglich war. Damit war eine 
Bruttoaktivierung vorzunehmen mit der Folge, dass die 2 Anlagen jeweils um 
3.440,00 € zu niedrig bewertet sind. Die Stadtkämmerei hat in der Stellungnahme 
mitgeteilt, das sie auf den betroffenen Anlagen die fehlende Umsatzsteuer noch im 
Geschäftsjahr 2022 nachaktiviert und mit der Steuerabteilung die Korrektur des fal-
schen Vorsteuerabzugs abstimmt.

15.2.7 Kunst- und Sammlungsgegenstände

Kunst- und Sammlungsgegenstände werden zwar mit eigenen Anlagenklassen, differenziert 
nach Kunst- und Sammlungsgegenständen (Anlagenklasse 31800) und Gebrauchskunst 
(Anlagenklasse 31810), geführt. Sie werden jedoch nicht in einer eigenen Bilanzposition aus-
gewiesen, sondern sind in der Position 1.2.6 „Betriebs- und Geschäftsausstattung“ enthal-
ten.
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Die Position Kunst- und Sammlungsgegenstände hat sich wie folgt entwickelt (Beträge in €):

01.01.21 821.170.393,62

Zugänge 907.753,43

Abgänge -614,00

Umbuchungen 447.930,16

Abschreibungen -127.020,62

Zuschreibungen 0,00

31.12.21 822.398.442,59

Die saldierte Zunahme i.H.v. 1.228.048,97 € (+0,15 %) der Kunst- und Sammlungsgegen-
stände ist auf Zugänge und Umbuchungen zurückzuführen, die im Geschäftsjahr 2021 höher
waren als die Abgänge und Abschreibungen.

Die höchsten Zugänge verzeichnet die Galerie im Lenbachhaus (Bukr 0228) mit insgesamt 
668.322,51€ durch Ankauf und Schenkung von Kunstwerken. Darunter fallen u.a. der Ankauf
eines Kunstwerkes i.H.v. 62.199,18 € und die Schenkung eines Kunstwerkes i.H.v. 
163.887,40 €. Weitere wesentliche Zugänge erfolgten im Stadtmuseum (Bukr 0227) i.H.v. 
insgesamt 149.170,13 € ebenfalls durch Ankäufe von Kunstwerken. 

Der einzige Abgang bei der Position Kunst- und Sammlungsgegenstände im Jahr 2021 ist im
Referat für Bildung und Sport (Bukr 0300) i.H.v. 614,00 € zu verzeichnen. Es handelt sich 
dabei um den Abgang eines Wappens Münchner Kindl bei einem Münchner Gymnasium. 
Laut Buchungstext war das Wappen defekt und wurde entsorgt.

Die höchsten Umbuchung i.H.v. 219.139,81 € betrifft das Referat für Bildung und Sport (Bukr
0300). Hier erfolgte die Abrechnung eines Kunstwerkes für den Neubau der Marie-Fleißer-
Realschule, Aschauer Str. 7-11 von einer AiB auf Anlage.

Bei der LHM sind zum Stand 31.12.2021 auf Basis des Anlagengitters insgesamt 9.408 (Vor-
jahr: 9.197) Anlagenstammsätze für Kunst- und Sammlungsgegenstände bilanziert. 

Die Ergebnisse aus der Stichprobenprüfung der Einzelfälle für Kunst- und Sammlungsge-
genstände sind unter Ziffer 15.2.6 dargestellt.

Prüfungsergebnisse

 Die Kunst- und Sammlungsgegenstände wurden im Jahresabschluss in Übereinstim-
mung mit § 85 KommHV-Doppik auf der Aktivseite bei den Sachanlagen abgebildet.

 Die Entwicklung der Kunst- und Sammlungsgegenstände ist unter Plausibilitätsge-
sichtspunkten nachvollziehbar.
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15.2.8 Anlagen im Bau

Gliede-
rungsziffer 
Bilanz

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

1.2 Sachanlagen 15922084303,55 15.265.475.301,91

1.2.7 davon Anlagen im Bau 3.707.934.419,93 3.278.262.463,92

Die Position „Anlagen im Bau“ beinhaltet die AHK für Vermögensgegenstände des Anlage-
vermögens, die zum Bilanzstichtag für den beabsichtigten betrieblichen Nutzungszweck 
noch nicht eingesetzt werden können. Die Bilanzposition „Anlagen im Bau“ dient der Samm-
lung sämtlicher Aufwendungen, die für laufende Investitionsmaßnahmen in das Sachanlage-
vermögen anfallen. 

Die Anlagen im Bau haben sich wie folgt entwickelt (Beträge in €):

01.01.21 3.278.262.463,92

Zugänge 999.655.812,08

Abgänge -41.295.061,00

Umbuchungen -528.688.795,07

Abschreibungen 0,00

Zuschreibungen 0,00

31.12.21 3.707.934.419,93

Die saldierte Zunahme i.H.v. 429.671.956,01 € (+13,11 %) ist auf externe Zugänge zurück-
zuführen, die im Geschäftsjahr 2021 höher als die gebuchten Abgänge und Umbuchungen 
aus Abrechnungen von AiB waren.

Die Entwicklung der Bilanzposition ist durch den derzeit bestehenden Abrechnungsstau be-
einflusst. Aufgrund des Abrechnungsstaus stehen zum 31.12.2021 Umbuchungen von der 
Bilanzposition „Anlagen im Bau“ in die verschiedenen Positionen des Sachanlagevermögens
für bereits fertiggestellte Maßnahmen in einem Umfang von 2.432.735.084,50 € (Vorjahr: 
2.034.523.588,62 €) aus.

Die höchsten Zugänge entfielen auf den Neubau des Schulcampus in Riem i.H.v. 48,6 Mio.€,
den Neubau eines Gymnasiums mit Grundschule und einem Haus für Kinder auf dem Ge-
lände der ehemaligen Bayernkaserne i.H.v. 47,9 Mio. € und die Generalinstandsetzung des 
Oskar-von-Miller und Maximiliansgymnasiums i.H.v. 29,0 Mio. €.

Die höchsten Abgänge entfielen auf die Gutschrift für eine Kaufpreisnachforderung für die 
Flächen der ehemaligen Bayernkaserne an der Heidemannstraße i.H.v. 6,4 Mio. €, auf auf-
wandswirksame Korrekturen im Rahmen der AiB-Abrechnung des Neubaus einer Realschule
mit Sporthalle und Kindertagesstätte an der Aschauer Straße i.H.v. 6,0 Mio. € (vor allem für 
die Altlastenentsorgung) und auf aufwandswirksame Korrekturen im Rahmen der AiB-Ab-
rechnung sowie die Teilprojekteinstellung hinsichtlich des Neubaus einer Sporthalle im Rah-
men der Erweiterung der Grundschule am Pfanzeltplatz 10 i.H.v. 3,9 Mio. €.
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Bei den Umbuchungen resultierten die drei größten Bewegungen aus AiB-Abrechnungen für 
den Neubau einer Realschule mit Sporthalle und Kindertagesstätte an der Aschauer Straße 
i.H.v. 47,6 Mio. €, für den Erwerb des Kontorhauses in Pasing i.H.v. 39,3 Mio. € sowie die 
Generalinstandsetzung und Erweiterung der Grundschule an der Haimhauser Straße 23 
i.H.v. 37,8 Mio. €.

Die Stadtkämmerei hat zu den Unterpositionen der AiB Hochbaumaßnahmen, der AiB für die
Betriebs- und Geschäftsausstattung, der AiB für Fahrzeuge sowie den AiB für IT-Anlagen 
und immaterielles Anlagevermögen nachvollziehbare Angaben zu den Veränderungen im 
Geschäftsjahr 2021 sowie zu einzelnen wesentlichen Vorgängen im Anhang aufgenommen.
Der Abrechnungsstau wird mit 2,207 Mrd. € beziffert.

Bei der LHM sind zum Stand 31.12.2021 auf Basis des Anlagengitters insgesamt 3.395 (Vor-
jahr: 3.529) Anlagenstammsätze für AiB bilanziert.

Wir haben das unter der Bilanzposition 1.2.7 „Anlagen im Bau“ dargestellte Anlagevermögen
zum Stichtag 31.12.2021 unter dem Gesichtspunkt des Ausweises als AiB überprüft. Beurtei-
lungsmaßstab war hierbei, ob die Inbetriebnahme bzw. Fertigstellung bei Baumaßnahmen, 
Betriebsanlagen und sonstigem beweglichen Anlagevermögen bzw. der Übergang von Be-
sitz, Nutzen und Lasten bei Grundstücks- und Gebäudeerwerbungen bereits erfolgt ist. Hier-
bei haben wir zusätzlich die von den Referaten in den Anlagenstammdaten angegebenen 
geplanten Fertigstellungs- bzw. Inbetriebnahmedaten auf ihre Plausibilität hin geprüft.
Weiterhin haben wir für bereits fertiggestellte, aber noch nicht abgerechnete AiB mit AHK ab 
1 Mio. €, eine näherungsweise Schätzung der fehlenden planmäßigen Abschreibungen vor-
genommen. Es zeigten sich fehlende Abschreibungen i.H.v. rund 104,8 Mio. €. Zusätzlich 
haben wir für die bereits fertiggestellten AiB, aber noch nicht abgerechneten AiB mit AHK ab 
1 Mio. €, eine näherungsweise Schätzung der fehlenden ertragswirksamen Auflösungen für 
erhaltene Investitionszuwendungen vorgenommen. Hierbei zeigten sich fehlende ertrags-
wirksame Auflösungen i.H.v. rund 10,9 Mio. € (Erträge aus der Auflösung von Sonderpos-
ten).
Der Abrechnungsstau bei den AiB hat in der Ergebnisrechnung zur Folge, dass das betroffe-
ne Anlagevermögen nach erfolgter Umbuchung über eine kürzere Restnutzungsdauer mit 
höheren jährlichen Abschreibungswerten abgeschrieben wird. Darüber hinaus werden auch 
die ertragswirksamen Auflösungen für die erhaltenen Investitionszuwendungen nicht zeitge-
recht verbucht und sind nicht Teil des Jahresergebnisses (Jahresergebnisseszu niedrig).

Mit dem Umsetzungsbeschluss zur Zentralisierung der Anlagenbuchhaltung hat der Stadtrat 
am 05.05.2021 die Zentralisierung der Anlagenbuchhaltung in der Stadtkämmerei bis zum 
31.03.2022 beschlossen. Die Zentralisierung der Anlagenbuchhaltung zum 31.03.2022 kann 
sich nach Angabe der Stadtkämmerei erst für zukünftige Jahresabschüsse auf die Bereini-
gung des Abrechnungsstaus auswirken. Die Stadtkämmerei informiert den Stadtrat aus-
kunftsgemäß im Rahmen einer Bekanntgabe über den Sachstand zum AiB-Abbau im April 
2023, wenn auch die vollständigen Daten aus dem Jahresabschluss 2022 vorliegen.
Zur Verringerung des Abrechnungsstaus hat das Revisionsamt an Abrechnungsregeln wie 
der erweiterten DIN 276 für Hochbaumaßnahmen sowie an der Klärung von schwierigen 
Einzelfällen bei der AiB-Abrechnung mitgewirkt. Weiterhin empfiehlt das Revisionsamt lau-
fend die Priorisierung der betragsmäßig höchsten AiB, um eine Verringerung des Abrech-
nungsstaus zu erreichen, und erstellt im Rahmen der Prüfung entsprechende Auswertungen 
als Unterstützung.
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Weiterhin haben wir Einzelfälle aus dem Bereich der AiB für den Grund- bzw. Gebäudeer-
werb geprüft. Die Einzelfallprüfung für die Bestandsveränderungen der AiB für den Grund-
stücks- und Gebäudeerwerb erfolgte auf Grundlage einer bewussten Stichprobenauswahl.41

Die Stichprobe umfasste 3 Einzelfälle, die im Hinblick auf Nachweis, Bewertung und Ausweis
überprüft wurden. Hierbei handelt es sich um einen Zugang aus Kauf, einen Zugang von 
Konzernunternehmen und eine Abrechnung abgehend von Anlage im Bau. Wir prüften fol-
gende Einzelfälle:

• Kauf Kindertagesstätte am Münchfeld (Zugang aus Kauf)
• Kauf Kindertagesstätte Nähe Ruth-Drexel-Straße (Zugang von Konzernunterneh-

men)
• Abrechnung AiB Brodersenstraße (Abrechnung abgehend von Anlage im Bau)

Bei den mitzuprüfenden Posten der Aufwands- und Ertragsrechnung waren der Ausweis und
die vollständige und periodengerechte Erfassung zu prüfen. Die Ergebnisse sind unter den 
entsprechenden Positionen der Ergebnisrechnung dargestellt.

Bezüglich des nach wie vor bestehenden Abrechnungsstaus bei den Anlagen im Bau haben 
wir einen Prüfungsvorbehalt unter der Ziffer „Anlagen im Bau“ formuliert.

Der Prüfbericht „Ausweis von Anlagen im Bau zum 31.12.2021" (Az. 9632.0_PG1_031_22) 
wurde am 08.12.2022 dem Rechnungsprüfungsausschuss vorgelegt.

Prüfungsergebnisse

 Die Erläuterungen der Stadtkämmerei zur Veränderung der einzelnen AiB-Positionen 
im Anhang zum Jahresabschluss konnten bis auf einen fehlerhaft gerundeten Betrag 
nachvollzogen werden. Der Abrechnungsstau wird mit 2,207 Mrd. € beziffert.

 Nach der Beurteilung des Revisionsamts beträgt der Abrechnungsstau für 1.877 AiB 
zum 31.12.2021 rund 2,433 Mrd. €. Im Vergleich zum Vorjahr ist der Abrechnungs-
stau um rund 398 Mio. € gestiegen.

 Die Höhe des Abrechnungsstaus entspricht rund 66 Prozent der unter den AiB aus-
gewiesenen AHK von rund 3,708 Mrd. €.

 Rund 63 Prozent des Abrechnungsstaus entfallen auf Anlagevermögen, das in den 
Jahren 2019 bis 2021 fertiggestellt wurde.

 Rund 47 Prozent (rund 1,146 Mrd. €) des Abrechnungsstaus zum Jahresabschluss 
2021 resultieren aus nur 39 AiB mit AHK von jeweils mehr als 10 Mio. €. Es handelt 
sich um 37 AiB im Zuständigkeitsbereich der Zentralen Anlagenbuchhaltung der 
Stadtkämmerei und 2 AiB im Zuständigkeitsbereich des Kommunalreferats.

 Während sich der Abrechnungsstau in den Jahren 2017 und 2018 reduziert hat, er-
gab sich für die Jahre 2019, 2020 und 2021 wieder ein Anstieg des Abrechnungs-
staus. Der jährliche Anstieg hat sich den Jahren 2019 bis 2021 kontinuierlich von 
rund 20 Mio. € im Jahr 2019, rund 328 Mio. € im Jahr 2020 und rund 398 Mio. € im 
Jahr 2021 erhöht. Eine nachhaltige Reduzierung des Abrechnungsstaus konnte bis-
lang nicht erreicht werden, obwohl die Stadtkämmerei die Referate wiederholt auf die
zügige Abarbeitung des Abrechnungsstaus hingewiesen hat.

 Mit dem Umsetzungsbeschluss zur Zentralisierung der Anlagenbuchhaltung hat der 
Stadtrat am 05.05.2021 die Zentralisierung der Anlagenbuchhaltung in der Stadtkäm-
merei bis zum 31.03.2022 beschlossen. Die Zentralisierung der Anlagenbuchhaltung 

41 Die Stichprobenauswahl ist in dem Prüfbericht "Plausibilitätsbeurteilung und analytische Prüfung des Anlagevermögens 
zum 31.12.2021" (Az. 9632.0_PG1_007_22) beschrieben.
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zum 31.03.2022 kann sich nach Angabe der Stadtkämmerei erst für zukünftige Jah-
resabschlüsse auf die Bereinigung des Abrechnungsstaus auswirken.

 Unsere näherungsweise Schätzung der fehlenden planmäßigen Abschreibungen auf 
die 353 bis 31.12.2021 fertiggestellten AiB mit AHK von mehr als 1 Mio. € ergab ei-
nen Betrag in Höhe von rund 104,8 Mio. € pro Jahr. Diesen stehen nach unserer 
Schätzung fehlende ertragswirksame Auflösungen für erhaltene Investitionszuwen-
dungen in Höhe von rund 10,9 Mio. € gegenüber. Saldiert ergibt sich eine fehlende 
Belastung der Aufwands- und Ertragsrechnung in Höhe von rund 93,9 Mio. €.

 Das Kommunalreferat bilanziert zum 31.12.2021 Aufwendungen für den Rückbau, 
den Abbruch, die Baufeldfreimachung sowie die Objektüberwachung und Entsorgung
im Bereich der ehemaligen Bayernkaserne i.H.v. 83.795.060,58 € auf 3 AiB. Die Ab-
rechnung der 3 AiB wäre grundsätzlich möglich, da der Sammelstammsatz 0099 / 
10006200 „Bayernkaserne, Sammelstammsatz“ bereits im Jahr 2020 aufgelöst wur-
de und die Flurstücke im Bereich der ehemaligen Bayernkaserne somit einzeln in der 
Anlagenbuchhaltung erfasst sind. Damit könnte ein vergleichsweise hoher Betrag 
umgebucht werden.

 Das Kommunalreferat bilanziert zum 31.12.2021 Aufwendungen im Zusammenhang 
mit Umlegungsverfahren i.H.v. 2.587.111,00 € auf 2 AiB. Die Vorgaben zur buchhalte-
rischen Erfassung von Umlegungsverfahren liegen seit dem Jahr 2021 in der Anwen-
derdokumentation „Umlegungsverfahren“ vor, sodass die Abrechnung der beiden AiB 
erfolgen kann.

 Der Ausweis von Aufwendungen i.H.v. 4.272.382,61 € auf der AiB 0175 / 42000224 
„Rathenaustr. 261, Flst. 207/2, UFW“ und von Aufwendungen i.H.v. 2.568.344,22 € 
auf der AiB 0300 / 42001400 „Dachauer Str. 35, Teilneub. Olym. Ruderregattaanl.“ ist
zum 31.12.2021 nicht korrekt. Die Entscheidung zur Projekteinstellung wurde in bei-
den Fällen vor dem 31.12.2021 getroffen. In der Folge belasten die Aufwendungen 
aus Projekteinstellung in diesen beiden Fällen nicht periodengerecht das Jahreser-
gebnis.

 Die Bilanzierung von aktivierten Eigenleistungen i.H.v. 217.184,97 € auf der AiB 0125
/ 42001484 „T - Straßenbahnneubausstrecke Linie 17“ ist nicht korrekt, da diese nicht
im Zeitraum der Herstellung angefallen sind (Ausweisfehler).

Stichprobenprüfung von Einzelfällen
 Die 3 geprüften Einzelfälle wurden mit der korrekten Bewegungsart verbucht.
 Eine Abrechnung bzw. ein Transfer der Anlage im Bau für die Kindertageseinrichtung 

Am Münchfeld zum Zeitpunkt des Übergangs von Besitz, Nutzen und Lasten 
(13.12.2021) ist zum Prüfungsstichtag fälschlicherweise nicht erfolgt. Damit erfolgt 
zum 31.12.2021 ein Ausweis in der Bilanzposition 1.2.7 „AiB“ statt in den Bilanzpositi-
onen 1.2.1 „Grundstücke“ und 1.2.3 „Gebäude“. Die Voraussetzungen für die Abrech-
nung liegen vor. Der Gesamtkaufpreises bezieht sich ausschließlich auf das Grund-
stück und das Gebäude, da für die Außenspielfläche lediglich ein Sondernutzungs-
recht vorliegt. Aufgrund der ausstehenden Abrechnung erfolgt auch kein Ausweis der 
planmäßige Abschreibung für die Periode 12/2021 für das Gebäude in der Ergebnis-
rechnung.

 Eine Abrechnung bzw. ein Transfer der Anlage im Bau für den Rückkauf einer Kinder-
tagesstätte Nähe Ruth-Drexel-Straße rückwirkend zum Zeitpunkt des Übergangs von
Besitz, Nutzen und Lasten 12/2020 bzw. zum Datum des Rückkaufvertrags 
29.12.2021 ist bis zum Prüfungsstichtag fälschlicherweise nicht erfolgt. Damit erfolgt 
zum 31.12.2021 ein Ausweis in der Bilanzposition 1.2.7 „AiB“ statt in der Bilanzpositi-
on 1.2.3 „Gebäude“. Die Voraussetzungen für die Abrechnung liegen vor. Der Ge-
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samtkaufpreise bezieht sich ausschließlich auf das Gebäude, da für die Außenspiel-
fläche lediglich ein Sondernutzungsrecht vorliegt. Aufgrund der ausstehenden Ab-
rechnung erfolgt auch kein Ausweis der planmäßige Abschreibung für die Periode 
12/2021 für das Gebäude in der Ergebnisrechnung. In diesem Zusammenhang wur-
de das vereinigte42 Grundstück im Rahmen des ursprünglichen Grundstückskaufver-
trags vom 23.05.2017 durch das Kommunalreferat fälschlicherweise nicht vollständig 
ausgebucht, obwohl die LHM das vereinigte Grundstück mit Übergang von Besitz, 
Nutzen und Lasten zum 01.06.2017 verkauft hat. Es wurde ein „ca. Miteigentumsan-
teil“ am vereinigten Grundstück für die Fläche der Kindertagesstätte durch das Kom-
munalreferat nicht ausgebucht. Auch zum Zeitpunkt des Übergangs von Besitz, Nut-
zen und Lasten bzw. zum Datum des Rückkaufvertrags 29.12.2021 ist der Miteigen-
tumsanteil am vereinigten Grundstück von 79,72/1000 fälschlicherweise nicht korrekt 
abgebildet, d.h. die AHK des Grundstücks sind nicht in der korrekten Höhe bilanziert.

 Der ursprüngliche Grundstückskaufvertrag mit der GEWOFAG Wohnen GmbH wurde
am 23.05.2017, der Vertrag über den Rückkauf der Kindertagesstätte wurde am 
29.12.2021 abgeschlossen. Zwischen den Verträgen liegt eine Zeitspanne von ca. 4 
Jahren und 7 Monaten. Damit ist die 2-Jahresgrenze des §16 Abs. 2 Nr. 1 GrEStG 
nicht eingehalten. Entsprechend ist die Ausnahmeregelung der Nichtfestsetzung der 
Steuer nicht erfüllt. Bis zum Prüfungsstichtag wurde vom Kommunalreferat das Er-
gebnis der juristischen Prüfung in Bezug auf die buchhalterische Abbildung des Rü-
ckerwerbs von Teileigentum unter Berücksichtigung der Regelung im GrEStG nicht 
vorgelegt. Für die Grundstücksteilfläche der Kindertagesstätte wurde kein Kaufpreis 
angesetzt. Damit ergab sich keine Auswirkung auf die Grunderwerbsteuer.

15.3 Finanzanlagen

Gliede-
rungsziffer 
Bilanz

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

1.3 Finanzanlagen 8589155317,28 8.341.653.825,85

15.3.1 Finanzanlagen: Sondervermögen, Anteile an verbundenen Unternehmen, Be-
teiligungen

Gliede-
rungsziffer 
Bilanz

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

1.3 Finanzanlagen 8589155317,28 8.341.653.825,85

1.3.1 davon Sondervermögen 11.448.922,21 11.448.922,21

1.3.2 davon Anteile an verbundenen
Unternehmen

6.415.800.975,17 6.231.875.718,49

1.3.3 davon Beteiligungen 209476582,32 209.492.660,56

Summe Unterposition 1.3.1 bis 1.3.3 6636726479,7 6.452.817.301,26

42 Zusammenschreibung mehrerer Flurstücke unter einer laufenden Nummer im Bestandsverzeichnis des Grundbuchs.
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Die Bilanzposition beinhaltet die Beteiligungsverhältnisse der LHM. Darunter fallen Sonder-
vermögen (Eigenbetriebe und Regiebetriebe), städtische Gesellschaften sowie sonstige 
kommunale Unternehmensformen nach der KommHV-Doppik.

Die erstmalige Bilanzierung erfolgte auf Basis von Ersatzwerten. Hier wurde korrekterweise 
auf das anteilige Stammkapital abgestellt. Die laufenden bzw. neu hinzukommenden Beteili-
gungen ab dem 01.01.2009 werden zu AHK (beispielsweise Kapitalzuführungen ins Stamm-
kapital und Gründungskosten) bilanziert. 

Die Finanzanlagen (Sondervermögen, Anteile an verbundenen Unternehmen und Beteiligun-
gen) haben sich wie folgt entwickelt (Beträge in €):

01.01.21 6.452.817.301,26

Zugänge 191.164.940,00

Abgänge -7.239.683,32

Umbuchungen 0,00

Abschreibungen -16.078,24

Zuschreibungen 0,00

31.12.21 6.636.726.479,70

Der Beteiligungswert hat sich zum Vorjahr saldiert um 183.909.178,44 € (+2,85 %) erhöht, 
da die gebuchten Zugänge im Geschäftsjahr 2021 höher waren als die gebuchten Abgänge 
und Abschreibungen. In der Eröffnungsbilanz zum 01.01.2009 waren die Finanzanlagen (für 
die Unterpositionen 1.3.1 bis 1.3.3) mit 782.554.051,74 € bewertet. Die Beteiligungswerte 
sind seit der Eröffnungsbilanz um 5.854.172.427,96 € (+753,20 %) angestiegen.

Die LHM weist zum 31.12.2021 sechs Eigenbetriebe sowie einen Regiebetrieb im Sonder-
vermögen aus. Die Eigenbetriebe sind organisatorisch dem Baureferat (Bukr 0125), dem 
Kommunalreferat (Bukr 0175), dem Kulturreferat (Bukr 0225) sowie dem IT-Referat (Bukr 
0400) zugeordnet. Der Regiebetrieb „Schloss Kempfenhausen“ ist unter Sondervermögen 
beim Referat für Gesundheit (Bukr 0150) ausgewiesen.

Die LHM hat zum Stichtag 31.12.2021 20 unmittelbare Anteile an verbundenen Unterneh-
men bzw. 11 unmittelbare Beteiligungen an Gesellschaften und Vereinen bilanziert. 
29 der 31 Beteiligungen bestehen an Kapitalgesellschaften, es gibt auch zwei Beteiligungen 
an Personengesellschaften. Die Beteiligungen an den Personengesellschaften sind die 
Münchner Gewerbehof Giesing Grundstücksgesellschaft mbH & Co. KG und die Portal Mün-
chen Betriebs-GmbH & Co. KG. Die Beteiligungen sind organisatorisch verschiedenen Be-
treuungsreferaten zugewiesen und in den Teilbilanzen je Buchungskreis abgebildet.

Unter der Position 1.3.3 „Beteiligungen“ sind zwei Vereine ausgewiesen.

Die „Bürgerstiftung München“ hat nach vorliegenden Unterlagen als einzige rechtlich selb-
ständige Stiftung eine Kapitaleinlage der Stadt München erhalten. Diese ist unter der Positi-
on 1.3.3 „Beteiligungen“ ausgewiesen.
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Darüber hinaus sind unter der Position 1.3.3 Beteiligungen acht Zweckverbände abgebildet. 
Davon sind vier Zweckverbände dem Referat für Bildung und Sport (Bukr 0300) und zwei 
Zweckverbände dem Referat für Stadtplanung und Bauordnung (Bukr 0275) zugeordnet. Ein
Zweckverband ist dem Kreisverwaltungsreferat (BuKr 0200) zugeordnet und ein weiterer 
Zweckverband, der dem Kommunalreferat zugeordnet ist, wird im Buchungskreis 0099 (All-
gemeine Finanz- und Personalwirtschaft) ausgewiesen.

Die Erhöhung der Beteiligungswerte i.H.v. rund 223,9 Mio. € im Geschäftsjahr 2021 geht auf 
folgende Sachverhalte zurück:

1.3 Finanzanlagen
31.12.2021 

in €

31.12.2020 

in €

Veränderung

in €

Veränderung

in %

1.3.1 Sondervermögen     

1.3.2 Anteile an verbundenen Unter-

nehmen
    

GEWOFAG Holding GmbH 676.544.772,43 589.514.227,75 87.030.544,68 14,76%

GWG Städtische Wohnungsgesell-

schaft München mbH
949.638.873,00 853.544.161,00 96.094.712,00 11,26%

Olympiapark München GmbH 5.700.000,00 4.900.000,00 800.000,00 16,33%

1.3.3 Beteiligungen     

Messe München GmbH 178.714.623,71 138.714.623,71 40.000.000,00 28,84%

Portal München Betriebs-GmbH & 

Co. KG
60.867,96 76.946,20 -16.078,24 -20,90%

Gesamt 1.810.659.137,10 1.586.749.958,66 223.909.178,44 14,11%

Bei der Position 1.3.1 Sondervermögen haben sich keine Veränderungen der Beteiligungs-
werte ergeben.

Bei der Position 1.3.2 Anteile an verbunden Unternehmen haben sich bei der GEWOFAG
Holding GmbH, der GWG Städtische Wohnungsgesellschaft München mbH und der Olym-
piapark München GmbH Veränderungen in ihrem Beteiligungswert ergeben.

Die Position 1.3.3 Beteiligungen weist bei der Messe München GmbH sowie der Portal 
München Betriebs-GmbH & Co. KG Veränderungen ihrer Beteiligungswerte aus.

Im Geschäftsjahr 2021 ist keine Gründung oder Auflösung eines Unternehmens erfolgt.

Bei den mitzuprüfenden Posten der Aufwands- und Ertragsrechnung wurden u.a. die Kon-
zessionsabgaben (siehe hierzu Ziffer 16.9.7) sowie die Gewinnabführung der SWM (siehe 
hierzu Ziffer 16.16) berücksichtigt. 

Bezüglich der Beteiligungswerterhöhungen der SWM, der Messe München GmbH, der 
Münchner Gewerbehof- und Technologiezentrumsgesellschaft mbH, der Münchenstift 
gGmbH und der München Klinik gGmbH (ehemals Städtische Klinikum München GmbH) - 
auch aus Vorjahren - haben wir einen Prüfungsvorbehalt formuliert.
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Prüfungsergebnisse

Position 1.3.1 „Sondervermögen“
➢ Es haben sich keine Veränderungen in den Beteiligungswerten ergeben.

Position 1.3.2 „Anteile an verbundenen Unternehmen“
GEWOFAG Holding GmbH

➢ Der Beteiligungswert der GEWOFAG hat sich im Geschäftsjahr 2021 um 
87.030.544,68 € (14,76 %) erhöht.

➢ Die Buchungen in SAP ERP auf den Beteiligungswert der GEWOFAG i.H.v. 
84.336.539,00 € (Bareinlagen) sowie i.H.v. 2.694.100,00 € (Sacheinlagen) und die 
Korrektur einer Sacheinlage i.H.v. -94,32 € aus dem Geschäftsjahr 2015 konnten mit 
den vorgelegten Unterlagen (notarielle Urkunden, Beschlüsse, Handelsregisterauszü-
ge u.a.) des Referats für Stadtplanung und Bauordnung abgestimmt werden.

➢ Die Erhöhung des Beteiligungswerts um die Bareinlagen i.H.v. 84.336.539,00 € sowie
um die Sacheinlage i.H.v. 2.694.100,00 € in der LHM-Bilanz erfolgte im Geschäftsjahr
2021 korrespondierend zur Erhöhung des Stammkapitals der GEWOFAG. Der Erhö-
hung des Stammkapitals liegt die notarielle Urkunde zur Kapitalerhöhung und Sat-
zungsänderung vom 26.08.2021 zugrunde. Der Handelsregistereintrag erfolgte am 
03.12.2021.

➢ Der Beteiligungswert in der LHM-Bilanz (676.544.772,43 €) weicht vom Stammkapital
der GEWOFAG (673.151.771,00 €) zum 31.12.2021 i.H.v. 3.393.001,43 € ab. Dabei 
handelt es sich i.H.v. 3.393.000,00 € um eine Sacheinlage des Geschäftsjahres 
2019, die mit Übergang von Besitz, Nutzen und Lasten der Vermögensgegenstände 
auf den Beteiligungswert in der LHM-Bilanz gebucht wurde, für die bis zum 
31.12.2021 aber noch keine Stammkapitalerhöhung erfolgte. Dies ist durch die Kom-
munalgesetze nicht explizit geregelt. In der AG „Finanzbeziehungen wurden diesbe-
züglich ab 01.01.2022 Regelungen getroffen. Die weitere Differenz i.H.v. 1,43 resul-
tiert aus der Rundung von in die Gesellschaft eingebrachten Kaufpreisforderungen.

➢ Aufgrund der Vorgehensweise der Stadtkämmerei und den dadurch entstehenden 
Abweichungen zwischen der LHM-Bilanz und der GEWOFAG-Bilanz ist auch im Hin-
blick auf den konsolidierten Jahresabschluss kein korrespondierender Ausweis vor-
handen.

GWG Städtische Wohnungsgesellschaft München mbH
➢ Der Beteiligungswert der GWG hat sich im Geschäftsjahr 2021 um 96.094.712,00 € 

(+11,26 %) erhöht.
➢ Die Buchungen in SAP ERP auf den Beteiligungswert der GWG i.H.v. 34.844.000,00 

€ (Bareinlagen) sowie i.H.v. 68.490.301,00 € (Sacheinlagen) und die Korrektur einer 
Sacheinlage i.H.v. -7.239.589,00 € aus dem Geschäftsjahr 2018 konnten mit den vor-
gelegten Unterlagen (notarielle Urkunden, Beschlüsse, Handelsregisterauszüge u.a.) 
des Referats für Stadtplanung und Bauordnung abgestimmt werden.

➢ Die Erhöhung des Beteiligungswerts um die Bareinlagen i.H.v. 34.844.000,00 € in der
LHM-Bilanz erfolgte im Geschäftsjahr 2021 korrespondierend zur Erhöhung des 
Stammkapitals der GWG. Die Stammkapitalerhöhung i.H.v. 34.844.000,00 € erfolgte 
auf Grundlage der notariell beurkundeten Niederschrift vom 18.08.2021 über eine 
Gesellschafterversammlung der GWG. Der Handelsregistereintrag erfolgte am 
14.12.2021.

➢ Die Erhöhung des Beteiligungswerts um die Sacheinlagen i.H.v. 68.490.301,00 € in 
der LHM-Bilanz erfolgte im Geschäftsjahr 2021 i.H.v. 18.810.260,00 € korrespondie-
rend zur Erhöhung des Stammkapitals der GWG. Die Stammkapitalerhöhung i.H.v. 
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18.810.260,00 € erfolgte auf Grundlage der notariell beurkundeten Niederschrift vom 
18.08.2021 über eine Gesellschafterversammlung der GWG. Der Handelsregisterein-
trag erfolgte am 14.12.2021.

➢ Der Beteiligungswert in der LHM-Bilanz (949.638.873,00 €) weicht vom Stammkapital
der GWG (938.968.091,00 €) zum 31.12.2021 i.H.v. 10.670.782,00 € ab. Unter Be-
rücksichtigung der Erhöhung des Stammkapitals aus Gesellschaftsmitteln i.H.v. 
60.000.000,00 € aus dem Geschäftsjahr 2011 beträgt die Abweichung 70.670.782,00 
€. Dabei handelt es sich i.H.v. 49.680.041,00 € um Sacheinlagen des Geschäftsjah-
res 2021 und i.H.v. 20.990.741,00 € um Sacheinlagen des Geschäftsjahres 2018, die
mit Übergang von Besitz, Nutzen und Lasten der Vermögensgegenstände auf den 
Beteiligungswert in der LHM-Bilanz gebucht wurden, für die bis zum 31.12.2021 aber
noch keine Stammkapitalerhöhung erfolgte. Dies ist durch die Kommunalgesetze 
nicht explizit geregelt. In der AG „Finanzbeziehungen wurden diesbezüglich ab 
01.01.2022 Regelungen getroffen.

➢ Aufgrund der Vorgehensweise der Stadtkämmerei und den dadurch entstehenden 
Abweichungen zwischen der LHM-Bilanz und der GWG-Bilanz ist auch im Hinblick 
auf den konsolidierten Jahresabschluss kein korrespondierender Ausweis vorhanden.

Olympiapark München GmbH
➢ Der Beteiligungswert der Olympiapark München GmbH hat sich in der Bilanz der 

LHM im Geschäftsjahr 2021 um 800.000,00 € (16,33 %) erhöht.
➢ Die Erhöhung des Beteiligungswertes i.H.v. 800.000,00 € in der Bilanz der LHM ist 

auf eine Einzahlung der LHM in die Kapitalrücklage der Olympiapark GmbH im Ge-
schäftsjahr 2021 zurückzuführen. In der Vollversammlung am 22.07.2020 wurde be-
schlossen über die Gesellschafterinnen der München Ticket GmbH, der Gasteig 
München GmbH und der Olympiapark München GmbH, das Stammkapital der Mün-
chen Ticket GmbH im Jahr 2021 um jeweils 800.000,00 € zu erhöhen, um eine Über-
schuldung der Gesellschaft abzuwenden.

➢ Mit Bezugsdatum 01.01.2022 erfolgte durch die Stadtkämmerei eine Korrektur durch 
eine Umbuchung von der Position „Anteile an verbundenen Unternehmen“ in die Po-
sition „Geleistete Zuwendungen“ für Investitionen. Anschließend erfolgte eine außer-
planmäßige Abschreibung. Dies ist nachvollziehbar, da gemäß der Anhangsangabe 
im Jahresabschluss 2021 der LHM auch die Beteiligungswerterhöhung an der Mün-
chen Ticket GmbH in der Bilanz der Olympiapark GmbH im Rahmen des Jahresab-
schlusses 2021 in voller Höhe abgeschrieben wurde.

Position 1.3.3 „Beteiligungen“
Portal München Betriebs-GmbH

➢ Der Beteiligungswert der Portal München Betriebs-GmbH & Co. KG wurde im Ge-
schäftsjahr 2021 i.H.v. -16.078,24 € (-20,90 %) nachvollziehbar an die jährliche Ent-
wicklung des Gesellschafterkontos LHM des Vorjahres (Geschäftsjahr 2020) ange-
passt.

Messe München GmbH
➢ Der Beteiligungswert der Messe München GmbH hat sich in der Bilanz der LHM im 

Geschäftsjahr 2021 um 40.000.000,00 € (+28,84 %) erhöht. Die Erhöhung des Betei-
ligungswertes der Messe München GmbH i.H.v. 40.000.000,00 € ist auf eine Einzah-
lung der LHM in die Kapitalrücklage der Messe München GmbH im Geschäftsjahr 
2021 zurückzuführen. Grund für die Erhöhung des Beteiligungswertes in der Bilanz 
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der LHM ist die Unterstützung der Gesellschaft aufgrund der negativen wirtschaftli-
chen Auswirkungen der COVID19-Pandemie. 

➢ Gemäß dem Konsortialvertrag wurde die EU-beihilferechtliche Zulässigkeit der Ei-
genkapitalerhöhung im Rahmen eines Private Investor Tests (PIT) für zulässig erach-
tet.

➢ Eine nachträgliche Erhöhung des Beteiligungswerts aufgrund von Bareinlagen in die 
Kapitalrücklage einer Gesellschaft ist in der KommHV-Doppik nicht explizit geregelt. 
Die Einzahlung in die Kapitalrücklage erfolgt zur Unterstützung der Gesellschaft auf-
grund der negativen wirtschaftlichen Auswirkungen der COVID19-Pandemie.

➢ Bei analoger Anwendung der Abgrenzungskriterien der Finanzbeziehungen LHM - 
SWM liegt kein Nachweis über die Erhöhung des inneren Wertes vor. Eine Erhöhung 
des Stammkapitals erfolgte nicht. Die Einzahlung der LHM in die Kapitalrücklage der 
Messe München GmbH ist aufgrund ihres konsumtiven Charakters in die Ergebnis-
rechnung zu buchen. Aufgrund des wesentlichen Betrages ergab sich ein Korrektur-
bedarf für den Jahresabschluss 2021. Die Stadtkämmerei hat die entsprechende 
Korrekturbuchung am 25.04.2023 durchgeführt (siehe hierzu Ausführungen unter Zif-
fer 7).

15.3.2 Finanzanlagen: Ausleihungen

Gliede-
rungsziffer 
Bilanz

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

1.3 Finanzanlagen 8589155317,28 8.341.653.825,85

1.3.4 davon 
Ausleihungen

1.394.617.523,73 1.359.463.408,42

- an verbundene Unternehmen 822.089.036,03 787.255.826,56

- an Beteiligungen 113.691.173,49 113.691.173,49

- sonstige Ausleihungen 458.837.314,21 458.516.408,37

Die Position 1.3.4 „Ausleihungen“ beinhalten überwiegend Ausleihungen aus vergebenen Ak-
tivdarlehen sowie Geldanlagen in Schuldscheindarlehen. Im Anlagevermögen sind grund-
sätzlich die langfristigen Aktivdarlehen, die eine Laufzeit von mehr als einem Jahr haben, ab-
gebildet.

Zum Stichtag 31.12.2021 sind unter den Ausleihungen vergebene Darlehen (Aktivdarlehen) 
mit einem Wert i.H.v. 1.275.051.006,79 € (Vorjahr: 1.228.718.382,02 €), Schuldscheindarle-
hen i.H.v. 119.566.366,94 € (Vorjahr: 130.744.876,40 €) und Genossenschaftsanteile i.H.v. 
150,00 € (Vorjahr: 150,00 €) buchhalterisch erfasst. Darlehensnehmer sind verbundene Un-
ternehmen, Beteiligungen und Dritte. 

Die LHM hat u.a. Darlehen an folgende verbundene Unternehmen und Beteiligungen verge-
ben: GEWOFAG, GWG, Münchner Gewerbehof- und Technologiezentrumsgesellschaft mbH
(MGH), HEIMAG, Flughafen München GmbH.
Daneben sind unter der Position 1.3.4 „Ausleihungen“ auch Schuldscheindarlehen an ver-
bundene Unternehmen i.H.v. 119.566.366,94 € (Vorjahr: 120.744.876,40 €), gegenüber Kre-
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ditinstitute i.H.v. 0,00 € (Vorjahr: 10.000.000,00 €) und Genossenschaftsanteile i.H.v. 150,00 
€ (Vorjahr: 150,00 €) buchhalterisch erfasst. Entsprechende Ausführungen zur Prüfung der 
Schuldscheindarlehen erfolgen bei der Position Wertpapiere des Anlagevermögens (siehe 
Ziffer 15.3.3).

Die Unterstützungsdarlehen i.H.v. 468.858,00 € (Vorjahr: 445.096,00 €), die an die Beschäf-
tigten der LHM ausgereicht werden, sind unter der Bilanzposition 2.2.3 Sonstige Vermögens-
gegenstände ausgewiesen (siehe Ziffer 15.6.3).

Unter den privatrechtlichen Forderungen (siehe Ziffer 15.6.2) werden die bis zum Bilanz-
stichtag 31.12.2021 i.H.v. insgesamt 10.360.323,36 € (Vorjahr: 6.701.331,50 €) aufgelaufe-
nen (und bisher noch nicht bezahlten) Tilgungs- und Zinsforderungen etc. aus Aktivdarlehen 
ausgewiesen. Der Anstieg gegenüber dem Vorjahr um 3.658.991,86 € beruht v.a. auf einer 
fälschlicherweise erfolgten Doppelerfassung von Tilgungsforderungen i.H.v. 3.635.422,89 €.

Hinsichtlich der vergebenen Darlehen der LHM an das Treuhandvermögen MGS wird auf die
Ausführungen unter Ziffer 15.4 verwiesen.

Die Ausleihungen haben sich wie folgt entwickelt (Beträge in €):

01.01.2021 1.359.463.408,42

Zugänge 75.872.588,15

Abgänge -42.396.011,28

Umbuchungen 0,00

Abschreibungen 
(Abgang)

1.677.538,44

Zuschreibungen 0,00

31.12.2021 1.394.617.523,73

Zum Stichtag 31.12.2020 werden in der Bilanz der LHM Ausleihungen aus vergebenen Dar-
lehen und sonstige Ausleihungen i.H.v. 1.394.617.523,73 € (Vorjahr: 1.359.463.408,42 €) 
ausgewiesen. Der saldierte Anstieg i.H.v. 35.154.115,31 € (+2,6 %) ist auf Zugänge zurück-
zuführen, die im Geschäftsjahr 2021 höher waren als die Abgänge.

Die Zugänge (Hingabe von Darlehen durch die LHM) i.H.v. 75.872.588,15 € resultieren aus 
Ausleihungen an verbundene Unternehmen i.H.v. 44.303.305,61 € sowie aus sonstigen Aus-
leihungen i.H.v. 31.569.282,54 €. 

Die Abgänge (Rückzahlung/ Tilgung durch die verbundenen Unternehmen, Beteiligungen 
und Dritte an die LHM) betragen insgesamt 42.396.011,28 € und ergeben sich i.H.v. 
9.470.096,14 € aus Abgängen der Ausleihungen an verbundene Unternehmen und i.H.v. 
32.925.915,14 € aus Abgängen bei den sonstigen Ausleihungen.
Wir haben die o.g. Ausleihungen im Jahresabschluss zum 31.12.2021 stichprobenweise ge-
prüft.

Der Prüfbericht „Prüfung der Ausleihungen in der Bilanz der LHM zum 31.12.2021“ (Az. 
9632.0_PG1_020_22) wurde am 21.03.2023 dem Rechnungsprüfungsausschuss vorgelegt.



 Prüfung des Jahresabschlusses 2021 Seite 86
__________________________________________________________________________________________

Prüfungsergebnisse

Haupt- und Nebenbuchabstimmung
➢ Der Abgleich zwischen Haupt- und Nebenbuch bei den Ausleihungen gegen verbun-

denen Unternehmen (bereinigt um die konsolidierten Aktivdarlehen bezüglich des 
THV MGS und unter der Berücksichtigung zeitlicher Buchungsunterschiede) stimmt 
zum 31.12.2021 überein.

➢ Der Abgleich zwischen Haupt- und Nebenbuch bei den Ausleihungen an Beteiligun-
gen, den sonstigen Ausleihungen sowie den Darlehen an Beschäftigte der LHM 
stimmt zum 31.12.2021 überein.

➢ Die Vorjahres-Differenz zwischen Haupt- und Nebenbuch bei den Darlehen an Be-
schäftigte der LHM wurde in 2021 korrekterweise bereinigt. Die Differenz i.H.v. 
150,00 € wurde, da sie nicht weiter aufklärbar war, korrekterweise über das Konto 
791450 „AO Aufwand“ ausgebucht.

Konto 167420 „TR-LO Abstimmkonto Tilgungsforderungen“
➢ Die Bilanzierung als Forderung (Sollstellung) für die beiden Aktivdarlehen 6900116 

und 6900117 wurden zum 31.12.2021 (irrtümlich) auf dem Konto 167420 „TR-LO Ab-
stimmkonto Tilgungsforderungen“ doppelt erfasst. Dies resultiert daraus, dass die 
Stadtkasse bei der zweiten Sollstellung fälschlicherweise die notwendige Anpassung 
des Buchungsdatums auf den 20.01.2022 nicht vorgenommen hat.

➢ Als Folge werden die sonstigen Ausleihungen (Bilanzposition 1.3.4.3; ausgewiesen 
im Anlagevermögen) zum 31.12.2021 um 3.635.422,89 € zu niedrig und die privat-
rechtlichen Forderungen (Bilanzposition 2.2.2; ausgewiesen im Umlaufvermögen) um
diesen Betrag zu hoch ausgewiesen (Ausweisfehler).

Konto 167003 „Anzahlung andere sonstige Forderungen“ 
➢ Der zum 31.12.2021 auf dem Konto 167003 „Anzahlung andere sonstige Forderun-

gen“ im Buchungskreis 0375 (Referat für Arbeit und Wirtschaft) ausgewiesene Zah-
lungseingang i.H.v. 1.865.625,54 € wurde fälschlicherweise in 2021 nicht periodenge-
recht gegen die zugehörigen Aktivdarlehensbestände gebucht. Der Ausgleich wurde 
– auf Grund des Hinweises des Revisionsamts an die Stadtkasse im Laufe der Prü-
fung – zum 30.06.2022 nachgeholt. 
Als Folge wird die Bilanzposition 1.3.4 Ausleihungen zum 31.12.2021 um insgesamt 
1.865.625,54 € zu hoch und die Bilanzposition 2.2.2 Privatrechtliche Forderungen um
diesen Betrag zu niedrig ausgewiesen (Ausweisfehler).

Zinserträge bei den Aktivdarlehen gegenüber Beteiligungen
➢ Die durch die Corona-Pandemie gestundeten Zinsen für 2019 gegenüber der Flugha-

fen München GmbH (fällig 2020) i.H.v. 2.395.936,71 € als auch die (anteiligen) Stun-
dungszinsen i.H.v. 3.773,60 € wurden zum 31.12.2020 in EC-CS nacherfasst. Die 
notwendige buchhalterische Nacherfassung in SAP erfolgte in 2021.

➢ Die gestundeten Zinsen für 2020 (fällig 2021) i.H.v. 2.395.936,71 € als auch die (an-
teiligen) Stundungszinsen i.H.v. (mindestens) 4.226,17 € wurden zum 31.12.2021 
korrekt buchhalterisch in SAP erfasst. 

Anhangsangaben
➢ Zum 31.12.2021 stimmen die ausgewiesenen Werte für die Position „Sonstige Auslei-

hungen“ in der Anlagenübersicht mit dem Ausweis in der Bilanz sowie mit dem Be-
stand in SAP ERP überein. Die notwendigen Korrekturen für 2 uneinbringliche Ak-
tivdarlehen aus 2016 (Abgang des Bestandes i.H.v. 1.677.538,44 € und der zugehöri-
gen Abschreibungen i.H.v. 1.677.538,44 €) wurden zum 31.12.2021 im Anlagenspie-
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gel nachgeholt und der Ausweis im Anlagenspiegel somit zum 31.12.2021 richtig ge-
stellt.

➢ Die Werte im veröffentlichten Jahresabschluss 2021 bezüglich der Ausleihungen etc. 
stimmen mit den Bilanzkonten zum 31.12.2021 überein. Die Angaben im Anhang sind
korrekt, die Ausführungen nachvollziehbar.

15.3.3 Finanzanlagen: Wertpapiere des Anlagevermögens

Gliede-
rungsziffer 
Bilanz

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

1.3 Finanzanlagen 8589155317,28 8.341.653.825,85

1.3.5 davon
Wertpapiere des Anlagever-
mögens

557.811.313,85 529.373.116,17

1.3.4 davon
Ausleihungen*

119.566.516,94 130.745.026,40

2.3.1 Einlagen bei Banken und Kre-
ditinstituten*

4.724.724,33 12.405.738,84

* stellen nur Teile der unter 1.3.4 und 2.3.1 genannten Positionen dar.

Die Wertpapiere des Anlagevermögens sowie die sonstigen Ausleihungen (Schuldscheindar-
lehen43 und Genossenschaftsanteile) sind unter den Finanzanlagen ausgewiesen. Die Fest-
gelder (Termingelder und sonstige Spareinlagen) werden unter Einlagen bei Banken und 
Kreditinstituten geführt. Die bis zum Bilanzstichtag aufgelaufenen (und bisher noch nicht be-
zahlten) Zinsforderungen aus Wertpapieren und sonstigen Geldanlagen werden unter den 
sonstigen Vermögensgegenständen (Bilanzposition 2.2.3) ausgewiesen. 

Alle Wertpapiere und Ausleihungen werden derzeit dem Anlagevermögen zugeordnet, da die
LHM diesen Finanzanlagen eine langfristige Anlagenabsicht zuweist. Es handelt sich im We-
sentlichen um Schuldscheindarlehen, festverzinsliche Wertpapiere wie z.B. Pfandbriefe und 
Inhaberschuldverschreibungen, Wertpapierfonds sowie Festgeldanlagen und Sparbriefe.

Abweichend von der obigen Regelung zum Anlagevermögen wird ein Schuldscheindarlehen 
über 55 Mio. € (Laufzeit zwei Jahre) der Stadtkasse Liquiditätsmanagement und -reserven 
unter den „Sonstigen Vermögensgegenständen“ im Umlaufvermögen ausgewiesen. Es han-
delt sich nach Auskunft der Stadtkasse hierbei um eine kurzfristige Geldanlage.

Zum 31.12.2021 beläuft sich das Wertpapiervermögen (einschließlich Ausleihungen/ Schuld-
scheindarlehen und Geldanlagen bei Kreditinstituten) auf 682.102.555,12 € (Vorjahr: 
672.523.881,41 €). 

Es zeigte sich ein Zugang der Wertpapieranlagen (gebundenes und ungebundenes Vermö-
gen) um insgesamt 28,44 Mio. € auf 557,81 Mio. € und ein Rückgang bei den Schuldschein-
darlehen von 11,18 Mio. € auf 119,57 Mio. € sowie bei den Einlagen bei Banken und Kredit-
instituten von 7,48 Mio. € auf 4,72 Mio. €. Dies ist vor allem darauf zurückzuführen, dass in 
43 Die Schuldscheine der Schuldscheindarlehen sind keine Wertpapiere im eigentlichen Sinn. Sie dienen ausschließlich als 

Urkunde der Beweissicherung. Daher sind sie nicht unter den Wertpapieren, sondern unter den „sonstigen Ausleihungen“ 
auszuweisen.
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2021 im Gegensatz zu 2020 fällig gewordenen Wertpapieranlagen neu angelegt wurden. 

Die abzugrenzenden Zinserträge i.H.v. 591.446,21 € (Vorjahr: 661.256,27 €) werden richti-
gerweise unter der Bilanzposition 2.2.3 „Sonstige Vermögensgegenstände“ ausgewiesen 
(siehe Ziffer 15.6.3). Stückzinsen44 wurden zum 31.12.2021 keine (Vorjahr: 24,54 €) ausge-
wiesen.

Die Wertpapiere und Festgelder werden im SAP-System im Hauptbuch und parallel ab dem
01.01.2014 im DV-Programm ITS (Integrated Treasury System) im Nebenbuch geführt. 

Zum 31.12.2021 wurden die Zinsabgrenzungen – wie auch bereits in den Vorjahren - durch 
das System ITS nicht korrekt berechnet. Der Softwareanbieter von ITS ist verständigt, aller-
dings stand die Bereinigung des Systemfehlers für die Jahresabschlussarbeiten 2021 noch 
aus. Das Revisionsamt hat im Bericht zum 31.12.201745 empfohlen, dass die Stadtkämmerei
bis zur Behebung des Softwarefehlers im DV-Programm ITS die Zinsabgrenzungen manuell 
(nach)berechnet. Die Stadtkämmerei hat die Empfehlung aufgegriffen und zum 31.12.2021 
(wie bereits im Vorjahr) die Zinsabgrenzungen manuell berechnet.

In 2021 wurden Wertberichtigungen für die Wertpapiere durchgeführt. Dabei erfolgten für die
Wertpapiere des Hoheitsbereichs Abschreibungen i.H.v. 1.128.422,87 € (Vorjahr: 
76.336,21 €) und Zuschreibungen i.H.v. 0,00 € (Vorjahr: 245.600,00 €).46 Bei den 
Wertberichtigungen der Wertpapiere der Treuhandvermögen erfolgte eine Abschreibung 
i.H.v. 41,03 € für ein Wertpapier aus Nachlässen und keine Zuschreibung.47 

Im Zuge der Prüfung zum 31.12.2021 haben wir anhand der vorgelegten Depotauszüge den 
Wertpapierbestand zum 31.12.2021 vollständig abgeglichen und eine Abstimmung zwischen 
Haupt- und Nebenbuch durchgeführt. Darüber hinaus haben wir die Zinsabgrenzungen zum 
31.12.2021, die Erträge 2021 aus Wertpapieranlagen, die Wertpapiergeschäfte 2021 sowie 
die in 2021 vorgenommene Wertberichtigung bei den Wertpapieranlagen stichprobenartig 
geprüft. Außerdem wurden die Anhangsangaben auf Richtigkeit und Vollständigkeit geprüft.

Prüfungsergebnisse

Haupt- und Nebenbuchabstimmung
 Der Wertpapierbestand im Hauptbuch (SAP) und im Nebenbuch (ITS) wurde anhand 

der vorgelegten Depotauszüge der Banken bestätigt. 
 Das Hauptbuch in SAP mit 672.523.881,41 € stimmt mit dem Nebenbuch ITS zum 

31.12.2021 bis auf einen Betrag i.H.v. 99,53 € überein. Die Differenz resultiert aus 
Rundungsdifferenzen i.H.v. insgesamt -0,47 € und einem (seit der Eröffnungsbilanz) 
nur in SAP, aber nicht in ITS geführten Genossenschaftsanteil i.H.v. 100,00 €. 

 Der Genossenschaftsanteil soll mangels Zuständigkeit der Stadtkämmerei weiterhin 
nicht in ITS geführt werden. Der nicht in ITS geführte Genossenschaftsanteil wurde 
dem Revisionsamt über eine Dividendenbestätigung nachgewiesen.

44 Bei Stückzinsen handelt es sich um den Zinsanteil, der zwischen dem letzten Zahlungstermin der Zinsen und dem Kauf 
des Wertpapiers rechnerisch angefallen ist. Diesen Zinsanteil hat der Erwerber dem Verkäufer zu bezahlen. Es handelt sich
hierbei allerdings nicht um Anschaffungsnebenkosten, sondern um Zinsforderungen, die mit der Einlösung der Zinsscheine 
getilgt werden.

45 Prüfbericht Az. 9632.0_PG1_012_18.
46 Die Abschreibungen wurden auf dem Konto 767200 "Außerplanmäßige Abschreibung auf Wertpapiere des AV" und die 

Zuschreibungen wurden auf dem Konto 474450 "Erträge aus der Zuschreibung außerplanmäßiger Abschreibung auf 
Wertpapiere des Anlagevermögens" verbucht.

47 Die Abschreibung und die Zuschreibung wurde auf dem Konto 386696 "Nachlassabwicklung" verbucht.
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Schuldscheindarlehen im Umlaufvermögen
 Das Schuldscheindarlehen i.H.v. 55,0 Mio. € wird weiterhin zum 31.12.2021 auf dem 

korrekten Bestandskonto geführt, das in der Position Sonstige Vermögensgegenstän-
de ausgewiesen ist.

 Nach der Kommentarliteratur ist der Ausweis eines Schuldscheindarlehens im Um-
lauf- oder Anlagevermögen bei einer Laufzeit von mehr als einem und weniger als 
vier Jahren abhängig von der subjektiven Absicht. Auskunftsgemäß lag die subjektive
Anlageabsicht für die Kassenmittel darin, diese kurzfristig als Liquiditätsreserve anzu-
legen, welche mit einer zweijährigen Laufzeit besser erreicht werden konnte als mit 
einer einjährigen Laufzeit. Damit ist der Ausweis des Schuldscheindarlehens im Um-
laufvermögen nachvollziehbar.

 Der Zinsertrag wurde am 26.05.2021 in korrekter Höhe gebucht.
 Die Zinsabgrenzung für den Zeitraum von 26.05.2021 bis 31.12.2021 erfolgte richti-

gerweise i.H.v. 85.800,00 €.

Zinsabgrenzungen zum 31.12.2021
 Zum 31.12.2021 wurden in der Bilanz Zinsforderungen i.H.v. 468.872,97 € für den 

Hoheitsbereich ausgewiesen. Dies entspricht dem durch die Stadtkämmerei errech-
neten Wert der Zinsabgrenzung zum 31.12.2021 sowie unserer Nachberechnung der
Zinsabgrenzung.

 Für die Treuhandvermögen wurden zum 31.12.2021 in der Bilanz Zinsforderungen 
i.H.v. 36.747,70 € ausgewiesen. Wegen falscher Berechnung der Zinsabgrenzungen 
erfolgte der Ausweis insgesamt um 152,49 € zu niedrig. 

Erträge aus Wertpapieranlagen
 Die Stadtkämmerei ist unserer Empfehlung aus der Vorjahresprüfung gefolgt und hat 

die erledigten Buchungen in SAP auf dem Konto 169200 „Stückzinsen“ als ausgegli-
chen gekennzeichnet.

 Der Datenabgleich der Zinserträge zum 31.12.2021 zeigte keine Abweichungen. Die 
Anzahl der Zinsertragsbuchungen war nachvollziehbar.

 Der Zugang der Zinserträge in 2021 ist plausibel.

Wertpapierkäufe und -verkäufe in 2021
 In 2021 wurden die Kursgewinne (0,00 €) und Kursverluste (58.000,00 €) laut unse-

rem Abgleich mit der Bestands- und Bewegungsliste der Stadtkämmerei sowie der 
Umsatzliste aus ITS korrekt in SAP erfasst. Bei diesen waren die Wertpapiere ur-
sprünglich unter bzw. über pari (unter bzw. über 100 % Ausgabekurs) gekauft und 
zum vollen Nennwert (100 %) zurückgegeben worden. 

Wertberichtigung von Wertpapieren
 Im Geschäftsjahr 2021 wurden Wertberichtigungen i.H.v. 1.128.463,90 € für Ab-

schreibungen sowie i.H.v. 0,00 € für Zuschreibungen in SAP verbucht. Die geprüften 
Wertberichtigungen für das Geschäftsjahr 2021 wurden korrekt durchgeführt.

Anhangsangaben
 Die Werte im veröffentlichten Jahresabschluss bezüglich der Wertpapieranlagen etc. 

stimmen mit den Bilanzkonten zum 31.12.2021 überein. Die Angaben sind korrekt, 
die Ausführungen im Anhang sind nachvollziehbar.
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 Die Erläuterung zur Position Sonstige Vermögensgegenstände (Seite 123 im An-
hang) beinhaltet keine Informationen über das in der Position ausgewiesene Schuld-
scheindarlehen i.H.v. 55,0 Mio. €.

15.4 Treuhandvermögen MGS – Anlagevermögen 

Gliede-
rungsziffer 
Bilanz

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

1.4 Besonderes Anlagevermögen 
–  Treuhandvermögen (MGS)

1.744.485,81 41.639.851,89

2.2.4 Besonderes Umlaufvermögen 
– Treuhandvermögen (MGS)

11.550.111,66 16.472.264,41

Summe Aktiva – Treuhand-
vermögen 

13.294.597,47 58.112.116,30

1.6 Kapital – Treuhandvermögen 
(MGS)

8.921.676,71 42.009.704,85

3.7 Sonstige Rückstellungen – 
Treuhandvermögen (MGS)

384.180,39 639.657,87

4.7 Besondere Verbindlichkeiten – 
Treuhandvermögen (MGS)

3.874.339,65 13.808.674,77

5.2 Rechnungsabgrenzungspos-
ten – Treuhandvermögen 
(MGS)

0,00 0,00

Summe Passiva – Treuhand-
vermögen 

13.180.196,75 56.458.037,49

Differenz zwischen Aktiva 
und Passiva aufgrund der 
Konsolidierung

114.400,72 1.654.078,81

Die MGS wurde 1979 gegründet und führt für die LHM Sanierungsmaßnahmen durch. Bis 
zum 31.12.2006 war die LHM mehrheitlich an der MGS beteiligt. Ab dem 01.01.2007 wurde 
diese Mehrheit der Geschäftsanteile (94 %) der MGS an die GWG48 veräußert.

Zur Aufgabenerfüllung erhält der Sanierungsträger ein Treuhandvermögen, das gesondert 
von seinem eigenen Vermögen auszuweisen und zu verwalten ist. Das Treuhandvermögen 
besteht aus Grundstücken, die die LHM an die MGS u.a. bei deren Gründung übertragen hat
sowie aus jährlichen Investitionszuweisungen. Darüber hinaus beinhaltet das Treuhandver-
mögen Mittel, die die MGS beispielsweise durch den Verkauf von Grundstücken selbst er-
wirtschaftet hat. 

48 Zum Zeitpunkt der Veräußerung firmierte die Gesellschaft noch als „Gemeinnützige Wohnstätten- und Siedlungsgesell-
schaft mbH (GWG)“.
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- Bilanzielle Abbildung des THV MGS in der Bilanz, in der Aufwands- und Ertragsrech-
nung sowie im Anhang des Jahresabschlusses der LHM
Derzeit werden das Vermögen und die Schulden, die die MGS für die LHM verwaltet (= Treu-
handvermögen), in der Bilanz der LHM unter eigenen Bilanzpositionen für das „Treuhandver-
mögen“ (Anlagevermögen, Umlaufvermögen, Allgemeine Rücklage, sonstigen Rückstellun-
gen, Verbindlichkeiten und (passive) Rechnungsabgrenzungsposten) ausgewiesen.

Aus der Handelsbilanz der MGS für das Treuhandvermögen (Treuhandbilanz) zum 31.12. ei-
nes jeden Jahres, geprüft durch einen Wirtschaftsprüfer, werden die Bestände für die o.g. Bi-
lanzpositionen entnommen und von der Stadtkämmerei in die Bilanz des Planungsreferats, 
das auch die fachliche Betreuung übernimmt, eingebucht. 

Seit dem Abschluss zum 31.12.2013 werden außerdem die ausgewiesenen Verbindlichkei-
ten des Treuhandvermögens mit den Aktivdarlehen der LHM konsolidiert, die die LHM an 
das Treuhandvermögen ausgereicht hat. 

In SAP wurden zum 31.12.2021 Aktivdarlehen der LHM i.H.v. 1.137.459,28 € (Vorjahr: 
2.739.340,49 €) sowie die zugehörigen Zinsabgrenzungen i.H.v. 1.925,34 € (Vorjahr: 
3.401,20 €) mit den Verbindlichkeiten des Treuhandvermögens konsolidiert. Damit erfolgt der
Ausweis der Verbindlichkeiten des THV in der Bilanz der LHM um die Konsolidierung i.H.v. 
insgesamt 1.139.384,62 € (Vorjahr: 2.742.741,69 €) niedriger als der Ausweis im testierten 
Jahresabschluss des Treuhandvermögens.
Des Weiteren wurden die durch die Aktivdarlehen erwirtschafteten Zinsen der LHM i.H.v. 
11.810,66 € (Vorjahr: 20.758,30 €, für 2019: 33.712,03 €, für 2018: 53.688,27 €, für 2017: 
52.637,82 €, für 2016: 53.525,72, für 2015: 54.383,64 €, für 2014: 55.387,63 €) mit dem Ka-
pital des THV MGS verrechnet. Damit erfolgt der Ausweis des Kapitals des THV in der Bilanz
der LHM um die Konsolidierung der Zinsen für die 8 Jahre 2014 bis 2021 i.H.v. insgesamt 
335.904,07 € (Vorjahr: 324.093,41 €) höher als der Ausweis im testierten Jahresabschluss 
des Treuhandvermögens.
Zum Jahresabschluss 2021 wurden die vom THV MGS an die LHM gezahlten Grundsteuern 
i.H.v. 3.290,66 € (Vorjahr: 183.990,81 €, für 2019: 371.033,76 €, für 2018: 420.902,11 €) so-
wie die Strassenreinigungsgebühren i.H.v. 5.970,84 € (Vorjahr: 29.172,69 €, für 2019: 
62.655,12 €, für 2018: 101.490,93 €) heraus konsolidiert. Ebenso wurden die von der LHM 
an das Treuhandvermögen gezahlten Mieten i.H.v. 84.751,14 € (Vorjahr: 132.538,68 €, für 
2019: 136.389,87 €, für 2018: 135.747,21 €) in die Konsolidierung mit einbezogen. 

Auf Grund der oben ausgeführten Konsolidierungsbuchungen zum 31.12.2021 werden die 
Aktiva des Treuhandvermögens in der Bilanz der LHM um insgesamt 114.400,72 € (Vorjahr: 
1.654.078,81 €) höher ausgewiesen als die Passiva des Treuhandvermögens.

In der Aufwands- und Ertragsrechnung der LHM werden 3 Konten49 ausgewiesen, die aus-
schließlich für die Abbildung der Geschäftsvorfälle mit der MGS benötigt werden (siehe hier-
zu die Ausführungen unter Ziffer 16.3.2, 16.9.9 und 16.12.3). 
Im Zuge der Prüfung zum 31.12.2021 wurden auch die Angaben im Anhang geprüft.

- Bilanzielle Abbildung des zugehörigen Sonderpostens
Das Referat für Stadtplanung und Bauordnung führt – seit dem Jahr der Ersterfassung des 
Sonderpostens in SAP (2004) – eine Nebenrechnung (in Form einer Calc-Liste: „Gesamtauf-

49 415133 „Konsumtive Zuwendungen vom Land für THV MGS“, 473501 „Erträge aus Treuhandvermögen MGS – konsumtiv“, 
681261 „Auszahlung an THV MGS – konsumtiv“.
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stellung Sonderposten – Nebenrechnung“) aller geförderten Vermögensgegenstände. Über 
diese Nebenrechnung wird der Bestand des Sonderpostens (THV MGS) zum 31.12. eines 
jeden Jahres errechnet.50 Der Endbestand laut Nebenrechnung sowie der Bestand des SAP-
Kontos zum 31.12 eines jeden Jahres sollten dabei übereinstimmen. 
Zum 31.12.2021 wird der Wert des Sonderpostens in SAP auf dem Konto 250199 „Investive 
Zuwendungen vom Land für Treuhandvermögen MGS“ mit 0,00 € (Vorjahr: 2.127.540,62 €) 
ausgewiesen. In der vom Referat für Stadtplanung und Bauordnung geführte Nebenrech-
nung erfolgt der Ausweis des Wertes ebenfalls mit 0,00 € (Vorjahr: 1.292.339,92 €). Damit 
tritt zum 31.12.2021 keine Differenz zwischen dem Ausweis in SAP und dem Ergebnis der 
Nebenrechnung (Calc-Liste) auf (Differenz im Vorjahr: 835.200,70 €). Dies beruht darauf, 
dass zum Einen in 2021 sämtliche Grundstücke/Gebäude, denen ein Sonderposten über die
Nebenrechnung zugeordnet war, aus dem Treuhandvermögen ausgeschieden sind. Zum An-
deren wurde die (unaufgeklärte) Differenz des Vorjahres (ermittelt zwischen SAP und der 
Calc-Liste/Nebenrechnung des Referats für Stadtplanung und Bauordnung) zum 31.12.2021
i.H.v. 835.200,70 € richtigerweise ertragswirksam über das Konto 478298 „Nachträgli.Entlas-
tung AuE (Abgr.)“ aufgelöst.

In 2021 gingen diverse Grundstücke/Gebäude vom THV auf die GWG bzw. GEWOFAG 
über. Der zugehörige Sonderpostenanteil (1.262.595,04 €; Vorjahr: 259.760,40 €) geht damit
bei der LHM ab. Dieser Wert zum 31.12.2021 wurde aus der Nebenrechnung des Referats 
für Stadtplanung und Bauordnung herausgerechnet). Die notwendige Ausbuchung vom Kon-
to 250119 über das Konto 476910 „Ertrag aus dem Abgang des Sonderposten/AHK“ erfolgte
bei der LHM in 2021.

- Immobilienübertragungen aus dem THV MGS und Eigenkapitalanpassungen
In 2021 gingen auf Grund von Stadtratsbeschlüssen51 insgesamt 11 (Vorjahr: 9) Immobilien 
(zum Teil als Objekte-Gesamtheit) vom THV MGS auf die GWG bzw. GEWOFAG über. Eine 
weitere Immobilie wurde vom THV MGS an die LHM rückübertragen. Die Stadtkämmerei hat
für die Übertragung der Immobilien aus dem THV MGS auf die GWG bzw. MGH eigene Bu-
chungslogiken entwickelt.
Im Zuge dessen werden in der Aufwands- und Ertragsrechnung der LHM Erträge i.H.v.  
19.656.361,95 € (Vorjahr: 5.776.926,81 €) bzw. Aufwendungen i.H.v. 8.063.891,16 € (Vor-
jahr: 7.499.836,11 €) aus den Übertragungen von Immobilien auf die GWG/GEWOFAG unter
den „Sonstige ordentliche Erträge – Anlagenbereich“ bzw. „Sonstige ordentliche Aufwendun-
gen für Anlagen“ ausgewiesen.

Aus den in 2021 erfolgten Immobilienübertragungen an die GWG und GEWOFAG ergibt sich
eine Eigenkapitalkorrektur i.H.v. 22.282.138,21 €. Diese ergibt sich zunächst aus der Kauf-
preisforderung52 für die Immobilienübertragungen i.H.v. 33.655.309,00 € abzüglich der mit-
einander verrechneten Erträge (19.656.361,95 €) und Aufwendungen (8.063.891,16 €). Zu-
sätzlich ist noch ein aus dem Vorjahr abgegrenzter Ertrag i.H.v. 29.300,00 € sowie die Eigen-
kapitalkorrektur für eine auf die LHM übertragene Immobilie i.H.v. 9.095,63 € buchhalterisch 
erfasst worden. Somit ergibt sich für 2021 insgesamt eine Eigenkapitalkorrektur i.H.v. 

50 Die Calc-Liste „Gesamtaufstellung Sonderposten – Nebenrechnung“ wird jährlich zum Stand 31.12. aktualisiert fortge-
schrieben und unter dem neuen Stand abgespeichert, so dass die alten Bestandslisten unverändert vorliegen. Erhaltene 
Fördergelder werden in dieser Liste den einzelnen Vermögensgegenständen direkt zugeordnet. Die Höhe der Auflösung 
des Sonderpostens wird durch den Vergleich des Vorjahresbestandes mit dem Berechnungsergebnis des aktuellen Jahres 
ermittelt.

51 Beschluss der Vollversammlung vom 20.07.2016 (Sitzungsvorlage Nr. 14 – 20 / V 06331), Beschluss des Kommunalaus-
schusses vom 24.11.2016 (Sitzungsvorlage Nr. 14 – 20 / V 07476 – nicht öffentliche Sitzung).

52 Es handelt sich um eine Restkaufpreisforderung, da von den vertraglich vereinbarten Kaufpreisen die mit übergehenden 
Darlehen abgezogen werden.
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22.320.533,84 € (Vorjahr: 47.783.930,95 €), die buchhalterisch in der Allgemeinen Rücklage 
bei der LHM erfasst wurde (siehe hierzu Ausführungen unter Ziffer 15.9.2 des Berichts).

Laut den Angaben im testierten Jahresabschluss des THV MGS zum 31.12.2021 sank das 
Eigenkapital beim THV MGS (wegen Immobilienübertragungen/-verkäufen) in 2021 um 
22.510,5 T€ (Vorjahr: 47.813,2 T€). Durch die Rückzahlung von Barmitteln i.H.v.  5.704,7 T€ 
(Vorjahr: 1.420,3 T€) an die LHM sank das Eigenkapital beim THV MGS in gleicher Höhe ab,
so dass insgesamt durch Übergänge das Eigenkapital beim THV in 2021 um 28.215,2 T€ 
(Vorjahr: 49.233,5 T€) zurückging.

Prüfungsergebnisse

➢ Zum 31.12.2021 werden in der Bilanz der LHM die Werte aus dem testierten Ab-
schluss des Treuhandvermögens der MGS – korrigiert um die notwendigen Konsoli-
dierungsbuchungen – nachvollziehbar abgebildet.

➢ Zum 31.12.2021 wurde der Sonderposten, sowohl in SAP als auch in der Nebenrech-
nung im Referat für Stadtplanung und Bauordnung, mit 0,00 € korrekt ausgewiesen. 
Dies beruht zum Einen auf dem vollständigen Abgang des Sonderpostenanteils in 
2021, der den an die GWG und GEWOFAG übertragenen Grundstücke/Immobilien 
zuzurechnen ist. Zum anderen wurde der nicht aufklärbare Differenzbetrag zwischen 
SAP und der Nebenrechnung im Referat für Stadtplanung und Bauordnung i.H.v. 
835.200,70 € (= Bestand des Vorjahres) korrekterweise ertragswirksam in 2021 aus-
gebucht.

Immobilienübertragungen und Eigenkapitalanpassungen
➢ In 2021 gingen insgesamt 11 Immobilien (zum Teil als Objekte-Gesamtheit) vom THV

MGS auf die GWG bzw. GEWOFAG über. Eine weitere Immobilie wurde vom THV 
MGS an die LHM rückübertragen.

➢ Die Werte bezüglich des übertragenen Eigenkapitals stimmen zwischen den Beträ-
gen des THV MGS und den Buchungen in SAP bei der LHM i.H.v. 219,3 T€ nicht 
überein. Die Differenz konnte bis zum Ende der Prüfung nicht abschließend vollstän-
dig aufgeklärt werden und sollte vom Referat für Stadtplanung und Bauordnung zu-
sammen mit der Stadtkämmerei geklärt werden.

Anhangsangaben
➢ Die Angaben im Anhang der Stadtkämmerei sind – bis auf nachfolgende Ausnahmen 

– korrekt und die Veränderungen zum Vorjahr sind entsprechend den Ausführungen 
im testierten Jahresabschluss des Treuhandvermögens MGS zum 31.12.2021 erläu-
tert.

➢ Die Erläuterung im Anhang zu den sonstigen ordentlichen Erträgen – Sondervermö-
gen bezüglich der Veränderung gegenüber dem Vorjahr ist nicht korrekt. Entgegen 
den Ausführungen im Anhang ist die Position (+111,17 %) angestiegen und hat sich 
nicht – wie im Anhang der Stadtkämmerei ausgeführt – um -46,5 % verringert.
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15.5 Vorräte

Gliede-
rungsziffer 
Bilanz

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

2.1 Vorräte 9.426.330,39 9.174.043,96

Von den insgesamt zum 31.12.2021 bestehenden 9 Lägern (Vorjahr: 10 Läger) im Hoheits-
bereich, werden zum 31.12.2021 alle 9 Läger in der endgültigen Lagerlösung in SAP ge-
führt. Die Abbildung der Läger erfolgt in 4 Buchungskreisen (Vorjahr: 5 Buchungskreisen). 
Es handelt sich um folgende Läger: 

• Baureferat (Buchungskreis 0125) 
- Steinlager, 
- Lager der Straßenreinigung, 
- Lager des Technischen Betriebszentrums (TBZ)
  (umfasst die Läger für Verkehrszeichen und Straßenbeleuchtung) 
- Lager für den Gewässer- und Ingenieurbau 
- Salzlager (mit 4 Standorten im Stadtgebiet: Ost, West, Nord und Süd) 
- Gartenbaulager

• Gesundheitsreferat (Buchungskreis 0150) 
- Lager am Waldfriedhof

• BgA Bestattung (Buchungskreis 0151) 
- Sarglager für die Bestattung

• Kreisverwaltungsreferat (Buchungskreis 0200)
- Lager der Branddirektion bestehend aus Kfz- und Sanitätslager

• BgA Tourismus (Bukr 0376)
- Lager Tourismus mit 3 Lagerorten (Mitte 2021 aufgelöst)

Die zum 31.12.2021 bestehenden 9 Läger (Vorjahr: 10 Läger) der LHM verteilen sich auf 
insgesamt 19 (Vorjahr: 22) Lagerorte.

Der Wert des Lagerbestands hat sich im Vergleich zum Vorjahr um 252.286,43 € erhöht. 
Dies entspricht einem Anstieg von +2,8 %. 

Nach den Angaben im Anhang sind die Veränderungen bei den Lägern grundsätzlich auf nor-
male Stichtagsschwankungen bei Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffen sowie Fertigerzeugnissen 
zurückzuführen.53 

Wir haben die gemeldeten Lagerbestände mit den gebuchten Beständen zum 31.12.2021 
abgeglichen sowie die Angaben im Anhang geprüft. Des Weiteren haben wir geprüft, ob bei 
den einzelnen Lägern die festgesetzten Lagerhöchstbestandswerte überschritten wurden 
und aktuelle Dienstanweisungen für die Lager- und Vorratsordnung in Bezug auf den Lager-
höchstbestandswert vorliegen.54

53 Siehe hierzu die Erläuterung im Anhang zum veröffentlichten Jahresabschluss der LHM zum 31.12.2021, Seite 121.
54 Die Höchstwerte für Lager- und Vorratshaltungen sind nach Ziffer 5.6 der Lager- und Vorratsordnung der LHM (LaO) in ei-

ner Dienstanweisung festzusetzen, die grundsätzlich nicht überschritten werden dürfen. Bei Lagerhaltungen und bei Vor-
ratshaltungen über 150.000 € entscheidet der Fachausschuss über die Festsetzung des Höchstbestandswertes.
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Prüfungsergebnisse

➢ Die Werte im veröffentlichten Jahresabschluss unter 2.1 für Vorräte stimmen mit den 
Bilanzkonten zum 31.12.2021 überein. Die Angaben im Anhang sind plausibel und 
nachvollziehbar.

➢ Die Wertbestände der zum 31.12.2021 bestehenden 9 Läger wurden von den Refe-
raten an die Stadtkämmerei gemeldet und überprüft. Die gemeldeten Werte der Lä-
ger stimmten mit den in SAP gebuchten Werten überein. Das Lager Tourismus (Bu-
chungskreis 0376) wurde Mitte 2021 aufgelöst und weist daher zum 31.12.2021 
nachvollziehbar keinen Bestand mehr auf.

➢ Zum 31.12.2021 wurde für das Lager des Straßenreinigungsbetriebes und für das 
Lager des Technischen Betriebszentrums jeweils der mit Beschluss des Bauaus-
schusses festgelegte Höchstbestandswert überschritten:
➢ Das Lager des Straßenreinigungsbetriebes weist zum Bilanzstichtag einen Be-

stand i.H.v. 1.209 T€ auf. Der mit Beschluss des Bauausschusses vom 
31.07.2017 festgelegte Höchstbestandswert von 700 T€ wurde um 509 T€ über-
schritten. 

➢ Das Lager Technisches Bauzentrum weist zum Bilanzstichtag einen Bestand 
i.H.v. 4.924 T€ auf. Der mit Beschluss des Bauausschusses  vom 20.01.2015 
festgelegte Höchstbestand von 3.500 T€ wurde um 1.424 T€ überschritten. 

➢ Eine Genehmigung gemäß Ziffer 5.7 der Lagerordnung und eine Begründung für 
die Überschreitung des Lagerhöchstbestandswertes wurden dem Revisionsamt 
vom Baureferat für beide Läger vorgelegt.

➢ Für das Lager des Technischen Betriebszentrums wurden mit Beschluss des Bau-
ausschusses vom 20.01.2015 sowie für das Lager des Straßenreinigungsbetriebes, 
das Steinlager und das Salzlager wurden mit Beschluss des Bauausschusses vom 
31.07.2017 neue Höchstbestandswerte festgelegt. Auch für das Lager im Waldfried-
hof wurde im Gesundheitsausschuss vom 26.09.2019 ein neuer Höchstbestandswert
festgelegt. In den vorgelegten Dienstanweisungen für die Lager- und Vorratsordnung 
dieser 5 Läger waren die aktuellen Höchstgrenzen jedoch noch nicht umgesetzt. 

➢ Für das Sanitäts- sowie für das KFZ-Lager des Kreisverwaltungsreferats Branddirek-
tion wurde auskunftsgemäß bisher keine Dienstanweisung für die Lager- und Vorrats-
ordnung erstellt und kein Lagerhöchstbestandswert durch den Fachausschuss fest-
gesetzt. 

15.6 Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände

Gliede-
rungsziffer 
Bilanz

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

2.2 Forderungen und Sonstige 
Vermögensgegenstände

750844904,26 820.728.069,75

Die Forderungen der LHM wurden bis zum Jahresabschluss 31.12.2020 noch in zwei ge-
trennten Debitorenbuchhaltungen verwaltet. Ein Teil der Forderungen wird direkt in der SAP 
Debitorenbuchhaltung - Modul SD fakturiert. Der überwiegende Teil der Forderungen wird in 
vorgelagerten Veranlagungsverfahren erfasst und in PSCD übertragen. Die Verwaltung die-
ser einzelnen Forderungen erfolgt im Modul PSCD (Public Sector Collection & Disburse-
ment), welches zum 01.01.2012 produktiv gegangen ist. Der andere Teil der Forderungen 
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wurde bis zur kompletten Umsetzung nach PSCD, im Verfahren PKF55 verwaltet. Das letzte 
an PKF angebundene Fachverfahren (Verwaltung der Mündelgelder im Sozialreferat) wurde 
im Mai 2021 nach PSCD migriert. Somit wurde die endgültige Ablösung von PKF im Jahr 
2021 erreicht. Die Forderungen der LHM werden nunmehr nur noch im Modul PSCD verwal-
tet. 

Durch das Modul PSCD wird automatisiert eine Einzelwertberichtigung bei Vorliegen eines 
der folgenden Kriterien vorgenommen:

➢ Niederschlagung zu 100 %
➢ Insolvenz eröffnet zu 98 %
➢ Vermögensauskunft abgegeben zu 95 %
➢ Aussetzung der Vollziehung zu 50 %
➢ Alter der Forderung (Nettofälligkeit älter als zwei Jahre und Kennzeichen „Ab-

gabe an Inkasso“) zu 30 %
➢ sonstige wertaufhellende Tatsachen aus Aktenlage (erfolgt nicht automati-

siert).

Der Prüfbericht „Abbildung der öffentlich-rechtlichen Forderungen und der korrespondieren-
den Ertragskonten zum 31.12.2021“ (Az. 9632.0_PG1_038_22) wurde am 21.03.2023 dem 
Rechnungsprüfungsausschuss vorgelegt.

15.6.1 Öffentlich-rechtliche Forderungen und Forderungen aus Transferleistungen
15.6.1.1 Gebührenforderungen

Gliede-
rungsziffer 
Bilanz

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

2.2.1 Öffentlich-rechtlich Forderun-
gen und Forderungen aus 
Transferleistungen

446602093,44 467.940.334,08

davon
Gebührenforderungen

20.539.406,25 17.919.139,82

Gebührenforderungen entstehen durch die Festsetzung von Benutzungs- und Verwaltungs-
gebühren. Es handelt sich hier beispielsweise um Forderungen für Kindergartengebühren, 
Friedhofsgebühren, Straßenreinigungsgebühren sowie Gebühren für Beglaubigungen oder 
die Erteilung von Gaststättenerlaubnissen. 

Zum 31.12.2021 sind in der Bilanz Gebührenforderungen in Höhe von 20.539.406,25  € 
(Vorjahr: 17.919.139,82 €) über alle Buchungskreise abgebildet. Darin enthalten sind Forde-
rungen gegenüber eigenen Unternehmen und Stiftungen i.H.v. 512.626,10 € (Vorjahr: 
590.790,19 €). 

Im Vergleich zum Vorjahr ergibt sich bei den Gebührenforderungen ein Anstieg um rund 
2,6 Mio. €. Dies ist überwiegend auf die Gebührenforderungen gegenüber private Unterneh-
men mit einem Anstieg von rund 1,4 Mio. € zurückzuführen und begründet sich auf Stich-
tagsschwankungen. 

55 Personenkontenführung.



 Prüfung des Jahresabschlusses 2021 Seite 97
__________________________________________________________________________________________

Wir haben zum Bilanzstichtag die Position ausgewertet und zunächst die Konten mit einer 
prozentualen Veränderung von mehr als 15 % und einer absoluten Veränderung von mehr 
als 1 Mio. € im Vergleich zum Vorjahr ermittelt und in Stichproben geprüft. In einem weiteren 
Schritt haben wir dann über alle Buchungskreise hinweg eine Stichprobenauswahl auf Basis 
einer Laufzeitanalyse vorgenommen.

Prüfungsergebnisse 

➢ Der Anstieg der Gebührenforderungen i.H.v. 2,6 Mio. € im Vergleich zum Vorjahr ist 
nachvollziehbar.

➢ Eine in 2021 erfasste Forderung gegenüber einem Geschäftspartner in Höhe von 
28.488,79 € wegen teilweiser Rückforderung einer Zuwendung aus dem Jahr 2018 
wurde fälschlicherweise unter den Gebührenforderungen gebucht. 

➢ Eine Forderung in Höhe von 23.534,30 € gegenüber einem Geschäftspartner betrifft 
die Periode 2019/2020 und wurde somit zu spät gebucht.

➢ Eine Forderung für die Erteilung einer Baugenehmigung gegenüber einer Firma aus 
dem Jahr 2010 in Höhe von 107.187,19 € wurden aufgrund von Insolvenz korrekter-
weise zu 98 % einzelwertberichtigt.

➢ Forderungen aus Abrechnungen für Sondernutzungsgebühren für Baumaßnahmen 
gegenüber einem Geschäftspartner aus den Jahren 2009 und 2010 in Höhe von ins-
gesamt 59.939,50 € wurden aufgrund von Insolvenz korrekterweise zu 98 % einzel-
wertberichtigt.

➢ Forderungen aus Sondernutzungsgebühren gegenüber einem Geschäftspartner in 
Höhe von insgesamt 54.404,50 € aus den Jahren 2013 und 2014 wurden wegen In-
solvenz korrekterweise zu 98 % einzelwertberichtigt.

15.6.1.2 Beitragsforderungen

Gliede-
rungsziffer 
Bilanz

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

2.2.1 Öffentlich-rechtlich Forderun-
gen und Forderungen aus 
Transferleistungen

446602093,44 467.940.334,08

davon
Beitragsforderungen

734.861,63 2.394.044,53

Bei Beitragsforderungen handelt es sich um öffentlich-rechtliche Forderungen die beispiels-
weise durch die Festsetzung von Erschließungsbeiträgen oder Straßenausbaubeiträgen ent-
stehen.

Zum Stichtag 31.12.2021 sind in der Bilanz Beitragsforderungen in Höhe von insgesamt 
734.861,63 € (Vorjahr: 2.394.044,53 €) abgebildet. 
Im Vergleich zum Vorjahr ergibt sich ein Rückgang bei dieser Position um rund 1,7 Mio. €. 
Grund für den Rückgang ist u.a., dass die Höhe der Forderungen von der Anzahl der jeweils 
fertig abgerechneten Erschließungsbeiträge abhängt, welche naturgemäß Schwankungen 
unterworfen ist. 

Zum Jahresabschluss 31.12.2021 sind Beitragsforderungen nur auf den Konten 123409 
„Forderung.a.Beiträgen ggü. private Unternehmen“ und 123410 „Forderung.a.Beiträgen ggü.
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übrige Bereiche“ im Buchungskreis des Baureferates (0125) abgebildet. Daher haben wir 
diese beiden Konten in Stichproben hinsichtlich Höhe und Alter geprüft.

Prüfungsergebnisse

 Der Rückgang auf dem Konto 123409 „Forderung.a.Beiträgen ggü. private Unterneh-
men“ in Höhe von insgesamt 1.352.348,60 (-58,71 %) im Vergleich zum Vorjahr ist 
nachvollziehbar. 

 Eine Forderung aus Erschließungsbeiträgen gegenüber einem Geschäftspartner wur-
de korrekterweise wegen des Merkmales „AdV“ (Aussetzung der Vollziehung) zum 
31.12.2021 zu 50 % einzelwertberichtigt. 

 Eine Forderung in Höhe von 30.362,44 € deren Fälligkeit auf Grund einer Stundungs-
verlängerung ins Jahr 2024 verschoben wurde, ist korrekterweise in der Forderungs-
übersicht mit einer Restlaufzeit 1 – 5 Jahre ausgewiesen. 

15.6.1.3 Steuerforderungen

Gliede-
rungsziffer 
Bilanz

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

2.2.1 Öffentlich-rechtlich Forderun-
gen und Forderungen aus 
Transferleistungen

446602093,44 467.940.334,08

davon
Steuerforderungen

196.821.221,20 260.756.022,57

Bei Forderungen aus Steuern handelt es sich um Forderungen gegenüber Gewerbetreiben-
den oder Bürgern, z.B. Gewerbesteuer, Grundsteuer oder Hundesteuer. 
Es werden auch Forderungen gegenüber dem Bund abgebildet, z.B. der Gemeindeanteil an 
der Einkommensteuer. 
Forderungen aus Steuern werden grundsätzlich nur im Buchungskreis 0099 (Allgemeine Fi-
nanz- und Personalwirtschaft) bilanziert. 

Zum Stichtag 31.12.2021 sind in der Bilanz Forderungen aus Steuern in Höhe von 
196.821.221,20 € (Vorjahr: 260.756.022,57 €) abgebildet. Darin enthalten sind Forderungen 
gegenüber eigenen Unternehmen und Stiftungen i.H.v. 185.308,36 € (Vorjahr: 
3.329.886,08 €).

Die Position ist um rund 63,9 Mio. € gesunken. Grund für den Rückgang sind die im Jahr 
2021 gesunkenen Nachholungen von Gewerbesteuervorauszahlungen in Höhe von rund 61 
Mio. €56 im Vergleich zum Vorjahr.

Da im Jahr 2019 die Forderungen aus Hundesteuer an PSCD (27.07.2019) angebunden 
wurden, werden nunmehr alle Steuerforderungen in der Nebenbuchhaltung im Modul PSCD 
verwaltet.
Die Forderungen aus Zweitwohnungsteuer wurden Anfang 2015, die Forderungen aus 
Grundsteuer Anfang 2016 und die Forderungen aus Gewerbesteuer Anfang 2018 nach SAP 
ERP migriert. 

56 Siehe Anhang Jahresabschluss der Stadtkämmerei zum 31.12.2021, Seite 122.
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Wir haben eine risikoorientierte Prüfung vorgenommen und im Rahmen dieser Prüfung u.a. 
die Forderungen aus Gewerbesteuer und deren Werthaltigkeit in Stichproben geprüft.

Prüfungsergebnisse

➢ Gewerbesteuerforderungen in Höhe von insgesamt 14.577.074,32 € sind auf Grund 
der Eröffnung eines Insolvenzverfahrens weiterhin korrekterweise zu 98 % wertbe-
richtigt, da in keinem dieser Vorgänge das Insolvenzverfahren beendet ist.

➢ Forderungen in Höhe von insgesamt 2.458.205,16 € gegenüber einem Geschäfts-
partner wurden auf Grund des Kriteriums „Aussetzung der Vollziehung“ korrekterwei-
se zu 50 % einzelwertberichtigt. Die weiteren noch offenen Forderungen in Höhe von 
315.374,48 € aus dem Jahr 2021 sind korrekterweise nicht in die EWB einbezogen, 
da keines der Kriterien für eine EWB zutreffend ist. 

➢ Gewerbesteuerforderungen in Höhe von insgesamt 8.837.110,93 € gegenüber einem
Geschäftspartner waren auf Grund der „Aussetzung der Vollziehung“ zum 
31.12.2021 korrekterweise weiterhin einzelwertberichtigt. 

➢ Die Gewerbesteuerforderungen gegenüber Haftungsschuldnern sind korrekterweise 
nicht zweifelhaft gestellt und somit nicht einzelwertberichtigt, da diese Forderungen 
auf Grund der Buchungslogik nicht im Bestand der Steuerforderungen enthalten sind.

➢ Auf dem Konto 110300 „Forderungen PKF Steuern und steuerähnl. Forderungen“ 
war zum Bilanzstichtag, wie in den Vorjahren, ein Bestand mit einem Haben-Saldo in 
Höhe von -20.796.041,49 € (Vorjahr: -22.150.461,27 €) vorhanden. Zum Prüfbericht 
31.12.2020 (Az.: 9632.0_PG1_037_21) teilte die Stadtkämmerei in der Stellungnah-
me u.a. mit, dass die Überprüfung im Rahmen der PKF-Bereinigungs-/Beendigungs-
bearbeiten erfolgt ist. Der Habensaldo auf dem PKF-Steuerforderungskonto lässt 
sich hauptsächlich auf fehlerhafte PKF-Buchungen zurückführen. Dies wurde auch im
Rahmen der Korrektur des Jahresabschlusses 31.12.2020 thematisiert. Zum Korrek-
turbericht (Az.: 9632.0_PG1_005_22) teilte die Stadtkämmerei in der Stellungnahme 
mit, dass eine Korrektur des Altbestandes aus dem PKF-Verfahren im nächsten Jah-
resabschluss durchgeführt wird. Weiter teilte die Stadtkämmerei mit, dass die Haben-
salden auf die Zeit vor der Eröffnungsbilanz zurückgehen und damit eine ergebnis-
neutrale Korrektur möglich ist.
Die Stadtkämmerei hat wie angekündigt eine ergebnisneutrale Korrektur in Höhe von 
20.796.041,49 € im Eigenkapital mit Buchungsdatum 05.08.2022 vorgenommen. Die 
Buchung ist nachvollziehbar. Diese war zum 31.12.2021 damit nicht wirksam. Damit 
wurden die Forderungen zum 31.12.2021 um 20.796.041,49 € zu niedrig ausgewie-
sen. 

➢ Auf dem Konto 110406 „Forderungen aus Steuern und steuerähnl. Forderungen ggü.
Beteiligungen“ werden zum 31.12.2021 offene Gewerbesteuerforderungen gegen-
über 3 Geschäftspartnern ausgewiesen, bei denen es sich nicht um Beteiligungsun-
ternehmen der LHM handelt. Das Forderungskonto 110406 wurde daher zum 
31.12.2020 um 47.789,93 € zu hoch ausgewiesen. Richtigerweise hätte das Konto 
110409 „Forderungen aus Steuern und steuerähnl. Forderungen ggü. Privatunterneh-
men“ bebucht werden müssen (Ausweisfehler).
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15.6.1.4 Forderungen aus Transferleistungen

Gliede-
rungsziffer 
Bilanz

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

2.2.1 Öffentlich-rechtlich Forderun-
gen und Forderungen aus 
Transferleistungen

446.602.093,44 467.940.334,08

davon
Forderungen aus Transferleis-
tungen

217.350.626,32 175.306.923,56

Forderungen aus Transferleistungen entstehen i.d.R. aus einer Übertragung von finanziellen 
Mitteln an die LHM. 
Hierbei handelt es sich um Forderungen aus Zuwendungen und Zuschüssen (Zuweisungen 
des Freistaates Bayern für Lehrpersonal, Zuweisungen von verschiedenen staatlichen Insti-
tutionen für diverse Hoch- und Tiefbaumaßnahmen des Baureferates, den Kommunalanteil 
an der Grunderwerbsteuer nach Art. 8 FAG, Spenden etc.) oder auch um Forderungen aus 
Transferleistungen im Bereich der Sozialleistungen (Zahlungen von Unterhaltspflichtigen, 
Kostenerstattungen von anderen örtlichen oder überörtlichen Sozialhilfeträgern).

Zum 31.12.2021 sind in der Bilanz Forderungen aus Transferleistungen i.H.v. 
217.350.626,32 € (Vorjahr: 175.306.923,56 €) über alle Buchungskreise hinweg abgebildet. 
Darin enthalten sind Forderungen gegenüber eigenen Unternehmen und Stiftungen i.H.v. 
24.186.678,77 € (Vorjahr: 26.664.472,36 €).

Die Forderungen aus Transferleistungen sind im Vergleich zum Vorjahr um rund 42,0 Mio. €  
gestiegen. Der Anstieg beruht hauptsächlich darauf, dass in der Korrektur der Forderungen 
aus Transferleistungen in Höhe von 81.464.579,46 € auch die zum 31.12.2020 gebuchten 
Einzelwertberichtigung in Höhe von 33.221.894,39 € enthalten sind (siehe nachfolgende Prü-
fungsergebnisse). Somit reduziert sich der eigentliche Anstieg zum Vorjahr von 42,0 auf 8,8 
Mio. €, was durch bei Forderungen übliche Stichtagsschwankungen erklärbar ist 

Wir haben zum Bilanzstichtag die Konten mit einer absoluten Veränderung von mehr als 1 
Mio. € und gleichzeitig 15 % zum Vorjahr ausgewählt und die Veränderung hinsichtlich Plau-
sibilität und Nachvollziehbarkeit geprüft. 
In einem weiteren Schritt haben wir dann über alle Buchungskreise hinweg eine Stichpro-
benauswahl auf Basis einer Laufzeitanalyse vorgenommen.

Prüfungsergebnisse

➢ Forderungen mit einer Gesamtsumme in Höhe von 1.162.658,51 € gegenüber dem 
Geschäftspartner „Regierung von Oberbayern“ erscheinen auf Grund der langen 
Laufzeit nicht mehr realisierbar. Trotz Aufforderung durch die Stadtkämmerei wurden 
die Forderungen vom RBS bisher nicht geklärt, da diese weder beglichen noch aus-
gebucht wurden.

➢ Eine noch offene Forderung über Zuweisungen für die Ganztagesbetreuung an Gym-
nasien gegenüber dem Geschäftspartner „Regierung von Oberbayern“ in Höhe von 
582.265,73 € kann unter Berücksichtigung der bereits im Jahr 2016 erfolgen Geldein-
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gänge und der Gutschrift nicht nachvollzogen werden. Trotz Aufforderung durch die 
Stadtkämmerei wurden die Forderungen vom RBS bisher nicht geklärt, da diese we-
der beglichen noch ausgebucht wurden.

➢ Auf dem Sachkonto 120402 „Ford.a. Transferleistungen ggü. Gde.u.Gde.verbände“ 
ergaben sich folgende Feststellungen:
➢ Gegenüber dem GP 1000002168 (Bezirk Oberbayern) wurden zum 31.12.2021 

Forderungen in Höhe von 162.746.234,53 € fälschlicherweise mit dem Mahn-
sperrgrund „A“ (Aussetzung der Vollziehung) versehen, damit die Forderungen 
auf den einzelnen Vertragsgegenständen bis zur Zuordnung der Zahlungen nicht 
unberechtigt gemahnt werden. Dadurch sind diese Forderungen in voller Höhe 
fälschlicherweise zweifelhaft gestellt und zu 50 % wertberichtigt.

➢ Bei weiteren 11 Forderungen gegenüber dem Geschäftspartner 1000002168 (Be-
zirk Oberbayern) in Höhe von insgesamt 184.006,74 € erfolgte die Zweifelhaft-
stellung und die Einzelwertberichtigung fälschlicherweise, da diese Forderungen 
zum 31.12.2021 nicht mehr „AdV“ gesetzt waren. 

➢ Damit wurden Forderungen in Summe von 162.930.241,27 € zweifelhaft gestellt 
und zu 50 % in Höhe von 81.464.579,46 € (geringfügige Teilzahlungen bleiben 
systembedingt bei der EWB unberücksichtigt. Daher entspricht die EWB nicht ex-
akt 50 % der zweifelhaften Forderungen) einzelwertberichtigt. Die Erträge aus der
Herabsetzung der zum 31.12.2020 gebuchten Einzelwertberichtigung sind um 
33.221.894,39 € zu niedrig und die Aufwendungen aufgrund der fälschlicherweise
zum 31.12.2021 neu gebuchten Einzelwertberichtigung um 48.242.685,07 € zu 
hoch ausgewiesen. Damit wird das Jahresergebnis zum 31.12.2021 insgesamt 
um 81.464.579,46 € zu niedrig ausgewiesen. Aufgrund des wesentlichen Betra-
ges ergab sich ein Korrekturbedarf für den Jahresabschluss 2021. Die Stadtkäm-
merei hat die entsprechende Korrekturbuchung am 25.04.2023 durchgeführt  
(siehe Ausführungen unter Ziffer 7 des Berichts). 

➢ Die insgesamt zum Prüfungszeitpunkt Ende November 2022 noch offenen 570 For-
derungen mit einem Gesamtwert von 19.740.651,85 € gegenüber dem GP 
1000002168 (Bezirk Oberbayern) aus den Jahren 2012 bis 2017 erscheinen auf-
grund der langen Laufzeit von über 4 Jahren nicht mehr werthaltig. Die Tatsache, 
dass die Forderungen noch offen sind, ist nicht nachvollziehbar, da die Stadtkämme-
rei das Sozialreferat bereits mehrfach zur Bereinigung aufgefordert hat.

➢ Das Konto 120406 „Forderungen aus Transferleistungen ggü. Beteiligungen“ weist im
Buchungskreis 0325 (Sozialreferat) zum 31.12.2021 einen Bestand von 
11.927.760,51 € auf. Die Forderungen bzgl. Erstattungen für Kosten der Unterkunft 
von Beherbergungsbetrieben und von Sozialleistungen wurden gegenüber 7 Ge-
schäftspartnern verbucht, die auf den Namen „Job Center München“ bzw. „Jobcenter
München Giesing-Harlaching“ lauten und kein Beteiligungsunternehmen der LHM 
darstellen. Das Forderungskonto 120406 „Forderungen aus Transferleistungen ggü. 
Beteiligungen“ wurde daher zum 31.12.2021 um 11.927.760,51 € zu hoch ausgewie-
sen; richtigerweise hätte das Konto 120410 „Forderungen aus Transferleistungen 
ggü. übrige Bereiche“ bebucht werden müssen (Ausweisfehler).
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15.6.1.5 Sonstige öffentlich-rechtliche Forderungen

Gliede-
rungsziffer 
Bilanz

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

2.2.1 Öffentlich-rechtlich Forderun-
gen und Forderungen aus 
Transferleistungen

446.602.093,44 467.940.334,08

davon
sonstige öffentlich-rechtliche 
Forderungen

11.155.978,04 11.564.203,60

Bei der LHM werden bei dieser Position alle sonstigen öffentlich-rechtlichen Forderungen er-
fasst, die nicht unter den anderen öffentlich-rechtlichen Forderungen, wie Steuerforderungen
oder Forderungen aus Transferleistungen zu verbuchen sind. 
Unter dieser Position werden beispielsweise Forderungen aus Stellplatzablöse abgebildet. 

Zum 31.12.2021 sind in der Bilanz Sonstige öffentlich-rechtliche Forderungen in Höhe von 
11.155.978,04 € (Vorjahr: 11.564.203,60 €) über alle Buchungskreise hinweg abgebildet. 
Darin enthalten sind Forderungen gegenüber eigenen Unternehmen und Stiftungen i.H.v. 
138,07 € (Vorjahr: 138,07 €).

Die Position ist im Vergleich zum Vorjahr um rund 0,4 Mio. € gesunken. Dies ist auf Stich-
tagsschwankungen zurückzuführen.

Wir haben zum Stichtag 31.12.2021 die Position ausgewertet und zunächst die Konten mit 
einer prozentualen Veränderung von mehr als 15 % und einer absoluten Veränderung von 
mehr als 1 Mio. € im Vergleich zum Vorjahr ermittelt und in Stichproben geprüft. In einem 
weiteren Schritt haben wir dann über alle Buchungskreise hinweg eine Stichprobenauswahl 
auf Basis einer Laufzeitanalyse vorgenommen.

Prüfungsergebnisse

➢ Forderungen gegenüber einem Geschäftspartner in Höhe von insgesamt 82.500,00 €
aus den Jahren 2012 und 2013 sind wegen Insolvenz korrekterweise zu 98 % einzel-
wertberichtigt. 

➢ Zwangsgeldforderungen gegenüber dem GP 1000011437 in Höhe von insgesamt 
15.795,87 € waren auf Grund der Nettofälligkeit größer als 2 Jahre und dem Kennzei-
chen „Abgabe an Inkasso“ korrekterweise zum 31.12.2021 zu 30 % einzelwertberich-
tigt. 

➢ Eine Forderung gegenüber dem GP 1001222854 in Höhe von 28.144,19 € aus dem 
Jahr 2010 wurde korrekterweise wegen Abgabe der Vermögensauskunft  zum 
31.12.2021 mit 95 % einzelwertberichtigt. 
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15.6.2 Privatrechtliche Forderungen

Gliede-
rungsziffer 
Bilanz

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

2.2.2 Privatrechtliche Forderungen 117325960,54 130.816.720,42

davon
gegenüber Sondervermögen

78.107.891,52 46.123.050,57

davon
gegenüber verbundenen Un-
ternehmen

10.740.383,12 5.870.886,00

davon
gegenüber Beteiligungen

88.864,15 39.371,52

davon
gegenüber dem sonstigen pri-
vaten Bereich

22.954.846,64 76.257.476,09

davon
gegenüber dem sonstigen öf-
fentlichen Bereich

5.433.975,11 2.525.936,24

Privatrechtliche Forderungen der LHM gegenüber Dritten entstehen u.a. auf Grund eines 
vertraglichen Schuldverhältnisses, z.B. Mieten für Gebäude, Pachten für Grundstücke oder 
Veräußerung von beweglichem oder unbeweglichem Anlagevermögen. Weiterhin werden bei
den „Privatrechtlichen Forderungen“ auch Schuldverhältnisse abgebildet, die sich aufgrund 
gesetzlicher Vorschriften ergeben haben, z.B. Schadensersatzforderungen. 

Zum 31.12.2021 sind in der Bilanz „Privatrechtliche Forderungen“ i.H.v. 117.325.960,54 € 
(Vorjahr: 130.816.720,42 €) über alle Buchungskreise hinweg abgebildet. In der Position 
„Privatrechtliche Forderungen - gegenüber dem sonstigen privaten Bereich“ sind auch For-
derungen gegenüber Stiftungen i.H.v. 2.678.712,64 € (Vorjahr: 564.173,82 €) enthalten. In 
der Position „Privatrechtliche Forderungen - gegenüber dem sonstigen öffentlichen Bereich“ 
sind auch Forderungen gegenüber eigenen Unternehmen i.H.v. 10.573,95 € (Vorjahr: 
232.978,11 €) enthalten.

Die Position hat sich um rund 13,5 Mio. € verringert. Dies betrifft insbesondere die Forderun-
gen gegenüber dem sonstigen privaten Bereich mit einem Rückgang i.H.v. rund 53,3 Mio. €. 
Dem gegenüber sind die Forderungen gegenüber Sondervermögen um rund 32,0 Mio. € und
die Forderungen gegenüber verbundenen Unternehmen um rund 4,9 Mio. € angestiegen. 
Der Anstieg bei den Forderungen gegenüber Sondervermögen resultiert nach der Angabe im
Anhang aus dem Kassenverbund mit den Eigenbetrieben AWM und it@M sowie die Ersätze 
für Gehälter.

Für die Stichprobenprüfung der privatrechtlichen Forderungen gegenüber dem sonstigen pri-
vaten Bereich sowie dem sonstigen öffentlichen Bereich haben wir unter anderem eine Ras-
terung der offenen Forderungen nach im Rahmen der Prüfung definierten Kriterien vorge-
nommen.57 In einem eigenen Prüfschritt haben wir mit Hilfe der Transaktion FPO4 „Einzel-

57 Fälligkeitsraster Forderungen fällig Kat1: kleiner 365 Tage (1 Jahr), Kat2: kleiner 730 Tage (2 Jahre), Kat3: kleiner 1.195 
Tage (3 Jahre), Kat4: kleiner 1.560 Tage (4 Jahre), Kat5: größer/gleich 1.560 Tage (4 Jahre).
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postenauswertung PSCD“ die Nettofälligkeit der Forderungen nach diesem Fälligkeitsraster 
ausgewertet und analysiert. Für unsere Stichproben haben wir risikoorientiert Forderungen 
ausgewählt, die seit mindestens 1.560 Tagen (4 Jahre) offen sind.

Prüfungsergebnisse

 Eine Forderung aus Regress gegenüber dem Geschäftspartner 1000019356 in Höhe
von 937.015,57 € aus dem Jahr 2008 wurde entsprechend der Vorschriften aufgrund 
des Alters größer 2 Jahre mit 30 % einzelwertberichtigt. Trotz in der Vergangenheit 
erfolgter geringer Teilzahlungen war zum Bilanzstichtag mit einer vollständigen Be-
gleichung der Forderung durch den Schuldner aufgrund des Alters der Forderung 
nicht mehr zu rechnen.

 Aufgrund der langen Laufzeit einer Forderung aus Kaufpreisnachbesserung für ein in
der Vergangenheit verkauftes Grundstück gegenüber dem Geschäftspartner 
1000002609 und der fehlenden Zahlungseingänge bestehen Zweifel an der Werthal-
tigkeit der Forderung. Somit besteht das Risiko, dass die Forderungen um 
278.684,06 € zu hoch in der Bilanz zum 31.12.2021 ausgewiesen sind. 

 Bei Forderungen gegenüber dem Geschäftspartner 1000009965 (Münchner Volks-
hochschule GmbH) in Höhe von insgesamt 117.435,86 € aus den Jahren 2009 und 
2014 bestehen Zweifel daran, dass die Forderung zu Recht besteht. Gründe hierfür 
ist das Alter der Forderungen. Somit besteht das Risiko, dass die Forderungen um 
117.435,86 € zu hoch in der Bilanz zum 31.12.2021 ausgewiesen sind. 

 Zudem handelt es sich beim Geschäftspartner um ein verbundenes Unternehmen für
das das Konto 130405 „Privatrechtl.Forderungen gg.verbundene Unternehmen“ an-
zuwenden wäre, statt das Konto 130408 „Privatrechtliche Forderungen gegenüber öf-
fentliche Sonderrechnungen“ (Ausweisfehler).

 Bei den gebuchten Pauschalwertberichtigungen auf dem Konto 135600 „PWB auf pri-
vatrechtl. Forderungen“ i.H.v. insgesamt 4.195.181,10 €58 handelt es sich fälschli-
cherweise nicht um die Wertberichtigung von Forderungen gegenüber dem Bund, 
sondern um Forderungen gegenüber dem sonstigen privaten Bereich. Die Forderun-
gen gegenüber dem sonstigen öffentlichen Bereich sind daher zum Bilanzstichtag zu 
hoch und gegenüber dem privaten Bereich zu niedrig ausgewiesen (Ausweisfehler).

15.6.2.1 Forderungen gegenüber eigenen Unternehmen und Stiftungen

Gliede-
rungsziffer 
Bilanz

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

2.2.2 Privatrechtliche Forderungen 117.325.960,54 130.816.720,42

davon
privatrechtliche Forderungen 
gegenüber eigenen Unterneh-
men und Stiftungen

91.626.415,38 52.830.450.02

Die Forderungen (und Verbindlichkeiten) gegenüber eigenen Unternehmen und Stiftungen 
stellen Ansprüche bzw. Verpflichtungen der Stadt München gegenüber eigenen Unterneh-
men dar, wenn die Leistungen zum Bilanzstichtag noch nicht vollständig erbracht sind. 

58 Im Soll, da hier PWB aufgelöst wurde
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Zum 31.12.2021 sind in der Bilanz Privatrechtliche Forderungen gegenüber eigenen Unter-
nehmen und Stiftungen in Höhe von 91.626.415,38 € (Vorjahr: 52.830.460,02 €) über alle 
Buchungskreise hinweg abgebildet. Die Position verzeichnet im Vergleich zum Vorjahr eine 
Zunahme i.H.v. rund 38,8 Mio. € (+73,4 %). 

Die privatrechtlichen Forderungen gegenüber eigenen Unternehmen setzen sich wie folgt 
zusammen (Beträge in €): 

31.12.2021 31.12.2020

- ggü. Sondervermögen 78.107.891,52 46.123.050,57

- ggü. verbundene Unternehmen 10.740.383,12 5.870.886,00

- ggü. Beteiligungen 88.864,15 39.371,52

- ggü. sonstiger privater Bereich 2.678.712,64 564.173,82

- ggü. sonstiger öffentlicher Bereich 10.573,95 232.978,11

Der größte Anteil an privat-rechtlichen Forderungen besteht mit 85,2 % gegenüber dem Son-
dervermögen. Hier ergibt sich im Vergleich zum Vorjahr eine wesentliche Zunahme um 
31.984.840,95 € (+69,35 %). Der Anstieg resultiert nach der Angabe im Anhang aus dem 
Kassenverbund mit den Eigenbetrieben AWM und it@M sowie die Ersätze für Gehälter. Dar-
über hinaus haben sich die privatrechtlichen Forderungen gegenüber den verbundenen Un-
ternehmen um 4.869.497,12 € (+82,9 %) erhöht. Ebenso haben sich die privatrechtlichen 
Forderungen gegenüber dem sonstigen privaten Bereich betreffend der Münchner Kindl 
Heim Stiftung wesentlich um 2.114.538,82 € (+374,80 %) erhöht. 

Die Stadtkämmerei hat für den Jahresabschluss 2021 eine Saldenabstimmung für die eige-
nen Unternehmen des Konsolidierungskreises durchgeführt. Für die übrigen eigenen Unter-
nehmen wurde auskunftsgemäß keine Saldenabstimmung vorgenommen.

Zu den weiteren Ausführungen bezüglich der Prüfung der Verbindlichkeiten gegenüber eige-
nen Unternehmen und Stiftungen siehe Ziffer 15.24.4.

Prüfungsergebnisse

➢ Die Forderungen gegenüber eigenen Unternehmen wurden im Jahresabschluss in 
Übereinstimmung mit § 85 KommHV-Doppik größtenteils bei den privatrechtlichen 
Forderungen abgebildet. Die Veränderung der privatrechtlichen Forderungen gegen-
über eigenen Unternehmen ist nachvollziehbar.

➢ Der Ausweis der privatrechtlichen Forderungen im Anhang und in der Forderungs-
übersicht gegenüber dem Sondervermögen, den verbundenen Unternehmen und 
den Beteiligungen ist nachvollziehbar. Die Erläuterungen im Anhang zur Veränderung
der Position sind nachvollziehbar.

➢ Bei den privatrechtlichen Forderungen gegenüber dem Sondervermögen bestehen 
weiterhin offene Forderungen i.H.v. insgesamt 1.664.814,51 € aus den Jahren 2012 
bis 2020 gegenüber dem Eigenbetrieb it@M. Nach Rückfrage der Stadtkämmerei bei
it@M, soll das Thema im Rahmen der Erstellung des Jahresabschlusses 2021, spä-
testens aber im Rahmen der Erstellung des Jahresabschluss 2022 eingearbeitet wer-
den.

➢ Jedoch wird die Position „Privatrechtliche Forderungen gegenüber verbundenen Un-
ternehmen“ zum 31.12.2021 um 8.794.990,00 € zu niedrig ausgewiesen, da eine 
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zum 31.12.2021 durch Fakturagutschrift bereits ausgeglichene Forderung gegenüber
der städtischen Wohnungsgesellschaft GWG (Geschäftspartner 1000000084) i.H.v. 
17.589.000,00 € wegen des Mahnsperrgrundes AdV (Aussetzung der Vollziehung) 
fälschlicherweise in voller Höhe zweifelhaft gestellt (17.589.000,00 €) und zu 50 % 
(i.H.v. 8.974.990,00 €) einzelwertberichtigt wurde. Aufgrund des wesentlichen Betra-
ges ergab sich ein Korrekturbedarf für den Jahresabschluss 2021. Die Stadtkämme-
rei hat die entsprechende Korrekturbuchung am 25.04.2023 durchgeführt (siehe hier-
zu Ausführungen Ziffer 7 und Ziffer 15.6.5).

➢ Das Konto 120406 „Forderungen aus Transferleistungen ggü. Beteiligungen“ weist im
Buchungskreis 0325 (Sozialreferat) zum 31.12.2021 einen Bestand von 
11.927.760,51 € (Vorjahr: 20.853.623,25 €) auf. Die Forderungen bzgl. Erstattungen 
für Kosten der Unterkunft von Beherbergungsbetrieben und von Sozialleistungen 
wurden gegenüber sieben Geschäftspartnern verbucht, die alle auf den Namen „Job 
Center München“ bzw. „Jobcenter München Giesing-Harlaching“ lauten und kein Be-
teiligungsunternehmen der LHM darstellen. Das Forderungskonto 120406 wurde da-
her zum 31.12.2021 um 11.927.760,51 € zu hoch ausgewiesen. Richtigerweise hätte 
das Konto 120410 bebucht werden müssen (Ausweisfehler). Dies resultiert daraus, 
dass bei diesen 7 Geschäftspartnern im Stammsatz fälschlicherweise das Kontenfin-
dungsmerkmal „G“ für Beteiligungsunternehmen hinterlegt ist und daher fälschlicher-
weise das Forderungskonto 120406 ermittelt und bebucht wurde (siehe Ziffer 16.4 
des Berichts).

➢ Die Stadtkämmerei hat die Saldenabstimmung nur für Unternehmen des Konsolidie-
rungskreises vorgenommen. 

15.6.3 Sonstige Vermögensgegenstände 

Gliede-
rungsziffer 
Bilanz

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

2.2.3 Sonstige Vermögensgegen-
stände

175366738,62 205.498.750,84

In der Bilanz ist unter den Forderungen noch eine Art Sammelposten für Forderungen abge-
bildet, die nicht direkt einer Forderungsposition zugeordnet werden können, die sogenannten
„Sonstigen Vermögensgegenstände“. Beispiele hierfür können geleistete Kautionen, Forde-
rungen aus Versicherungen oder Forderungen gegenüber dem Finanzamt aus Steuerrücker-
stattungen sein. Des Weiteren wird unter den sonstigen Vermögensgegenständen auch die 
antizipative Rechnungsabgrenzung erfasst. 

Zum Stichtag 31.12.2021 sind in der Bilanz Sonstige Vermögensgegenstände in Höhe von 
insgesamt 175.366.738,62 € (Vorjahr: 205.498.750,84 €) ausgewiesen. Darin sind auch 
sonstige Vermögensgegenstände gegenüber eigenen Unternehmen und Stiftungen i.H.v. 
3.750.479,65 € (Vorjahr: 11.776.785,02 €) enthalten.

Die Position zeigt einen Rückgang i.H.v. rund 30,1 Mio. € (-14,7 %). Hauptgrund hierfür ist 
nach der Angabe im Anhang der Rückgang um rund 25,8 Mio € aufgrund von Ausbuchungen
von nicht mehr bestehender Forderungen von Mündelgeldern bei dem Fachverfahren „Fa-
VorBei“59 im Rahmen der Ablösung des PKF-Verfahrens. Darüber hinaus konnten offene For-

59 FaVorBei: Fachverfahren Vormundschaften Beistandschaften
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derungen gegenüber dem Freistaat Bayern aus dem Jahr 2020 in Höhe von rund 3,1 Mio. € 
im Jahr 2021 realisiert werden, so dass sich die sonstigen Vermögensgegenstände entspre-
chend reduziert haben. 

In dieser Bilanzposition ist darüber hinaus das Konto 165990 für die Ausreichung der Unter-
stützungsdarlehen an die Beschäftigten der LHM enthalten. Siehe hierzu Ausführungen un-
ter Ziffer 15.3.2.

Unter den sonstigen Vermögensgegenständen sind auch Zinsabgrenzungen i.H.v. 
591.446,21 € (Vorjahr: 661.256,27 €) buchhalterisch erfasst. Stückzinsen wurden zum 
31.12.2021 keine (Vorjahr: 24,54 €) ausgewiesen. Siehe hierzu auch die Ausführungen unter
Ziffer 15.3.3.

Unter den sonstigen Vermögensgegenständen ist ein Schuldscheindarlehen i.H.v. 55 Mio. € 
ausgewiesen, das im Umlaufvermögen bilanziert wird (siehe Ziffer 15.3.3). Eine Erläuterung 
im Anhang dazu fehlt. 

Für die Prüfung haben wir risikoorientiert eine stichprobenweise Prüfung ausgewählter Kon-
ten vorgenommen. Dabei haben wir besondere Auffälligkeiten hinsichtlich der Veränderung 
zum Vorjahr ermittelt und die Position in Stichproben geprüft. 

Prüfungsergebnisse

 Der Ausweis der Sonstigen Vermögensgegenstände im Anhang und in der Forde-
rungsübersicht ist nachvollziehbar. Die Erläuterungen im Anhang zur Veränderung 
der Position sind nachvollziehbar.

 Jedoch werden die Sonstigen Vermögensgegenstände um 1.388.200,00 € zu niedrig 
ausgewiesen, da eine zum 31.12.2021 durch Fakturagutschrift bereits ausgeglichene
Forderung gegenüber der städtischen Wohnungsgesellschaft GWG (Geschäftspart-
ner 1000000084) i.H.v. 2.776.400,00 € wegen des Mahnsperrgrundes AdV (Ausset-
zung der Vollziehung) fälschlicherweise in voller Höhe zweifelhaft gestellt 
(2.776.400,00 €) und zu 50 % (i.H.v. 1.388.200,00 €) einzelwertberichtigt wurde. Auf-
grund des wesentlichen Betrages ergab sich ein Korrekturbedarf für den Jahresab-
schluss 2021. Die Stadtkämmerei hat die entsprechende Korrekturbuchung am 
25.04.2023 durchgeführt (siehe hierzu Ausführungen unter Ziffer 7 und Ziffer 15.6.5 
des Berichts).

➢ Die im Buchungskreis 0300 (Referat für Bildung und Sport) auf dem Konto 165401 
„Sonstige Vermögensgegenstände gegenüber Land“ gebuchten 4 Forderungen in 
Höhe von insgesamt 5.055,89 € gegenüber dem Geschäftspartner 1000013365 „Lan-
desamt für Finanzen Dienststelle Ansbach“ aus dem Jahr 2016 sind noch nicht aus-
geglichen. Warum die Forderungen nach mehr als 6 Jahren noch nicht realisiert sind,
kann nicht nachvollzogen werden. 

 Die zum 31.12.2021 auf dem Konto 382100 „Umsatzsteuerverrechnungskonto“ vor-
handenen offenen Posten in Höhe von 2.845.045,02 € (Vorjahr: 1.242.559,94 €) wa-
ren zum Prüfungszeitpunkt (Auswertung am 30.01.2023) richtigerweise vollständig 
ausgeglichen.

 Unter den sonstigen Vermögensgegenständen wird ein Schuldscheindarlehen i.H.v. 
55 Mio. € ausgewiesen, das im Umlaufvermögen bilanziert wird. Eine Erläuterung im 
Anhang dazu fehlt. 
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15.6.4 Treuhandvermögen MGS – Umlaufvermögen

Gliede-
rungsziffer 
Bilanz

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

2.2.4 Besonderes Umlaufvermögen
– Treuhandvermögen (MGS)

11.550.111,66 16.472.264,41

Siehe hierzu auch Ausführungen unter Ziffer 15.4.

15.6.5 Einzelwertberichtigung (EWB)

Zum Jahresabschluss 31.12.2021 wurden die Forderungen der LHM durch die SKA einem 
automatisierten Einzelwertberichtigungslauf in PSCD unterzogen. Insgesamt wurde über alle
Forderungsarten hinweg ein Betrag in Höhe von 264.215.413,86 € (Vorjahr: 233.018.760,69 
€) gebucht.

Grundsätzlich wäre jede Forderung zum Bilanzstichtag einzeln auf ihre Werthaltigkeit hin zu 
überprüfen und ggf. wertzuberichtigen. 
Auf Grund der Vielzahl an Geschäftspartnern ist dies in der Praxis nicht möglich. Um den-
noch das allgemeine Ausfallrisiko von Forderungen berücksichtigen zu können, werden ge-
mäß Anwenderdokumentation „Wertberichtigung von Forderungen (Zweifelhaftstellung und 
Einzelwertberichtigung) in PSCD“ Forderungen einzelwertberichtigt bei Vorliegen eines der 
folgenden Kriterien:

◦ Niederschlagung
◦ Insolvenz eröffnet
◦ Aussetzung der Vollziehung 
◦ Vermögensauskunft abgegeben
◦ Alter der Forderung (Achtung hier Ausnahme: Nettofälligkeit älter als zwei Jahre 

und zusätzlich Kennzeichen „Abgabe an Inkasso“)60

◦ Sonstige wertaufhellende Tatsachen aus Aktenlage.

Im Anhang des Jahresabschlusses 2021 wird unter der Position „Forderungen und sonstige 
Vermögensgegenstände“ (Seite 121) erläutert, dass zur Abdeckung des konkreten Ausfallri-
sikos Einzelwertberichtigungen vorgenommen wurden. 
Bei den einzelnen Forderungspositionen wird der jeweilige Einzelwertberichtigungsbetrag 
genannt. Dem Anhang ist zu entnehmen, dass folgende Einzelwertberichtigungen vorge-
nommen wurden:

• Öffentlich-rechtliche Forderungen und Forderungen aus Transferleistungen: 201,2 
Mio. € (Vorjahr: 166,6 Mio. €)

• Privatrechtliche Forderungen: 11,3 Mio. € (Vorjahr: 9,4 Mio. €)
• Sonstige Vermögensgegenstände: 51,7 Mio. (Vorjahr: 57,0 Mio. €).

Rechnerisch ergibt sich somit eine Gesamtsumme in Höhe von rund 264,2 Mio. € an EWB. 
Wir haben geprüft, ob Forderungen existieren, die zum Bilanzstichtag 31.12.2021 noch als 
offen geführt wurden, obwohl bereits eine entsprechende Gegenbuchung (z.B. Fakturagut-
schrift, Geldeingang, Storno) erfasst ist und die Forderungen bereits ausgeglichen wären 
und somit nicht vom Einzelwertberichtigungslauf erfasst werden dürften. 

60 Im Falle von z. B. Kommunen, Freistaat, Bund wird kein Inkasso eröffnet, deshalb kann es sein, dass auf Grund des Alters 
keine EWB vorgenommen wird. 
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Beide Buchungen sind im Jahr 2021 noch nicht miteinander ausgeglichen und werden bei 
der Auswertung der offenen Posten sowohl im „Soll“ (Forderung) als auch im „Haben“ (Ge-
genbuchung z. B. Geldeingang) dargestellt, ergeben aber im Saldo die Summe Null. 
Die Buchung des Ausgleichs der Forderung aus Vorjahren mit der entsprechenden Gegen-
buchung erfolgte im Jahr 2022 mit der Folge, dass bei der Auswertung der offenen Posten 
diese nicht mehr dargestellt sind. 
Wurde beispielsweise eine offene Forderung im Jahr 2021 mit einem Buchungsdatum vor 
dem 31.12.2021 in voller Höhe bezahlt (Gegenbuchung), so ist die Forderung in Summe 
Null, erscheint jedoch in der Auswertung der offenen Posten zum Bilanzstichtag, da der tat-
sächliche Ausgleich beider Buchungen miteinander erst im Jahr 2022 vorgenommen wurde.

Der Wertberichtigungslauf für die Buchung der EWB berücksichtigt den jeweiligen Forde-
rungsstand zum 31.12. eines Jahres. Wenn der Ausgleich zwischen Forderung und Gegen-
buchung erst mit einem Buchungsdatum im neuen Jahr erfolgt, berücksichtigt der EWB-Lauf
die Forderungsgegenbuchung nicht. Somit werden Forderungen wertberichtigt, die in Sum-
me zum Bilanzstichtag nicht mehr existieren.

Um derartige Fälle zu identifizieren haben wir mit Hilfe der Transaktion FPO4 „Posten-Aus-
wertung“ alle offenen Forderungen der Buchungskreise 0099 -0450 zum 31.12.2021 ausge-
wertet und den wertberichtigten Forderungen (Transaktion FPZWH „Berichtigte Forderungen
auswerten“) gegenübergestellt. 

Wir haben dabei verglichen, ob bei Belegnummern, die zweifelhaftgestellt sind, ein Aus-
gleichsbeleg vorhanden ist, der in Summe 0 € ergibt. Diese Fälle wurden von uns in Stich-
proben61 geprüft. 

Prüfungsergebnisse

➢ Durch den beim Geschäftspartner 1000000084 (GWG) fälschlicherweise erst im Jahr
2022 vorgenommenen Ausgleich der Forderungsbuchung mit der Fakturagutschrift 
und der dadurch gebuchten Wertberichtigung in Höhe von 8.794.990,00 € (50 % von 
17.589.980,00 €) und in Höhe von 1.388.200,00 € (50 % von 2.776.400,00 €) sind 
die privatrechtlichen Forderungen um 8.794.990,00 € und die sonstigen Vermögens-
gegenstände um 1.388.200,00 € zu niedrig sowie die zugehörigen Aufwendungen 
insgesamt um 10.183.190,00 € zum 31.12.2021 zu hoch im Jahresabschluss ausge-
wiesen. Aufgrund des wesentlichen Betrages ergab sich ein Korrekturbedarf für den 
Jahresabschluss 2021. Die Stadtkämmerei hat die entsprechende Korrekturbuchung 
am 25.04.2023 durchgeführt (siehe auch Ausführungen unter den Ziffern 7, 15.6.2.1 
und 15.6.3). 

➢ Da auf dem Sachkonto 120402 „Ford.a. Transferleistungen ggü. Gde.u.Gde.verbän-
de“ gegenüber dem GP 1000002168 (Bezirk Oberbayern) zum 31.12.2021 Forderun-
gen in Höhe von 162.746.234,53 € fälschlicherweise mit dem Mahnsperrgrund „A“ 
(„AdV“: Aussetzung der Vollziehung ) versehen wurden und 11 Forderungen in Höhe 
von insgesamt 184.006,74 € zweifelhaft gestellt wurden, obwohl sie zum 31.12.2021 
nicht mehr „AdV“ gesetzt waren, wurden die Forderungen aus Transferleistungen um 
81.464.579,46 € zu hoch einzelwertberichtigt. Die korrespondierenden Erträge aus 
der Herabsetzung der zum 31.12.2020 gebuchten Einzelwertberichtigung sind um 
33.221.894,39 € zu niedrig und die Aufwendungen aufgrund der fälschlicherweise 
zum 31.12.2021 neu gebuchten Einzelwertberichtigung um 48.242.685,07 € zu hoch 
ausgewiesen. Damit wurde das Jahresergebnis zum 31.12.2021 insgesamt um 

61 Schwerpunkt auf die höchsten Beträge.
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81.464.579,46 € zu niedrig ausgewiesen. Aufgrund des wesentlichen Betrages ergab
sich ein Korrekturbedarf für den Jahresabschluss 2021. Die Stadtkämmerei hat die 
entsprechende Korrekturbuchung am 25.04.2023 durchgeführt (siehe hierzu auch 
Ausführungen unter Ziffer 7 und Ziffer 15.6.1.4).

15.6.6 Pauschalwertberichtigung (PWB)

Zum Jahresabschluss 31.12.2021 wurden die Forderungen der LHM pauschalwertberichtigt. 
Insgesamt wurde über alle Forderungsarten hinweg ein Betrag in Höhe von 2.481.846,94 € 
im Soll  (Vorjahr: 25.204.780,95 € im Haben) gebucht. Der Rückgang der PWB erklärt sich 
durch die in dieser Berichtsziffer erläuterten Fehler. Somit hat sich der Forderungsbestand 
aufgrund der Pauschalwertberichtigung erhöht. 

Grundsätzlich wäre jede Forderung zum Bilanzstichtag einzeln auf ihre Werthaltigkeit hin zu 
überprüfen und ggf. wertzuberichtigen.
Auf Grund der Vielzahl an Geschäftspartnern ist dies in der Praxis nicht möglich. Um den-
noch das allgemeine Ausfallrisiko von Forderungen berücksichtigen zu können, wird zu den 
bereits vorgenommenen Einzelwertberichtigungen das System der Pauschalwertberichti-
gung (über alle Forderungsarten) angewandt. 

Durch die Kombination von Einzel- und Pauschalwertberichtigung soll sowohl das besonde-
re, als auch das allgemeine Ausfallrisiko von Forderungen realistisch beurteilt werden. 

Im Anhang des Jahresabschlusses 2021 wird unter der Position „Forderungen und sonstige 
Vermögensgegenstände“ (Seite 120) erläutert, dass zur Abdeckung des allgemeinen Ausfall-
risikos Pauschalwertberichtigungen vorgenommen wurden und der dafür errechnete Ausfall-
prozentsatz für das Jahr 2021 bei den Forderungen 10,5 % (Durchschnitt der Ausfallprozent-
sätze der letzten 3 Jahre) beträgt. Des weiteren wird ausgeführt, dass sich die Höhe der 
Pauschalwertberichtigung aus dem durchschnittlichen Ausfallprozentsatz62 der letzten 3 Jah-
re ergibt (2019: 6,2 %, 2020: 8,7 %, 2021: 16,7 %). 
Bei den einzelnen Forderungspositionen wird der jeweilige Pauschalwertberichtigungsbetrag
genannt. Dem Anhang ist zu entnehmen, dass folgende Pauschalwertberichtigungen vorge-
nommen wurden:

• Öffentlich-rechtliche Forderungen und Forderungen aus Transferleistungen: 0,8 Mio. 
€

• Privatrechtliche Forderungen: 4,2 Mio. €
• Sonstige Vermögensgegenstände: 1,2 Mio. €.

Rechnerisch ergibt sich somit eine Gesamtsumme in Höhe von rund 6,2 Mio. €. 

Wir haben auf Basis der uns von der Stadtkämmerei vorgelegten Unterlagen einzelne Schrit-
te der Pauschalwertberichtigung sowie die gebuchten Werte in SAP ERP in Stichproben 
nachvollzogen.

Die uns zur Verfügung gestellten Auswertungen haben wir in Stichproben sowohl rechne-
risch als auch im System überprüft. 

62 Der jeweilige Ausfallprozentsatz errechnet sich u. a. aus den Niederschlagungen, Erlässen sowie Mahn- und Vollstre-
ckungskosten.
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Prüfungsergebnisse

➢ Der im Jahresabschluss genannte Wert zur Pauschalwertberichtigung in Höhe von 
insgesamt rund 6,2 Mio. € weicht sowohl vom tatsächlich gebuchten Wert in Höhe 
von rund 2,5 Mio. € im Soll als auch vom errechneten Wert in Höhe von rund 3,7 Mio.
€ ab. 

➢ Der zum 31.12.2021 gebuchte Pauschalwertberichtigungsbetrag in Höhe von 
2.481.846,94 € ist um 6.160.710,55 € niedriger als der errechnete Wert. Somit sind 
die Forderungen um diesen Betrag zu niedrig wertberichtigt und die Aufwendungen 
aus Pauschalwertberichtigung um diesen Betrag zu niedrig ausgewiesen. 

➢ Für die Berechnung der Bemessungsgrundlage der Pauschalwertberichtigung wur-
den korrekterweise die zweifelhaft gestellten Forderungen abgezogen. Allerdings 
wurden die zweifelhaften Forderungen zum 31.12.2021 um 183.296.621,27 € zu 
hoch ausgewiesen (siehe Ziffer 15.6.1.4). In Folge ergaben sich falsche Ausgangs-
werte beim Gesamtforderungsstand netto, bei der Bemessungsgrundlage, beim Aus-
fallprozentsatz des Jahres 2021, beim durchschnittlichen Ausfallprozentsatz der letz-
ten 3 Jahre und beim errechneten Pauschalwertberichtigungswert. 

➢ Bei einem Ausweis der zweifelhaften Forderungen in korrekter Höhe hätte sich ein 
Pauschalwertberichtigungsbetrag in Höhe von 19.313.452,89 € statt in Höhe von 
3.678.863,61 € ergeben. Dieser Wert ist um 15.634.589,28 € höher als der von der 
Stadtkämmerei errechnete Wert. Da der tatsächlich gebuchte Pauschalwertberichti-
gungsbetrag bereits um 6.160.710,55 € vom ursprünglich errechnetem Betrag ab-
weicht, ergibt sich bei Berücksichtigung der korrekten Höhe der zweifelhaften Forde-
rungen ein Unterschied zwischen korrektem PWB Wert und dem gebuchten Wert in 
Höhe von 21.795.299,83 €, um den die Pauschalwertberichtigung zu niedrig bebucht 
ist. Somit sind die Forderungen zum 31.12.2021 um 21.795.299,83 € zu hoch, und 
die Aufwendungen aus Pauschalwertberichtigung um diesen Betrag zu niedrig aus-
gewiesen. Aufgrund des wesentlichen Betrages ergab sich ein Korrekturbedarf für 
den Jahresabschluss 2021. Die Stadtkämmerei hat aus technischen Gründen keine 
Korrekturbuchung durchgeführt (siehe hierzu die Ausführungen unter Ziffer 7).
Da die Stadtkämmerei diese Korrektur nicht vornehmen kann, formulieren wir einen 
Prüfungsvorbehalt. 

➢ Der Ausfallprozentsatz für das Jahr 2021 wurde in Höhe von 16,74 % statt 11,70 % 
errechnet. Dieser fehlerhafte Prozentsatz hat Auswirkungen auf die Jahresabschlüs-
se 2022 und 2023, da der Prozentsatz des Jahres 2021 für die Berechnung des 
durchschnittlichen Ausfallprozentsatzes herangezogen wird. Daher ist der Prozent-
satz des Jahres 2021 zu korrigieren. 
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15.7 Liquide Mittel
15.7.1 Einlagen bei Banken und Kreditinstituten sowie Bargeld/Kassenbestand

Gliede-
rungsziffer 
Bilanz

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

2.3 Liquide Mittel 248.927.522,18 933.584.154,25

2.3.1 davon
Einlagen bei Banken und Kre-
ditinstituten

246.064.843,50 930.229.694,62

2.3.2 davon 
Bargeld/Kassenbestand

2.862.678,68 3.354.459,63

2.3.3 davon
Bank- und Kassenverrech-
nungskonten

0,00 0,00

Die Bilanzposition „Liquide Mittel“ setzt sich zusammen aus den Bankgirokonten, Terminein-
lagen bei Banken, Kassenbeständen sowie den Bank- und Kassenverrechnungskonten. 
Weiterhin werden Bank- und Kassenkonten abgebildet, die von den städtischen Wohnungs-
baugesellschaften GWG und GEWOFAG sowie der SWM für die LHM eingerichtet wurden 
und für die Verwaltung von städtischen Wohnungen benötigt werden. Des weiteren wird für 
städtebauliche Sanierungsmaßnahmen ein „Bankkonto MGS“ geführt, welches die MGS 
treuhänderisch für die LHM verwaltet.
Bei der LHM werden auch für Schulen und Kindertageseinrichtungen weitere Bankgirokon-
ten geführt. Auf diesen Konten werden sowohl städtische Gelder (z.B. Spenden) auf sog. 
Haushaltskonten als auch fremde Gelder (z.B. Kopiergelder) auf sog. Sonderkonten verwal-
tet.

Die Liquiden Mittel haben sich um rund 684,7 Mio. € verringert. Den Rückgang erklärt die 
Stadtkämmerei neben üblichen Stichtagsschwankungen damit, dass im Jahr 2020 Investiti-
onskredite in Höhe von rund 939,2 Mio. € aufgenommen wurden und die Liquidität zum Bi-
lanzstichtag erhöht haben. Im Jahr 2021 wurden keine neuen Investitionskredite aufgenom-
men.
Aus der Finanzrechnung zeigt sich, dass trotz der gestiegenen Liquidität durch die Kreditauf-
nahme in 2020 und der gestiegenen Gewerbesteuereinzahlungen in 2021, die übrigen Ein-
zahlungen im Jahr 2021 (z.B. Zuwendungen und allgemeine Umlagen) um 836 Mio. € ge-
sunken sind. Zudem sind die Auszahlungen um 237 Mio. € gestiegen, was ebenfalls zum 
Rückgang der Liquiden Mittel beigetragen hat.

Unter den Einlagen bei Banken und Kreditinstituten sind auch Guthaben i.H.v. 
4.724.724,33 € (Vorjahr: 12.405.738,84 €) buchhalterisch erfasst, die im Zuge der Prüfung 
der Wertpapiere des Anlagevermögens mitgeprüft wurden. Siehe hierzu Ausführungen unter 
Ziffer 15.3.3.

Der Prüfbericht „Abbildung der Liquiden Mittel zum 31.12.2021“ (Az. 9632.0_PG1_019_22) 
wurde am 08.12.2022 dem Rechnungsprüfungsausschuss vorgelegt. 
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Prüfungsergebnisse

 Die Liquiden Mittel sind von 933 Mio. € auf 248 Mio. € gesunken bei gleichzeitigem 
Stand der Verbindlichkeiten aus Krediten von 1,4 Mrd. €. Die Höhe der Liquiden Mit-
tel sollte in Anbetracht der geplanten Investitionen besonders sensibel geplant und 
kontrolliert werden (im Sinne der Aufrechterhaltung der dauerhaften Zahlungsfähig-
keit).

 Die Kontostände der in SAP ERP geführten Bankhauptkonten stimmen mit den Sal-
den der vorliegenden Bankkontoauszüge der Geschäftsbanken und den elektroni-
schen Bankkontoauszügen in SAP ERP zum 31.12.2021 überein. 

 Der in SAP ERP gebuchte Bestand an Terminanlagen stimmt mit dem Wert in der Bi-
lanz sowie den im IT-Verfahren Integrated Treasury System (ITS) verwalteten Termin-
einlagen überein.

 Entgegen der städtischen Regularien haben schulische Einrichtungen die städtischen
Gelder nicht zum 31.12.2021 an den Haushalt abgeliefert. Somit konnten diese nicht 
periodengerecht ertragswirksam verbucht werden. Rechnerisch ergibt sich ein Betrag
an nicht abgelieferten städtischen Gelder in den Haushalt in Höhe von 759.371,11 €. 
Der Gesamtbetrag der nicht abgelieferten Gelder von allen Schulen wird von der 
Stadtkämmerei ersatzweise in einer Summe unter den Sonstigen Verbindlichkeiten 
gebucht (Buchungssatz: Bank an Sonstige Verbindlichkeiten). 

15.7.2 Bargeld/Kassenbestand – Dezentrale Kassen

Gliede-
rungsziffer 
Bilanz

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

2.3 Liquide Mittel 248.927.522,18 933.584.154,25

2.3.2 davon 
Bargeld/Kassenbestand

2.862.678,68 3.354.459,63

Die Bilanzposition Bargeld/Kassenbestand umfasst neben den Handkassen- und Wechsel-
geldvorschüssen den Bestand der Hauptkasse in der Stadtkasse sowie die auf den Kassen-
konten gebuchten Bestände der dezentralen Kasseneinrichtungen (Zahlstellen). Die dezen-
tralen Kasseneinrichtungen bestehen überwiegend im Sozialreferat in den Sozialbürgerhäu-
sern. Darüber hinaus wird im Baureferat - Gartenbau, bei der städtischen Bestattung sowie 
im Kreisverwaltungsreferat - Branddirektion jeweils eine dezentrale Kasseneinrichtung ge-
führt.

Der Bestand der Position Bargeld/Kassenbestand zum 31.12.2021 hat sich im Vergleich zum
Vorjahr um rund 491,8 T€ (-14,7 %) verringert. Dies erklärt sich mit Stichtagsschwankungen.
In SAP ERP wird jede Zahlstelle, die sowohl Einzahlungen als auch Auszahlungen tätigt, 
durch ein eigenes Kassenkonto abgebildet. Der Bestand auf diesem Kassenkonto muss im-
mer taggleich mit dem Barbestand vor Ort in der Zahlstelle übereinstimmen.

Prüfungsergebnisse

 Bei 14 von insgesamt 15 Kasseneinrichtungen stimmen die Bestände der Kassen-
konten mit den Kassenbuchabschlüssen überein. 

 Bei einer Zahlstelle (Kassenkonto 188212/0325) ist eine Differenz in Höhe von 
150.310,00 € zwischen dem Kassenkonto des Sozialreferats und dem Barkassenab-
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schluss aufgetreten. Es handelt sich dabei um Kassenverstärkungsmittel, die bereits 
zum 31.12.2021 auf dem Kassenkonto verbucht waren, tatsächlich aber erst Anfang 
Januar 2022 durch ein Geldtransportunternehmen an die Zahlstelle geliefert wurden. 
Dabei fiel auf, dass das Bankgirokonto, das das Transportunternehmen für die LHM 
bei einer Geschäftsbank führt und über das die oben genannten Kassenverstär-
kungsmittel abgewickelt werden, bisher fälschlicherweise nicht in der Bilanz der LHM 
ausgewiesen wird. Somit wären die Liquiden Mittel zum 31.12.2021 um 150.310,00 €
zu niedrig bilanziert. Da jedoch die Kassenverstärkungsmittel auf dem Kassenkonto 
188212/0325 in Höhe von 150.310,00 € fälschlicherweise bereits zum 31.12.2021 er-
fasst wurden (und damit um 150.310 € zu hoch ausgewiesen sind), ergab sich insge-
samt auf die Bilanzposition „Liquide Mittel“ keine Auswirkung. 

15.8 Aktive Rechnungsabgrenzungsposten (ARAP)

Gliede-
rungsziffer 
Bilanz

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

3. Aktive Rechnungsabgren-
zungsposten

187.205.424,49 172.377.378,09

Rechnungsabgrenzungsposten werden im Zuge der Jahresabschlussarbeiten zum Bilanz-
stichtag (31.12.) gebildet.
Die Bildung von aktiven Rechnungsabgrenzungsposten dient einer periodengerechten Er-
folgsermittlung. Sie werden für Auszahlungen des laufenden Jahres gebildet, die aber erst 
nach dem Bilanzstichtag (für das folgende bzw. für die folgenden Jahre) zu Aufwand werden.

Die Sachverhalte für Rechnungsabgrenzungsposten werden durch jedes einzelne Referat 
selbstständig ermittelt. Die Stadtkämmerei erhält darüber im Zuge der Jahresabschlussar-
beiten entsprechende Meldungen, die diese anschließend zentral verbucht.

Die Position „Aktive Rechnungsabgrenzung“ hat sich im Vergleich zum Vorjahr insgesamt 
um 14.828.046,40 € erhöht. Dies entspricht einem Anstieg um +8,60 %. 

Die Aktiven Rechnungsabgrenzungsposten setzen sich zum 31.12.2021 wie folgt zusam-
men: 

Aktive Rechnungsabgrenzung für Wert zum 
31.12.2021

in €

Wert zum 
31.12.2021

in €

Disagio (für Schuldscheindarlehen) 761.275,48 408.091,48

Mietvorauszahlungen 74.277.065,66 58.766.782,82

Gehälter und Besoldung 67.585.623,43 67.817.303,23

Sonst. Rechnungsabgrenzungen 44.581.459,92 45.385.200,56

Summe 187.205.424,49 172.377.378,09
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Wie aus o.a. Übersicht hervorgeht haben sich im Jahresabschluss 2021 die aktiven Rech-
nungsabgrenzungsposten im Vergleich zum Vorjahr um 14,8 Mio. € (Vorjahr um 55,3 Mio. €) 
erhöht. Die größte Erhöhung zeigt sich beim ARAP Mietvorauszahlungen mit 15,5 Mio. € 
(+26,39 %). 

- Konto 191100 „Disagio“
In 2021 wurden drei Schuldscheindarlehen i.R.d. Umschuldungen mit Gebühr (Disagio) auf-
genommen. Das Disagio insgesamt i.H.v. 392.400,00 € wird buchhalterisch als Rechnungs-
abgrenzungsposten auf dem Konto 191100 „Disagio“ bilanziert und über die jeweilige Lauf-
zeit über das Aufwandskonto 754100 „Disagio – reguläre Verrechnung“ abgeschrieben. Zum 
31.12.2021 wurde das Disagio anteilig, insgesamt i.H.v. 4.887,02 €, abgeschrieben. Siehe 
hierzu auch Ausführungen unter Ziffer 15.20.

Auf dem Konto 191100 „Disagio“ ist außerdem das fortgeführte Disagio von der Emission 
des Social Bond vom Jahr 2020 i.H.v. 373.762,50 € zum 31.12.2021 erfasst. Die LHM hatte 
in 2020 eine Anleihe (Social Bond) i.H.v. 120,0 Mio. € emittiert.63 Der Emissionskurs des So-
cial Bonds betrug dabei 99,635 %, während der Rückzahlungskurs bei Laufzeitende 100 % 
beträgt. Die Ausgabe der Anleihe erfolgte damit „unter pari“, d.h. mit Disagio. Das Disagio 
(438.000,00 €) wurde als aktiver Rechnungsabgrenzungsposten auf dem Konto 191100 
„Disagio“ in richtiger Höhe erfasst und wird über die Laufzeit abgegrenzt und anteilig über 
das Konto 754100 „Disagio“ aufgelöst. Der Ausweis zum 31.12.2021 erfolgt damit korrekter-
weise i.H.v. 373.762,50 €.64 
Die Prüfung des Disagio erfolgte im Rahmen der Prüfung „Münchner Stadtanleihe – Social 
Bond 2020 – Jährliche Prüfung der Eignungskriterien und Mittelverwendung zum 
31.12.2021“ (Az. 9632.0_PG1_034_22). Der Prüfbericht wurde am 08.12.2022 dem Rech-
nungsprüfungsausschuss vorgelegt.

Bei allen aktiven Rechnungsabgrenzungsposten haben wir den Bilanzausweis mit SAP ab-
geglichen. Die einzelnen aktiven Rechnungsabgrenzungsposten haben wir stichprobenhaft 
daraufhin geprüft, ob die buchhalterische Erfassung den Meldungen der einzelnen Referate 
entspricht. Besondere Einzelfälle wurden weiter auf Plausibilität bzw. auf Richtigkeit bei der 
laufenden Verbuchungen für das Jahr 2021, der Berechnung65  und des Nachweises66 ge-
prüft. Darüber hinaus haben wir die Angaben im Anhang geprüft.

Bei einzelnen der geprüften aktiven Rechnungsabgrenzungsposten ergaben sich Prüfungs-
feststellungen, die wir nachfolgend darstellen. 

63 Siehe hierzu die Prüfungsberichte „Münchner Stadtanleihe – Social Bond 2020 – Übereinstimmung mit dem Social Bond 
Principles sowie Prüfung der Mittelverwendung“ (Az. 9632.0_PG1_017_21) und „Verbindlichkeiten für Kredite aus Investiti-
onen sowie für Verbindlichkeiten, die Kreditaufnahmen wirtschaftlich gleichkommen zum 31.12.2020“ (Az. 
9632.0_PG1_002_21).

64 Der abgegrenzte Betrag ist bis zum 18.11.2032 weiterhin aufzulösen.
65 Berechnung: Wertansatz in der Bilanz.
66 Prüfung des Nachweises: Nachweisbarkeit der Rechnungsabgrenzungsposten mit Verträgen, Stadtratsbeschlüssen usw.



 Prüfung des Jahresabschlusses 2021 Seite 116
__________________________________________________________________________________________

15.8.1 Aktiver Rechnungsabgrenzungsposten „Mietvorauszahlungen“

Aktive Rechnungsabgrenzung für 31.12.2021 
in €

31.12.2020
in €

Mietvorauszahlungen 74.277.065,66 58.766.782,82

Werden Mietaufwendungen67 durch die LHM schon im abgeschlossenen Geschäftsjahr im 
Voraus für das nächste Jahr bezahlt, so stellen diese Auszahlungen keine Aufwendungen für
die abgeschlossene Periode dar, sondern sind Aufwand des kommenden Jahres.
Um dieser Tatsache Rechnung zu tragen, müssen die aufwandswirksam erfassten Mietauf-
wendungen über den aktiven Rechnungsabgrenzungsposten „Mietvorauszahlungen“ korri-
giert werden.

Im Buchungskreis 0175 (Kommunalreferat) wurden die Mieten für den Januar des Folgejah-
res (=2022) i.H.v. 8.279.210,91 € sowie die zugehörigen Nebenkosten(vorauszahlungen) 
i.H.v. 1.273.550,59 € abgegrenzt. Weiterhin wurden im Buchungskreis 0175 (Kommunalrefe-
rat) die Vorauszahlungen für den verlorenen Baukostenzuschuss für den Umbau des Kreis-
verwaltungsreferats (konsumtiver Zuschuss) i.H.v. 56.383.302,85 € abgegrenzt. Des Weite-
ren werden die Mieten für den Januar des Folgejahres (= 2022) sowie die zugehörigen Ne-
benkosten(vorauszahlungen) im Buchungskreis 0225 (Kulturreferat) i.H.v. 6.705,55 €, im Bu-
chungskreis 0226 (Stadtbibliothek) i.H.v. 100.587,16 € und im Buchungskreis 0300 (Referat 
für Bildung und Sport) i.H.v. 874.748,72 € abgegrenzt. Im Buchungskreis 0375 (Referat für 
Arbeit und Wirtschaft) werden zum 31.12.2021 insgesamt 7.358.959,88 € (Vorjahr: 
7.802.713,72 €) für den Baukostenzuschuss/ Mietvorauszahlung der MGH abgegrenzt. 

Für die vorausgezahlten Mieten (Konto 653100 „Aufw.f.Mieten, Pachten u.Erbbauzinsen-
KommRef“) haben wir für die Buchungskreise 0175 und 0226 die abgegrenzten Beträge 
durch Einsicht in das Konto plausibilisiert, indem die erfolgten Aufwandsbuchungen der 2. 
Monatshälfte für den Dezember 2021 mit den erfolgten Rechnungsabgrenzungen abgegli-
chen und die Buchungstexte bei der Betrachtung mit einbezogen wurden. Für die zugehöri-
gen Mietnebenkosten (Konto 653900 „Aufw.f.Mietnebenkosten“) haben wir die gleiche Prü-
fung für den Buchungskreis 0226 durchgeführt. Weiterhin erfolgte im Buchungskreis 0175 
(Kommunalreferat) eine Prüfung der Abgrenzung der Vorauszahlungen (für den verlorenen 
Baukostenzuschuss) für den Umbau des Kreisverwaltungsreferats. Im Buchungskreis 0375 
(Referat für Arbeit und Wirtschaft) haben wir den zugrundeliegenden Sachverhalt geprüft.

Prüfungsergebnisse

➢ Die Erhöhung des Aktiven Rechnungsabgrenzungspostens „Mietvorauszahlungen“ ist
nachvollziehbar.

➢ Beim Buchungskreis 0226 wurden die abzugrenzenden Mieten (88.359,79 €) fälschli-
cherweise über das Gegenkonto 653900 „Aufw.f.Mietnebenkosten“ statt über das 
Gegenkonto 653100 „Aufw.f.Mieten, Pachten u.Erbbauzinsen-KommRef.“ abgegrenzt
(Ausweisfehler).

67 z.B. Baukostenzuschüsse zur künftigen Mietreduktion, Mietzahlungen für Büroräume, Standmieten bei Messen etc. 
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15.8.2 Sonstige aktive Rechnungsabgrenzungsposten

Aktive Rechnungsabgrenzung für 31.12.2021 
in €

31.12.2020
in €

Sonstige Rechnungsabgrenzungen 31.564.844,34 33.239.983,31

Die sonstigen Aktiven Rechnungsabgrenzungsposten stellen eine Sammelposition für alle 
Sachverhalte von aktiven Rechnungsabgrenzungen dar, für die keine speziellen Konten für 
Rechnungsabgrenzungsposten in SAP angelegt werden. 

Bei den Sonstigen Rechnungsabgrenzungen zeigte sich im Vergleich zum Vorjahr ein Rück-
gang von 1,7 Mio. € (-5,03 %). 

Die buchhalterische Abbildung der Rechnungsabgrenzungssachverhalte erfolgt v.a. über das
Konto 190299 „Sonstige aktive Rechnungsabgrenzungsposten“. Für einige Geschäftsvorfälle
bei den aktiven Rechnungsabgrenzungsposten im sozialen Bereich („gezahlte Sozialleistun-
gen“) erfolgt der Ausweis weiterhin auf den 3 Verrechnungskonten 387729 „Verrechnungs-
konto Auszahlungen LISSA SGB XII / SEPA“, 387730 „Verrechnungskonto Rücklauf LISSA 
SGB XII“ und 387823 „Rückläufer LISSA AsylblG“. Zum 31.12.2021 werden hierfür insge-
samt 13.016.615,58 € (Vorjahr: 12.145.217,25 €) ausgewiesen. 

Wir haben in Stichproben Rechnungsabgrenzungssachverhalte in ausgewählten Buchungs-
kreisen geprüft. 

Prüfungsergebnisse

➢ Der Rückgang des Sonstigen Rechnungsabgrenzungspostens ist nachvollziehbar. 
➢ Die auf dem Konto 190299 „Sonstige Aktive RAP“ im Buchungskreis 0125 abge-

grenzten Mietvorauszahlungen i.H.v. 25.401,20 € hätten korrekterweise über das 
Konto 190100 „Aktive Rechnungsabgrenzung – Mietvorauszahlungen“ abgegrenzt 
werden müssen (Ausweisfehler).

➢ Die abgegrenzten Pachtzahlungen i.H.v. 3.500,00 € wurden über das Sachkonto 
190299 „Sonstige Aktive RAP“ abgegrenzt. Allerdings scheint es sachgerecht, diese 
über das Konto 190100 „Aktive Rechnungsabgrenzung – Mietvorauszahlungen“ ab-
zugrenzen. 

➢ Im Buchungskreis 0227 „Münchner Stadtmuseum“ werden zum 31.12.2021 insge-
samt 241.849,96 € für voraus gezahlte Mieten (Gegenkonto 653300 „Aufw.f.Mieten – 
Dienststelle“) in korrekter Höhe abgegrenzt. Allerdings hätte die Abgrenzung auf-
grund des Buchungssachverhalts sachgerecht über das Konto 190100 „Aktive Rech-
nungsabgrenzung – Mietvorauszahlungen“ erfolgen müssen (Ausweisfehler).

➢ Nach der Analyse der Buchungstexte erfolgte zum 31.12.2021 im Buchungskreis 
0302 „BgA Sportstätten“ keine Abgrenzung für Mietvorauszahlungen (Vorjahr: 
13.417,10 €). Die Analyse der Buchungstexte des Kontos 653100  „Aufw.f.Mieten, 
Pachten u.Erbbauzinsen-KommRef“ ergab, dass in 2021 ebenfalls ein Betrag i.H.v. 
13.417,10 € abgegrenzt hätte werden müssen. Dies hat zur Folge, dass die Aufwen-
dungen in 2021 zu hoch ausgewiesen werden.
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15.9 Eigenkapital

Das Eigenkapital wird auf der Passivseite der Bilanz ausgewiesen. Es soll der Kommune 
dauerhaft zur Verfügung stehen. Der Gegenwert des Eigenkapitals spiegelt sich auf der Ak-
tivseite der Bilanz wider. Eine direkte Zuordnung zu den Vermögensgegenständen ist grund-
sätzlich nicht möglich.

Bei der LHM wurde das Eigenkapital für die Eröffnungsbilanz zum 01.01.2009 rechnerisch 
durch die Subtraktion der Passivseite (Schulden) von der Aktivseite (Vermögen) der Bilanz 
ermittelt. Der Saldo wurde als „Allgemeine Rücklage“ ausgewiesen.68 Im Jahresabschluss 
2021 wurde das Eigenkapital um das Jahresergebnis sowie die Eigenkapitalkorrekturen fort-
geschrieben.

Nach der KommHV-Doppik (§ 85) gliedert sich das Eigenkapital in fünf Positionen:
• Allgemeine Rücklage
• Rücklagen aus nicht ertragswirksam aufzulösenden Zuwendungen
• Ergebnisrücklagen
• Verlustvortrag
• Jahresüberschuss/Fehlbetrag.

Im Gegensatz zum sog. “Gezeichneten Kapital“ nach § 266 Abs. 3 HGB, das in der Regel 
unverändert bleibt, stellt die „Allgemeine Rücklage“ bei Kommunen keine feste Kapitalpositi-
on dar. Die „Allgemeine Rücklage“ kann also wie ein quasi variables Eigenkapital betrachtet 
werden, das jährlich in seiner Höhe schwanken kann. Einerseits bedingt durch die vierjährige
Korrekturmöglichkeit aus der Eröffnungsbilanz nach § 93 KommHV-Doppik, andererseits im 
Rahmen der Ergebnisverwendung.

Unter den „Rücklagen aus nicht ertragswirksam aufzulösenden Zuwendungen“ sind diejeni-
gen Zuwendungen abzubilden, die ausschließlich zur Entlastung der Gemeinde und nicht zur
Entlastung der Bürger gewährt werden. Sie kommen nur vereinzelt vor, z.B. investive Zu-
wendungen für Geländeerschließungsvorhaben.

Die „Ergebnisrücklage“ nach § 85 KommHV-Doppik speist sich aus einem möglichen Jahres-
überschuss, der vorgetragen wurde. 

Der „Verlustvortrag“ nach § 85 KommHV-Doppik stellt die Jahresfehlbeträge der Vorjahre 
dar. Er soll jedoch nicht vorgetragen, sondern verrechnet werden, wenn ausreichende Rück-
lagen zur Verfügung stehen. Ein vorgetragener Jahresfehlbetrag ist spätestens nach drei 
Jahren auszugleichen. Ein danach noch verbleibender Jahresfehlbetrag ist von der Allgemei-
nen Rücklage abzubuchen. Ein Haushaltsausgleich ist dann nicht erreicht worden. Wenn der
Haushaltsausgleich über mehrere Jahre nicht erreicht werden sollte, weist dies auf struktu-
relle Defizite hin und die dauernde Leistungsfähigkeit kann gefährdet sein.

Der „Jahresüberschuss oder Jahresfehlbetrag“ ergibt sich aus dem Saldo zwischen Aufwen-
dungen und Erträgen.

68 Gemäß Ziffer 7.3.1 BewertR.
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15.9.1 Eigenkapital – Rücklagen

Die Bilanzposition (Eigen)kapital des Hoheitsbereichs setzt sich gemäß Jahresabschluss der
Stadtkämmerei zum 31.12.2021 wie folgt zusammen:

Glied.-
ziffer 
Bilanz

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

1. Kapital 13.519.372.914,33 13.227.272.153,31

1.1 Allgemeine Rücklage – Allgemeine
Finanz- und Personalwirtschaft

7.242.096.713,53 7.223.044.338,44

1.2 Rücklagen aus nicht ertragswirk-
sam aufzulösenden Zuwendungen

0,00 0,00

1.3 Ergebnisrücklage 5.962.164.424,92 5.994.886.230,90

1.4 Verlustvortrag 0,00 0,00

1.5 Jahresüberschuss / Jahresfehlbe-
trag (ohne Stiftungen)

306.190.099,17 -32.668.120,88

1.6 Kapital - Treuhandvermögen 
(MGS)

8.921.676,71 42.009.704,85

Das Eigenkapital 2021 beträgt rund 13,5 Mrd. € und hat sich gemäß Jahresabschluss der 
Stadtkämmerei insgesamt um 292.100.761,02 € (+2,21 %) im Laufe des Jahres 2021 er-
höht.

Die Position Allgemeine Rücklage - Allgemeine Finanz- und Personalwirtschaft ist mit 
7.242.096.713,53 € (Vorjahr: 7.223.044.338,44 €) ausgewiesen und hat sich wie folgt entwi-
ckelt:

Stand 01.01.2021 7.223.044.338,44 €

Korrekturen zur Eröffnungsbilanz 19.052.375,09 €

Stand 31.12.2021 7.242.096.713,53 €

Die Position Allgemeine Rücklage hat sich in 2021 insgesamt um 19.052.375,09 € erhöht. 
Der Anstieg geht zurück auf Korrekturen der Eröffnungsbilanz i.H.v. -3.268.158,75 €. Dar-
über hinaus wirkten sich erhöhend Buchungen zur Abwicklung des Treuhandvermögen MGS
i.H.v. 22.320.533,84 € durch Umschichtung des MGS-Treuhandkapitals in die Allgemeine 
Rücklage aus.

Unter der Position Rücklagen aus nicht ertragswirksam aufzulösenden Zuwendungen 
sind im Jahresabschluss Rücklagen mit 0,00 € (Vorjahr: 0,00 €) ausgewiesen. 

Die Position Ergebnisrücklage beträgt 5.962.164.424,92 € (Vorjahr: 5.994.886.230,90 €) 
und hat sich wie folgt entwickelt:
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Stand 01.01.2020 5.994.886.230,90 €

Jahresüberschuss 2020 Vortrag Ergebnis -32.668.120,88 €

Eigenkapitalkorrekturen -53.685,10 €

Stand 31.12.2021 5.962.164.424,92 € €

Die Abnahme der Position Ergebnisrücklage in Höhe von 32.721.805,98 €(-0,5 %)  ist zu-
rückzuführen auf den Jahresfehlbetrag des Jahres 2020 i.H.v. 32.668.120,88 € (Vorjahr: Jah-
resfehlbetrag des Jahres 2019 von 113.585.075,30 €) (jeweils ohne Stiftungsanteil o.e.R.). 
Des Weiteren haben Eigenkapitalkorrekturen die Ergebnisrücklage um 53.685,10 € verrin-
gert.

Der Anhang der Stadtkämmerei enthält noch die Angabe aus dem Vorjahr, dass sich die Er-
gebnisrücklage um 20,4 Mio. € aufgrund von Korrekturen der Eröffnungsbilanz verändert 
hat. Diese Angabe ist nicht korrekt. 

Nach Beschluss der Vollversammlung des Stadtrates über die Ergebnisverwendung 2020 
vom 27.07.2022 wurde in die Ergebnisrücklage 2021 der Jahresfehlbetrag des Jahres 2020 
von der Position „Jahresüberschuss / Jahresfehlbetrag“ in die Position „Ergebnisrücklage“ 
eingestellt. 

Die Position Verlustvortrag ist mit 0,00 € ausgewiesen.

Die Position Jahresüberschuss / Jahresfehlbetrag (ohne Stiftungen) enthält den Jahres-
überschuss des Jahres 2021 der LHM i.H.v. 306.190.099,17 € (Vorjahr: Jahresfehlbetrag 
i.H.v. 32.668.120,88 €) (ohne Stiftungsanteil o.e.R.). Die Abweichung zum Vorjahr beträgt 
rund 338,9 Mio. €. Während in den beiden Vorjahren Jahresfehlbeträge angefallen sind, er-
wirtschaftete die LHM im Jahr 2021 wieder einen deutlichen Jahresüberschuss.
Unter Punkt 3.7.5 und unter Punkt 4.6 des Anhangs der Stadtkämmerei wird das Gesamter-
gebnis der LHM mit 304.115.245,50 € ausgewiesen. Die Differenz in Höhe von 2.074.853,67 
€ beruht auf einem Ausweis des Jahresüberschusses inklusive des Jahresfehlbetrages der 
Stiftungen o.e.R. Der Jahresüberschuss der LHM von 306.190.099,17 € wurde durch das 
negative Ergebnis der Stiftungen um 2.074.853,67 € verringert. 
Die Bilanzposition wurde in 2019 in „Jahresüberschuss / Jahresfehlbetrag (ohne Stiftungen)“
umbenannt, nachdem sie in den Vorjahren als „Jahresüberschuss (ohne Stiftungen)“ in der 
LHM-Bilanz bezeichnet war. Der Anstieg der Position Kapital in der LHM-Bilanz insgesamt 
um 292,1 Mio. € im Jahr 2021 ist überwiegend durch den Jahresüberschuss von 306,2 Mio. 
€ verursacht.

Im Rahmen der Prüfung des Jahresabschlusses 2021 ergaben sich Feststellungen in we-
sentlicher Höhe, für die sich ein Korrekturbedarf für den Jahresabschluss 2021 ergab. Da-
durch ergaben sich Auswirkungen auf das Jahresergebnis. Die Stadtkämmerei hat die ent-
sprechenden Korrekturbuchungen am 25.04.2023 durchgeführt (siehe hierzu Ausführungen 
unter Ziffer 7).

Mit Beschluss der Vollversammlung des Stadtrats vom 27.07.2022 wurde die Verwendung 
des Jahresergebnisses 2020 dahingehend festgelegt, dass „die Verrechnung des Jahreser-
gebnisses des Jahres 2020 mit der Ergebnisrücklage 2021 beschlossen wird“. 
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Die Position Kapital Treuhandvermögen (MGS) ist mit 8.921.676,71 € (Vorjahr: 
42.009.704,85 €) ausgewiesen und hat sich um rund 33,1 Mio. € verringert. Die Position ist 
Gegenstand der Prüfung des MGS-Treuhandvermögens69. Das Kapital des Treuhandvermö-
gens hat sich gegenüber dem Vorjahr um 33,0 Mio. € vermindert. Dies ist v.a. auf die Über-
tragungen von Immobilien auf die GWG, GEWOFAG und LHM zurückzuführen (siehe hierzu 
auch Ausführungen unter Ziffer 15.4 des Berichts). 

Ausführungen zur Entwicklung des Eigenkapitals sind im Anhang des Jahresabschlusses 
2021 der Stadtkämmerei in Punkt 3.7 Kapital vorhanden.

Im Jahresabschluss 2021 der Stadtkämmerei ist unter G. Anlagen zum Anhang, Punkt 3 Ei-
genkapitalübersicht (Seite 403) die Eigenkapitalübersicht dargestellt: Die Eigenkapitalüber-
sicht 2021 weist die Entwicklung des Eigenkapitals der letzten fünf Jahre rückwirkend bis 
2017 aus. Darüber hinaus ist der Wert der Eröffnungsbilanz zum 01.01.2009 (basierend auf 
den Werten zum 31.12.2008) dargestellt.

Ergebnis

 Die gebuchten Werte in SAP stimmen mit den veröffentlichten Werten im Jahresab-
schluss bezüglich der Allgemeinen Rücklage, der Ergebnisrücklage sowie der Positi-
on Jahresüberschuss / Jahresfehlbetrag (ohne Stiftungen) unter Berücksichtigung 
des Ergebnisses der Stiftungen o.e.R. überein.

 Über die Verwendung des Jahresergebnisses 2020 hat die Vollversammlung des 
Stadtrates mit Beschluss vom 27.07.2022 entschieden. Es wurde die Verrechnung 
des Jahresergebnisses 2020 mit der Ergebnisrücklage 2021 beschlossen.

 In der Eigenkapitalübersicht wird in der Positionszeile „7. Summe = Eigenkapital“ der 
Betrag für die „Veränderung im Haushaltsjahr 2021“ mit 156.571.117,27 € falsch aus-
gewiesen. Tatsächlich errechnet sich eine Veränderung des Eigenkapitals um 
239.216.605,96 €.

 Im Rahmen der Prüfung des Jahresabschlusses 2021 ergaben sich Feststellungen in
wesentlicher Höhe, für die sich ein Korrekturbedarf für den Jahresabschluss 2021 er-
gab. Dadurch ergaben sich Auswirkungen auf das Jahresergebnis. Die Stadtkämme-
rei hat die entsprechenden Korrekturbuchungen am 25.04.2023 durchgeführt (siehe 
hierzu Ausführungen unter Ziffer 7).

15.9.2 Eigenkapital – Korrekturbuchungen zur Eröffnungsbilanz

In § 93 KommHV-Doppik ist die Berichtigung der Eröffnungsbilanz geregelt.
Ergibt sich bei der Aufstellung des Jahresabschlusses, dass bei der erstmaligen Bewertung 
in der Eröffnungsbilanz Vermögensgegenstände, Sonderposten, Rückstellungen, Verbind-
lichkeiten oder Rechnungsabgrenzungsposten nicht oder mit einem zu niedrigen Wert, zu 
Unrecht oder mit einem zu hohen Wert angesetzt worden sind, so ist in der späteren Bilanz 
der unterlassene Ansatz nachzuholen oder der Wertansatz zu berichtigen (§ 93 Abs. 1 
KommHV-Doppik).

Das Ergebnis ist mit der Allgemeinen Rücklage (Eigenkapital) ergebnisneutral zu verrechnen
und die Berichtigung ist im Anhang der betroffenen Bilanz zu erläutern. Die Eröffnungsbilanz 
gilt dann als geändert (§ 93 Abs. 2 KommHV-Doppik).

69 Siehe hierzu den Bericht über die Prüfung der Abbildung des Treuhandvermögens der Münchner Gesellschaft für Stadter-
neuerung (MGS) in der Bilanz der LHM zum 31.12.2021 (Az. 9632.0_PG1_023_22).
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Derartige Berichtigungen können grundsätzlich letztmals im vierten der Eröffnungsbilanz fol-
genden Jahresabschluss vorgenommen werden (§ 93 Abs. 3 KommHV-Doppik).
Aufgrund des Schreibens der Regierung von Oberbayern vom 19.04.2013 und der Finanz-
planungsbekanntmachung vom 26.02.2013 des Bayerischen Staatsministeriums des Innern 
besteht die Möglichkeit, dass bei der LHM die aufgrund der Feststellungen des BKPV in der 
überörtlichen Prüfung (2009 – 2011) erforderlichen Änderungen der Eröffnungsbilanz auch 
nach Ablauf der Frist nach § 93 Abs. 3 KommHV-Doppik vorgenommen werden können. Die 
Stadtkämmerei korrigiert in analoger Anwendung auch die Änderungen der Eröffnungsbilanz 
aufgrund von Feststellungen der örtlichen Prüfung ergebnisneutral.

Aus der Prüfung der Eröffnungsbilanz und nachfolgender Jahresabschlüsse steht ein Teil der
Korrekturen noch aus. Dies betrifft insbesondere die Vollständigkeit der Grundstücke.
Bezüglich der Vollständigkeit der Grundstücke in der Eröffnungsbilanz haben wir daher einen
Prüfungsvorbehalt unter der Ziffer „Korrekturen aus der Eröffnungsbilanz und aus den Jah-
resabschlüssen“ formuliert.

Im Anhang zum Jahresabschluss 2021 werden unter Gliederungsziffer 3.7.1 die nachfolgend
dargestellten Eigenkapitalkorrekturen der Allgemeinen Rücklage von der Stadtkämmerei er-
läutert.

Die nachfolgend dargestellte Übersicht betrifft die Eigenkapitalkorrekturen der Allgemeinen 
Rücklage i.H.v. -3.268.158,75 €:

Korrektur 
betrifft 
Bilanzposition

Auswirkung auf
Bilanzposition
(in €)

Allg.
Rücklage

Auswirkung auf
Allg. Rücklage
(in €)

Sachverhalt
Betrag
(in €)

Nr. Bemerkung

Immaterielle Ver-
mögensgegen-
stände

117.814,43 steigt 117.814,43
Vermögensmehrung durch 
nachträgliche Altdatenkor-
rekturen

   

    
Konzessionen, gewerbliche
Schutzrechte

117.814,43 1 nachträgliche ADÜ

Sachanlagen -3.383.397,18 sinkt -3.383.397,18
Vermögensmehrung durch 
nachträgliche Altdatenkor-
rekturen

   

    Infrastrukturaufbauten 17.474,00 2 nachträgliche ADÜ

    
Vermögensminderung 
durch nachträgliche Altda-
tenkorrekturen

   

    Grundstücke -3.076.292,10 3 nachträgliche ADÜ

    

Vermögensmehrung auf-
grund der Nachholung von 
Nichtaktivierungen in Vor-
jahren

   

    Grundstücke 107,22 4 BWA 400

    Infrastrukturaufbauten 63.776,99 5 BWA 400

    

Vermögensminderung auf-
grund der Korrektur von 
Fehlaktivierungen, Abbil-
dungskorrekturen und An-
lagenabgängen aus Vorjah-
ren insgesamt

-388.463,29 6
BWA Z18
BWA 200, 210
BWA 400 (Storno)

Sonderposten 2.576,00 sinkt -2.576,00
Erhöhung der Sonderpos-
ten durch nachträgliche Alt-
datenkorrekturen

   

    
Sonderposten aus Sach-
schenkungen

2.576,00 7  

Gesamt-
veränderung

  -3.268.158,75    

Weiterhin erfolgten Buchungen zur Abwicklung des Treuhandvermögens MGS i.H.v. 
22.320.533,84 € zur Umschichtung des MGS-Treuhandkapitals in die Allgemeine Rücklage. 
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Insgesamt hat sich die Allgemeine Rücklage aufgrund der Korrekturen der Eröffnungsbilanz 
und der Buchungen zu Abwicklung des Treuhandvermögens MGS um 19.052.375,09 € er-
höht.

Darüber hinaus sind im Anhang des Jahresabschlusses unter Punkt 3.7.3 die Eigenkapital-
korrekturen im Bereich der Ergebnisrücklage dargestellt. In 2021 belaufen sich diese auf 
eine Höhe von 53.385,10 € und sind zurückzuführen auf die Korrekturen der Eröffnungsbi-
lanz, die bereits Auswirkungen auf die Ergebnisrechnung von Folgejahren (ausgehend von 
der Eröffnungsbilanz) hatten .

Prüfungsergebnisse

 In der Allgemeinen Rücklage zum Eigenkapital wurden Eigenkapitalkorrekturen zur 
Eröffnungsbilanz summiert von -3,27 Mio. € ausgeführt. Die diesbezügliche Prüfung 
zeigte bis auf einen Betrag von insgesamt 36.587,54 € keine Auffälligkeiten. Darüber 
hinaus wurden Buchungen zur Abwicklung des Treuhandvermögen MGS i.H.v. 
+22,32 Mio. € durch Umschichtung des MGS-Treuhandkapitals in die Allgemeine Rü-
cklage durchgeführt. Summiert ergibt sich eine Veränderung der Allgemeinen Rückla-
ge von +19,05 Mio. €.

15.9.3 Eigenkapital –  Haushaltsausgleich und Jahresüberschuss 

Jahresergebnis (inkl. Stiftungen)
31.12.2021

in €
31.12.2020

in €
Differenz

in €

Ergebnis der laufenden Verwaltungs-
tätigkeit 

296.796.746,03 -125.427.900,70 422.224.646,73

Finanzergebnis 7.383.909,91 91.840.855,29 -84.456.945,38

Ordentliches Jahresergebnis 304.180.655,94 -33.587.045,41 337.767.701,35

Außerordentliches Jahresergebnis -65.410,44 15.992,55 -81.402,99

Jahresergebnis 304.115.245,50 -33.571.052,86 337.686.297,36

Eine Konkretisierung des Haushaltsausgleichs erfolgt mit § 24 KommHV-Doppik, der den 
Haushaltsausgleich lediglich für den Ergebnishaushalt fordert. Der Finanzhaushalt hingegen 
muss nach dieser Vorschrift nicht ausgeglichen sein, jedoch ist die dauernde Zahlungsfähig-
keit sicherzustellen. Dies ist erreicht, wenn die „Liquiden Mittel“ den gesamten Finanzpla-
nungszeitraum abdecken.70 Für die Beurteilung des Haushaltsausgleichs ist das Jahreser-
gebnis ausschlaggebend. Der Ergebnishaushalt ist ausgeglichen, wenn die Erträge die Auf-
wendungen übersteigen. Übersteigen die Aufwendungen die Erträge entsteht ein Jahresfehl-
betrag, der das Eigenkapital mindert; darin drückt sich auch die Verbindung zur Vermögens-
rechnung aus.71

§ 24 KommHV-Doppik geht einerseits von der Planungskomponente aus, bezieht sich aber 
andererseits auf die Verwendung des Jahresergebnisses und damit auf die Istkomponente.72

Hier wird unter anderem deutlich, dass im Zuge der Aussagen zum Haushaltsausgleich auch

70 Vgl. Erläuterungen zu § 24 KommHV-Doppik. 
71 Siehe auch die Erläuterungen zu § 24 KommHV-Doppik.
72 Siehe auch die Erläuterungen zu § 82 KommHV-Doppik „Ergebnisverwendung“. Hier wird bezüglich der Verwendung des 

Ergebnisses auf § 24 KommHV-Doppik verwiesen.
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Aussagen zur dauernden Zahlungsfähigkeit sowie zur dauernden Leistungsfähigkeit (§ 80 
Abs. 7 KommHV-Doppik) im Jahresabschluss zu treffen sind.

Das Ergebnis aus laufender Verwaltungstätigkeit weist zum 31.12.2021 einen Saldo in Höhe 
von 296.796.746,03 € (Vorjahr: -125.427.900,70 €) auf, d.h. die Erträge waren um diesen 
Betrag höher als die Aufwendungen. Zusammen mit dem Finanzergebnis in Höhe von 
7.383.909,91 € (Vorjahr: 91.840.855,29 €) ergibt sich ein ordentliches Jahresergebnis von 
304.180.655,94 € (Vorjahr: -33.587.045,41 €) (inkl. Ergebnis Stiftungen o.e.R.).

Die Position „Ergebnis aus laufender Verwaltungstätigkeit“ im Jahresabschluss 2021 weicht 
um 422,2 Mio. € wesentlich vom Ergebnis im Jahr 2020 ab. Während für das Jahr 2020 ein 
negatives Ergebnis aus laufender Verwaltungstätigkeit zu verzeichnen war, ergab sich für 
das Jahr 2021 ein deutlich positives Ergebnis aus laufender Verwaltungstätigkeit. Das Er-
gebnis aus laufender Verwaltungstätigkeit 2021 resultiert aus einer Zunahme der ordentli-
chen Erträge gegenüber dem Vorjahr um 582,3 Mio. €, denen nurmehr ein Anstieg der or-
dentlichen Aufwendungen im gleichen Zeitraum um 160,1 Mio. € gegenübersteht. Da die or-
dentlichen Aufwendungen (7.912,7 Mio. €) in Summe um rund 296,8 Mio. € niedriger sind als
die ordentlichen Erträge (8.209,5 Mio. €) ergibt sich in dieser Höhe das positive Ergebnis 
aus laufender Verwaltungstätigkeit.

Die Erträge aus Steuern und ähnlichen Abgaben sind im Vergleich zum Vorjahr um 1.533,1 
Mio. € angestiegen. Verursacht wurde dies insbesondere durch im Vergleich mit dem Vorjahr
um 1.429,4 Mio. € höhere Gewerbesteuereinnahmen. Demgegenüber sind die Zuwendun-
gen und allgemeinen Umlagen (-662,3 Mio. €) sowie die Sonstigen ordentlichen Erträge 
(-339,8 Mio. €) im Vergleich mit dem Vorjahr zurückgegangen. Der Rückgang der Zuwen-
dungen und allgemeinen Umlagen wurde insbesondere dadurch verursacht, dass die LHM 
im Jahr 2021 keine Zuweisung für Gewerbesteuerausfälle erhalten hat. Im Vorjahr 2020 er-
hielt die LHM zur Kompensation des Rückgangs der Erträge aus der Gewerbesteuer auf-
grund der Corona-Pandemie im Rahmen des Solidarpakts 2020 eine Zuweisung für Gewer-
besteuerausfälle i.H.v. 669,1 Mio. €. Auch für das Jahr 2021 hat der Freistaat Bayern für 
Kommunen, die Gewerbesteuerausfälle zu verzeichnen hatten, steuerliche Hilfsmaßnahmen
ausgebracht. Die Stadt München hat die Voraussetzungen für diese Hilfsmaßnahmen im 
Jahr 2021 nicht erfüllt, da gemäß Anhangsangaben ein „Rekordwert“ an Gewerbesteuer73 zu 
verzeichnen war.
Der Rückgang der Sonstigen ordentlichen Erträge um 339,8 Mio. € ist insbesondere auf den 
Rückgang der Mehrerlöse aus dem Verkauf von Anlagevermögen und den diesen zugeord-
neten Sonderposten im Vergleich mit dem Vorjahr um 317,2 Mio. € zurückzuführen. Der 
Grund dafür liegt überwiegend in den geringeren Erträgen aus dem Verkauf von Grundstü-
cken. Diese Erträge beliefen sich im Jahr 2021 auf 41.216.064,91 €, wohingegen im Jahr 
2020 Erträge i.H.v. 334.089.532,16 € erzielt wurden.
Bei den übrigen Ertragspositionen ergab sich per Saldo ein Anstieg in Höhe von 51,3 Mio. €. 
Dies beruht u.a. auf höheren Erträgen aus Kostenerstattungen und Umlagen vom Land, die 
im Vergleich mit dem Vorjahr um 37,9 Mio. € zugenommen haben sowie auf höheren Erträ-
gen aus der Konzernsteuerumlage aus Vorjahren, die im Vergleich mit dem Vorjahr um 27,7 
Mio. € gestiegen sind. Die Erträge aus dem Gemeindeanteil an der Einkommenssteuer und 

73 Siehe Ausführungen auf Seite 142 im Anhang zur Erläuterung der AuE-Position „Erträge aus Zuwendungen und allgemei-
nen Umlagen“. Auf Seite 141 des Anhangs weist die Stadtkämmerei bei den Erläuterungen zur AuE-Position „Steuern und 
ähnliche Abgaben darauf hin, dass die Steuereinnahmen noch durch deine Vielzahl steuerlicher Stützungsmaßnahmen zur 
Abfederung der Auswirkungen der Corona-Pandemie beeinflusst sind. Beispielsweise wurde die Abgabefrist für durch Steu-
erberater erstellte Steuererklärungen  2019 bis zum 31.08.2021 verlängert, was zu einem starken Zuwachs der Gewerbe-
steuereinnahmen zum Ende des Jahres 2021 beitrug.
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Umsatzsteuer fielen im Vergleich mit dem Vorjahr um 104,0 Mio. € höher aus. Demgegen-
über sind die Erträge aus Kostenerstattungen von anderen Sozialhilfeträgern im Vorjahres-
vergleich um 44,7 Mio. € zurückgegangen.74

Aus den vorstehenden Ausführungen erklärt sich die Zunahme der Ordentlichen Erträge im 
Vergleich zum Vorjahr um 549,1 Mio. €.

Die ordentlichen Aufwendungen haben sich im Vorjahresvergleich in Summe um 
160,1 Mio. € erhöht. Dies beruht überwiegend auf der Zunahme der Transferaufwendungen 
(+283,1 Mio. €) und der Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen (+142,2 Mio. €) um 
425,3 Mio. € Demgegenüber ergab sich bei den Sonstigen ordentlichen Aufwendungen im 
Vergleich mit dem Vorjahr ein Rückgang (-230,9 Mio. €).
Der Anstieg der Transferaufwendungen ist u.a. auf den Anstieg der Gewerbesteuerumlage 
um 114,9 Mio. € und den Anstieg der Bezirksumlage um 69,5 Mio. € im Vergleich mit den 
Vorjahreswerten zurückzuführen. Bei den Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen re-
sultiert der Anstieg u.a. aus den Aufwendungen für Dienstleistungen und den von der LHM 
Services GmbH in Rechnung gestellten IT-Leistungen, die sich im Vorjahresvergleich um 
91,6 Mio.€ bzw. um 36,8 Mio. € erhöht haben. Der Rückgang der Sonstigen ordentlichen 
Aufwendungen resultierte u.a. aus den im Vergleich mit dem Vorjahr um 49,5 Mio. € geringe-
ren periodenfremden Korrekturen für fälschlicherweise aktivierte bewegliche bzw. immateri-
elle Vermögensgegenstände, die sich im Jahr 2020 hauptsächlich aufgrund der Ausbuchung
von Zuwendungen aus der verbilligten Abgabe von Grundstücken im Zusammenhang mit 
der Wohnungsbauförderung im Volumen von 48.492.078,34 € im Buchungskreis 0325 des 
Sozialreferates ergaben.

Es liegt eine Zunahme der Position ordentliche Erträge und eine Zunahme der Position or-
dentliche Aufwendungen vor. Da die LHM im Vergleich mit dem Vorjahr deutlich höhere Er-
träge aus der Gewerbesteuer verbuchen konnte, ergab sich für das „Ergebnis aus laufender 
Verwaltungstätigkeit“ im Vergleich mit dem Vorjahr insgesamt ein um 422,2 Mio. € besseres 
Ergebnis.

Die Position „Finanzergebnis“ 2021 weicht um -84,5 Mio. € vom Ergebnis in 2020 ab. Gro-
ßen Anteil an der Abweichung haben die gesunkenen Erträge i.H.v. 4.955.154,68 € aus der 
Gewinnabführung der Stadtwerke München GmbH (-117,0 Mio. €) sowie die geringeren 
Zinserträge aus der Verzinsung von Steuernachforderungen und Erstattungen (- 44,3 Mio. 
€). Im Hinblick auf die Aufwendungen aus der Verzinsung von Steuernachzahlungen ergab 
sich hingegen im Vorjahresvergleich eine um 74,4 Mio. € geringere Belastung des Finanzer-
gebnisses.

Das ordentliche Jahresergebnis weicht insgesamt um 337,8 Mio. € und das außerordentliche
Jahresergebnis um -81,4 T € vom Vorjahresergebnis ab.
Das Jahresergebnis der LHM in Höhe von 304.115.245,50 € (Vorjahr: -33.571.052,86 €) ent-
hält auch das Jahresergebnis der Stiftungen (o.e.R.). Das Jahresergebnis des Hoheitshaus-
halts beträgt 306.190.099,17 € (Jahresüberschuss). Das Jahresergebnis der Stiftungen er-
gibt sich rechnerisch in Höhe von -2.074.853,67 € 7 (Vorjahr: -902.931,98 €). Das positive 
Jahresergebnis der LHM wurde durch den Jahresfehlbetrag der Stiftungen (i.H.v. -
2.074.853,67 €) verringert.
Für den Hoheitsbereich der LHM wurde nach zwei Jahren mit Jahresfehlbeträgen in Folge 
im Jahr 2021 wieder ein Jahresüberschuss erwirtschaftet.

74 Konto 502000 Kostenerstattung v. a. Sozialh.Trägern: 2021 5.305.948,8; 2020: 50.013.499,20 €.
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Die Eigenkapitalquote in der LHM-Bilanz beträgt 49,9 % und hat sich im Vergleich mit dem 
Vorjahr (+49,1 %) erhöht. Der Ergebnishaushalt für das Jahr 2021 war ausgeglichen.75

Die im Anhang des Jahresabschlusses 2021 zum Jahresergebnis genannten Angaben unter 
Punkt 4.6 (Seite 152) sowie die Zahlen der Gesamtergebnisrechnung (Seite 13) stimmen be-
züglich der Werte für das Jahr 2021 überein. Im Hinblick auf die Werte für das Jahr 2020 
sind unter Punkt 4.6 (Seite 152) fälschlicherweise die Werte vor der Korrektur des Jahresab-
schlusses 2020 angegeben. In der Gesamtergebnisrechnung (Seite 13) werden hingegen 
die Werte unter Berücksichtigung der Korrektur des Jahresabschlusses 2020 ausgewiesen.

Nach Art. 64 Absatz 3 Satz 1 GO muss der Haushaltsplan ausgeglichen sein. Nach § 24 Ab-
satz 1 KommHV-Doppik soll der Ergebnishaushalt in jedem Jahr ausgeglichen sein. Ein Jah-
resüberschuss, der nicht zum Ausgleich eines vorgetragenen Jahresfehlbetrags benötigt 
wird, ist der Ergebnisrücklage oder der Allgemeinen Rücklage zuzuführen. Ein Jahresfehlbe-
trag soll durch Verrechnung mit der Ergebnisrücklage unverzüglich ausgeglichen werden (§ 
24 Absatz 2 und 3 KommHV-Doppik).

Im Rahmen der Prüfung des Jahresabschlusses 2021 ergaben sich Feststellungen in we-
sentlicher Höhe, für die sich ein Korrekturbedarf für den Jahresabschluss 2021 ergab. Die 
Stadtkämmerei hat die entsprechenden Korrekturbuchungen am 25.04.2023 durchgeführt 
(siehe hierzu Ausführungen unter Ziffer 7). Dadurch ergaben sich Auswirkungen auf die Bi-
lanzposition Kapital.

Prüfungsergebnis

 Das Jahresergebnis der LHM zum 31.12.2021 beträgt 251,2 Mio. € (inkl. Stiftungsan-
teil o.e.R.). Es wurde nach zwei Jahresabschlüssen mit negativem Jahresergebnis in 
den Jahren 2019 und 2020 wieder ein deutlicher Jahresüberschuss erwirtschaftet. 
Der Ergebnishaushalt für das Jahr 2021 ist entsprechend den Vorgaben der Komm-
HV-Doppik ausgeglichen.

 Die Anhangsangaben des Jahresabschlusses 2021 sind hinsichtlich des Haushalts-
ausgleichs und des Jahresergebnisses (Jahresüberschuss) nachvollziehbar.

 Die Anhangsangabe unter Punkt „4.6 Jahresergebnis“ ist im Hinblick auf die für das 
Vorjahr 2020 angegebenen Werte nicht korrekt, da diese die Korrektur des Jahresab-
schlusses 2020 nicht berücksichtigen.

 Im Rahmen der Prüfung des Jahresabschlusses 2021 ergaben sich Feststellungen in
wesentlicher Höhe, für die sich ein Korrekturbedarf für den Jahresabschluss 2021 er-
gab. Die Stadtkämmerei hat die entsprechenden Korrekturbuchungen am 25.04.2023
durchgeführt (siehe hierzu Ausführungen unter Ziffer 7). Dadurch ergaben sich Aus-
wirkungen auf die Bilanzposition Kapital.

15.9.4 Eigenkapital – Konsolidierung der hoheitlichen Buchungskreise

Die einzelnen Referate, BgA und Stiftungen der LHM werden in SAP ERP als selbständige 
bilanzierende Einheiten, sprich Buchungskreise, abgebildet. 

Die LHM besteht in 2021 aus aktuell 28 bilanzierenden Einheiten, die einer Vielzahl von in-
ternen Geschäftsverbindungen (stadtinterne Vorgänge) zueinander stehen. 

75 Siehe hierzu die Ausführungen im Anhang des Jahresabschlusses 2021 unter Punkt 4.6 (Seiten 152, 153) sowie 5.8 (Seite 
167).
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Gemäß § 80 Abs. 7 KommHV-Doppik hat der Jahresabschluss unter Beachtung der gesetzli-
chen Grundlagen und der Grundsätze ordnungsgemäßer kommunaler Buchführung ein den 
tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 
zu vermitteln. Daher dürfen im gesamtstädtischen hoheitlichen Jahresabschluss der LHM 
nur die externen Geschäftsbeziehungen abgebildet werden. Alle stadtinternen Vorgänge 
werden im Rahmen der Konsolidierung eliminiert, d.h. miteinander verrechnet und nicht 
mehr ausgewiesen. Im Wesentlichen beinhaltet dies die gegenseitige Verrechnung aller in-
ternen Forderungen und Verbindlichkeiten bzw. internen Aufwendungen und Erträge auf 
Ebene der einzelnen Buchungskreise. 
Die wichtigsten Schritte sind dabei die Verrechnung der internen Forderungen mit den inter-
nen Verbindlichkeiten (Schuldenkonsolidierung) sowie die Verrechnung der internen Aufwen-
dungen mit den internen Erträgen (Aufwands- und Ertragseliminierung). 

Die Stiftungen werden faktisch nicht in die Konsolidierung einbezogen. Die Buchungskreise 
der rechtlich selbständigen Stiftungen werden lediglich im Anhang angeführt. Die Buchungs-
kreise der rechtlich nicht selbständigen Stiftungen werden je in einer Summe auf der Aktiv- 
und Passivseite der Bilanz angegeben.

Wir haben den Übertrag der Bilanzen und Teilergebnisrechnungen aus dem Modul Finanz-
wesen (FI) in das SAP Modul EC-CS bzw. die im Stadtrat bekannt gegebene konsolidierte 
Bilanz und Gesamtergebnisrechnung 2021 nachvollzogen (konsolidierungsvorbereitende Tä-
tigkeiten der Stadtkämmerei). Weiterhin haben wir die bei der Konsolidierung entstandenen 
Differenzen auf Bilanzpositionsebene (Schuldenkonsolidierung) sowie die weiteren durchge-
führten Korrekturen und Umgliederungen stichprobenweise u.a. mit Hilfe der Dokumentatio-
nen bzw. Informationen der Stadtkämmerei nachvollzogen.
Im Rahmen der Aufwands- und Ertragseliminierung haben wir die Position „Interne Kostener-
stattungen“ prüferisch nachvollzogen.
Zusätzlich haben wir die konsolidierungsrelevanten internen Verkäufe von Anlagevermögen 
zwischen einem BgA und dem Grundstücksvorratsvermögen überprüft.

15.9.4.1 Konsolidierungsvorbereitende Tätigkeiten der Stadtkämmerei 2021

Wir haben den Übertrag der Bilanzen der Buchungskreise aus dem Modul FI in das Modul 
EC-CS bzw. die im Stadtrat bekannt gegebene konsolidierte Bilanz nachvollzogen. Dazu 
wurden die Daten aus SAP tabellarisch den EC-CS Eingangsdaten gegenübergestellt und 
abgeglichen.

Prüfungsergebnisse

➢ Der Vergleich der Bilanz aus dem Modul FI und den Werten in EC-CS zeigte, dass 
die Eingangsdaten nachvollziehbar sind.

15.9.4.2 Schuldenkonsolidierung sowie sonstige Korrekturen und Umgliederungen 
2021

Bei der Schuldenkonsolidierung werden die internen Forderungen mit den internen Verbind-
lichkeiten einschließlich der automatischen Verrechnungskonten der einzelnen Buchungs-
kreise der LHM gegeneinander aufgerechnet. Dabei sind zum Jahresabschluss 2021 keine 
Differenzen entstanden. 
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Vor der eigentlichen Schuldenkonsolidierung waren verschiedene Korrekturbuchungen nötig 
(sonstige Korrekturen und Umgliederungen), wie z.B. Korrektur von Belegen ohne Partner-
gesellschaft oder Partnergesellschaftsverschiebungen. Dies führte zu Abweichungen zwi-
schen den EC-CS Eingangs- und EC-CS Ausgangsdaten. Diese haben wir tabellarisch er-
mittelt und auf Bilanzpositionsebene stichprobenweise mit Hilfe der Dokumentationen bzw. 
Informationen der Stadtkämmerei nachvollzogen. 

Prüfungsergebnisse

➢ Die Schuldenkonsoldierung und die vorausgegangenen Korrekturen und Umgliede-
rungen waren mithilfe der Dokumentation und Information der Stadtkämmerei nach-
vollziehbar.

15.9.4.3 Aufwands- und Ertragseliminierung

Die Aufwands- und Ertragseliminierung stellt einen Schritt im Rahmen der Konsolidierung 
dar. Damit sollen Leistungen (meist interne Aufwendungen und Erträge) zwischen den Bu-
chungskreisen eliminiert werden. Jeder internen Leistung in einem Buchungskreis muss eine
Gegenposition im anderen Buchungskreis gegenüberstehen.

Wir haben im Rahmen der Aufwands- und Ertragseliminierung nacheinander folgende Ab-
gleiche vorgenommen: 

• Werte aus SAP mit EC-CS Eingangsdaten,
• EC-CS Eingangsdaten mit EC-CS Ausgangsdaten und
• EC-CS Ausgangsdaten mit Aufwands- und Ertragspositionen des veröffentlichten 

Jahresabschlusses 2021.

Bei folgenden Positionen sind zwischen den EC-CS Eingangsdaten und den EC-CS Aus-
gangsdaten Abweichungen zu verzeichnen:

• Erträgen aus Zuwendungen und allgemeine Umlage i.H.v. 24.134.860,46 €
• Privatrechtlichen Leistungsentgelte – Ersätze i.H.v. 4.986.976,03 €
• Sonstige ordentliche Erträge periodenfremd i.H.v. 5.706.242,07 €
• Erträge aus Kostenerstattungen und Kostenumlagen intern i.H.v. 

1.839.948.918,96 €
• Interne Zinserträge i.H.v. 632.145.218,51 €
• Aufwendungen für geleistete Kostenerstattungen intern i.H.v. -1.839.948.918,96 €
• Interne Zinsaufwendungen i.H.v. -632.145.218,51 €

Wir haben die Abweichung bei der Position „Erträgen aus Zuwendungen und allgemeine 
Umlage“, bei der Position „Privatrechtlichen Leistungsentgelte“ und bei der Position „Sonsti-
ge ordentliche Erträge periodenfremd“ nachvollzogen. Im weiteren haben wir analytisch die 
„Erträge aus Kostenerstattungen und Kostenumlagen intern“ sowie die „Aufwendungen für 
geleistete Kostenerstattungen intern“ geprüft.

Prüfungsergebnisse

➢ Die Buchungen im Rahmen der Aufwands- und Ertragseliminierung waren mithilfe 
der Dokumentation und Information der Stadtkämmerei nachvollziehbar.
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15.9.4.4 Interne Verkäufe von Anlagevermögen zwischen einem BgA und dem Grund-
stücksvorratsvermögen

Aufgrund steuerlicher Vorschriften muss ein Kauf bzw. Verkauf von Anlagevermögen durch 
den BgA zum Verkehrswert abgebildet werden. Gemäß den Vorschriften der KommHV-Dop-
pik muss eine Übertragung zum Restbuchwert erfolgen. Aufgrund dieser Fallkonstellation 
können bei konzerninternen Anlagenverkäufen zwischen einem BgA und dem Grundstücks-
vorratsvermögen Aufwendungen bzw. Erträge entstehen, die im Rahmen der Konsolidierung 
eliminiert werden müssen.

Wir haben die internen Anlagenverkäufe des Geschäftsjahres 2021 mit BgA-Beteiligung aus-
gewertet und überprüft, ob eine Eliminierung der Aufwendungen bzw. Erträge aus dem inter-
nen Anlagenverkauf durchgeführt wurde.

Prüfungsergebnisse

 Interne Anlagenverkäufe mit BgA-Beteiligung wurden im Geschäftsjahr 2021 nicht 
durchgeführt.

15.9.5 Treuhandvermögen MGS – Kapital 

Gliede-
rungsziffer 
Bilanz

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

1.6 Kapital – Treuhandvermögen 
(MGS)

8.921.676,71 42.009.704,85

Siehe hierzu auch Ausführungen unter Ziffer 15.4.

15.10 Sonderposten

Gliede-
rungsziffer 
Bilanz

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

2. Sonderposten 3.254.567.698,02 3.169.339.530,90

2.1 davon 
Sonderposten aus Zuwendun-
gen

2.774.559.988,27 2.708.062.619,64

2.2 davon 
Sonderposten aus Beiträgen 
und ähnlichen Entgelten

103.504.917,66 94.315.433,67

2.3 davon 
Sonstige Sonderposten

375.778.479,53 366.909.797,05

Die Bilanzposition beinhaltet erhaltene Zuwendungen vom Bund und Land. Darüber hinaus 
sind erhaltene Beiträge, Gebühren, Mittel aus der Stellplatzablöse und aus der SoBoN sowie
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Schenkungen in der Position enthalten, die zweckentsprechend für die Schaffung von Anla-
gevermögen verwendet werden. 

Die Stadtkämmerei beantragt überwiegend zentral für die LHM Zuwendungen im investiven 
Bereich für unbewegliches Vermögen. Dies ist vor allem im Bereich des Referats für Bildung 
und Sport für den Bau von Schulen und Kindergärten der Fall. Die Stadtkämmerei beantragt 
auch bestimmte Zuwendungen im investiven Bereich für bewegliches Vermögen zentral für 
die Referate.

Neben der zentralen Beantragung durch die Stadtkämmerei können die einzelnen Referate 
außerhalb des Zuständigkeitsbereichs der Stadtkämmerei selbständig Zuwendungen im in-
vestiven Bereich beantragen und / oder vereinnahmen. Diese Zuwendungen betreffen vor 
allem Zuwendungen für spezielle Aufgabenerfüllungen der Referate, für die überwiegend die
Referate das entsprechende Fachwissen aufweisen. Dies ist insbesondere für das Baurefe-
rat im Bereich Tiefbau und im Bereich Ingenieurbau/U-Bahnbau für die Herstellung von Stra-
ßen, Brücken und Tunneln der Fall.

Das Referat für Stadtplanung und Bauordnung weist neben dem Baureferat als weiteres Re-
ferat Sondersachverhalte auf, die eine selbständige Vereinnahmung von Zuwendungen in 
größerem Maße z.B. für die SoBoN sowie die Stellplatzablöse bedingen. Die anderen Refe-
rate vereinnahmen in geringerem Umfang ebenfalls selbständig Zuwendungen. Der Gesamt-
personalrat beantragt Zuwendungen im Bereich der Ausstattung von Behindertenarbeitsplät-
zen. Zuwendungsgeber sind der Bund und der Freistaat Bayern im Bereich von Zuschüssen,
Beiträgen und Kostenerstattungen sowie der private Bereich oder öffentlich-rechtliche Kör-
perschaften in Privatrechtsform bei sonstigen Sachverhalten. 

Die Bilanzpositionen 2.1 - 2.3 „Sonderposten“ werden in der Bilanz zum 31.12.2021 mit ei-
nem Wert i.H.v. 3.253.843.385,46 € ausgewiesen.

Die Bilanzpositionen 2.1 - 2.3 „Sonderposten“ haben sich wie folgt entwickelt (Beträge in €):

01.01.2021 3.169.287.850,36 €

Zugänge 486.152.198,91 €

Abgänge -355.711.496,07 €

Umbuchungen 0,00 €

Auflösungen -46.120.621,71 € 

Zuschreibungen 235.453,97 €

31.12.2021 3.253.843.385,46 €

Die Bilanzpositionen 2.1 - 2.3 weisen im Vergleich zum Vorjahr einen saldierten Zuwachs 
i.H.v. 84,6 Mio. € (+2,67 %) auf. Dies ist darauf zurückzuführen, dass die gebuchten Zugän-
ge und Zuschreibungen im Geschäftsjahr 2021 höher waren als die gebuchten Abgänge und 
Auflösungen der Sonderposten.

Die Erhöhung der Sonderposten um rund 84,6 Mio. € ist vor allem zurückzuführen auf die 
Zunahme der Sonderposten aus Investitionszuschüssen i.H.v. 82.483.714,34 € (Konto 
250100 „Investitionszuschüsse Sopo;Bereich AHK“) sowie die Zunahme der Sonderposten 
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aus Schenkungen i.H.v. 38.696.881,04 € (Konto 251100 „Sonderposten aus Schenkungen; 
Bereich AHK“). Die Erhöhung der Sonderposten aus Beiträgen und ähnlichen Entgelten um 
rund 10,9 Mio. € ist vor allem zurückzuführen auf die Zunahme der Sonderposten aus Bei-
trägen für fertiggestellte AiB, bei denen mit der Abrechnung der AiB jedoch noch nicht be-
gonnen wurde, aufgrund von Korrekturbuchungen i.H.v. 12.677.270,93 € (Konto 252118 
„Beiträge - keine AiB-Abrechnung“). Die Korrekturbuchungen auf dem Konto 250118 „Zu-
wendungen - keine AiB-Abrechnung“ haben sich für die Sonderposten aus Zuwendungen 
von 338.584.549,68 € im Jahr 2020 um 9.063.362,75 € auf 329.521.186,93 € im Jahr 2021 
verringert.

Die v.g. Veränderungen im Vorjahresvergleich stellen sich im einzelnen wie folgt dar: 

- Zunahme der Investitionszuschüsse i.H.v. 82.483.714,34 €
Eine Zunahme der Sonderposten aus Zuwendungen zeigte sich bei den Zuwendungen für 
Investitionen i.H.v. 82.483.714,34 € (3,77 %; Konto 250100 ohne Wertberichtigung).
Der Buchungskreis 0300 des Referats für Bildung und Sport weist den höchsten Anstieg 
i.H.v. 53.014.365,58 € aufgrund der Zuordnung von Investitionsförderungen vom Land zum 
geförderten Anlagevermögen bei diversen Schulen und Kinderbetreuungseinrichtungen auf. 
Hierbei entfielen 4.860.900,00 € auf die Mittelschule mit einem Haus für Kinder in der 
Aschauer Straße 7-11, 4.661.000,00 € auf die Grundschule Ravensburger Ring 37 und 
3.639.100,00 € auf den Neubau der Grundschule mit einem Haus für Kinder in der Infante-
riestraße 21-27.
Für den Buchungskreis 0125 des Baureferats war ein Anstieg i.H.v. 21.666.160,84 € zu ver-
zeichnen. Die betragsmäßig höchsten Zuordnungen von Investitionsfördermitteln zum geför-
derten Anlagevermögen betrafen mit 9.841.683,86 € den Petueltunnel, mit 923.806,00 € den
Curt-Metzger-Platz und mit 778.363,61 € die Einhausung des Petueltunnels.

- Zunahme des Sonderpostens aus Schenkungen (unentgeltlichen Zugängen) i.H.v. 
38.696.881,04 €
Bei den Sonderposten aus Schenkungen zeigte sich eine Zunahme i.H.v. 38.696.881,04 € 
(4,96 %; Konto 251100 ohne Wertberichtigung). Im Buchungskreis 0099 der Allgemeinen Fi-
nanzwirtschaft ist eine Erhöhung von 43.607.476,95 € zu verzeichnen, die im wesentlichen 
auf Zugänge aus dem Umlegungsverfahren Nr. 84 „Hochmuttingerstraße“ zurückzuführen 
ist. In diesem Zusammenhang sind Sonderposten i.H.v. 30.102.135,03 € für 3 Grundstücke76

(Baulandflächen) zugegangen. Im Buchungskreis 0125 des Baureferats ist der Bestand der 
Sonderposten aus Schenkungen um 1.162.586,26 € angestiegen. Der Anstieg resultiert 
i.H.v. 284.406,12 € aus unentgeltlichen Zugängen aufgrund des Bayerischen Straßen- und 
Wegegesetzes (BayStrWG), und i.H.v. 721.303,20 € aus dem unentgeltlichen Zugang von 
61 Grundstücken aufgrund eines Vertrages vom 02.09.2021. Im Buchungskreis 0200 des 
Kreisverwaltungsreferats ergab sich per Saldo ein Rückgang der Sonderposten aus Schen-
kungen i.H.v. 970.847,34 €. Der betragsmäßig größte Einzelfall betraf mit 1,0 Mio. € die kos-
tenlose Abgabe einer bereits vollständig abgeschriebenen Druckkammer an ein Feuerwehr-
museum.77 Auf die übrigen Referate verteilt sich per Saldo eine Erhöhung des Bestands der 
Sonderposten aus Schenkungen i.H.v. 221.444,10 €.

76 Anlagen 0099 / 10007855 „Nähe Hochmuttingerstraße“, 10007856 „ Nähe Hochmuttingerstraße“ und 10007859 „Nähe 
Hochmuttingerstraße“.

77 Anlage 0200 / 20000238 „Druckkammer mit Vorratsbehälter“.
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- Umbuchungen (Ausweiskorrektur) i.H.v. 12.677.270,93 € bei den Sonderposten aus 
Beiträgen 
Gemäß § 73 KommHV-Doppik ist bei Inbetriebnahme der Anlage im Bau eine Umbuchung 
der Beiträge von den Sonstigen Verbindlichkeiten in den Sonderposten vorzunehmen. Ana-
log zum Vorgehen bei den Investitionszuwendungen zu AiB im Abrechnungsstau hat die 
Stadtkämmerei für den Jahresabschluss 2021 auch die Erschließungsbeiträge (Beiträge und
Vorausleistungen auf Beiträge) zu AiB im Abrechnungsstau hinsichtlich des Ausweises unter 
den Sonderposten an Stelle der Sonstigen Verbindlichkeiten mittels Umbuchung auf das 
Sachkonto 252118 korrigiert. Die Korrekturbuchung erfolgt gegen das Sachkonto 252211 
„Korrekturkonto Beiträge - keine AiB-Abrechnung“, das unter den Sonstigen Verbindlichkei-
ten ausgewiesen wird. Im Jahresabschluss 2021 erfolgte eine Korrekturbuchung i.H.v. 
12.677.270,93 €. Die Umbuchungen zur Ausweiskorrektur der Stadtkämmerei haben wir im 
Rahmen der analytischen Prüfung der Investitionsfördermittel auf sogenannten „negativen 
Anlagen“ geprüft.

- Umbuchungen (Ausweiskorrektur) i.H.v. 329.521.186,93 € bei den Sonderposten aus 
Zuwendungen
Gemäß § 73 KommHV-Doppik ist bei Inbetriebnahme einer AiB die Umbuchung der für die 
AiB erhaltenen Investitionszuwendungen aus der Bilanzposition Sonstige Verbindlichkeiten 
in die Bilanzposition Sonderposten vorzunehmen. Aufgrund des Abrechnungsstaus bei den 
AiB ist derzeit in vielen Fällen keine Zuordnung der Investitionsfördermittel zu den AHK der 
im einzelnen geförderten Vermögensgegenstände möglich. Um dennoch einen gesetzeskon-
formen Ausweis der Investitionsförderungen im Jahresabschluss zu gewährleisten, hat die 
Stadtkämmerei zum Jahresabschluss 2020 erstmalig den Betrag an Investitionsfördermitteln
zu fertiggestellten, aber noch nicht abgerechneten AiB auf das neu eingerichtete Sachkonto 
250118 umgebucht. Die Umbuchung erfolgt zum Jahresabschluss vom Sachkonto 250411 
„Korrekturkonto Zuwendungen - keine AiB-Abrechnung“ aus der Bilanzposition 4.7 „Sonstige 
Verbindlichkeiten“ in die Bilanzposition 2.1 „Sonderposten aus Zuwendungen“. Zum 01.01. 
des Folgejahres wird die Buchung wieder rückgängig gemacht, da für die korrekte Abbildung 
im Rechnungswesen die Abrechnung der AiB und die Zuordnung der Investitionsfördermittel 
zum geförderten Anlagevermögen erforderlich ist. Für den Jahresabschluss 2021 hat die 
Stadtkämmerei den Betrag an Investitionsfördermitteln zu fertiggestellten, aber noch nicht 
abgerechneten AiB zum Stichtag 31.12.2021 ermittelt und gegen das Sachkonto 250411 ein-
gebucht.  Die Korrekturbuchungen der Stadtkämmerei haben wir im Rahmen der analyti-
schen Prüfung der Investitionsfördermittel auf sogenannten „negativen Anlagen“ geprüft. 

Wie bereits in den Vorjahresprüfungen und in der überörtlichen Prüfung des BKPV (Zeitraum
2006 bis 2011 und 2012 bis 2017) festgestellt, besteht bei der Bilanzposition nach wie vor 
das Risiko, dass keine vollständige bzw. korrekte Bilanzierung im Bereich der Sonderposten 
aus Zuwendungen (derzeit bilanziert unter der Bilanzposition 2.1 „Sonderposten aus Zuwen-
dungen“ i.H.v. 2.774.559.988,27 €, aus Erschließungsbeiträgen (derzeit bilanziert unter der 
Bilanzposition 2.2 „Sonderposten aus Beiträgen und ähnlichen Entgelten“ i.H.v. 
103.504.917,66 €) sowie der Zuwendungen aus der sozialgerechten Bodennutzung und der 
Stellplatzrücklage (derzeit bilanziert unter der Bilanzposition 2.3 „Sonstige Sonderposten“ 
i.H.v. 375.778.479,53 €) erfolgt ist (siehe auch Prüfungsvorbehalt).

Im Bereich der Erschließungsbeiträge, der sozialgerechten Bodennutzung und der Stellplatz-
ablöse sind noch nicht alle Feststellungen aus Vorjahren sowie der überörtlichen Prüfung 
des BKPV umgesetzt. Bei einigen Geschäftsvorfällen, die bereits im Rahmen der Altdaten-
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übernahme in der Eröffnungsbilanz abgebildet waren (beispielsweise Ökokonto), erfolgte bis 
zum 31.12.2021 noch keine abschließende Korrektur bzw. Klärung des Sachverhaltes.

Analytische Prüfung der negativen Anlagen
Zum 31.12.2021 werden Investitionszuwendungen i.H.v. 761.648.972,67 € (Vorjahr: 
730.684.359,52 €) auf sogenannten „negativen Anlagen78“ ausgewiesen. Bei der LHM wer-
den Investitionszuwendungen bis zur Fertigstellung der geförderten Vermögensgegenstände
auf negativen Anlagen in der Anlagenklasse 90100 „Negative Anlagen - AiB“ erfasst, die un-
ter der Bilanzposition 4.6 „Sonstige Verbindlichkeiten“ bzw. 2.3 „Sonstige Sonderposten“79 
ausgewiesen werden (bis zur endgültigen Fertigstellung). Eine Abschreibung und ertrags-
wirksame Auflösung der Investitionszuwendung erfolgt bis dahin nicht. Zum 31.12.2021 bi-
lanziert die LHM Investitionsfördermittel in Höhe von 492.002.791,17 € (Vorjahr: 
468.751.859,08 €) auf 565 negativen Anlagen in der Anlagenklasse 90100. Davon werden 
auf Basis der Anlagenbuchhaltung Investitionsfördermittel in Höhe von 421.096.247,67 € un-
ter den Sonstigen Verbindlichkeiten und in Höhe von 70.906.543,50 € unter den Sonstigen 
Sonderposten ausgewiesen.
Aufgrund des seit Jahren bestehenden Abrechnungsstaus bei den Anlagen im Bau ergibt 
sich korrespondierend dazu ein sogenannter „Passivierungsstau“ bei den Sonderposten.
Mit Fertigstellung der geförderten Vermögensgegenstände werden die Investitionsfördermit-
tel zunächst summarisch auf negative Anlagen in der Anlagenklasse 90000 „Negative Anla-
gen“ umgebucht, die unter der Bilanzposition 2.1 „Sonderposten aus Zuwendungen“ ausge-
wiesen werden. Ab diesem Zeitpunkt beginnt die Abschreibung der Anlagen und die ertrags-
wirksame Auflösung der Investitionszuwendungen. Zum 31.12.2021 bilanziert die LHM In-
vestitionsfördermittel in Höhe von 269.646.181,50 € (Vorjahr: 261.932.500,4 €) auf 271 ne-
gativen Anlagen in der Anlagenklasse 90000 unter den Sonderposten aus Zuwendungen.
Sobald der Zuwendungsschlussbescheid zur Aufteilung der Investitionsfördermittel vorliegt, 
können die Investitionszuwendungen den einzelnen geförderten Vermögensgegenständen 
durch Umbuchung von der negativen Anlage auf die einzelnen geförderten Vermögensge-
genstände zugeordnet werden. In der Ergebnisrechnung werden die Aufwendungen aus der 
Abschreibung der geförderten Vermögensgegenstände durch die Erträge aus der ertrags-
wirksamen Auflösung der Sonderposten per Saldo gemindert.

Der Prüfbericht „Sonderposten des Hoheitsbereiches zum 31.12.2021 - Analytische Prüfung 
der negativen Anlagen" (Az. 9632.0_PG1_037_22) wurde am 21.03.2023 dem Rechnungs-
prüfungsausschuss vorgelegt.

Im Rahmen der Prüfung der Bilanzposition 1.2.7 „Anlagen im Bau“ haben wir für die AiB im 
Abrechnungsstau mit AHK von mehr als 1 Mio. € neben den fehlenden Abschreibungen auch
die fehlenden ertragswirksamen Auflösungen für erhaltene Investitionszuwendungen ge-
schätzt. Hierbei ergab sich ein Betrag i.H.v. rund 10,9 Mio. € (siehe hierzu auch die Ausfüh-
rungen unter Ziffer 15.2.8 des Berichts).

Die Einzelfallprüfung für die Bestandsveränderungen der Sonderposten erfolgte auf Grund-
lage einer bewussten Stichprobenauswahl. Die Stichprobe umfasste 9 Einzelfälle, die im 

78 Negative Anlagen weisen nur den Bestand an Investitionszuwendungen im Haben auf, der zu einem Bilanzausweis auf der 
Passivseite führt. Die AHK der geförderten Vermögensgegenstände werden auf gesonderten Anlagen als AiB im Soll abge-
bildet und in der Bilanz auf der Aktivseite ausgewiesen. Eine systemtechnische Verknüpfung zwischen den AHK und den 
Investitionszuwendungen ist im SAP-System in der Folge in diesem Stadium erst mit Umbuchung auf Anlagevermögen ge-
geben.

79 Investitionszuwendungen aus der SoBoN bzw. der Stellplatzablöse werden bis zur Fertigstellung des geförderten Anlage-
vermögens unter den Sonstigen Sonderposten ausgewiesen.
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Hinblick auf Nachweis, Bewertung und Ausweis überprüft wurden. Wir prüften folgende Ein-
zelfälle:

• Erschließungsbeiträge für die Hohenrechbergstraße
• Unentgeltlicher Erwerb von Verkehrsflächen
• Investitionsfördermittel für das Haus für Kinder in der Elsenheimerstraße
• Investitionszuwendungen für den Neubau der Realschule mit einem Haus für Kinder 

sowie einer Dreifachsporthalle und einer Wohnung für die technische Hausverwal-
tung an der Aschauer Straße 7-11

• Investitionszuwendungen für die Grundschule an der Hermine-von- Parish-Straße 15
• Investitionszuwendungen für die Grundschule und ein Haus für Kinder an der Infante-

riestraße
• Investitionszuwendungen für die Generalinstandsetzung der Grundschule an der 

Feldmochinger Str. 251 (Sanierung auf Raten)
• Zugang eines Flurstücks aus dem Umlegungsverfahren Nr. 84 (Hochmuttingerstraße)
• Stellplatzablösemittel für das Parkhaus am Thomas-Wimmer-Ring

Die zugehörigen Aufwands- und Ertragskonten haben wir auf Plausibilität geprüft (siehe hier-
zu Ziffer 16.6 „Erträge aus der Auflösung von Sonderposten“). Neben der Bilanzposition 
„Sonderposten“ haben wir auch die Bilanzposition „Sonstige Verbindlichkeiten“ in die Prüfung
mit einbezogen, soweit sie erhaltene Zuwendungen ausgewiesen hat.

Bezüglich der nach wie vor nicht ordnungsgemäß bilanzierten Sonderposten haben wir einen
Prüfungsvorbehalt unter der Ziffer „Korrekturen aus der Eröffnungsbilanz und aus den 
Jahresabschlüssen“ formuliert.

Prüfungsergebnisse

 Die Erhöhung der Sonderposten aus Zuwendungen um 84,6 Mio. € ist vor allem zu-
rückzuführen auf die Zunahme der Sonderposten aus Investitionszuschüssen i.H.v. 
82.483.714,34 € (Konto 250100 „Investitionszuschüsse Sopo;Bereich AHK“) sowie 
die Zunahme der Sonderposten aus Schenkungen i.H.v. 38.696.881,04 € (Konto 
251100 „Sonderposten aus Schenkungen; Bereich AHK“).

 Die Stadtkämmerei hat für den Jahresabschluss zum 31.12.2021 Korrekturbuchun-
gen i.H.v. 329.521.186,93 € (Vorjahr: 338.584.549,68 €) zur Richtigungsstellung des 
Bilanzausweises unter den Sonderposten aus Zuwendungen an Stelle der Sonstigen 
Verbindlichkeiten vorgenommen. Für die Korrekturbuchungen hat die Stadtkämmerei 
den von ihr ermittelten Betrag für den Passivierungsstau bei den Investitionszuwen-
dungen des Hoheitsbereiches i.H.v. 329.521.186,93 € zu Grunde gelegt. Der Ausweis
unter den Sonderposten ist zutreffend, da es sich um Investitionszuwendungen zu 
fertiggestelltem Anlagevermögen handelt.

 Die Stadtkämmerei hat für den Jahresabschluss zum 31.12.2021 erstmalig Korrektur-
buchungen i.H.v. 12.677.270,93 € für Erschließungsbeiträge zur Richtigungsstellung  
des Bilanzausweises unter den Sonderposten aus Beiträgen und ähnlichen Entgelten
an Stelle der Sonstigen Verbindlichkeiten vorgenommen. Für die Korrekturbuchungen
hat die Stadtkämmerei den von ihr ermittelten Betrag für den Passivierungsstau bei 
den Investitionszuwendungen aus Erschließungsbeiträgen i.H.v. 12.677.270,93 € zu 
Grunde gelegt. Der Ausweis unter den Sonderposten ist zutreffend, da es sich um Er-
schließungsbeiträge zu fertiggestelltem Anlagevermögen handelt. Damit kann trotz-
dem die ertragswirksame Auflösung nicht erfolgen.

 Die Erschließungsbeiträge aus der Eröffnungsbilanz sind nicht vollständig und z.T. 
nicht korrekt in den Sonderposten erfasst. Ebenso sind die Mittel der Stellplatzver-
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pflichtung und der sozialgerechten Bodennutzung nicht vollständig und z.T. nicht kor-
rekt erfasst und von den sonstigen Sonderposten auf die Sonderposten aus Zuwen-
dungen umverteilt. Dies wurde auch durch die überörtliche Prüfung der Jahresrech-
nungen 2006 bis 2008, der Eröffnungsbilanz zum 01.01.2009 und der Jahresab-
schlüsse 2009 bis 2017 durch den BKPV deutlich. Das Baureferat und die Stadtkäm-
merei klären die Buchungslogiken und Sachverhalte auf.

 Die Umsetzung des neuen Prozesses Ökokonto, der die Ausgleichszahlungen nach 
dem Baugesetzbuch (BauGB) regelt, ist bis jetzt nicht erfolgt. Das Ökokonto wird 
nach wie vor nach den vormaligen Regelungen bebucht und weist nicht den korrek-
ten Wert in der Bilanz 2021 aus.

 Der Abrechnungsstau der AiB hat Auswirkungen auf die Sonderposten (Passivie-
rungsstau). Nach wie vor sind dadurch die ertragswirksamen Auflösungen der Son-
derposten zu niedrig ausgewiesen.

Analytische Prüfung der negativen Anlagen
 Bei 41 negativen Anlagen in der Anlagenklasse 90100 „Negative Anlagen - AiB" sind 

entgegen der Vorgabe für den Geschäftsprozess „Investitionsförderungen bei AiB“ in 
38 Fällen keine und in 3 Fällen nicht die zutreffenden AiB-Nummern in den Anlagen-
bezeichnungen angegeben. In der Folge besteht im SAP-System keine Verbindung 
zwischen den AHK für die geförderten Vermögensgegenstände und den für diese von
externen Dritten erhaltenen Investitionszuwendungen i.H.v. 6.006.838,86 €. Es be-
steht das Risiko, dass Fördermittel in der Anlagenbuchhaltung kalkulatorisch verzinst 
werden, für die noch keine kalkulatorischen Zinsen auf die AHK der geförderten Ver-
mögensgegenstände verbucht werden mit der Folge, dass die kalkulatorischen Zin-
sen auf die Fördermittel in der Kosten- und Leistungsrechnung zu hoch ausgewiesen
werden und damit die Kosten aus der kalkulatorischen Verzinsung fälschlicherweise 
zu gering angesetzt werden. Bei 9 der 41 negativen Anlagen wurden die erforderli-
chen Korrekturen bis zum Abschluss unserer Prüfung bereits vollständig umgesetzt.

 Der Passivierungsstau bei den Investitionsförderungen auf 382 negativen Anlagen in 
der Anlagenklasse 90100 „Negative Anlagen - AiB“ beträgt insgesamt 407.774.196,17
€ (Vorjahr: 405.704.432,70 €). Der größte Anteil entfällt nach dem Betrag der Förder-
mittel auf den Buchungskreis 0125 des Baureferats und nach der Anzahl der negati-
ven Anlagen auf den Buchungskreis 0300 des Referats für Bildung und Sport. In der 
Folge werden für die Investitionsförderungen im Passivierungsstau fälschlicherweise 
keine ertragswirksamen Auflösungen in der Ergebnisrechnung verbucht. Das Jahres-
ergebnis ist um diese Erträge zu niedrig ausgewiesen.

 Die Stadtkämmerei hat den von ihr ermittelten Betrag für den Passivierungsstau bei 
den Investitionszuwendungen und den Beiträgen des Hoheitsbereichs in Höhe von 
405.358.559,26 € bei der Korrektur hinsichtlich des Bilanzausweises von den Sonsti-
gen Verbindlichkeiten in die Sonderposten zu Grunde gelegt. Der Ausweis unter den 
Sonderposten ist zutreffend, da es sich um Investitionszuwendungen bzw. Beiträge 
zu fertiggestelltem Anlagevermögen handelt. Die Stadtkämmerei hat bei der Korrek-
tur des Bilanzausweises der Investitionsfördermittel im Passivierungsstau Fördermit-
tel in Höhe von 197.166.717,44 € auf 77 negativen Anlagen berücksichtigt, die zum 
31.12.2021 bereits einer negativen Anlage in der Anlagenklasse 90000 „Negative An-
lagen“ bzw. fertigen Anlagen hätten zugeordnet werden können. In der Folge wurde 
für diese Fördermittel zwar der Bilanzausweis zutreffend in die Sonderposten korri-
giert, jedoch werden fehlerhafterweise keine entsprechenden ertragswirksamen Auf-
lösungen in der Ergebnisrechnung des Jahres 2021 berücksichtigt.
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 Investitionsfördermittel i.H.v. 77.329.999,98 € auf 36 negativen Anlagen in der Anla-
genklasse 90000 „Negative Anlagen" wurden bis zum 31.12.2021 nicht den geförder-
ten Vermögensgegenständen zugeordnet, obwohl die Zuwendungsschlussbescheide 
bereits vorlagen. In der Folge wurden die Investitionszuwendungen einheitlich über 
die durchschnittliche Nutzungsdauer an Stelle der für die einzelnen Vermögensge-
genstände individuell festgelegten Nutzungsdauern aufgelöst. Dies ist nicht korrekt, 
da ab Vorliegen des Zuwendungsschlussbescheids entsprechend den Vorgaben in 
der KommHV-Doppik die ertragswirksame Auflösung über die Nutzungsdauer der ge-
förderten Vermögensgegenstände zu erfolgen hat. Dies hat zur Folge, dass die er-
tragswirksamen Auflösungen tendenziell zu gering angesetzt werden, da die pau-
schale Auflösung auf Basis der Nutzungsdauer von Gebäuden (60 Jahre) erfolgt und 
die neben den Gebäuden geförderten Außenanlagen über eine geringere Nutzungs-
dauer abgeschrieben werden.

 In 7 Fällen werden Investitionsfördermittel i.H.v. 4.917.453,34 € für Teileigentumser-
werbe in der Anlagenklasse 90000 „Negative Anlagen“ fehlerhafterweise nicht über 
die Restnutzungsdauer der geförderten Vermögensgegenstände aufgelöst, da die 
geförderten Vermögensgegenstände mit abweichenden Aktivierungsdaten erfasst 
wurden. Die negativen Anlagen wurden in allen 7 Fällen mit dem Aktivierungsdatum 
01.01.2021 erfasst, wohingegen die geförderten Vermögensgegenstände Aktivie-
rungsdaten in den Jahren 2005 bis 2016 aufweisen. In der Folge wurden die Erträge 
aus der Auflösung der Sonderposten zu gering angesetzt.

Stichprobenprüfung von Einzelfällen
 Das Flurstück 2641/153 der Gemarkung Perlach im Bereich der Wohnanlage Perla-

cher Forst wurde aufgrund des Wechsels der Straßenbaulast unentgeltlich an die 
LHM übertragen. Gemäß Kaufvertrag vom 02.09.2021 war dieses Flurstück mit der 
zum damaligen Zeitpunkt noch zu vermessenden Teilfläche (gemäß Kaufvertrag ca. 
17.827 m²) Kaufgegenstand. Bis zum Abschluss unserer Prüfung wurde das Flur-
stück noch nicht im Anlagevermögen erfasst. Da Besitz, Nutzen und Lasten an dieser
Teilfläche bereits zum 02.09.2021 auf die LHM übergegangen sind, hätte das Flur-
stück bereits mit der zum Zeitpunkt des Abschlusses des Kaufvertrages angenomme-
nen, aber noch nicht vermessenen, Fläche im Anlagevermögen aktiviert werden müs-
sen. In der Folge ist das Anlagevermögen der LHM nicht vollständig in der Bilanz der 
LHM ausgewiesen.

 Die Rückzahlung des als vergebene Investitionszuwendung bilanzierten Baukosten-
zuschusses i.H.v. 652.293,60 € durch den Zuwendungsnehmer wurde korrekterweise
als Gutschrift auf der Anlage 0300 / 7000939 „Elsenheimerstr. 31, Baukostenzu-
schuss f. HfK“ verbucht. Zum 31.12.2021 wird auf der Anlage 0300 / 7000939 „Elsen-
heimerstr. 31, Baukostenzuschuss f. HfK“ nach der Verbuchung der Rückzahlung ein 
Restbuchwert i.H.v. 67.268,92 € ausgewiesen, obwohl die Betriebserlaubnis aus-
kunftsgemäß zum 31.07.2021 aufgehoben wurde. Es besteht das Risiko, dass die Bi-
lanzierung einer vergebenen Investitionszuwendung für die Kinderbetreuungseinrich-
tung nach Aufhebung der Betriebserlaubnis nicht korrekt ist.

 Weiterhin wird zum 31.12.2021 auf der Anlage 0300 / 7000939 „Elsenheimerstr. 31, 
Baukostenzuschuss f. HfK“ ein Sonderposten für erhaltene Investitionsfördermittel 
vom Land i.H.v. 321.606,84 € bilanziert, obwohl die Betriebserlaubnis des vom Land 
geförderten Vermögensgegenstands auskunftsgemäß zum 31.07.2021 aufgehoben 
wurde. Es besteht das Risiko, dass die Bilanzierung eines Sonderpostens für die ver-
gebene Investitionszuwendung an die Kinderbetreuungseinrichtung nach Aufhebung 
der Betriebserlaubnis nicht korrekt ist.
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 Der Anlage 0425 / 7000096 „503 Stellplätze Tiefgarage Thomas-Wimmer-Ring“ wur-
de fälschlicherweise bis zum Abschluss unserer Prüfung kein Sonderposten aus 
Stellplatzablösemitteln zugeordnet, was gemäß der Anwenderdokumentation „Stell-
platzablöse - nach neuem Baurecht“ spätestens im Jahr 2022 hätte erfolgen müssen,
da die Auszahlung an die Projektgesellschaft im Haushaltsmanagement im Ge-
schäftsjahr 2021 verbucht wurde. Dadurch standen den planmäßigen Abschreibun-
gen des Geschäftsjahres 2022 i.H.v. 362.160,00 € keine ertragswirksamen Auflösun-
gen für die Stellplatzablösemittel gegenüber. In der Folge wurde die Ergebnisrech-
nung fälschlicherweise belastet.

15.11 Sonderposten aus dem Gebührenausgleich (Friedhofsverwaltung und Stra-
ßenreinigung)

Gliede-
rungsziffer
Bilanz

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

2.4 Sonderposten aus dem Gebüh-
renausgleich

724.312,56 51.680,54

davon
Sonderposten Baureferat (BuKr
0125)

0,00 0,00

davon
Sonderposten Gesundheitsre-
ferat (BuKr 0150)

724.312,56 51.680,54

Unter diesem Sonderposten sind die Mehreinnahmen auszuweisen, die sich aus der Gebüh-
renüberdeckung bei kostenrechnenden Einrichtungen ergeben. Bei der LHM werden Kosten-
überdeckungen der kostenrechnenden Einrichtungen „Straßenreinigung“ und „Bestattungs-
wesen“ erfasst.

In der Bilanzposition 2.4 ist ein Sonderposten aus dem Gebührenausgleich i.H.v. 724.312,56
€ (Vorjahr: 51.680,54 €) ausgewiesen. Davon entfallen ein Betrag von 0,00 € auf das Baure-
ferat (Straßenreinigung) und ein Betrag von 724.312,56 € auf das Referat für Gesundheit 
und Umwelt - Friedhofsverwaltung (Bestattungswesen).

Die Bilanzposition 2.4 „Sonderposten aus dem Gebührenausgleich“ hat sich wie folgt entwi-
ckelt (Beträge in €):

01.01.2021 51.680,54 €

Zugänge 728.634,83 €

Abgänge -56.002,81 €

Umbuchungen 0,00

Auflösungen 0,00

Zuschreibungen 0,00

31.12.2021 724.312,56 €
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Es ergab sich ein Anstieg gegenüber dem Vorjahr i.H.v. 672.632,02 € (+1.301,52 %). Dies ist
zurückzuführen auf Zugänge aufgrund eines positiven betriebswirtschaftlichen Betriebser-
gebnisses der kostenrechnenden Einrichtung „Bestattungswesen“, die im Geschäftsjahr 
2021 höher als die Abgänge des Geschäftsjahres 2021 waren.

Die Gebührenüberschüsse stellen eine finanzielle Verpflichtung gegenüber den Gebühren-
zahlern dar. Laut BewertR sind die Gebührenüberschüsse auszuweisen, die sich am Ende 
des Bemessungszeitraumes nach Art. 8 Abs. 6 Bayerisches Kommunalabgabengesetz 
(BayKAG) ergeben.

In der Bilanz wird lediglich der Wert ausgewiesen, der sich durch eine Gebührenüberde-
ckung ergibt. Darüber hinaus sind entsprechende Angaben im Anhang zu vermerken. Zur 
Bestimmung des Wertes werden die Gebührenüber- und -unterdeckungen in einer Neben-
rechnung mitgeführt (= Bestand der Gebührenausgleichsrücklage). Der Wert in der Bilanz 
wird jährlich angepasst. Da zum Zeitpunkt der Erstellung des Jahresabschlusses der Endbe-
stand der Gebührenausgleichsrücklage zum 31.12. des jeweiligen Jahres noch nicht be-
kannt ist, erfolgt der Ausweis im Jahresabschluss auf Basis einer vorläufigen Kalkulation. 
Der Endbestand zum 31.12. des Vorjahres wird erst im Folgejahr auf Basis der endgültigen 
Kalkulation in SAP ERP erfasst.

Die durch die Gebührenüberdeckung vorhandenen Gelder werden bei der LHM in Wertpa-
pieren und / oder in Festgeldern angelegt. Die hieraus resultierenden Zinsen (zum 31.12. in-
terne) werden den Sonderposten für den Gebührenausgleich auf der Passivseite zugeführt.

Wir haben die Position auf Plausibilität geprüft.

Prüfungsergebnisse

➢ Die kostenrechnende Einrichtung „Straßenreinigung“ (BuKr 0125 des Baureferats) 
weist für die Gebührenausgleichsrücklage zum 31.12.2021 unter Berücksichtigung 
der kalkulatorischen Zinsen in der Nebenrechnung des Baureferats einen negativen 
Bestand i.H.v. -3.465.051,95 €. In der Bilanz wird der Sonderposten aus Gebühren-
ausgleich richtigerweise mit 0 € ausgewiesen, da entsprechend § 73 Nr. 3 KommHV-
Doppik ein Sonderposten aus Gebührenausgleich nur für Mehrerlöse zu bilden ist. 
Der Ausweis des Sonderpostens aus Gebührenausgleich bei der Straßenreinigung 
i.H.v. 0,00 € sowie die Angaben im Anhang waren anhand der vorgelegten Unterla-
gen nachvollziehbar.

➢ Die kostenrechnende Einrichtung „Bestattungswesen“ (BuKr 0150 des Gesundheits-
referats) weist für den Sonderposten aus Gebührenausgleich zum 31.12.2021 auf 
Basis der vorläufigen Kalkulation einen Bestand i.H.v. 724.312,56 € aus. Da in der 
vorläufigen Kalkulation keine Zinsveränderung berücksichtigt wurde, wird der im Jah-
resabschluss 2021 angegebene Betrag fälschlicherweise um 8.379,80 € zu hoch 
ausgewiesen. Unter Berücksichtigung der Zinsveränderung hätte sich ein Betrag 
i.H.v. 715.932,76 € ergeben. Der Ausweis des Sonderpostens aus Gebührenaus-
gleich für die kostenrechnende Einrichtung „Bestattungswesen“ sowie die Angaben 
im Anhang der Stadtkämmerei waren anhand der vorgelegten Unterlagen nachvoll-
ziehbar.
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15.12 Rückstellungen für Pensionen und ähnliche Verpflichtungen

Gliede-
rungsziffer 
Bilanz

Bezeichnung Wert zum
31.12.2020

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

3.1 Rückstellungen für Pensionen 
und ähnliche Verpflichtungen

6.469.005.014,08 6.453.311.655,59

15.12.1 Rückstellungen für Pensionen und Beihilfen

Gliede-
rungsziffer 
Bilanz

Bezeichnung Wert zum
31.12.2020

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

3.1 Rückstellungen für Pensionen 
und ähnliche Verpflichtungen

6.469.005.014,08 6.453.311.655,59

3.1.1 Pensionsrückstellungen 5.435.182.039,52 5.437.929.352,87

3.1.2 Rückstellungen für Beihilfe 996.747.064,21 980.688.775,56

Pensionsrückstellungen
Das Personal- und Organisationsreferat berechnet die Pensionsrückstellungen für Beamte 
und Tarifbeschäftigte mit Anspruch auf Eigenversorgung sowohl für Aktive als auch für Ver-
sorgungsempfänger mit Hilfe des Softwareprogramms „Solution Bewertung von Personalver-
pflichtungen“, kurz AddOn genannt. Das Programm greift hierfür auf die Daten aus dem Ge-
haltsabrechnungsprogramm paul@ und eine Aufstellung zu den „Outbounds“80 zu.

Basis für die Berechnung der Pensionsrückstellungen sind die Pensionen, welche die Lan-
deshauptstadt München voraussichtlich bis zum Lebensende des Beschäftigten leisten 
muss. Diese über die Jahre des Ruhestandes zu leistenden Zahlungen werden auf den Zeit-
punkt des Eintritts des Ruhestandes – nach derzeit geltender KommHV-Doppik und BewertR
mit einem Zinssatz von 6 % – abgezinst. Dieser Wert dient als Ausgangspunkt für die Be-
rechnung der Rückstellungshöhe zum jeweiligen Geschäftsjahresende.
Durch den Vergleich des Vorjahresergebnisses für jeden betroffenen Beschäftigten mit dem 
neu berechneten Stand zum Geschäftsjahresende wird vom Personal- und Organisationsre-
ferat – auf Ebene jedes einzelnen Beschäftigten – ermittelt, ob die Rückstellung zu erhöhen 
oder entsprechend aufzulösen ist. Das Personal- und Organisationsreferat ermittelt rechne-
risch die benötigten Zuführungs- und Auflösungsbeträge. Bei den Versorgungsempfängern 
werden bei den errechneten Werten zusätzlich die Inanspruchnahmen des Berichtsjahres 
gegenüberstellt. Dies geschieht nicht auf Einzelpersonenebene, sondern auf Ebene der Bu-
chungskreise (= Summe über alle darin buchhalterisch erfassten Einzelpersonen).

Das AddOn ermittelt den abgezinsten Rückstellungsbedarf zum Stichtag und den Unter-
schiedsbetrag zum Vorjahr. Hierfür greift es auf die Daten aus der Berechnung des Vorjahres
zurück. 

Beamte und Tarifbeschäftigte mit Ansprüchen aus der Eigenversorgung81, die bei Gesell-
schaften der LHM arbeiten, deren Gehaltsabrechnung nicht über paul@ erfolgt, erfasst das 

80 Als „Outbounds“ werden Fälle bezeichnet, bei denen die Beamtin/ der Beamte die Stadt München vor dem 01.01.2011 ver-
lassen haben und für welche die Stadt München noch anteilig die Kosten des Ruhegehalts zu tragen hat.
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AddOn nicht. Diese Beschäftigten erscheinen grundsätzlich erst mit Beginn des Versor-
gungsbezugs in paul@. Eine Erfassung dieser Personen wäre sehr zeitaufwändig, da bei 
den Gesellschaften alle Akten der aktuell Beschäftigten auf mögliche Ansprüche aus der Be-
amten- bzw. Eigenversorgung überprüft werden müssten. In der Eigenversorgung sind nur 
noch Altfälle erfasst, es handelt sich um ein geschlossenes System. Der Rückstellungsbe-
darf zum Stichtag 31.12.2021 beträgt für die Neufälle mit eigenem Versorgungsanspruch, die
bisher nicht erfasst waren, bei den Beamten 4.801.178 €. Dies entspricht 0,075 % der Ge-
samtrückstellung für Pensionen. Bei der Eigenversorgung gab es keine Fälle.

Für die „Outbounds“ liest das AddOn die Daten aus einer Aufstellung ein, in der die Fälle auf-
geführt sind, in denen bisher Erstattungen gezahlt wurden. Für 2015 ergaben sich 2.651 Fäl-
le, in 2016 fielen 2.335 Fälle an, in 2017 war für 2.269 Fälle eine Rückstellung zu bilden und 
in 2018 für 3.525 Fälle. Für das Jahr 2019 sind 3.486 Fälle, für 2020 insgesamt 3.429 Fälle 
aufgeführt und für 2021 ergaben sich 3.339 Fälle. P3 führt zur Zeit eine Statistik um einen 
Trend zu ermitteln.
Über Fälle, für die der neue Dienstherr noch keine Erstattung beantragt hat, liegen keine Da-
ten vor. Diese Fälle können daher nicht erfasst und bei den Rückstellungsberechnungen be-
rücksichtigt werden. Die Zahl dieser Personen ist nicht ermittelbar, da hierfür deutschland-
weit alle öffentlichen Dienstherrn abgefragt werden müssten. 

Die Rückstellungen für Pensionsverpflichtungen haben sich wie folgt entwickelt: 

Stand 01.01.2021 5.437.929.352,87

Zuführung 408.545.426,14

Inanspruchnahmen -394.703.972,68

Auflösung -16.588.766,81

Stand 31.12.2021 5.435.182.039,52

Die Rückstellungen für Pensionen verzeichnen insgesamt einen Rückgang i.H.v. 
2.747.313,35 € bzw. -0,05 % (Vorjahr: Anstieg um +58.096.912,62 € bzw. +1,08 %).

Die Beurteilung der Bewertung und des Nachweises der gebildeten Pensions- und Beihil-
ferückstellung erfolgt in einer eigenen Prüfung. Der Prüfbericht „Rückstellungen für Pensio-
nen und ähnliche Verpflichtungen“ (Az. 9633.02_PG5_004_22) wurde am 21.03 2023 dem 
Rechnungsprüfungsausschuss vorgelegt. 

Beihilferückstellungen
Die Rückstellungen für Beihilfeverpflichtungen sind nur für aktive und pensionierte Beamte 
und deren Angehörige und Hinterbliebene zu bilden. Die Berechnung der Rückstellungen für 
Beihilfe erfolgt (seit 2009) ebenfalls auf Einzelpersonenebene mit einem (grundsätzlich) pau-
schalen Satz (für 2021: 19,43 %; Vorjahr: 19,15 %) auf die errechneten Bestände bei den 
Pensionsrückstellungen der Beamten zum 31.12.2021. Die Pauschale ergibt sich aus dem 
Mittelwert der Beihilfeaufwendungen, die in den jeweils letzten fünf Jahren geleistet wurden. 

81 Bei der Eigenversorgung handelt es sich um eine eigene betriebliche Alters- und Invaliditätsversorgung der Landeshaupt-
stadt München. Von diesem Versorgungssystem erfasst werden nur Arbeiterinnen und Arbeiter, die vor dem 01.01.1978 in 
ein Beschäftigungsverhältnis bei der Landeshauptstadt München eingetreten sind sowie Beschäftigte, die unter Wahrung 
ihrer Anwartschaft auf Eigenversorgung vom Arbeiter- ins Angestelltenverhältnis übernommen wurden.
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Als Zugänge zu den Beihilferückstellungen wurde die Erhöhung zum Vorjahreswert erfasst. 
Im Falle einer Auflösung wird auf den Vorjahresbestand zurückgegriffen und dieser aufge-
löst. 

Die Rückstellungen für Beihilfeverpflichtungen haben sich wie folgt entwickelt: 

Stand 01.01.2021 980.688.775,56 €

Zuführung 87.042.524,18 €

Inanspruchnahmen -68.073.819,88 €

Auflösung -2.910.415,65 €

Stand 31.12.2021 996.747.064,21 €

Die Rückstellungen für Beihilfeverpflichtungen verzeichnen insgesamt einen Anstieg i.H.v. 
16.058.288,65 € bzw. +1,64 % (Vorjahr: 38.458.782,52 € bzw. +4,08 %).

Berechnungszinssatz
Nach § 74 Abs. 1 Nr. 1 KommHV-Doppik i.V.m. Nr. 6.6.2 der BewertR hat die Berechnung 
der Pensionsrückstellungen analog zu den Bestimmungen des HGB (§ 253 Abs. 2 HGB) zu 
erfolgen. Das Revisionsamt hat zu der Frage, ob und inwieweit die Regelungen des Bilanz-
rechtsmodernisierungsgesetzes (BilMoG) anzuwenden sind, eine Anfrage an den Bayeri-
schen Kommunale Prüfungsverband (BKPV) gestellt. Dieser erklärt in seinem Schreiben 
vom 06.09.2010, dass die Regelungen des § 253 Abs. 2 HGB neue Fassung grundsätzlich 
nicht anzuwenden sind. Daher ist auch der Abzinsungsfaktor (6 %) nicht zu ändern und rich-
tet sich weiterhin nach den Regelungen des § 6a Abs. 3 Satz 3 Einkommensteuergesetz 
(EStG) (siehe hierzu Nr. 7.3.3 und Nr. 6.6.2 Abs. 4 BewertR). Der Ansatz eines durchschnitt-
lichen Marktzinssatzes der vergangenen sieben Jahre (nach den Regelungen des BilMoG) 
als Abzinsungsfaktor entfällt somit.
Lediglich für den Erfüllungsbetrag bei den Versorgungsempfängern könnten die Regelungen 
des BilMoG Anwendung finden. Der BKPV führt in seinem Schreiben dazu aus, dass bei die-
ser punktuellen dynamischen Verweisung auf das BilMoG ein Widerspruch zu den Regelun-
gen in Nr. 6.6.2 Abs. 2 BewertR und § 77 Abs. 5 KommHV-Doppik vorliegt. Dieser Wider-
spruch kann abschließend nur vom Gesetzgeber geklärt werden. Dies ist bislang noch nicht 
erfolgt.

Nachdem die Pensionsrückstellungen gemäß § 74 Abs. 1 Nr. 1 KommHV-Doppik i.V.m. Nr. 
6.6.2 der BewertR mit 6 % abgezinst werden, der aktuelle Marktzins derzeit allerdings unter 
6 % liegt, besteht das Risiko, dass die Pensionsrückstellungen in der Realität zu niedrig bi-
lanziert sind.
Da das Risiko einer finanziellen Verpflichtung entstehen kann und im Hinblick auf die Auf-
rechterhaltung der dauernden Leistungsfähigkeit, führt dies zu einem Prüfungsvorbehalt im 
Gesamtbericht zur Prüfung des Jahresabschlusses 2021, da ein Ertrag von 6 % (für die ver-
schiedenen Anlageformen bei der gesetzlichen und der freiwilligen Pensionsrücklagen) zur 
Zeit nicht realisiert werden kann.

Im veröffentlichten Jahresabschluss der Stadtkämmerei zum 31.12.2021 wird auf Seite 135 
folgendes ausgeführt:
„Alternative Bewertung der Pensions- und Beihilferückstellungen anhand des geltenden 
Rechnungszinssatzes HGB:
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Die Pensions- und Beihilferückstellungen für den Gemeindehaushalt der LHM wurden zum 
Stichtag 31.12.2021 mit dem vorgeschriebenen Zinssatz i.H.v. 6 % bewertet.“ Nach der An-
gabe im Anhang der Stadtkämmerei wurden die Pensions- und Beihilferückstellungen alter-
nativ anhand des geltenden Zinssatzes nach HGB (BilMoG) mit 1,37 % bewertet. Es wird 
ausgeführt, dass sich im Ergebnis unter Berücksichtigung dieses Zinssatzes der Bestand der
Pensions- und Beihilferückstellungen zum Stichtag 31.12.2021 von 6,4 Mrd. € um 4,9 Mrd. €
auf 11,3 Mrd. € erhöhen würde. 
Bei dem für die Vergleichsberechnung angesetzten Zinssatz von 1,37 % handelt es sich – 
nach den vorgelegten Unterlagen – um den 7-Jahres-Durchschnittssatz zum 31.05.2022. 
Korrekterweise hätte der 10-Jahres-Durchschnittssatz zum 31.12.2021 (1,87 %) für die Be-
rechnung herangezogen werden müssen.82 Damit ist die berechnete alternative Rückstel-
lungshöhe von 11,3 Mrd. € nicht korrekt.

Prüfungsergebnisse

 Die Pensionsrückstellungen sind i.H.v. 5.435.182.039,52 €  in der Bilanz zum 
31.12.2021 entsprechend der Berechnung des Personal- und Organisationsreferats 
buchhalterisch erfasst und stimmen mit dem Ausweis in der veröffentlichten Bilanz 
überein.

 Die Beihilferückstellungen sind i.H.v. 996.747.064,21 €  in der Bilanz zum 31.12.2021
entsprechend der Berechnung des Personal- und Organisationsreferats buchhalte-
risch erfasst und stimmen mit dem Ausweis in der veröffentlichten Bilanz überein.Die 
Pensionsrückstellungen werden (nach geltenden Kommunalgesetzen) mit 6 % abge-
zinst, während der aktuelle Marktzins derzeit unter 6 % liegt. Damit besteht das Risi-
ko, dass die Pensionsrückstellungen in der Realität zu niedrig bilanziert sind.

 Das Personal- und Organisationsreferat nimmt zum 31.12.2021 eine Vergleichsbe-
rechnung zum aktuellen Zinssatz nach HGB (1,37 %) vor und die Stadtkämmerei 
weist das Ergebnis dieser Berechnung (11,3 Mrd. €) im Anhang aus.

 Der vom Personal- und Organisationsreferat zur Berechnung der alternativen Bewer-
tung der Pensions- und Beihilferückstellungen herangezogene Prozentsatz von 1,37 
% ist der 7-Jahres-Durchschnittssatz zum 31.05.2022. Damit ist die Berechnung 
nicht korrekt. Korrekterweise hätte der 10-Jahres-Durchschnittssatz zum 31.12.2021 
(1,87 %) für die Berechnung herangezogen werden müssen.

15.12.2 Rückstellungen für Altersteilzeit und Sabbatical

Gliede-
rungsziffer 
Bilanz

Bezeichnung Wert zum
31.12.2020

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

3.1 Rückstellungen für Pensionen 
und ähnliche Verpflichtungen

6.469.005.014,08 6.453.311.655,59

3.1.3 Rückstellungen für Altersteil-
zeit und Ähnliches

37.075.910,35 34.693.527,16

davon Rückstellungen für Al-
tersteilzeit

28.898.689,41 27.040.080,02

davon 
Rückstellungen für Sabbatical

8.177.220,94 7.653.447,14

82 Laut § 253 Abs. 2 Satz 1 ist bei der Abzinsung von Rückstellungen für Altersversorgungsverpflichtungen der durchschnittli-
che Marktzinssatz der vergangenen 10 Jahre heranzuziehen.
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Die Bilanzposition beinhaltet die Rückstellungen für Altersteilzeit sowie für Sabbatical für das
Jahr 2021 in der Hoheitsverwaltung inklusive der Betriebe gewerblicher Art (BgA). 

15.12.2.1 Rückstellungen für Altersteilzeit

Altersteilzeitarbeit bedeutet, dass Beschäftigte ab einem bestimmten Lebensalter die Ar-
beitszeit bis zum Beginn des Ruhestands oder der Rente reduzieren. Für die Einbringung 
der Arbeitszeit stehen zwei Varianten zur Verfügung: das Blockmodell und das Teilzeitmodell.

• Im Blockmodell wird zunächst in der Arbeitsphase wie bisher weitergearbeitet. In der 
Freistellungsphase reduziert sich die Arbeitszeit auf Null und die Beschäftigten wer-
den unter Fortzahlung ihrer Vergütung bzw. Bezüge vom Dienst freigestellt. 

• Im Teilzeitmodell arbeiten die Beschäftigten während der gesamten Laufzeit mit einer
reduzierten Arbeitszeit.

• Tarifbeschäftigte erhalten unter Umständen i.R.d. Altersteilzeit eine Abfindung. Eine 
Abfindung wird gezahlt, wenn die Person ihre Altersteilzeit beendet, bevor sie eine 
Altersrente bezieht. Dies betrifft nur Altfälle.

Die Bezüge bzw. Vergütung, die bei Teilzeit wie die Arbeitszeit gekürzt werden, werden aber 
bei der Altersteilzeitarbeit aufgestockt. Durch den Aufstockungsbetrag werden ein Teil der 
Einbußen ausgeglichen.
Die Aufstockungsbeträge sind ab dem Vorliegen eines Vertrages zur Altersteilzeit zurückzu-
stellen und zwar sowohl im Blockmodell als auch im Teilzeitmodell. Beim Blockmodell ist zu-
sätzlich in der Beschäftigungsphase bis zum Beginn der Freistellungsphase ratierlich eine 
Rückstellung für den sogenannten Erfüllungsrückstand aufzubauen. 

Die Ermittlung der Rückstellungen für Altersteilzeit erfolgen ab dem Jahresabschluss 2012 
personenbezogen auch mithilfe des DV-Programms „AddOn“ zu paul@. Das DV-Programm 
zieht die notwendigen Daten aus dem Personalabrechnungssystem paul@ und daraufhin 
wird daraus der Rückstellungsbedarf getrennt nach Zuführungsbetrag, Inanspruchnahme 
und echter Auflösung der Rückstellung ermittelt. 

Die Rückstellungen für Altersteilzeit werden systemseitig durch das „AddOn“ zu paul@ abge-
zinst. 

Die Rückstellungen für Altersteilzeit haben sich wie folgt entwickelt (Beträge in €): 

Stand 01.01.2021 27.040.080,02

Zuführung 20.455.504,03

Inanspruchnahmen -17.966.193,39

Auflösung -630.701,25

Stand 31.12.2021 28.898.689,41

Die Rückstellungen für Altersteilzeit verzeichnen insgesamt einen Anstieg i.H.v. 
1.858.609,39 €  bzw. +6,87 % (Vorjahr: Rückgang i.H.v. -2.463.557,48 €).

Die Beurteilung der Bewertung und des Nachweises der gebildeten Rückstellung für Alters-
teilzeit erfolgt in einer eigenen Prüfung. Der Prüfungsbericht „Rückstellungen für Altersteilzeit



 Prüfung des Jahresabschlusses 2021 Seite 144
__________________________________________________________________________________________

zum 31.12.2021“ (Az. 9633.02_PG5_001_22) wurde am 08.12:2022 dem Rechnungsprü-
fungsausschuss vorgelegt.

Prüfungsergebnisse

 Die Altersteilzeitrückstellungen sind i.H.v. 28.898.689,41 € in der Bilanz zum 
31.12.2021 entsprechend der Berechnung des Personal- und Organisationsreferats 
buchhalterisch erfasst und stimmen mit dem Ausweis in der veröffentlichten Bilanz 
(ausgewiesen zusammen mit den Rückstellungen für Sabbatical) überein.

 Die ermittelten Inanspruchnahmen wurden in 12 von 15 Fällen in richtiger Höhe an-
gesetzt. Bei 3 Fällen hat POR-S1/51 die Inanspruchnahme für das ganze Jahr ange-
setzt und nicht nur für die kürzere Dauer der Freistellungsphase. Die Zuführungen 
sind um 24.330,62 € zu hoch. Damit wurden die Rückstellungen für Altersteilzeit zum 
31.12.2021 um 24.330,62 € zu hoch ausgewiesen. 

15.12.2.2 Rückstellungen für Sabbatical

Das Sabbatical ist ein Modell, bei dem die beschäftigte Person während einer Ansparphase 
auf einen Teil des Gehalts verzichtet, um während der Freistellungsphase ohne Arbeits- bzw.
Dienstleistung weiter ein Gehalt zu beziehen. Die Bedingungen des Sabbaticals werden zwi-
schen Arbeitgeberin / Dienstherrin und Arbeitnehmern / Beamten ausgehandelt und entwe-
der in einem Vertrag oder mit Bescheid festgehalten. Ein einmal vereinbartes Sabbatical 
kann analog zur Altersteilzeit nur in sehr wenigen Fällen rückabgewickelt werden. 
Im Gegensatz zum Urlaub gibt es keinen vom Gesetzgeber automatisch vorgeschriebenen 
Anspruch auf ein Sabbatical und die vor geleistete Arbeitszeit kann nicht verfallen, wie es bei
Urlaubstagen oder Arbeitszeit über dem erlaubten zeitlichen Rahmen möglich ist. 

Beim städtischen Sabbatical handelt es sich um ein Arbeitszeitmodell, das den Beschäftigten
im Rahmen einer befristeten Teilzeit die Möglichkeit eröffnet, in einer Ansparphase Arbeits-
zeit vor zu leisten, die in der anschließenden Freistellungsphase wieder ausgeglichen wird. 
Es bietet damit die Möglichkeit nach einer vorher festgelegten Zeit, in der keine Arbeit / kein 
Dienst zu leisten ist, wieder an seine Stelle zurück zu kehren.83 Zum 31.12.2021 befanden 
sich im Hoheitsbereich der Landeshauptstadt München 303 Personen (Vorjahr: 281) im Ar-
beitszeitmodell Sabbatical.

Die Abteilung P 3 des Personal- und Organisationsreferats war für die Berechnung der 
Rückstellungen für Sabbatical zuständig.

Die Rückstellungen für Sabbatical haben sich wie folgt entwickelt (Beträge in €): 

Stand 01.01.2021 7.653.447,14

Zuführung 3.968.956,48

Inanspruchnahmen -3.355.474,48

Auflösung -89.708,20

Stand 31.12.2021 8.177.220,94

Die Rückstellungen für Sabbatical werden zum 31.12.2021 zentral im Buchungskreis 0099 
i.H.v. 8.177.220,94 € (Vorjahr: 7.653.447,14 €) ausgewiesen. 
83 Siehe auch Beitrag in WiLMA unter „Teilzeit und Beurlaubung“ zur Handhabung des Sabbaticals bei der LHM. 
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Der Ausweis erfolgt zusammen mit den Rückstellungen für Altersteilzeit auf dem Konto 
270200 „Rückstellungen für Altersteilzeit“ unter der Bilanzposition 3.1.3 „Rückstellungen für 
Altersteilzeit und ähnliches“.

Die Rückstellungen werden zusammen auf einem Konto (270200) buchhalterisch erfasst. 
Eine Auswertung der Bestände für beide Rückstellungsarten (Altersteilzeit und Sabbatical) 
ist damit in SAP nicht unmittelbar, sondern nur über eine Auswertung der Buchungstexte 
möglich. Nur so kann ein Einzelabgleich mit den vom Personal- und Organisationsreferat er-
rechneten Beträgen erfolgen.

Die Beurteilung der Bewertung und des Nachweises der gebildeten Rückstellung für Sabba-
tical erfolgt in einer eigenen Prüfung. Der Prüfungsbericht „Rückstellungen für Sabbatical 
2021“ (Az. 9633.02_PG5_002_22) wurde am 21.03 2023 dem Rechnungsprüfungsaus-
schuss vorgelegt.

Im Zuge der Prüfung der Rückstellung für Sabbatical84 wurde für die Höhe der Rückstellung 
zum 31.12.2021 folgendes festgestellt:

Gliederungs-
ziffer 4.2.1

„Übertragung der Daten in die Rückstel-
lungstabellen“

5.564,56 € zu hoch

5.352,38 € zu niedrig

Gliederungs-
ziffer 4.2.3.1

„Generelle Vorgehensweise bei der Be-
rechnung“

19.004,62 € zu hoch

Gliederungs-
ziffer 4.2.3.2

„Berechnung in Einzelfällen“ 22.423,89 € zu hoch

Gliederungs-
ziffer 4.2.3.3

„Übernahme der Ergebnisse in die Rück-
stellungstabellen“

26.716,19 € zu niedrig

Summe 14.924,50 € zu hoch in der 
Bilanz ausge-
wiesen

Gliederungsziffer des Prüfberichts „Rückstellungen für Sabbatical 2021“; Az. 9633.02_PG5_002_22.

Im Rahmen der Prüfung wurde festgestellt, dass die Rückstellungen zum 31.12.2021 (über 
alle Prüfungsfeststellungen hinweg) insgesamt um 14.924,50 € zu hoch in der Bilanz ausge-
wiesen werden. 

Außerdem wurde in Gliederungsziffer 4.2.3.2 „Berechnung in Einzelfällen“ festgestellt, dass 
die gebuchten Inanspruchnahmen um 68.202,10 € zu hoch und die Erträge aus der Auflö-
sung von Rückstellungen um diesen Betrag für 2021 zu niedrig ausgewiesen wurden.

Prüfungsergebnisse

 Für die Berechnung des Rückstellungsbedarfs reichen die von PRISMA gelieferten 
Beginn- und Endedaten des Sabbaticals nicht aus. Das Vorgehen von POR-S1/51 
die detaillierten Daten auch zur Anspar- und zur Freistellungsphase in paul@ nach zu
erheben, schafft die Voraussetzung dafür, dass die für die Berechnung erforderlichen
Daten vorhanden sind.

84 Prüfbericht „Rückstellungen für Sabbatical 2021“; Az. 9633.02_PG5_002_22.



 Prüfung des Jahresabschlusses 2021 Seite 146
__________________________________________________________________________________________

 Die manuelle Korrektur der nicht zutreffenden Daten aus PRISMA birgt das Risiko 
von Fehleinträgen. 

 Ein Fall wurde doppelt in die Gesamtliste übernommen und ein weiterer Fall nicht von
einem Tabellenblatt zum nächsten übertragen. Die Rückstellung ist in diesen Fällen 
um 5.564,55 € zu hoch beziehungsweise um 5.352,38 € zu niedrig und entspricht 
nicht der voraussichtlichen Inanspruchnahme.

 Aufgrund eines Formelfehlers wurde die Inanspruchnahme in 6 Fällen fehlerhaft er-
mittelt, was zu einer insgesamt um 19.004,62 € zu hohen Rückstellung führt. 

 POR-S1/51 hat in einem Fall die Inanspruchnahme fehlerhaft berechnet, so dass die 
Rückstellung um 22.423,89 € zu hoch war. In 3 Fällen hätte POR-S1/51 keine Inan-
spruchnahme ansetzen dürfen, da die Sabbaticals in 2021 nicht mehr bestanden. Die
Auflösung hätte um 68.202,10 € höher sein müssen. 

 Bei 5 von 162 Fällen wurde der Betrag für die Inanspruchnahme nicht korrekt in die 
Berechnungstabelle übernommen. Die Rückstellung wurde deshalb um 26.716,19 € 
zu niedrig angesetzt.

 Die Rückstellungen für Sabbatical sind i.H.v. 8.177.220,94 € in der Bilanz zum 
31.12.2021 entsprechend der Berechnung des Personal- und Organisationsreferats 
buchhalterisch erfasst.

 Nach Berechnung des Revisionsamts erfolgte der Ausweis der Rückstellungen für 
Sabbatical zum 31.12.2021 jedoch um 14.924,50 € (saldiert) zu hoch.

 Der Ausweis der Rückstellungen für Sabbatical erfolgt zutreffend in der Bilanzposition
3.1.3 „Rückstellungen für Altersteilzeit und ähnliches“. 

 Allerdings werden die Rückstellungen für Sabbatical zusammen mit den Rückstellun-
gen für Altersteilzeit auf dem Konto 270200 „Rückstellungen für Altersteilzeit“ erfasst. 
Daher ist derzeit eine Auswertung der Rückstellungsbestände (getrennt für Altersteil-
zeit und Sabbatical) nur über eine Auswertung der Buchungstexte möglich. Dies ist 
aufwendig und fehleranfällig.

 Im Zuge der Prüfung der Rückstellung für Sabbatical85 wurde ebenfalls festgestellt, 
dass die gebuchten Inanspruchnahmen um 68.202,10 € zu hoch und die Erträge aus 
der Auflösung von Rückstellungen um diesen Betrag für 2021 zu niedrig ausgewie-
sen wurden.

 Die Erfassung der Aufwendungen für Sabbaticals erfolgte zusammen mit den Auf-
wendungen für Altersteilzeit auf dem gemeinsamen Konto 621110 „Zuführung zu 
Rückstellungen für Altersteilzeit und dergleichen“. Daher ist derzeit eine Ermittlung 
der jeweiligen Aufwendungen (für Altersteilzeit und Sabbatical) nur über eine Auswer-
tung der Buchungstexte möglich. Dies ist aufwendig und fehleranfällig.

15.13 Sonstige Rückstellungen – Allgemeine Ausführungen

Bei den hier aufgeführten „Sonstigen Rückstellungen“ (= sonstige Rückstellungen im weite-
ren Sinne) handelt es sich zum einen um die Rückstellungen nach § 74 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 
bis Nr. 6 KommHV-Doppik und zum anderen um die Rückstellungen nach § 74 Abs. 1 Satz 2
KommHV-Doppik (= sonstige Rückstellungen im engen Sinne), nämlich um Rückstellungen 
für: 

• Zwecke des Umweltschutzes (z.B. Rekultivierung und Nachsorge geschlossener Ab-
falldeponien, Sanierung von Altlasten),

• ungewisse Verbindlichkeiten im Rahmen des Finanzausgleichs und von Steuer-
schuldverhältnissen auch im Rahmen von BgA ,

85 Prüfbericht „Rückstellungen für Sabbatical 2021“; Az. 9633.02_PG5_002_22.
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• drohende Verpflichtungen aus Bürgschaften, Gewährverträgen und verwandten 
Rechtsgeschäften sowie für anhängige Gerichts- und Widerspruchsverfahren,

• im Haushaltsjahr unterlassene Instandhaltung, die im folgenden Haushaltsjahr nach-
geholt wird, wobei die einzelnen Maßnahmen am Abschlusstag einzeln bestimmt und
wertmäßig beziffert sein müssen,

• Rückstellungen für andere ungewisse, auf Gesetz, Verordnung oder vertraglicher 
Vereinbarung beruhende Verbindlichkeiten (v.a. Rückstellungen für ausstehende 
Rechnungen) und für drohende Verluste aus schwebenden Geschäften, wenn diese 
ihre wirtschaftliche Ursache vor dem Abschlussstichtag haben, dem Grunde oder der 
Höhe nach zum Abschlussstichtag noch nicht genau bekannt sind und der zu leisten-
de Betrag oder der voraussichtliche Verlust wesentlich ist.

Die Sachverhalte für sonstige Rückstellungen sind durch jedes einzelne Referat selbststän-
dig zu ermitteln. Die Stadtkämmerei erhält darüber im Zuge der Jahresabschlussarbeiten 
entsprechende Meldungen, die sie anschließend zentral verbucht.

Zum 31.12.2021 werden sonstige Rückstellungen in den verschiedenen Buchungskreisen 
i.H.v. 783.018.723,80 € (Vorjahr: 946.838.946,06 €) ausgewiesen.

Die Stadtkämmerei hat eine Anwenderdokumentation zur Rückstellungsbildung verfasst, die 
über die Jahre bei Bedarf fortgeschrieben wird. In dieser Anwenderdokumentation wird u.a. 
eine Bagatellgrenze von 500,00 € benannt, unter der – für die Fälle des § 74 Abs.1 Satz 1 
Nr. 1 bis Nr. 5 KommHV-Doppik – keine Rückstellungsbildung zu erfolgen hat. Dabei wurde 
für die Rückstellungen für unterlassene Instandhaltung (§ 74 Abs. 1 Satz 1 Nr. 6 KommHV-
Doppik) eine eigene Bagatellgrenze bestimmt, die – auf Grund der Empfehlung in der Sit-
zung des Rechnungsprüfungsausschusses vom 30.06.2009 – auf 5.000,00 € festgesetzt 
wurde (siehe hierzu auch Ziffer 15.15). Des Weiteren hat unterhalb der Wesentlichkeitsgren-
ze von 5.000,00 €86 für die Fälle des § 74 Abs. 1 Satz 2 KommHV-Doppik ebenfalls keine 
Rückstellungsbildung zu erfolgen. 
Angaben im Anhang sollen – laut der Anwenderdokumentation – erst ab 500.000,00 € nötig 
werden. Die Angaben im Anhang des Jahresabschluss zum 31.12.2021 haben wir auf ihre 
Richtigkeit hin geprüft. 

Im Zuge der Prüfung der Aufwands- und Ertragsrechnung wurden über die nachfolgenden 
Prüfungsergebnisse hinaus Feststellungen zu den sonstigen Rückstellungen getroffen (siehe
hierzu die Ausführungen unter der Ziffer 16.1.2).

Prüfungsergebnisse

 Für folgende Rückstellungssachverhalte erfolgten - wie in den Vorjahren - keine ent-
sprechenden Meldungen / Buchungen durch die einzelnen Referate:

 Rückstellungen für Überstunden und Gleitzeitguthaben, 
 Rückstellungen für Leistungsprämien (LoB)
 Rückstellungen für Dienstjubiläen,
 Rückstellungen für die Aufbewahrung von Geschäftsunterlagen 

(Archivierungsrückstellungen). 
Insofern wird bezüglich der Prüfung der Vollständigkeit und der Bewertung ein Prü-
fungsvorbehalt formuliert. 

 Darüber hinaus zeigen die vergangenen Prüfungen seit 31.12.2006 sowie die erfolgte
Prüfung zum 31.12.2021 auf, dass das bisher gehandhabte Verfahren der Rückstel-

86 Ebenfalls auf Grund der Empfehlung in der Sitzung des Rechnungsprüfungsausschuss vom 30.06.2009.
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lungsmeldung und -buchung Verbesserungspotentiale aufweist. In den einzelnen 
Fachreferaten muss ein entsprechend tiefes und breites Fachwissen vorgehalten 
werden, um auch Nicht-Standardfälle als Rückstellungssachverhalte erkennen zu 
können.

15.14 Sonstige Rückstellungen – Umweltrückstellungen

Gliede-
rungsziffer 
Bilanz

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

3.2 Umweltrückstellungen 0,00 551.812,89

Die Rückstellungen für Zwecke des Umweltschutzes werden für alle Maßnahmen gebildet, 
die der Verhinderung, Beseitigung oder Verringerung von Belastungen der Umwelt durch 
Schadstoffe oder andersartige Belastungen (Lärm, Erschütterungen) dienen. Die Umwelt-
schutzmaßnahmen können der Schadensverhütung, der Schadensbeseitigung oder der 
Schadensbegrenzung dienen. Vor allem werden hierbei Rückstellungen für ungewisse Ver-
bindlichkeiten aus der Sanierung von Altlasten gebildet.

Die Umweltrückstellungen haben sich zum 31.12.2021 wie folgt entwickelt (Beträge in €):

Die Rückstellung im Buchungskreis des BgA Parkhäuser (0177) wird für eine Altlastensanie-
rung anlässlich eines Parkhausverkaufs in 2013 zum 31.12.2020 mit 551.812,89 € ausge-
wiesen. 

Wie bereits im Vorjahr festgestellt ging die zu prüfende Schlussrechnung bezüglich der Alt-
lastensanierung i.H.v. 491.331,68 € mit Schreiben vom 04./07.08.2020 bei der LHM ein. 
Nach Auskunft des Fachbereichs war diese Rechnung bis Anfang Januar 2021 bereits voll-
ständig geprüft. Aufwandswirksam erfasst wurde die Rechnung allerdings erst zum 
03.03.2021 (Buchungsdatum). 
Nachdem die zugehörige Rechnung erst in 2021 aufwandswirksam erfasst wurde, erfolgte 
auch die Inanspruchnahmebuchung in 2021. Der Restbetrag der Rückstellung wurde in 2021
ertragswirksam ausgebucht.

Weitere Fälle für Rückstellungen zum Zwecke des Umweltschutzes wurden zum 31.12.2021 
nicht von den Referaten gemeldet, so dass zum 31.12.2021 keine Rückstellungen für Zwe-
cke des Umweltschutzes ausgewiesen werden.

Prüfungsergebnisse

➢ Da die in 2020 zugegangene Schlussrechnung für die Altlastensanierung erst in 2021
erfasst wurde, erfolgte die Inanspruchnahmebuchung auch erst in 2021. Die Rück-
stellung wurde in korrekter Höhe in Anspruch genommen und der Restbetrag korrek-
terweise ertragswirksam ausgebucht. Die Rückstellung weist zum 31.12.2021 einen 
Wert von 0 € aus.

Buchungskreis Zuführung Auflösung

0177 551.812,89 0,00 -491.331,68 -60.481,21 0,00
Summe 551.812,89 0,00 -491.331,68 -60.481,21 0,00

Stand zum 
31.12.2020

Inanspruch-
nahme

Stand zum 
31.12.2021
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15.15 Sonstige Rückstellungen – Rückstellungen für unterlassene Instandhaltung

Gliede-
rungsziffer 
Bilanz

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

3.3 Rückstellungen für unter-
lassene Instandhaltung

0,00 0,00

Wurden die für ein Jahr beschlossenen Instandhaltungsmaßnahmen nicht durchgeführt oder
abgeschlossen und wird geplant, diese Arbeiten im nächsten Jahr durchzuführen/ zu been-
den, sind Rückstellungen für unterlassene Instandhaltungen zu bilden.87

Als Instandhaltung gelten alle Maßnahmen, die zur Erhaltung des funktionstüchtigen Zustan-
des oder Rückführung in diesen dienen, so dass der Vermögensgegenstand die geforderten 
Funktionen erfüllen kann.88

Seit Ende 2007 bestand – nach Auskunft der Kämmerei – eine Übereinkunft89 mit dem Bau-
referat (als zuständigem Referat für Instandhaltung bei Gebäuden), dass unterlassene In-
standhaltungen ab einem Betrag von 50.000,00 € zu melden sind. 
Mit Entscheidung des RPA am 30.06.2009 bezüglich des Teilberichts Nr. 41 „Prüfung der 
sonstigen Rückstellungen zum 01.01.2007“ wurde beschlossen, dass die Meldegrenze für 
die Rückstellungen für unterlassene Instandhaltungen für den Abschluss zum 31.12.2009 
auf 5.000,00 € gesenkt wird.
Nach den Angaben im Anhang sind Rückstellungen für unterlassene Instandhaltung zu bil-
den, wenn die Maßnahmen aus technischer Sicht im abgelaufenen Geschäftsjahr hätten 
durchgeführt werden müssen. Des Weiteren muss die Maßnahme zwingend im Folgejahr 
durchgeführt und abgeschlossen werden sowie eine Wertgrenze von 5.000,00 € überschrei-
ten. Im Anhang der Stadtkämmerei (Seite 98) wird weiter hierzu ausgeführt, dass die Stra-
ßen, Grünanlagen, Ingenieurbauwerke und Gebäude durch die LHM permanent auf deren 
Zustand und Funktionsfähigkeit untersucht werden. Soweit möglich werden vorhandene 
Schäden dabei zeitnah und im selben Geschäftsjahr behoben. Daher treten die strengen 
Voraussetzungen für die Bildung einer Rückstellung für unterlassene Instandhaltung nur sel-
ten auf.

Die Rückstellungen für unterlassene Instandhaltung haben sich zum 31.12.2021 wie folgt 
entwickelt (Beträge in €):

Rückstellungen für unterlassene Instandhaltung wurden zum 31.12.2021 – wie bereits im 
Vorjahr – nicht gebildet.

87 Vgl. Anwenderdokumentation der Stadtkämmerei zum Thema Rückstellungen, Punkt 9.1 „Definition Instandhaltungsrück-
stellung und Begriffsdefinition“.

88 Vgl. Anwenderdokumentation der Stadtkämmerei zum Thema Rückstellungen, Punkt 9.1 „Definition Instandhaltungsrück-
stellung und Begriffsdefinition“.

89 Welche Voraussetzungen müssen vorliegen, damit wirklich eine unterlassene Instandhaltung vorliegt?

Buchungskreis Zuführung Auflösung

0099 – 0450 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
Summe 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

Stand zum 
31.12.2020

Inanspruch-
nahme

Stand zum 
31.12.2021
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Prüfungsergebnisse

 Es wurden keine Rückstellungen für unterlassene Instandhaltungen gemeldet. Daher 
erfolgte auch kein Ausweis in der Bilanz.

15.16 Sonstige Rückstellungen – Rückstellungen im Rahmen des Finanzausgleichs 
und von Steuerschuldverhältnissen

Gliede-
rungsziffer 
Bilanz

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

3.4 Rückstellungen im Rahmen 
des Finanzausgleichs und von
Steuerschuldverhältnissen

368.868.059,51 477.961.352,69

15.16.1 Sonstige Rückstellungen – Rückstellungen im Rahmen des Finanzausgleichs

Gliede-
rungsziffer 
Bilanz

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

3.4 Rückstellungen im Rahmen 
des Finanzausgleichs und von
Steuerschuldverhältnissen

368.868.059,5190 477.961.352,69

3.4.1 davon
Rückstellungen im Rahmen 
des Finanzausgleichs

142.947.777,0091 180.282.976,00

Der sogenannte Finanzausgleich stellt alle Regelungen dar, die die Verteilung der Einnah-
men und Ausgaben zwischen dem Freistaat Bayern und seinen Kommunen und den Kom-
munalverbänden betreffen. Bestandteile des kommunalen Finanzausgleichs sind dabei die 
Steuerverbünde, die Finanzzuweisungen und die Umlagen. Zu beachten ist, dass die Fi-
nanzströme nicht nur „von oben nach unten“ sondern auch „von unten nach oben“ laufen.92

Die Umlagen werden nach der Leistungsfähigkeit der Kommune bemessen und dienen der 
Umverteilung zwischen den einzelnen kommunalen Ebenen und zwischen Staat und Kom-
mune.

Die Rückstellungen sind zu bilden, um den Umlageaufwand periodengerecht den Erträgen 
zuzuordnen, die sich in der Bemessungsgrundlage der jeweiligen Umlage niederschlagen.
Als Beispiele seien hier die Bezirksumlage (Art. 21 Finanzausgleichsgesetz (FAG)) und die 
Krankenhausumlage (Art. 10 b FAG) genannt. Bei diesen Umlagen ist als Bemessungsgren-
ze das Vorvorjahr relevant. Die Höhe der Umlageverpflichtungen ist somit von den Steuer-
einnahmen des Bemessungsjahres abhängig und daher ist auch der errechnete Umlageauf-
wand diesen Jahren zuzuordnen.

90 Der Betrag wurde mit ergänzter Sitzungsvorlage vom 26.07.2022 von 267.303.522,51 € auf 368.868.059,51 € angepasst. 
91 Der Betrag wurde mit ergänzter Sitzungsvorlage vom 26.07.2022 von 41.383.240,00 € auf 142.947.777,00 € angepasst. 
92 Siehe Anwenderdokumentation der Stadtkämmerei zum Thema Rückstellungen, Punkt 4.1 „Definition“ der Rückstellungen 

für ungewisse Verbindlichkeiten im Rahmen des Finanzausgleichs.
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Die Rückstellungen für ungewisse Verbindlichkeiten im Rahmen des Finanzausgleichs ha-
ben sich zum 31.12.2021 wie folgt entwickelt (Beträge in €):

Werte in €.

Die Rückstellungen im Rahmen des Finanzausgleichs (Bezirks- und Krankenhausumlage) 
haben sich im Vergleich zum Vorjahr um 37.335.199,00 € vermindert. Dies entspricht einem 
Rückgang um rund 20,7 %.

Nachfolgend wird die Entwicklung der Rückstellungen für die Bezirksumlage und für die 
Krankenhausumlage jeweils gesondert dargestellt:

- Rückstellungen im Rahmen des Finanzausgleichs (Bezirksumlage)

Werte in €.

Zum 31.12.2020 waren im Buchungskreis der Allgemeinen Finanz- und Personalwirtschaft 
(0099) insgesamt 176.357.451,00 € als Rückstellungen für die Bezirksumlage (Finanzaus-
gleich) ausgewiesen worden. Dieser Wert betrifft mit 108.316.143,00 € Rückstellungen für 
2019, die in 2021 in voller Höhe zur Auszahlung kamen (und entsprechend buchhalterisch 
erfasst wurden) sowie mit 68.041.308,00 € die Rückstellung für 2020, die in 2022 zur Aus-
zahlung kommen soll.

In 2021 erfolgt die Inanspruchnahme der Rückstellung aus 2019 in voller Höhe 
(108.316.143,00 €) über das Aufwandskonto 681520 „Bezirksumlage“. 

Bei der ursprünglichen Rückstellungsberechnung für 2020 wurden für das Vergleichsjahr 
2022 (das Jahr, in dem die Rückstellung 2020 zur Auszahlung kommt) Planzahlen herange-
zogen. Auf Basis der damaligen Berechnung wurde die entsprechende Rückstellung i.H.v. 
68.041.308,00 € gebildet.
Zum Anfang des Jahres 2022 wurden die Planzahlen neu berechnet. Diese stimmen mit 
dem Bescheid vom 26.04.2022 für die Bezirksumlage 2022 überein. Die neuen Planzahlen 
wurden für eine neue Rückstellungsermittlung herangezogen. Als neuer Bestand der Rück-
stellung für 2020 (die grundsätzlich in 2022 zur Auszahlung kommen soll) wurde zum 
31.12.2021 ein (neuer) Wert von 41.383.240,00 € (statt 68.041.308,00 €) ermittelt, sodass 
die (ursprüngliche) Rückstellung um 26.658.068,00 € herabgesetzt und die entsprechende 
Auflösung zu der Rückstellung zum 31.12.2021 ertragswirksam auf dem Konto 478100 „Er-
träge aus der Auslösung von Rückstellungen“ erfasst wurde. 
Da der Betrag, der in 2022 zur Auszahlung kommen soll und bereits im Zuge der Erstellung 
des Jahresabschlusses der LHM bekannt ist („Bescheid liegt vor“), ist der (neu) berechnete 
Betrag – in Umsetzung der vergangenen Prüfungsfeststellung durch den BKPV – zum 

Zuführung Auflösung

0099 176.357.451,00 142.947.777,00 -41.383.240,00 -108.316.143,00 -26.658.068,00 142.947.777,00
0150 3.925.525,00 0,00 0,00 0,00 -3.925.525,00 0,00

Summe 180.282.976,00 142.947.777,00 -41.383.240,00 -108.316.143,00 -30.583.593,00 142.947.777,00

Buchungs-
kreis

Stand zum 
31.12.2020

Umbuchung in 
die Verbind-

lichkeiten

Inanspruch-
nahme

Stand zum 
31.12.2021

Zuführung Auflösung

0099 176.357.451,00 142.947.777,00 -41.383.240,00 -108.316.143,00 -26.658.068,00 142.947.777,00

Buchungs-
kreis

Stand zum 
31.12.2020

Umbuchung in 
die Verbind-

lichkeiten

Inanspruch-
nahme

Stand zum 
31.12.2021
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31.12.2021 unter den „Sonstigen Verbindlichkeiten vom sonstigen öffentlichen und privaten 
Bereich“ auszuweisen. 
Daher hat die Stadtkämmerei zum 31.12.2021 den (neuen) Bestand i.H.v. 41.383.240,00 € 
aus den Rückstellungen in die sonstigen Verbindlichkeiten umgebucht.

Ebenfalls in 2021 wurde der (Rückstellungs-)Betrag für 2021 i.H.v. 142.947.777,00 € berech-
net, der in 2023 zur Auszahlung kommen wird. Die zugehörigen Aufwendungen wurden auf 
dem Aufwandskonto 681520 „Bezirksumlage“ buchhalterisch erfasst. 

Berichte des BKPV über die überörtliche Prüfung93

Im Bericht des BKPV über die überörtliche Prüfung der Jahresrechnungen 2006 bis 2008, 
der Eröffnungsbilanz zum 01.01.2009 und der Jahresabschlüsse 2009 bis 2011 der Landes-
hauptstadt München“ vom 15.03.2013 wurde angemerkt, dass die Verbindlichkeiten zu nied-
rig ausgewiesen werden: „Zum Zeitpunkt der Erstellung des Jahresabschlusses 2011 lagen 
die Bescheide über die Bezirksumlage und die Krankenhausumlage für das Jahr 2012 bereits
vor, so dass die entsprechenden Umlagen als Verbindlichkeiten aus Transferleistungen hät-
ten ausgewiesen werden müssen. Diese belaufen sich für die Bezirksumlage auf 
426.708.085,51 € und für die Krankenhausumlage nach Art. 10 b FAG auf 22.540.483,00 €.“

Im Bericht des BKPV über die überörtliche Prüfung der Jahresabschlüsse 2012 bis 2017 der 
Landeshauptstadt München vom 03.02.2021 wurde festgestellt, dass die Wertaufhellung bei 
der Bezirks- und Krankenhausumlage weiterhin nicht beachtet wurde.

Die Stadtkämmerei hat im Zuge der Prüfung des Jahresabschlusses zum 31.12.2020 zuge-
sagt, dass zukünftig die Teile bezüglich der Bezirks- und Krankenhausumlage als Verbind-
lichkeiten ausgewiesen werden, deren Höhe feststehen. 

Zum 31.12.2021 hat die Stadtkämmerei dies für die Rückstellung für die Bezirksumlage um-
gesetzt.

In Ziffer I der ergänzten Sitzungsvorlage vom 26.07.2022 zur Bekanntgabe des Jahresab-
schlusses zum 31.12.2021 hat die Stadtkämmerei ausgeführt, dass die versehentlich in die 
Position 4.6 „Sonstige Verbindlichkeiten“ vorgenommenen Buchungen betreffend der Rück-
stellungen für die Bezirksumlage saldiert i.H.v. 101,6 Mio. € korrigiert wurden. Dadurch redu-
zierte sich die Position 3.4.1 „Rückstellungen im Rahmen des Finanzausgleichs“ gegenüber 
2020 lediglich um rund 37,3 Mio. € statt um 138,9 Mio. € wie ursprünglich im Anhang auf 
Seite 135 ausgeführt. Die Änderung wurde dem Finanzausschuss am 26.07.2022 und der 
Vollversammlung am 27.07.2022 mit der Sitzungsvorlage Nr. 20-26 / V 06711 (Ergänzung 
vom 26.07.2022) bekanntgegeben (siehe Ziffer 15.24.1 des Berichts).

93 Im Bericht des BKPV über die überörtliche Prüfung der Jahresrechnungen 2006 bis 2008, der Eröffnungsbilanz zum 
01.01.2009 und der Jahresabschlüsse 2009 bis 2011 der LHM wurde festgestellt, dass für die Erstellung der Jahresab-
schlüsse 2011 und 2012 die Bescheide über die Bezirksumlage und die Krankenhausumlage bereits vorlagen, so dass die 
entsprechenden Umlagen als Verbindlichkeiten aus Transferleistungen hätten ausgewiesen werden müssen. Im Bericht des
BKPV über die überörtliche Prüfung der Jahresabschlüsse 2012 bis 2017 der LHM wurde festgestellt, dass die Wertaufhel-
lung bei der Bezirks- und Krankenhausumlage weiterhin nicht beachtet wurden. 
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- Rückstellungen im Rahmen des Finanzausgleichs (Krankenhausumlage)

Werte in €.

Zum 31.12.2020 waren im Buchungskreis des Gesundheitsreferats (0150) insgesamt 
3.925.525,00 € als Rückstellungen für die Krankenhausumlage (Finanzausgleich) ausgewie-
sen worden. Dieser Wert betrifft in voller Höhe die Rückstellungen für 2020, die in 2022 
(grundsätzlich) zur Auszahlung kommen soll.

Bei der ursprünglichen Rückstellungsberechnung für 2020 wurden für das Vergleichsjahr 
2022 (das Jahr, in dem die Rückstellung 2020 zur Auszahlung kommt) Planzahlen herange-
zogen. Auf Basis der damaligen Berechnung wurde die entsprechende Rückstellung i.H.v. 
3.925.525,00 € gebildet.
Zum Anfang des Jahres 2022 wurden die Planzahlen neu berechnet. Diese stimmen mit 
dem Bescheid vom 06.12.2021 für die Krankenhausumlage 2022 überein. Die neuen Zahlen
wurden für eine neue Rückstellungsermittlung herangezogen. Als neuer Bestand der Rück-
stellung für 2020 (die grundsätzlich in 2022 zur Auszahlung kommen soll) wurde ein (neuer) 
Wert von 0,00 € ermittelt, sodass die (ursprüngliche) Rückstellung in voller Höhe aufzulösen 
ist. Die entsprechende Auflösung der Rückstellung wurde zum 31.12.2021 ertragswirksam 
auf dem Konto 478100 „Erträge aus der Auslösung von Rückstellungen“ erfasst. 

In 2021 wurde der (Rückstellungs-)Betrag für 2021 i.H.v. 3.647.153,00 € berechnet, der in 
2023 zur Auszahlung kommen soll. Die zugehörigen Aufwendungen wurden auf dem Auf-
wandskonto 681210 „Zuwendungen für laufende Zwecke an Land“ buchhalterisch erfasst. 
Die Gegenbuchung erfolgte auf dem Konto 386005 „Andere sonstige Verbindlichkeiten (Ab-
grenzung)“. Im Jahresabschluss der Stadtkämmerei zum 31.12.2021 (Beschluss in der Voll-
versammlung vom 27.07.2022) erfolgt der Ausweis dieses Bestandes unter den „Sonstigen 
Verbindlichkeiten vom sonstigen öffentlichen und privaten Bereich“.

Im Zuge der Prüfung stellte das Revisionsamt fest, dass der (Rückstellungs-)Betrag für 
2021, der unter den „Sonstigen Verbindlichkeiten vom sonstigen öffentlichen und privaten 
Bereich“ im Jahresabschluss ausgewiesen wurde, eigentlich als Rückstellung auszuweisen 
wäre, da in diesem Fall der genaue Betrag, der in 2023 zur Auszahlung kommen soll, noch 
nicht bekannt ist. Damit wurden zum 31.12. die Rückstellungen i.H.v. 3.647.153,00 € zu 
niedrig und die Sonstigen Verbindlichkeiten um diesen Betrag zu hoch ausgewiesen.

Prüfungsergebnisse

Bezirksumlage
 Zum 31.12.2021 wurden die Rückstellungen für die Bezirksumlage (inklusive der 

Nachberechnung auf Basis der korrigierten Planzahlen) in korrekter Höhe – entspre-
chend dem abgestimmten Schema – berechnet. 

 Die Inanspruchnahme erfolgte auf Basis der vorjährigen (korrigierten) Berechnung 
sowie des vorliegenden Bescheides in korrekter Höhe.

 Die Auflösung der Rückstellung bezüglich der Bezirksumlage sowie die Neubildung 
für 2021 erfolgten korrekterweise i.H.d. (Neu-)Berechnungen über das Ertragskonto 

Zuführung Auflösung

0150 3.925.525,00 0,00 0,00 0,00 -3.925.525,00 0,00

Buchungs-
kreis

Stand zum 
31.12.2020

Umbuchung in 
die Verbind-

lichkeiten

Inanspruch-
nahme

Stand zum 
31.12.2021
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478100 „Erträge aus der Auslösung von Rückstellungen“ bzw. das Aufwandskonto 
681520 „Bezirksumlage“.

 Die Bezirksumlage auf Basis des Jahres 2020, die in 2022 ausbezahlt wird, wurde – 
in Umsetzung der vergangenen Prüfungsfeststellung durch den BKPV – zum 
31.12.2021 korrekterweise (i.H.v. 41.383.240,00 €) unter den „Sonstigen Verbindlich-
keiten vom sonstigen öffentlichen und privaten Bereich“  ausgewiesen.

 Die (neue) Rückstellung für ungewisse Verbindlichkeiten im Rahmen des Finanzaus-
gleichs (Bezirksumlage) für 2021 (142.947.777,00 €) wurde zum 31.12.2021 richti-
gerweise unter den „Rückstellungen für ungewisse Verbindlichkeiten im Rahmen des 
Finanzausgleichs“ ausgewiesen.

Krankenhausumlage
 Zum 31.12.2021 wurden die Rückstellungen für die Krankenhausumlage (inklusive 

der Nachberechnung auf Basis der korrigierten Planzahlen) in korrekter Höhe – ent-
sprechend dem abgestimmten Schema – berechnet. 

 Die Auflösung der Rückstellung bezüglich der Krankenhausumlage erfolgte korrekter-
weise i.H.d. (Neu-)Berechnungen über das Ertragskonto 478100 „Erträge aus der 
Auslösung von Rückstellungen“.

 Die Zuführung bezüglich der Krankenhausumlage für die Neubildung 2021 erfolgte 
korrekterweise über das Aufwandskonto 681210 „Zuwendungen für laufende Zwecke
an Land“.

 Der Ausweis der Rückstellungen für die Krankenhausumlage i.H.v. 3.647.153,00 € er-
folgte zum 31.12.2021 fälschlicherweise nicht als Rückstellung sondern als Verbind-
lichkeit (Ausweisfehler).

15.16.2 Sonstige Rückstellungen – Rückstellungen im Rahmen von Steuerschuldver-
hältnissen

Gliede-
rungsziffer 
Bilanz

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

3.4 Rückstellungen im Rahmen 
des Finanzausgleichs und von
Steuerschuldverhältnissen

368.868.059,51 477.961.352,69

3.4.2 davon 
Rückstellungen im Rahmen 
von Steuerschuldverhältnis-
sen

225.920.282,51 297.678.376,69

Die LHM ist auf der einen Seite Steuergläubiger, da sie selber Steuern erhebt.94 Andererseits
kann sie durch ihre BgA auch Steuerschuldner sein, da diese durch die Teilnahme am Wirt-
schaftsgeschehen selber zum Zahlen von Steuern verpflichtet sind.95

Die Rückstellungen für ungewisse Verbindlichkeiten aus Steuerschuldverhältnissen haben 
sich zum 31.12.2021 wie folgt entwickelt:

94 wie z.B. Gewerbesteuer, Grundsteuer A und B, Hundesteuer und die Zweitwohnungssteuer.
95 wie z.B. Gewerbesteuer, Körperschaftsteuer, Solidaritätszuschlag, Umsatzsteuer etc.
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Werte in €.

Zum 31.12.2020 betreffen die Rückstellungen im Rahmen von Steuerschuldverhältnissen 
sowohl Rückstellungen im Rahmen von Steuerrückerstattungen i.H.v. 200.225.008,99 € 
(Vorjahr: 236.597.807,69 €) als auch von Steuer(nach)zahlungen der LHM i.H.v. 
25.695.273,52 € (Vorjahr: 61.080.569,00 €).

15.16.2.1 Rückstellungen für Steuerrückerstattungen

Die Rückstellungen für Steuerrückerstattungen haben sich in 2021 wie folgt entwickelt (Be-
träge in €):

Die Rückstellungen sind im Vergleich zum Vorjahr um 36.372.798,70 € gesunken. Dies ent-
spricht einem Rückgang von -15,4 %.

Zum Vorjahr waren für 5 Fälle Rückstellungen für Steuerrückerstattungen (inklusive Zinsen) 
i.H.v. insgesamt 236.597.807,69 € ausgewiesen.
In 2021 wurden für 1 dieser Fälle der (geänderten) Steuerbescheid erlassen, Entsprechend 
den vorgelegten Unterlagen und Meldungen an die Stadtkämmerei wurden in 2021 dafür ins-
gesamt 36.372.798,70 € in Anspruch genommen und die Rückstellungen damit in voller 
Höhe verbraucht.

Die restlichen 4 Rückstellungen für Steuerrückerstattungen (inklusive Zinsen) wurden unver-
ändert mit insgesamt 200.225.008,99 € in der Bilanz zum 31.12.2021 ausgewiesen.

Die Neuregelung bezüglich der Verzinsung von Steuererstattungen (siehe hierzu Ziffer
15.16.2.2) und des neu zu verwendenden Zinssatzes wurde zum 21. Juli 2022 im Bundesge-
setzblatt bekannt gegeben.96

Laut § 252 Abs. 1 Nr. 4 HGB sind wertaufhellende Tatsachen, die bis zur Erstellung des Jah-
resabschlusses eintreten, zu berücksichtigen. Der Jahresabschluss der LHM muss gemäß 
Art. 102 Abs. 2 GO innerhalb von 6 Monaten (d.h. zum 30.06. des Folgejahres) nach Ab-
schluss des Haushaltsjahres aufgestellt werden. Die Neuregelung vom 21.07.2022 bezüglich
der Verzinsung von Steuererstattungen war für den bis zum Stichtag 30.06.2022 zu erstel-
lenden Jahresabschluss zum 31.12.2021 nicht bekannt. Daher liegt hier kein Fall der 
Wertaufhellung vor, der noch in den Jahresabschluss zum 31.12.2021 mit einzubeziehen 
war. 

96 Bundesgesetzblatt Jahrgang 2022 Teil I Nr. 26 Seite 1142, ausgegeben zu Bonn am 21. Juli 2022.

Buchungskreis Zuführung Auflösung

0099 236.597.807,69 0,00 -36.372.798,70 0,00 200.225.008,99

Stand zum 
31.12.2020

Inanspruch-
nahme

Stand zum 
31.12.2021

Buchungskreis Zuführung Auflösung

0099 236.597.807,69 0,00 -36.372.798,70 0,00 200.225.008,99
0127 60.999.660,00 0,00 -33.640.085,36 -1.676.301,12 25.683.273,52
0176 80.909,00 0,00 0,00 -80.909,00 0,00
0375 0,00 12.000,00 0,00 0,00 12.000,00

Summe 297.678.376,69 12.000,00 -70.012.884,06 -1.757.210,12 225.920.282,51

Stand zum 
31.12.2020

Inanspruch-
nahme

Stand zum 
31.12.2021
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Wir haben die Buchungen bei den Rückstellungen für Steuerrückerstattungen im Buchungs-
kreis der Allgemeinen Finanz- und Personalwirtschaft (0099) vollständig geprüft.

Prüfungsergebnisse

 Entsprechend den Meldungen an die Stadtkämmerei sowie den mitgelieferten Unter-
lagen erfolgte die Inanspruchnahme (36.372.798,70 €) in 2021 in korrekter Höhe.

 Nachdem die Neuregelung bezüglich der Verzinsung von Steuererstattungen bis zum
Ende der Aufstellung des Jahresabschlusses zum 31.12.2021 (Stichtag 30.06.2022) 
noch nicht in Kraft getreten war (Tag der Veröffentlichung im Bundesgesetzblatt am 
21.07.2022), ist nachvollziehbar, dass die Stadtkämmerei die Rückstellungen für Zin-
sen für Steuererstattungen nicht verändert hat.

15.16.2.2 Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts zur Verzinsung von Steuer-
nachforderungen

Das Bundesverfassungsgericht hat im veröffentlichen Beschluss vom 08.07.2021 (1 BvR 
2237/14 und 1 BvR 2422/17) entschieden, dass § 233a AO i. V. m. § 238 Abs. 1 Satz 1 AO 
mit Art. 3 GG unvereinbar ist, soweit der Zinsberechnung für Verzinsungszeiträume ab dem 
01.01.2014 ein Zinssatz von 0,5 % pro Monat zugrunde gelegt wird. Das Finanzministerium 
hat sich mit einem Anwendungsschreiben (BMF-Schreiben) vom 17. September 2021 zur 
Auslegung des Urteils geäußert:

• Für Verzinsungszeiträume vom 1. Januar 2014 bis 31. Dezember 2018 ist das bis-
herige Recht weiter anwendbar (Fortgeltungsanordnung).

• Für Verzinsungszeiträume ab 1. Januar 2019 ist das bisherige Recht als Folge des 
Verstoßes gegen Art. 3 GG unanwendbar (Anwendungssperre).

Insoweit wurde der Gesetzgeber verpflichtet, eine Neuregelung bis zum 31.07.2022 zu tref-
fen, die sich rückwirkend auf alle Verzinsungszeiträume ab dem Jahr 2019 und auf alle 
noch nicht bestandskräftigen Hoheitsakten (hinsichtlich Zinsfestsetzungen) erstreckt. 
Gemäß BMF Schreiben dürfen für Verzinsungszeiträume ab dem 1. Januar 2019 keine neue
Nachzahlungs- und Erstattungszinsen auf dieser Grundlage festgesetzt werden, sie werden 
ausgesetzt und durch die rückwirkende Gesetzesänderung beseitigt. Vor Veröffentlichung 
der BVerfG-Entscheidung unanfechtbar gewordene Zinsfestsetzungen, bei denen Zinsen 
(ggf. auch) für Veranlagungszeiträume ab 01.01.2019 berücksichtigt wurden, sind wegen der
Entscheidung des BVerfG weder aufzuheben noch zu ändern, sie genießen Bestandskraft. 
Ebenfalls sind Ansprüche des Zinsschuldners gegen die Finanzbehörde aus ungerechtfertig-
ter Bereicherung hinsichtlich bereits entrichteter Zinsen ausgeschlossen.

Eine Neuregelung wurde im Zweiten Gesetz zur Änderung der Abgabenordnung und des 
Einführungsgesetzes zur Abgabenordnung vom 12. Juli 2022 (Bekanntgabe am 
21.07.2022)97 getroffen. Der Zinssatz für Nachzahlungs- und Erstattungszinsen beträgt nach 
§ 233a Abgabenordnung monatlich 0,15 % (1,8 % für ein Jahr).

Prüfungsergebnisse

 Zum Jahresabschluss zum 31.12.2020 wurden die Rückstellungen für Zinsen noch 
mit den von der Finanzverwaltung vorgegebenen 6 % verzinst. 

97 Bundesgesetzblatt Jahrgang 2022 Teil I Nr. 26 Seite 1142, ausgegeben zu Bonn am 21. Juli 2022.
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 Der Beschluss des Bundesverfassungsgerichts vom 08.07.2021 und das BMF-
Schreiben vom 17. September 2021 erfolgte erst nach Erstellung des Jahresab-
schlusses 2020. 

 Bei der LHM sind für die Verzinsungszeiträume ab dem 01.01.2019 alle bis zum 
31.12.2020 noch offenen Rückstellungsfälle betroffen. 

 Die Bekanntgabe der Neuregelung bezüglich der Verzinsung von Steuerrückerstat-
tungen und Steuernachzahlungen erfolgte vom Gesetzgeber am 12. Juli 2022 mit Be-
kanntgabe im Bundesgesetzblatt am 21.07.2022.

 Mit dem Inkrafttreten der Regelungen bezüglich der Verzinsung von Steuerrückerstat-
tungen und Steuernachzahlungen (1,8 % auf ein Jahr) zum 22.07.2022 (rückwirkend 
für alle offenen Fälle ab dem Jahr 2019) besteht nun Rechtssicherheit bezüglich der 
Berechnung der Zinsen.

 Ab dem Jahresabschluss zum 31.12.2022 kann diese Regelung durch die LHM nun 
umgesetzt werden.

15.17 Sonstige Rückstellungen – Rückstellungen für drohende Verpflichtungen aus 
Bürgschaften, Gewährverträgen und verwandten Rechtsgeschäften sowie an-
hängigen Gerichts- und Widerspruchsverfahren

Gliede-
rungsziffer 
Bilanz

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

3.5 Rückstellungen für drohende 
Verpflichtungen aus Bürg-
schaften, Gewährverträgen 
und verwandten Rechtsge-
schäften sowie anhängigen 
Gerichts- und Widerspruchs-
verfahren

6.423.798,52 5.162.430,79

Die Rückstellungen für drohende Verpflichtungen aus anhängigen Gerichts- und Wider-
spruchsverfahren sind für sog. Prozessrisiken zu bilden. Diese Rückstellung ist erst dann zu 
bilden, wenn am Bilanzstichtag bereits ein Prozess oder Widerspruch anhängig und ernst-
haft mit dessen Unterliegen zu rechnen ist. Dabei kann es sich sowohl um solche Verfahren 
handeln, in denen die LHM Klägerin ist, wie auch um solche Verfahren, bei denen die LHM 
Beklagte ist. Zurückgestellt werden die eigentlichen Prozesskosten98 sowie die beim Unter-
liegen in der Streitsache selbst entstehenden Aufwendungen aus der Inanspruchnahme 
durch den Prozessgegner (z.B. Schadenersatzforderungen), so dass die Rückstellungen das
gesamte Kostenrisiko99 umfassen. 
Dagegen dürfen solche Aufwendungen des Rechtsstreits nicht zurück gestellt werden, bei 
denen es sich um aktivierungsfähige Herstellungsnebenkosten100 handelt. 

Die Rückstellungsmeldungen erfolgen durch die Referate an die Stadtkämmerei und werden
dann im jeweiligen Buchungskreis buchhalterisch erfasst. Bei übergreifenden Sachverhalten 
führen das Baureferat sowie das Personal- und Organisationsreferat (für andere Referate) 

98 Anwaltskosten, Gerichtskosten, Gutachterkosten, Fahrtkosten etc.
99 In den Prozesskosten sind nur die Kosten der jeweiligen Instanz zu berücksichtigen (BFH 06.12.1995, I R 14/95).
100 Zu den Herstellungsnebenkosten gehören Prozesskosten, die im Interesse der Beseitigung von Baumängeln entstanden 

sind.
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Gerichts- und Widerspruchsverfahren. Falls für diese Gerichts- und Widerspruchsverfahren 
Rückstellungen zu bilden sind, ermitteln sie den Bedarf sowie die Höhe und teilen Neubil-
dungen, Inanspruchnahmen und Auflösungen den einzelnen Referaten mit. 
Die Rückstellungen für drohende Verpflichtungen aus Bürgschaften, Gewährverträgen und 
verwandten Rechtsgeschäften sowie anhängigen Gerichts- und Widerspruchsverfahren be-
treffen ausschließlich zum 31.12.2021 anhängige Gerichts- und Widerspruchsverfahren. Die-
se werden auf den SAP-Konten 282000 „Rückstellungen für ungewisse Verb. aus Gerichts-
u.Widerspruchsverfahren“ und Konto 282001 „282001 „Rückstellungen für ungewisse Ver-
bindlichkeiten aus Gerichts- und Widerspruchsverfahren – WBG/SVH“ buchhalterisch erfasst
und haben sich wie folgt entwickelt (Beträge in €):

Zum 31.12.2021 wird auf dem Konto 282000 „Rückstellungen für ungewisse Verbindlichkei-
ten aus Gerichts- und Widerspruchsverfahren“ ein Gesamtbetrag i.H.v. 6.365.798,52 € (Vor-
jahr: 5.162.430,79 €) ausgewiesen. Die Rückstellungen haben sich im Vergleich zum Vorjahr
um 1.203.367,73 (+23,3 %) erhöht.
Es erfolgten Zuführungen i.H.v. insgesamt 3.290.868,38 €, denen Inanspruchnahmen i.H.v. 
254.065,63 € und Auflösungen i.H.v. 1.833.435,02 € gegenüberstehen. Die höchste Zufüh-
rung mit 1.329.811,74 und die höchste Inanspruchnahme mit 847.106,81 zeigte sich im Bu-
chungskreis 0325 (Sozialreferat). 

Die Rückstellungen zum 31.12.2021 verteilen sich auf 13 Buchungskreise. Die höchsten 
Rückstellungen sind im Buchungskreis 0325 (Sozialreferat) mit einem Gesamtbetrag i.H.v. 
2.567.944,90 € erfasst, gefolgt vom Buchungskreis 0300 (Referat für Bildung und Sport) mit 
einem Gesamtbetrag i.H.v. 990.571,22 € und dem Buchungskreis 0200 (Kreisverwaltungsre-
ferat) mit einem Betrag i.H.v. 779.945,85 €.

In 2021 erfolgten Umbuchungen zwischen den einzelnen Buchungskreisen:
• Aus dem Buchungskreis 0200 (Kreisverwaltungsreferat) gingen insgesamt 14 Fälle 

mit einem Gesamtwert von 180.000,00 € auf das zum 01.01.2021 neu gegründete 
Mobilitätsreferat (Buchungskreis 0425) über. Daher wurde der Buchungskreis 0425 in
2021 erstmals bebucht. Alle zugehörigen Rückstellungsfälle wurden in 2021 auf den 
Buchungskreis 0425 übertragen.

• Weiter gingen 50 Fälle mit einem Gesamtbetrag von 25.968,37 € aus dem Bu-
chungskreis 0250 (Personal- und Organisationsreferat) auf den Buchungskreis 0200 
(Kreisverwaltungsreferat) über. Es handelt sich hierbei um Rückstellungen für 
Rechtsstreitigkeiten wegen Mehrarbeit bei der Feuerwehr. Die Nebenforderungen 
(Prozesszinsen) wurden bis zum 31.12.2020 im Buchungskreis 0250 (Personal- und 
Organisationsreferat) mit ausgewiesen und wurden in 2021 zu den Fällen der einge-
klagten Mehrarbeit (ausgewiesen im Buchungskreis 0200 für die Branddirektion) um-
gebucht.

• Aus dem Buchungskreis 0250 (Personal- und Organisationsreferat) gingen darüber-
hinaus jeweils 1 Fall auf den Buchungskreis 0125 (Baureferat) und auf den Bu-
chungskreis 0300 (Referat für Bildung und Sport) über. Es handelte sich ebenfalls 
um Rückstellungen für Prozesszinsen, die zu den Fällen umgebucht wurden.

Buchungskreis Zuführung Auflösung

0099 – 0450 5.162.430,79 3.348.868,38 -254.065,63 -1.833.435,02 6.423.798,52

Stand zum 
31.12.2020

Inanspruch-
nahme

Stand zum 
31.12.2021
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Zum 31.12.2021 werden auch Rückstellungen für Gerichts- und Widerspruchsverfahren bei 
den Wohnungsbaugenossenschaften i.H.v. 58.000,00 € in der Bilanz der LHM ausgewiesen. 
Diese stehen im Zusammenhang mit den von den Wohnbaugesellschaften für die LHM ver-
walteten Wohnungen. Diese werden richtigerweise auf dem SAP-Konto 282001 „Rückstel-
lungen für ungewisse Verbindlichkeiten aus Gerichts- und Widerspruchsverfahren – WBG/
SVH“ buchhalterisch erfasst.

Prüfung Rückstellungsspiegel 
Bei den Rückstellungen für Gerichts- und Widerspruchsverfahren sind neben dem Streitwert 
(Wert, der in einem gerichtlichen Prozess verhandelten Sache) auch die eigentlichen Pro-
zesskosten wie beispielsweise Anwaltskosten, Gerichtskosten, Fahrtkosten, Personalkosten,
Gutachterkosten etc. bei der Berechnung der Höhe des Rückstellungsbetrages zu berück-
sichtigen. Um die Grundlage und Höhe der gebildeten Rückstellungen beurteilen zu können, 
ist im verpflichtend zu verwendenden Muster-Rückstellungsspiegel der Stadtkämmerei für 
diese Rückstellungen unter anderem die Angabe des Streitwertes als durch die Referate zu 
befüllendes Mussfeld (Pflichtfeld) definiert. Anderenfalls besteht das Risiko, dass der Aus-
weis im Jahresabschluss nicht in korrekter Höhe erfolgt.

Wir haben die von den Referaten erhaltenen Rückstellungsspiegel dahingehend ausgewer-
tet, ob bei den zum 31.12.2021 bestehenden Rückstellungen für Gerichts- bzw. Prozesskos-
ten (ausgewiesen auf dem SAP-Konto 282000) das Pflichtfeld „Streitwert“ durch die melden-
den Referate ausgefüllt war. In die Auswertung haben wir über alle Referate die seit 2014 bis
2021 gebildeten Rückstellungen einbezogen, die zum 31.12.2021 einen Bestandswert > 0 € 
ausweisen. 

Prüfungsergebnisse

 Zum 31.12.2021 bestehen auf dem Konto 282000 „Rückstellungen für ungewisse 
Verbindlichkeiten aus Gerichts- und Widerspruchsverfahren“ Rückstellungen mit ei-
nem Gesamtbetrag i.H.v. 6.365.798,52 € (Vorjahr: 5.162.430,79 €). Die Rückstellun-
gen haben sich im Vergleich zum Vorjahr um 1.203.367,73 (+23,3 %) erhöht.

 Die erfolgten Umbuchungen der Rückstellungen auf dem Konto 282000 zwischen 
den Buchungskreisen waren nachvollziehbar. 

 Unsere Auswertung der Rückstellungsspiegel der Referate zeigte für die zum 
31.12.2021 bestehenden 356 Rückstellungen für ungewisse Verbindlichkeiten aus 
Gerichts- und Widerspruchsverfahren“ mit einer Gesamthöhe von 6.365.798,52 €, 
dass in 54 Fällen (für Rückstellungen i.H.v. 1.524.251,42 €) in den Rückstellungs-
spiegeln die verpflichtende Angabe des Streitwerts fehlte. Davon betroffen waren 
auch 12 der in 2021 neu gebildete Rückstellungen i.H.v. 774.635,80 €. Fehlt die An-
gabe des Streitwerts, kann der zurückgestellte Betrag durch die Stadtkämmerei nicht 
plausibilisiert werden. Damit besteht das Risiko, dass der Ausweis im Jahresab-
schluss nicht in korrekter Höhe erfolgt.
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15.18 Sonstige Rückstellungen – sonstige

Gliede-
rungsziffer 
Bilanz

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

3.6 Sonstige Rückstellungen 407.726.865,77 463.163.349,69

Die sonstigen Rückstellungen der Position 3.6 bilden die Rückstellungen nach § 74 Abs. 1 
Satz 2 KommHV-Doppik ab und teilen sich auf in Rückstellungen für ausstehende Rechnun-
gen sowie sonstige Rückstellungen (z.B. Rückstellungen für Betriebsmittelzuschüsse, Rück-
stellungen aus Rückbau- oder Entfernungsverpflichtungen). Seit 2018 werden auch Rück-
stellungen für nicht genommenen Urlaub (Urlaubsrückstellungen) gebildet.

Zum 31.12.2021 wird die Bilanzposition 3.6 „Sonstige Rückstellungen“ mit einem Bestand 
i.H.v. 407.726.865,77 € (Vorjahr: 463.163.349,69 €) ausgewiesen. Die Position hat sich um 
rund 55,4 Mio. € (-12,0 %) verringert. 

15.18.1 Rückstellungen für ausstehende Rechnungen

Gliede-
rungsziffer 
Bilanz

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

3.6 Sonstige Rückstellungen 407.726.865,77 463.163.349,69

davon
Rückstellungen für ausstehen-
de Rechnungen

70.348.952,65 64.218.238,75

Rückstellungen für ausstehende Rechnungen betreffen solche Fälle, in denen im abgelaufe-
nen Jahr Lieferungen oder Leistungen für die LHM erbracht wurden und bei denen bis zum 
Buchungsschluss für das abschließende Geschäftsjahr keine Rechnungen eingegangen sind
und verbucht wurden. Rückstellungen für ausstehende Rechnungen dürfen nur für Aufwen-
dungen gebucht werden, nicht jedoch für Rechnungen, die AHK für Anlagevermögen betref-
fen.101

Die Rückstellungen für ausstehende Rechnungen werden auf den SAP-Konten 282010 
„Rückstellungen für ausstehende Rechnungen“ und 282010 „Rückstellungen für ausstehen-
de Rechnungen – WBG“ buchhalterisch erfasst. 

Die Rückstellungen für ausstehende Rechnungen (Konto 282010) haben sich in 2021 wie 
folgt entwickelt (Beträge in €):

101 Siehe Beck'scher Bilanzkommentar Rn. 100 „Anschaffungs- und Herstellungskosten“ zu § 249 HGB, 4. Auflage.

Buchungskreis Zuführung Auflösung

0099 – 0400 63.486.427,75 66.734.136,51 -48.136.046,68 -12.592.030,47 69.492.487,11

Stand zum  
31.12.2020

Inanspruch-
nahm e

Stand zum  
31.12.2021
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Die Rückstellungen für ausstehende Rechnungen sind im Vergleich zum Vorjahr insgesamt 
um 6,0 Mio. € (+9,5 %) angestiegen.

Unsere Stichprobenprüfung umfasste Rückstellungssachverhalte gegenüber fremden Ver-
tragspartnern in ausgewählten Buchungskreisen. 

Prüfungsergebnisse

 Im Baureferat wurden für die Entleerung und Auszählung der Wechselkassetten bei 
Parkscheinautomaten zum 31.12.2020 eine Rückstellung für ausstehende Rechnun-
gen (Angabe laut Rückstellungsspiegel 2021: September bis Dezember 2020) i.H.v. 
130.000,00 € gebucht. In 2021 wurde diese Rückstellung in voller Höhe in Anspruch 
genommen. Dafür meldete das Baureferat die Rechnungen für September bis No-
vember 2020 (in Summe 130.828,52 €) als Grundlage für die Inanspruchnahme.
Die Rechnung für September 2020 wurde zum 31.12.2020 allerdings als sonstige 
Verbindlichkeit in der Bilanz der LHM ausgewiesen. Die Angabe im Rückstellungs-
spiegel 2021, dass sie Teil der Rückstellung zum 31.12.2020 (130.000,00 €) wäre, 
war damit nicht korrekt. Die Meldung bezüglich der Inanspruchnahme der Rückstel-
lung war damit zu hoch. Es hätten die Rechnungen für Oktober bis Dezember 2020 
(in Summe 118.894,98 €) zugrunde gelegt werden müssen. Auf dieser Basis wäre die
Rückstellung i.H.v. 118.854,98 € in Anspruch genommen worden und der Restbetrag 
i.H.v. 11.145,02 € hätte ertragswirksam ausgebucht werden müssen. 

 Zum 31.12.2021 wurden im Baureferat (nach den Angaben im Rückstellungsspiegel 
2021) für ausstehende Rechnungen für die Monate Juni, Oktober, November und De-
zember insgesamt 150.000,00 € als Rückstellungen gebildet. Die Rechnung für den 
Monat September 2021 (Rechnungsbetrag 37.588,30 €) war nicht Teil der Rückstel-
lung. 
Die Prüfung ergab, dass für ausstehende Rechnungen für Juni, September bis De-
zember 2021 insgesamt 180.004,47 € in 2022 buchhalterisch erfasst wurden. Somit 
war die Rückstellung zum 31.12.2021 um rund 30 T€ zu niedrig ausgewiesen wor-
den. Dies entspricht in etwa der Rechnung für den September 2021 (Rechnungsbe-
trag 37.588,30 €). Die Rechnungen für Juni, September und Oktober 2021 
(109.467,75 €) gingen zwischen dem 15.12.2021 und dem 20.01.2022 bei der LHM 
ein. Sie hätte demnach als sonstige Verbindlichkeit und nicht als Rückstellung durch 
das Baureferat an die Stadtkämmerei gemeldet werden müssen (Ausweisfehler).

 Im Baureferat wurden zum 31.12.2021 für ausstehende Rechnungen „Winterdienst“ 
insgesamt 1.000.000,00 € als Rückstellungen gebildet. 
Die Prüfung ergab, dass für ausstehende Rechnungen 2021 insgesamt 1.518.697,32
€ in 2022 buchhalterisch erfasst wurden. Somit war die Rückstellung zum 31.12.2021
um rund 0,5 Mio. € (51,9 %) zu niedrig ausgewiesen worden.  Die ermittelten Rech-
nungen gingen zwischen dem 20.12.2021 und dem 17.01.2022 bei der LHM ein. Sie 
hätte demnach als sonstige Verbindlichkeit und nicht als Rückstellung durch das Bau-
referat an die Stadtkämmerei gemeldet werden müssen (Ausweisfehler).

 Zum 31.12.2020 wurde im Baureferat eine Rückstellung für ausstehende Rechnun-
gen für die Einleitung von Regenwasser in städtische Abwasserkanäle i.H.v. 
400.000,00 € gebildet. Die Rückstellung wurde in 2021 in Höhe der Rechnungsstel-
lung durch die MSE mit 304.346,64 € in Anspruch genommen. Der Restbetrag der 
Rückstellung (95.653,36 €) wurde ertragswirksam aufgelöst.
Allerdings wurde bei der Inanspruchnahme auch der Teil der Rechnung, der das Jahr 
2021 betraf (94.183,44 €) vom Baureferat gemeldet und durch die Stadtkämmerei 
entsprechend gebucht. Dies ist nicht korrekt.
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Der Anteil für 2021 (94.183,44 €) hätte ebenfalls ertragswirksam aufgelöst werden 
müssen. Daher wurden die Erträge aus der Auflösung von Rückstellungen um diesen
Betrag zu niedrig ausgewiesen, während die korrespondierenden Aufwendungen um 
diesen Betrag zu hoch entlastet wurden.
Der Vergleich der ursprünglichen Rückstellungsbildung (400.000,00 €) mit der tat-
sächlich zu buchenden Inanspruchnahme (210.163,20 €) zeigt, dass die Rückstellung
zum 31.12.2020 um 189.836,80 € (47,5 %) zu hoch gebildet wurde.

 Zum 31.12.2021 wurde im Baureferat eine Rückstellung für ausstehende Rechnun-
gen für die Einleitung von Regenwasser in städtische Abwasserkanäle i.H.v. 
500.000,00 € gebildet. Die Rückstellung wurde in 2022 in korrekter Höhe mit 
295.774,44 € in Anspruch genommen. Der Restbetrag der Rückstellung 
(204.225,566 €) wurde korrekterweise in 2022 ertragswirksam aufgelöst.
Der Vergleich der ursprünglichen Rückstellungsbildung (500.000,00 €) mit der Inan-
spruchnahme (295.774,44 €) zeigt, dass die Rückstellung zum 31.12.2021 um 
204.225,56 € (40,8 %) zu hoch gebildet wurde.

 Im Baureferat wurde für ausstehende Rechnungen „Handyparken“ der Rückstel-
lungsbetrag mit 280.000,00 € zum 31.12.2021 in der Bilanz der LHM ausgewiesen.
Zum Meldezeitpunkt (31.01.2022) war allerdings der genaue Rechnungsbetrag 
(350.905,70 €) dem Baureferat bereits bekannt. Daher hätte der genaue Betrag ge-
meldet werden können. Nachdem die Rechnung zum Meldezeitpunkt (31.01.2022) 
bereits dem Baureferat vorlag, hätte der Fall nicht als Rückstellung, sondern als 
sonstige Verbindlichkeit vom Baureferat an die Stadtkämmerei gemeldet werden 
müssen (Ausweisfehler).

 Zum 31.12.2020 wurden im Baureferat insgesamt Rückstellungen für ausstehende 
Rechnungen von Seiten der MSE i.H.v. insgesamt 325.000,00 € ausgewiesen. Diese 
Rückstellungen betrafen mit 50.000,00 € den Ausgleich von Urlaubs- und Überstun-
denansprüchen von 8 Personen beim Wechsel des Arbeitgebers von der LHM hin zur
MSE. Mit weiteren 125.000,00 € waren die anteiligen Personalkosten für die Beset-
zung der Infothek im Neuen Technischen Rathaus (NTR) für die Jahre 2013 bis 2017 
zurück gestellt worden. Für diese Infothek-Kosten wurden auch Rückstellungen für 
die Jahre 2018 bis 2020 i.H.v. jeweils 50.000,00 € zurück gestellt.
Die ursprünglich gebildete Rückstellung von 50.000,00 € für Ausgleichszahlungen für 
Urlaub/Überstunden wurde mit dem vollen Betrag der Rechnungsstellung (51.437,70 
€) in Anspruch genommen. Damit wurde die Rückstellung um 1.437,70 € höher in An-
spruch genommen, als sie ursprünglich gebildet wurde. Dies ist nicht korrekt.
Die ursprünglich gebildeten Rückstellungen von 150.000,00 € für die anteiligen Kos-
ten bei der Infothek wurden mit dem vollen Betrag der Rechnungsstellung 
(176.405,42 €) in Anspruch genommen. Damit wurde die Rückstellung um 
26.405,42 € höher in Anspruch genommen, als sie ursprünglich gebildet wurde. Dies 
ist nicht korrekt.
Die (Rest-)Rückstellung für die Kosten der Infothek 2013 bis 2017 wurden in 2021 
nicht ertragswirksam aufgelöst, obwohl mit einer Rechnungsstellung – nach Auskunft 
des Baureferats – nicht mehr zu rechnen ist. Dies ist nicht korrekt.

 Im Baureferat wurde zum 31.12.2021 keine Rückstellung für die anteiligen Kosten an 
der Infothek für 2021 gebildet. Dies ist nicht korrekt.
In 2022 wurden die Kosten für die Infothek 2021 durch die MSE i.H.v. 69.141,93 € in 
Rechnung gestellt. In 2022 wurde – obwohl in 2021 dafür keine Rückstellung gebildet
wurde – eine Inanspruchnahme buchhalterisch erfasst. Dies ist nicht korrekt.
Die (Rest-)Rückstellung für die Kosten der Infothek 2013 bis 2017 (siehe auch Fall 
oben) wurden weder in 2021 noch in 2022 ertragswirksam aufgelöst, obwohl mit einer
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Rechnungsstellung – nach Auskunft des Baureferats – nicht mehr zu rechnen ist. 
Dies ist nicht korrekt.

 Zum 31.12.2021 wurde im Buchungskreis 0275 (Referat für Stadtplanung und Bau-
ordnung) eine Rückstellung für ausstehende Rechnungen für vorbereitende Untersu-
chungen in Neuperlach (Leistungszeitraum 2021) i.H.v.156.604,00 € gebildet.
Im Juli 2022 ging die zugehörige Schlussrechnung i.H.v. 156.009,00 € ein. Diese be-
traf den Leistungszeitraum Juli 2021 bis April 2022. Aus der Rechnung war nicht er-
sichtlich, in welcher Höhe die Endabrechnung den Leistungszeitraum Juli bis Dezem-
ber 2021 (Rückstellungsfall) bzw. den  Leistungszeitraum Januar bis April 2022 (Auf-
wendungen für 2022) betrifft. Der Rechnungsanteil für 2022 ist damit nicht bekannt. 
Trotzdem wurde die Rückstellung in 2022 in voller Höhe des Rechnungsbetrages in 
Anspruch genommen (und der Restbetrag von 595,00 € ertragswirksam aufgelöst).
Nachdem die Rückstellung um 595,00 € höher lag als die Endabrechnung, die aller-
dings noch den Leistungszeitraum Januar bis April 2022 enthielt, ist die Rückstellung 
zum 31.12.2021 zu hoch ausgewiesen.
Die Abweichung zwischen der Höhe der Rückstellung und der endgültigen Rech-
nungsstellung lag im Rahmen einer qualifizierten Schätzung. Allerdings war aus der 
erhaltenen Endabrechnung nicht der Betrags-Anteil ersichtlich, der auf den Leis-
tungszeitraum Januar bis April 2022 entfällt. Somit war die Höhe der Inanspruchnah-
me für den Leistungszeitraum 2021 (= Rückstellungstatbestand) nicht ermittelbar. 
Nach den Angaben auf der Rechnung betrifft der gesamte Rechnungsbetrag aber 
nicht 2021. Damit war die Inanspruchnahmebuchung in 2022 nicht korrekt.

 Im Buchungskreis des Referats für Arbeit und Wirtschaft (0375) wurden zum 
31.12.2021 Rückstellungen für ausstehende Rechnungen(Konto 282010) i.H.v. 
556.558,53 € für Mietzahlungen für Oktober bis Dezember 2021 für die Kontaktnach-
verfolgung in der Messe München gebildet. Korrekterweise hätten hier allerdings „An-
dere sonstige Verbindlichkeiten (Abgrenzung)“ (Konto 386005) an die Stadtkämmerei
gemeldet werden müssen. Des Weiteren wurden in 2022 weitere Aufwendungen 
(Miete für das Impfzentrum, Nebenkosten, Bewirtung, sonstige Kosten etc.) für 2021 
i.H.v. insgesamt 3.194.377,63 € aufwandswirksam erfasst. Für die periodengerechte 
Erfassung hätte hierfür ebenfalls eine Abgrenzung an die Stadtkämmerei gemeldet 
werden müssen. 
Dies hat zur Folge, dass zum 31.12.2021 in der Bilanz die „Sonstigen Verbindlichkei-
ten“ i.H.v. 3.194.377,63 € zu niedrig ausgewiesen wurden. In der Ergebnisrechnung 
wurden die Aufwendungen für bezogene Sach- und Dienstleistungen i.H.v. 
3.194.377,63 € zu niedrig ausgewiesen (siehe Ziffer 16.12.2.1 des Berichts). Auf-
grund des wesentlichen Betrages ergab sich ein Korrekturbedarf für den Jahresab-
schluss 2021. Die Stadtkämmerei hat die entsprechenden Korrekturbuchungen am 
25.04.2023 durchgeführt (siehe hierzu Ausführungen unter Ziffer 7). 

15.18.2 Sonstige Rückstellungen – sonstige Rückstellungssachverhalte

Gliede-
rungsziffer 
Bilanz

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

3.6 Sonstige Rückstellungen 407.726.865,77 463.163.349,69
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Gliede-
rungsziffer 
Bilanz

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

davon
sonstige Rückstellungssach-
verhalte

238.023.345,96
236.486.697,96

302.678.775,81

Die Position „Sonstige Rückstellungen – sonstige“ beinhaltet v.a. Rückstellungen bezüglich 
der Sanierungsnotwendigkeit bei der München Klinik gGmbH (ehemals Städtischen Klinikum
München GmbH) sowie für Betriebsmittelzuschüsse, für Überschüsse aus städtebaulichen 
Entwicklungsmaßnahmen und Rückstellungen aus Rückbau- oder Entfernungsverpflichtun-
gen. 

Bezüglich der Sanierungsnotwendigkeit bei der München Klinik gGmbH hat die Vollver-
sammlung des Stadtrats einen entsprechenden Beschluss am 08.07.2014 gefasst.102 

Darüber hinaus leistet die LHM für städtische Beteiligungsgesellschaften bei Bedarf regel-
mäßig Zahlungen zum Verlustausgleich (oder Betriebsmittelzuschüsse). In der Regel wird 
ein Teil der Zuschüsse unterjährig bezahlt.103 Am Ende des Geschäftsjahres der Beteili-
gungsgesellschaft erfolgt eine Schlussabrechnung. Die LHM hat entsprechende Rückstellun-
gen zum Ausgleich dieser ausstehenden Zuschüsse einzustellen.

Zum 31.12.2015 wurden vom Kommunalreferat (im Buchungskreis 0099, Allgemeine Finanz-
und Personalwirtschaft) erstmals Rückstellungen bezüglich der Rückzahlung von (endgültig 
erwirtschafteten) Überschüssen bei Stadtentwicklungsmaßnahmen (gemäß den Bestimmun-
gen des § 171 BauGB) gebildet. § 171 BauGB (i.V.m. § 156a BauGB) sieht vor, dass die 
nach Abschluss einer Entwicklungsmaßnahme verbleibenden Überschüsse an die Grund-
stückseigentümer (der im Sanierungsgebiet gelegenen Grundstücke) zu verteilen sind. 

Bei Rückbau- und Entfernungsverpflichtungen ist die LHM vertraglich verpflichtet, nach dem 
Ende der Nutzungszeit, bestimmte Einrichtungen oder Anlagen zu entfernen oder das Ge-
bäude, das auf fremden Grund und Boden steht, abzubrechen. 
Für die zu erwartenden Ausgaben ist von Vertragsbeginn an, über die Laufzeit des Vertrages
verteilt, eine Rückstellung zu bilden, wenn eine überwiegende Wahrscheinlichkeit besteht, 
dass die vertraglich geregelte Entfernungsverpflichtung geltend gemacht wird. Diese Rück-
stellungen werden im Buchungskreis des Kommunalreferats (0175) gebildet. 

Die Rückstellungen für sonstige Rückstellungssachverhalte werden auf dem SAP-Konto 
290000 „Weitere Rückstellungen für ungewisse Verbindlichkeiten“ buchhalterisch erfasst.
Die Rückstellungen für sonstige Rückstellungssachverhalte haben sich in 2021 wie folgt ent-
wickelt (Beträge in €):

Der Bestand der sonstigen Rückstellungssachverhalte ist gegenüber dem Vorjahr um 66,2 
Mio. € (-21,9 %) zurückgegangen. 
102 Sitzungsvorlage Nr. 14-20/V 00463 vom 08.07.2014 „München Klinik gGmbH (ehemals Städtisches Klinikum München 

GmbH), Sanierungskonzept 2022“.
103 z.B. quartalsweise oder je nach Liquiditätsabfluss bei der Gesellschaft.

Buchungskreis Zuführung Auflösung

0099 – 0450 302.678.775,81 47.547.186,13 -107.391.051,91 -6.348.212,07 236.486.697,96

S tand z um  
31.12.2020

Inanspruch-
nahm e

S tand zum  
31.12.2021
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Wir haben in Stichproben die Rückstellungssachverhalte auf dem Konto 290000 „Weitere 
Rückstellungen für ungewisse Verbindlichkeiten“ im Buchungskreis des Gesundheitsreferats 
(0150) geprüft. In den Buchungskreisen der Stadtkämmerei (0350) und des Referat für Ar-
beit und Wirtschaft (0375) haben wir eine Vollprüfung vorgenommen. 

Prüfungsergebnisse

 Zum 31.12.2021 besteht im Bukr 0150 des Gesundheitsreferats eine Rückstellung 
betreffend Betrauungsakte 2021 i.H.v. 11,5 Mio. €. Die im Oktober 2022 erhaltenen 
Rechnungen für die Betrauungsakte 2021 belaufen sich in Summe jedoch auf 14,2 
Mio. € (Rückstellung zu niedrig).

 Im Buchungskreis des Referats für Arbeit und Wirtschaft (0375) wurden zum 
31.12.2021 insgesamt Rückstellungen i.H.v. 4.013.000,00 € neu für Betriebsmittelzu-
schüsse (auf Basis von Planzahlen) zugunsten der Gasteig GmbH gebildet. Nach 
vorgelegten Unterlagen wurden in 2022 für Mieten etc. 2.476.352,00 € benötigt. Der 
Restbetrag i.H.v. insgesamt 1.536.648,00 € ist damit in 2022 ertragswirksam aufzulö-
sen. Damit waren die Rückstellung und die Aufwendungen für geleistete Zuwendun-
gen zum 31.12.2021 um 1.536.648,00 € zu hoch ausgewiesen (siehe Ziffer 16.14.1 
des Berichts). Aufgrund des wesentlichen Betrages ergab sich ein Korrekturbedarf für
den Jahresabschluss 2021. Die Stadtkämmerei hat die entsprechenden Korrekturbu-
chungen am 25.04.2023 durchgeführt (siehe hierzu Ausführungen unter Ziffer 7).

15.18.3 Rückstellungen für nicht in Anspruch genommenen Urlaub (Urlaubsrückstel-
lungen)

Gliede-
rungsziffer 
Bilanz

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

3.6 Sonstige Rückstellungen 407.726.865,77 463.163.349,69

davon
Rückstellungen für nicht in An-
spruch genommenen Urlaub

100.891.215,16 96.266.335,13

Rückstellungen für nicht in Anspruch genommenen Urlaub betreffen solche Fälle, in denen 
Beamte, Tarifbeschäftigte oder sonstige Beschäftigte der LHM, die ihnen zustehenden Ur-
laubstage, bis zum 31.12. noch nicht genommen haben und im Folgejahr oder (bei Beamten 
oder im Falle von speziellen Übertragungsfristen) erst in den nachfolgenden Jahren nehmen 
werden. Für diese (bisher) noch nicht in Anspruch genommenen Urlaubstage sind Rückstel-
lungen zu bilden und in der Bilanz der LHM auszuweisen.

Die Rückstellungen für nicht in Anspruch genommenen Urlaub werden auf Basis der Ur-
laubsbestände in paul@ und den Berechnungen des Personal- und Organisationsreferats 
jährlich gebildet. Die im Vorjahr gebildeten Rückstellungen werden im Folgejahr in voller 
Höhe in Anspruch genommen. Für den Bestand an nicht in Anspruch genommenen Urlaub 
zum Stichtag (31.12.) werden anschließend neue Rückstellungen buchhalterisch erfasst.

Die Rückstellungen für nicht in Anspruch genommenen Urlaub werden auf dem SAP-Konto 
291000 „Rückstellungen für nicht genommenen Urlaub“ buchhalterisch erfasst.
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Die Rückstellungen für nicht in Anspruch genommenen Urlaub haben sich in 2021 wie folgt 
entwickelt (Beträge in €):

Die Rückstellungen für nicht in Anspruch genommenen Urlaub verzeichnen insgesamt einen 
Anstieg i.H.v. +4.624.880,03 € (Vorjahr: +12.200.112,15 €).

Die Zuführung der Rückstellungen für nicht genommenen Urlaub wurde zum 31.12.2021 
zentral im Buchungskreis 0099 auf dem Konto 291000 „Rückstellungen für nicht genomme-
nen Urlaub“ buchhalterisch erfasst. Das Konto wird auf der Passivseite der Bilanz in der Po-
sition 3.6 „Sonstige Rückstellungen“ ausgewiesen. 

Die Beurteilung der Bewertung und des Nachweises der gebildeten Rückstellungen für nicht 
in Anspruch genommenen Urlaub erfolgten in einer eigenen Prüfung. Der Prüfbericht „Rück-
stellungen für nicht in Anspruch genommenen Urlaub zum 31.12.2021“ ( Az. 
9633.02_PG5_003_22) wurde am 21.03.2023 dem Rechnungsprüfungsausschuss vorge-
legt.

Bei der Prüfung der Bewertung und des Nachweises der Urlaubsrückstellungen wurde durch
das Revisionsamt folgendes festgestellt:

Ziffer 4. „Jahresmittelbeträge“ 3.043,13 € zu niedrig

Ziffer 5. „Mehrfachnennungen bei Personal-
nummern“

22.728,14 € zu hoch

Ziffer 6.4 „Rente auf Zeit“ 11.990,60 € zu hoch

Summe 31.675,61 € zu hoch in der Bilanz
ausgewiesen

Ziffer des Prüfbericht „Rückstellungen für nicht in Anspruch genommenen Urlaub zum 31.12.2021“; Az. 

9633.02_PG5_003_22

Im Rahmen der Prüfung wurde festgestellt, dass die Rückstellungen zum 31.12.2021 (über 
alle Prüfungsfeststellungen hinweg) insgesamt um 31.675,61 € zu hoch in der Bilanz ausge-
wiesen werden. 

Im Vorjahr wurde der Jahresabschluss zum 31.12.2020 u.a. bei den Rückstellungen für nicht
in Anspruch genommene Urlaub korrigiert.104 Die Korrektur wurde in EC-CS i.H.v. 
10.071.753,37 € durchgeführt.
In 2021 wurde durch das Personal- und Organisationsreferat der betraglich bedeutenste Teil 
des Korrekturbedarfes (betreffend der Resturlaubstage bei der Feuerwehr) i.H.v. 
10.036.273,67 € auch in SAP nacherfasst. Auf die Korrektur der betraglich geringeren Fehler
wurde in SAP verzichtet.
Nachdem die Korrekturbuchung in EC-CS aus 2020 in 2021 in voller Höhe mit 
10.071.753,37 € in EC-CS invertiert wurde, dieser Invertierung allerdings nur die Gegenbu-

104 Siehe Prüfungsbericht „Korrektur des Jahresabschlusses zum 31.12.2020“; Az. 9632.0_PG1_005_22, der am 17.05.2022 
dem RPA bekannt gegeben wurde.

Buchungskreis Zuführung Auflösung

0099 96.266.335,13 100.891.215,15 -96.266.335,12 0,00 100.891.215,16

Stand zum 
31.12.2020

Inanspruch-
nahme

Stand zum 
31.12.2021
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chung in SAP i.H.v. 10.036.273,67 € gegenüber stand, ergibt sich hierbei ein Delta i.H.v. 
35.479,70 €. 
Diese Differenz bei der Korrektur in EC-CS und der Buchung in SAP erklärt die Abweichung 
bei der Inanspruchnahme der Rückstellung zwischen dem Ausweis im Rückstellungsspiegel 
und den Buchungen in SAP.
Hierdurch werden die Aufwendungen für nicht genommene Urlaubstage für 2021 um 
35.479,70 € zu niedrig in der Aufwands- und Ertragsrechnung der LHM ausgewiesen.

Prüfungsergebnisse

 POR-S1/51 hat bei den Jahresmittelbeträgen einen unzutreffenden Wert errechnet. 
Dieser wurde zur Berechnung der Rückstellung bei zwei Personen verwendet. Die 
Rückstellung ist in diesem Bereich um 3.043,13 € zu niedrig und entspricht nicht der 
zu erwartenden Inanspruchnahme.

 Die Eingabe der Urlaubsansprüche in paul@ durch die Dienststellen war bei 2 von 15
stichprobenartig geprüften Personalnummern unzutreffend und führte zu Mehrfach-
nennungen. Das Datenmaterial wird dadurch unübersichtlich und beinhaltet unnötige 
Fehlerquellen.

 Für die Berechnung hat POR-S1/51 Urlaubskontingente verwendet, für die zum 
Stichtag 31.12.2021 noch kein Anspruch bestand. Da zum Bilanzstichtag noch keine 
Zahlungsverpflichtung bestand, hätten diese Tage nicht bei der Berechnung der 
Rückstellung berücksichtigt werden dürfen. Die Rückstellung ist dadurch um 
22.728,14 € zu hoch.

 Die LHM zahlt die Gehälter der Tarifbeschäftigten bei den Fraktionen (Stadtratsbe-
schluss vom 29.04.2020). Urlaubsrückstellungen wurden zum 31.12.2021 bei der 
LHM nicht gebildet.

 Bei den Urlaubskontingenten 2021, die für die Beschäftigten der Fraktionen in paul@
eingespielt wurden, fand keine Bearbeitung des Urlaubsanspruchs und der Abtra-
gung der Urlaubstage statt. Damit entspricht die Anzahl der Urlaubstage, die für die 
Berechnung der Urlaubsrückstellungen 2021 für die Tarifbeschäftigten der Fraktionen
verwendet wurde, und die berechnete Rückstellungshöhe nicht den tatsächlichen 
Verhältnissen.

 In 4 von 6 stichprobenartig geprüften Fällen ist der Urlaub und der Schwerbehinder-
tenurlaub mit speziellen Übertragungsfristen in paul@ nicht richtig dargestellt wor-
den. Zudem waren noch 3 der 6 Datensätze mit 10 Tagen Urlaub und 5 Tagen 
Schwerbehindertenurlaub eingetragen, obwohl kein Anspruch mehr bestand. Die 
Rückstellung war damit um 11.990,60 € zu hoch und entspricht nicht der zu erwarten-
den Inanspruchnahme.

 Die Rückstellungen für nicht in Anspruch genommenen Urlaub in Höhe von 
100.891.215,16 € sind in der Bilanz zum 31.12.2021 entsprechend der Berechnung 
des Personal- und Organisationsreferats buchhalterisch erfasst und in der Position 
3.6. Sonstige Rückstellungen (409.263.513,77 €) ausgewiesen. Der Ausweis der 
Rückstellungen für nicht in Anspruch genommenen Urlaub erfolgte zum 31.12.2021 
um 31.675,61 € zu hoch.

 Die Vorjahres-Rückstellung für nicht in Anspruch genommenen Urlaub wurde in 2021 
fälschlicherweise um 0,01 € nicht vollständig in Anspruch genommen. Daher erfolgt 
der Ausweis zum 31.12.2021 um 0,01 € zu hoch.

 Die Erfassung der Aufwendungen für nicht genommenen Urlaub erfolgten für die Be-
amten und für die Tarifbeschäftigten auf den jeweils zugehörigen Konten 614000 
„Aufwand für nicht genommenen Urlaub – Beamte“ und 614010 „Aufwand für nicht 
genommenen Urlaub – tariflich Beschäftigte“. 
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 Der Ausweis der Aufwendungen für nicht in Anspruch genommenen Urlaub erfolgt für
2021 um 35.479,70 € zu niedrig, da die für den Vorjahresabschluss vorgenommene 
Korrektur nicht vollständig berücksichtigt wurde.

15.18.4 Rückstellungen der Anhangsangaben bezüglich der Rückstellungen (Bilanz-
positionen 3.1 – 3.6 

Im Anhang sind alle Werte des Geschäftsjahres und des Vorjahres anzugeben. Die Abwei-
chungen zum Vorjahr sind zu erläutern, sofern sie wesentlich oder aus Gründen der Klarheit 
angezeigt sind. Als wesentlich werden bei der LHM dabei alle Abweichungen angesehen, de-
ren Abweichung zum Vorjahr mindestens 1,0 Mio. € sowie 15 % Abweichung zum Vorjahres-
wert überschreitet.

Im Zuge unserer Prüfung haben wir Angaben im Anhang des Jahresabschlusses zum 
31.12.2021 auf ihre Richtigkeit hin geprüft. 

Prüfungsergebnisse

 Der vom Personal- und Organisationsreferat zur Berechnung der alternativen Bewer-
tung der Pensions- und Beihilferückstellungen herangezogene Prozentsatz von 1,37 
% ist der 7-Jahres-Durchschnittssatz zum 31.05.2022. Damit ist die Berechnung 
nicht korrekt. Korrekterweise hätte der 10-Jahres-Durchschnittssatz zum 31.12.2021 
(1,87 %) für die Berechnung herangezogen werden müssen.

 Die Veränderungen gegenüber dem Vorjahr ergibt sich aus den Zuführungen und In-
anspruchnahmen, die in 2021 und nicht wie im  Anhang fälschlicherweise ausgeführt 
in 2020 getätigt wurden.

15.19 Treuhandvermögen MGS – sonstige Rückstellungen 

Gliede-
rungsziffer 
Bilanz

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

3.7 Sonstige Rückstellungen – 
Treuhandvermögen (MGS)

384.180,39 639.657,87

Siehe hierzu auch Ausführungen unter Ziffer 15.4.
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15.20 Verbindlichkeiten aus Anleihen und Verbindlichkeiten aus Krediten für Inves-
titionen

Gliede-
rungsziffer 
Bilanz

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

4. Verbindlichkeiten 2.560.145.841,90 2.615.855.522,58

4.1 davon Anleihen 120.964.580,63 120.967.684,27

4.2 davon
Verbindlichkeiten aus Krediten
für Investitionen

1.384.516.620,13 1.422.126.885,11

Die Bilanzposition beinhaltet die Anleihen und Verbindlichkeiten aus Krediten für Investitio-
nen in der Hoheitsverwaltung.

- Anleihen
Die Verbindlichkeiten aus ausgegebenen Stadtanleihen belaufen sich zum 31.12.2021 auf 
120.964.580,63 € (Vorjahr: 120.967.684,27 €). Diese setzen sich zusammen aus der Stadt-
anleihe (Social Bond) i.H.v. 120 Mio. €105 und den Stadtanleihen i.H.v. 964.580,63 € aus den 
Jahren 1994 und 1995 (Altanleihen). Es ergab sich im Vergleich zum Vorjahr ein Rückgang 
um 3.103,64 €, der die Restabwicklung der Altanleihe betrifft.

- Verbindlichkeiten aus Krediten für Investitionen (Hoheitsbereich)
Die Verbindlichkeiten aus Krediten für Investitionen sind zum 31.12.2021 i.H.v. 
1.384.516.620,13 € (Vorjahr: 1.422.126.885,11 €) ausgewiesen.

Für das Jahr 2021 besteht das Kreditportfolio für den Hoheitsbereich zum 31.12.2021 aus 
117 (Vorjahr: 78) Einzelkrediten. Im Schuldenbericht 2021 der LHM wurde die Vorjahresan-
gabe zum Kreditportfolio auf 78 Einzelkredite korrigiert.106 

Die Kreditaufnahmeberechtigung nach der Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2021 
wurde zunächst auf 1.400,0 Mio. € festgesetzt. Mit der Nachtragshaushaltssatzung wurde 
die Kreditaufnahmeberechtigung für das Haushaltsjahr um 200,0 Mio. € reduziert und auf 
1.200,0 Mio. € festgesetzt.

In 2021 wurden keine Kredite (Vorjahr: 905,2 Mio. €) neu aufgenommen. Darüber hinaus 
wurden 201,7 Mio. € Förderdarlehen beantragt, die zum 31.12.2021 noch nicht abgerufen 
und valutiert waren. Die verbleibende Kreditermächtigung von 1.164,5 Mio. € wurde in das 
Jahr 2022 übertragen. Die im Anhang genannte Höhe von 998,3 Mio. € für die verbleibende 
Kreditermächtigung ist nicht korrekt.

Im Weiteren wurden in 2021 11 Kredite bei Ablauf der Zinsbindung mit einem Volumen von 
783,8 Mio. € in 6 neue Kredite umgeschuldet. Dabei handelt es sich u.a. um drei sog. syndi-

105 Die im Geschäftsjahr 2020 emittierte Stadtanleihe (Social Bond) wurde im Prüfbericht „Münchner Stadtanleihe – Social 
Bond 2020 – Jährliche Prüfung der Eignungskriterien und Mittelverwendung zum 31.12.2021“, Az.: 9632.0_PG1_034_22 
geprüft.

106 Vgl. Schuldenbericht der LHM 2021, Seite 9. Angabe dort in Mio. €. 
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zierte Schuldscheindarlehen, die wiederum durch 48 Abtretungsverträge an verschiedene 
Gläubiger abgetreten wurden. Im Zuge der Umschuldungen wurden 12,3 T€ außerplanmä-
ßig getilgt.

Unter Berücksichtigung der ordentlichen Tilgungen von 37,6 Mio. € und der außerordentli-
chen Tilgungen von 12,3 T€ in 2021, ergibt sich für den Hoheitsbereich für das Jahr 2021 
eine Nettoentschuldung i.H.v. 37,6 Mio. €. Der Schuldenstand sinkt damit zum Ende des 
Jahres 2021 auf 1.504,5 Mio. € (Vorjahr: 1.542,1 Mio. €). Im Vorjahr lag eine Nettoneuver-
schuldung i.H.v. 908,3 Mio. €107 vor. 

Die LHM hat zum Stichtag 31.12.2021 keine Sicherungsgeschäfte in Form von derivativen 
Finanzinstrumenten im Bestand.

- Verbindlichkeiten aus Krediten (Eigenbetriebe)
Nicht zum Kreditportfolio des Hoheitsbereichs gehören die Kredite der Eigenbetriebe. Sie 
sind in den jeweiligen Bilanzen der Eigenbetriebe abgebildet. Auf Grund der rechtlichen Vor-
schriften der GO übernehmen die Abteilungen der Stadtkämmerei die übertragenen Aufga-
ben auf Basis von Verwaltungsvereinbarungen für die Eigenbetriebe. 
Die Abwicklung von Krediten und Derivaten für die Eigenbetriebe erfolgt jeweils über ent-
sprechende Verrechnungskonten, die in der Bilanz des Hoheitshaushalts abgebildet werden.
Es werden hierüber beispielsweise die Zins- und Tilgungsleistungen für Kreditgeschäfte vom 
Hoheitsbereich an die Eigenbetriebe weiterverrechnet. Zum 31.12. jeden Geschäftsjahres 
soll das Verrechnungskonto auf 0,00 € lauten. Für die Eigenbetriebe ist derzeit kein derivati-
ves Finanzinstrument abgeschlossen 

Wir haben die Stadtanleihen sowie die Verbindlichkeiten aus Krediten und deren Angaben im
Anhang stichprobenhaft geprüft. Darüber hinaus haben wir stichprobenweise die Kreditneu-
aufnahmen und die umgeschuldeten Kredite für die Eigenbetriebe und ihre Verrechnung 
zum 31.12.2021 geprüft.

- Verbuchung des Agios
In 2020 wurden (erstmals seit SAP-Einführung) drei Kredite mit Agio aufgenommen. 
Wir haben die Auflösung des Agios zum 31.12.2021 geprüft.

- Verbuchung des Disagios
In 2021 wurden drei Schuldscheindarlehen i.R.d. Umschuldung mit Disagio aufgenommen. 
Wir haben die Abgrenzung des Disagios geprüft.

- Verbuchung von Verwahrentgelten (Negativzinsen)
Im Rahmen der Prüfung der Verbindlichkeiten aus Krediten für Investitionen zum 31.12.2018
hatte das Revisionsamt im Rahmen einer Nachprüfung die Verbuchung der Negativzinsen 
für Kreditaufnahmen bzw. Geldanlagen sowie die Zuordnung der dabei verwendeten Konten 
in der Aufwands- und Ertragsrechnung geprüft. Zum 31.12.2021 haben wir eine weitere 
Nachprüfung mit dem Schwerpunkt der korrekten Verbuchung der von den Eigenbetrieben 
zu zahlenden Negativzinsen aufgrund deren Guthaben im städtischen Kassenverbund 
durchgeführt.

Der Prüfbericht „Verbindlichkeiten für Kredite aus Investitionen sowie für Verbindlichkeiten, 
die Kreditaufnahmen wirtschaftlich gleichkommen zum 31.12.2021“ (Az. 
9632.0_PG1_022_22) wurde am 21.03.2023 dem Rechnungsprüfungsausschuss vorgelegt.

107 Berechnung: 905,2 Mio. € + 34,0 Mio. € - 30,9 Mio. € - 0,5 T€ = 908,3 Mio. €, vgl. dazu auch im Schuldenbericht 2020.
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Prüfungsergebnisse

 In 2021 wurden keine neuen Kredite aufgenommen, Umschuldungen erfolgten i.H.v. 
783,8 Mio. €. Diese sind mit den eingesehenen Verträgen nachvollziehbar. 

 Die Vollständigkeit des Kreditbestandes konnte durch einen Abgleich anhand der Sal-
denbestätigungen nachgewiesen werden. Hierbei ergibt sich ein Kreditbestand des 
Hoheitsbereichs (ohne Stiftungen) i.H.v. 1.384.516.619,44 €. Zu dem im Jahresab-
schluss veröffentlichten Wert i.H.v. 1.384.516.620,13 € ergibt sich eine Differenz von 
0,69 €, welche auf Rundungsdifferenzen zurückzuführen ist.

 Zum 31.12.2021 befanden sich im Hoheitsbereich und bei den Eigenbetrieben keine 
derivativen Finanzinstrumente im Bestand.

 Die Angaben im Anhang zum Jahresabschluss 2021 enthalten die Anleihen, die Kre-
ditverbindlichkeiten sowie die Umschuldungen und Tilgungen. Die Angabe zur ver-
bleibenden Kreditermächtigung i.H.v. 998,3 Mio. € ist nicht korrekt, sie beträgt tat-
sächlich 1.164,5 Mio. €. Die Nettoentschuldung zum 31.12.2021 wurde  - entgegen 
der Angaben zum 31.12.2019 - nicht erläutert. Die angegebene Laufzeit der neuen 
Stadtanleihe wurde auf „November 2032“ korrigiert. 

 Die Weiterverrechnung der Zins- und Tilgungsleistungen für Kreditgeschäfte vom Ho-
heitsbereich an die Eigenbetriebe erfolgte korrekt. Die Verrechnungskonten wiesen 
zum 31.12.2021, bis auf das Verrechnungskonto der Stadtentwässerung, korrekter-
weise einen Saldo von 0,00 € aus. Das Verrechnungskonto der Stadtentwässerung 
weist zum 31.12.2021 aufgrund einer rückwirkenden Buchung durch die Stadtkäm-
merei einen Bestand i.H.v. 658,33 € statt 0,00 € aus.

 In 2020 verbuchte Agios wurden korrekterweise zum 31.12.2021 anteilig aufgelöst.
 Die im Rahmen der Umschuldung vereinbarten Disagios wurden korrekterweise ab-

gegrenzt und anteilig zum 31.12.2021 aufgelöst.
 Die Zinszahlungen für von den Eigenbetrieben zu zahlenden Negativzinsen für deren

Guthaben im städtischen Kassenverbund für das 4. Quartal 2021 i.H.v. -164.749,37 €
wurden teilweise in 2021 i.H.v. -153.011,96 € ertragswirksam erfasst. Die notwendige
Meldung zur Bildung einer sonstigen Forderung an die Stadtkämmerei ist gemäß 
Stellungnahme zum Vorjahresprüfbericht erfolgt. Für 2 der 4 Eigenbetriebe mit Nega-
tivzinsen erfolgte richtigerweise die Forderungsbuchung insgesamt i.H.v. -153.011,96
€, für die weiteren zwei Eigenbetriebe fehlen die Abgrenzungen. Daher wurden die 
Zinserträge für das Jahr 2021 um 11.737,41 € zu niedrig ausgewiesen.

15.21 Verbindlichkeiten, die Kreditaufnahmen wirtschaftlich gleichkommen

Gliede-
rungsziffer 
Bilanz

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

4. Verbindlichkeiten 2.657.448.199,99 2.615.855.522,58

4.3 Verbindlichkeiten, die Kredi-
taufnahmen wirtschaftlich 
gleichkommen

215.466,90 220.081,80

Die Bilanzposition beinhaltet die Verbindlichkeiten, die Kreditaufnahmen wirtschaftlich gleich-
kommen.
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Zu den kreditähnlichen Verpflichtungen gemäß Art. 72 Abs. 1 GO sind im Anhang des Jah-
resabschlusses 2021 Verpflichtungen aus Leibrenten und Leasingverträgen genannt. Ge-
mäß Angaben im Anhang bestanden im Laufe des Jahres 2021 und zum 31.12.2021 keine 
Leasingverpflichtungen im Immobilienbereich. 

- Leibrenten
Als Barwert für die Leibrentenverpflichtungen für 6 Fälle aus 2012 ist aufgrund des Sterbe-
falls eines Leibrentenberechtigten in 2020 für 5 Leibrenten ein Betrag i.H.v. 215.466,90 € 
(Vorjahr: 220.081,80 €) in der Bilanz zum 31.12.2021 ausgewiesen. Nach vorliegender Be-
rechnung zur Barwertanpassung für die Leibrentenverbindlichkeiten errechnete sich zum 
31.12.2021 im Hoheitsbereich insgesamt eine Barwertminderung (mit Berücksichtigung der 
Barwerterhöhungen) i.H.v. 4.614,90 € (Vorjahr: 11.258,76 €). Die Minderungen des Barwer-
tes für die einzelnen Fälle resultieren aus der jährlichen Anpassung des Barwertes zum 
Stichtag des Geschäftsjahres.

Die LHM hat zum 31.12.2021 9 (Vorjahr: 9) laufende Leibrentenverpflichtungen, aus denen 
Leibrentenzahlungen zu entrichten sind. Im Jahr 2021 sind Leibrentenzahlungen i.H.v. 
189.007,66 € (Vorjahr: i.H.v. 191.551,91 €) geflossen. Diese Leibrentenzahlungen betreffen 
in voller Höhe den Hoheitsbereich. Die Angabe im Anhang über die Auszahlung i.H.v. 
189.007,66 € ist korrekt.

Es wurden im Jahr 2020 keine neuen Leibrentenverpflichtungen abgeschlossen bzw. sind 
keine neuen Verpflichtungen hinzugekommen. Die Stadtkämmerei fordert auskunftsgemäß 
Lebensbescheinigungen in einem Zweijahresrythmus an. Für 2021 wurden Lebensbeschei-
nigungen in allen Fällen angefordert. 

- Leasing
Bei der LHM bestehen Leasingverpflichtungen im Bereich Immobilien (bis 31.12.2019) und 
Mobilien. Die Leasinggeschäfte sind derzeit nicht bilanziert. 

- Immobilienleasing
Im Bereich des Immobilienleasings bestand bis 2019 ein Leasingvertrag für das Leasingob-
jekt „Technisches Rathaus“. Es bestand eine Kaufoption108, die in 2018 durch die LHM gezo-
gen wurde, so dass das Technische Rathaus seit 2020 der LHM direkt zuzuordnen ist. Be-
sitz, Nutzen und Lasten gingen zum 31.12.2019 auf die LHM über. 

In der Ergebnisrechnung werden zum 31.12.2021 Aufwendungen für Gebäudeleasing (Kon-
to 654100) i.H.v. 2.866,23 € (Vorjahr: 7.361,31 €) und Aufwendungen für Leasingnebenkos-
ten (Konto 654300) i.H.v. 0,00 € (Vorjahr: 130,68 €) ausgewiesen.

- Mobilienleasing
Mit Beschluss vom 22.09.2015 (Bauausschuss) „Toilettenanlage im Maßmannpark, öffentli-
che Toiletten in Grünanlagen“ (Sitzungsvorlage Nr. 14 – 20 / V 03798) wurde das Baureferat 
damit beauftragt feste Toiletten im Maßmannpark sowie im Weißenseepark/ Am Katzbuckel 
zu errichten. In der Leistungsbeschreibung für die beiden Toilettenanlagen vom 01.02.2017 
wird u.a. festgelegt, dass hier „feste, dauerhafte, automatisch reinigende Toilettenanlagen“ 
errichtet und betrieben werden. Mit Beschluss vom 04.07.2017 (Bauausschuss) „Errichtung 
von festen Toiletten im Maßmannpark sowie im Weißenseepark/ Am Katzbuckel“ (Sitzungs-

108 Siehe hierzu auch Prüfbericht „“Einzelfallprüfung AiB Grundstücks- und Gebäudeerwerb zum 31.12.2019 (Az. 
9632.0_PG1_020_20).
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vorlage Nr. 14 – 20 / V 08912) wurde der Zuschlag zur Errichtung und Betreibung der beiden
Toilettenanlagen auf das Angebot einer externen Firma erteilt. 

Für 2018 und 2019 wurden die Leasingraten für die beiden Toilettenanlagen (nach Auskunft 
des Baureferats analog zu den Bestandstoiletten) auf dem Konto 657100 „Aufwendungen für
Reinigung – Dienststelle“ gebucht. Nachdem ab 2020 jährlich weitere Anlagen dazu kommen
sollen, hat das Baureferat auskunftsgemäß – zur Abgrenzung zu den Bestandstoiletten – 
festgelegt, alle Leasingzahlungen für die Toilettenanlagen auf dem Konto 654200 „Aufwen-
dungen für sonstiges Leasing“ aufwandswirksam zu erfassen.
In 2021 wurden die Leistungen für beide Toilettenanlagen (Maßmannpark und Weißensee-
park) i.H.v. insgesamt 169.745,22 € (Vorjahr: 145.862,75 €) über das Konto 654200 „Auf-
wand für sonstiges Leasing“ gebucht. 

Gemäß Beschluss des Bauausschusses vom 03.12.2019 „Toiletten im öffentlichen Raum“ 
(Sitzungsvorlage Nr. 14 – 20 / V 16785) ergibt sich ein Bedarf an 25 neuen Toilettenanlagen 
in öffentlichen Grünanlagen. Weitere 3 Toilettenanlagen (Hirschgarten, Sendlinger Wald/ 
Südpark und Isaranlagen / Höhe Eduard-Schmid-Straße 36) waren in 2020 zu realisieren, 
die übrigen sind bis 2026 vorgesehen. Das Baureferat hat dem Stadtrat alle zwei Jahre zum 
Sachstand zu berichten.

Ende Dezember 2020 gingen die geplanten 3 Toilettenanlagen (Hirschgarten, Sendlinger 
Wald / Südpark und Isaranlagen / Höhe Eduard-Schmid-Straße 36) in Betrieb. Die Planung, 
Errichtung, Bau sowie den Betrieb und Unterhalt der jeweiligen Toilettenanlagen über 15 
Jahre (mit Option auf Verlängerung um 5 Jahre) wurde gemäß der Leistungsbeschreibung 
vom 16.12.2019 an einen Auftragnehmer übergeben. Hierbei wird u.a. festgelegt, dass „fes-
te, dauerhafte, automatisch reinigende Toilettenanlagen“ errichtet und betrieben werden und 
bei Ablauf der Vertragslaufzeit die Rückbauverpflichtung für den Auftragnehmer besteht. Er 
hat das jeweilige Baufeld wieder in den ursprünglichen Zustand herzustellen.

In 2021 wurden die Aufwendungen für die 3 weiteren neuen Toilettenanlagen (Hirschgarten, 
Sendlinger Wald / Südpark und Isaranlagen / Höhe Eduard-Schmid-Straße 36) i.H.v. insge-
samt 171.615,55 € über das Konto 654200 „Aufwand für sonstiges Leasing“ gebucht.

Wir haben stichprobenweise die laufenden Verpflichtungen aus den Leibrentenverträgen ge-
prüft. Die Lebensbescheinigungen wurden eingesehen. Darüber hinaus wurden die Leasing-
verpflichtungen stichprobenweise geprüft.

Der Prüfbericht „Verbindlichkeiten für Kredite aus Investitionen sowie für Verbindlichkeiten, 
die Kreditaufnahmen wirtschaftlich gleichkommen zum 31.12.2021“ (Az. 
9632.0_PG1_022_22) wurde am 21.03.2022 dem Rechnungsprüfungsausschuss vorgelegt.

Prüfungsergebnisse

Leibrenten
 Die bestehenden Leibrentenverpflichtungen wurden auf den vorgesehenen Konten 

nachvollziehbar gebucht.
 Die Barwertanpassungen (Erhöhungen und Minderungen) betrugen 4.614,90 €. 

Davon wurde das Aufwandskonto der laufenden Leibrentenzahlungen korrekt um 
6.687,52 € gemindert. Die Barwerterhöhungen i.H.v. 2.072,62 € wurde fälschlicher-
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weise auf das Konto 693311 „Aufwand für Leibrenten“ statt auf das Konto 693313 
„Aufwand aus der Neubewertung der Leibrente“ erfasst.

 Im Anhang des Jahresabschlusses 2021 sind richtigerweise 9 laufende Leibrenten-
verpflichtungen genannt.

 Weiter ist die im Anhang genannte Summe der Auszahlungen für Leibrenten i.H.v. 
189.007,66 € korrekt ausgewiesen. 

 Alle Lebensbescheinigungen der Leibrentenempfänger lagen für 2021 vor.

Immobilienleasing
➢ Auf dem Konto 654100 „Aufwendungen für Gebäudeleasing“ wurden in 2021 im Bu-

chungskreis 0300 (Referat für Bildung und Sport) Aufwendungen i.H.v. insgesamt 
2.866,23 € brutto buchhalterisch erfasst, die korrekterweise auf das Konto 645100 
„Aufwendungen für Heizung“ buchhalterisch erfasst werden müssten. Der Ausweis 
auf dem Konto 654100 war somit nicht korrekt (Ausweisfehler).

Mobilienleasing
➢ In 2021 wurden die Leasingraten i.H.v. 341.360,77 € für die in den städtischen 

Grünanlagen Maßmannpark, Weißenseepark, Hirschgarten, Sendlinger Wald / Süd-
park und Isaranlagen / Höhe Eduard-Schmid-Str. 36 aufgestellten festen Toilettenan-
lagen auf dem Konto 654200 „Aufwand für sonstiges Leasing“ erfasst. Laut dem Be-
schluss vom 22.09.2015 (Bauausschuss) „Toilettenanlage im Maßmannpark, öffentli-
che Toiletten in Grünanlagen“ (Sitzungsvorlage Nr. 14 – 20 / V 03798) sollten feste 
Toiletten errichtet werden. Dies legt nahe, dass es sich hierbei um Immobilienleasing 
handelt. Nach Klärung durch die Stadtkämmerei wurde festgelegt, dass es sich im 
Falle der festen Toilettenanlagen um Gebäude im Sinne des Baurechts handelt und 
dadurch die Leasingraten künftig auf dem Konto 654100 "Aufwendungen für Gebäu-
deleasing" zu verbuchen sind (Ausweisfehler).

15.22 Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 

Gliede-
rungsziffer 
Bilanz

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

4.4 Verbindlichkeiten aus Liefe-
rungen und Leistungen

114.457.701,76 78.850.599,21

Die Position Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen weist zum 31.12.2021 einen 
Bestand in Höhe von -114.457.701,76 € (Vorjahr: -78.850.599,21 €) auf.

Bei der LHM werden unter der Position Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 
folgende Sachverhalte abgebildet:

• Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen (rund -97,4 Mio. €109) 
• Verbindlichkeiten aus Anlageverkäufen (rund -9,3 Mio. €)
• Verrechnungskonto PKF-Buchungen (rund -5,6 Mio. Mio. €)

Die Position hat sich im Vergleich zum Vorjahr um rund 35,6 Mio. € erhöht. Die Stadtkämme-
rei führt hierzu im Anhang folgendes aus: „Die größten Veränderungen ergaben sich im Sozi-

109 u.a. Konto 340100 „Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen“: -89.898.918,85 €, Konto 340999 
„Korrekturkonto Verbindlichkeiten L+L Inland“: - 7.549.658.,85 €.
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alreferat wegen der geänderten Zahlungsabwicklung der Kosten der Unterbringung (17,1 
Mio. €), dem Anstieg bei Grundstücksverkäufen im Kommunalreferat, bei denen die Zahlun-
gen vor Nutzen- und Lastenwechsel erfolgten (9,3 Mio. €9 sowie im Gesundheitsreferat 
durch den Betrieb des Impfzentrums an der Messe Riem (10,3 Mio. €).“110

Bis zum Jahresabschluss 31.12.2016 hat die Stadtkämmerei jährlich von den fremden Un-
ternehmen zum 31.12. des jeweiligen Jahres Saldenbestätigungen angefordert. Nach Rück-
lauf der Saldenbestätigungen und evtl. Anmahnungen der Rückläufe erfolgte durch die 
Stadtkämmerei die Aufklärung der Differenzen zwischen den bei der LHM gebuchten Ver-
bindlichkeiten und den Saldenbestätigungen der fremden Unternehmen. 
Wie bereits für die Jahresabschlüsse 2017 bis 2020 haben wir auch für den Jahresabschluss
31.12.2020 von der Stadtkämmerei keine Saldenbestätigungen erhalten (Fehlen personeller 
Ressourcen).

Wir haben einen Summen- und Saldenabgleich zwischen Haupt- und Nebenbuch zum 
31.12.2021 sowie Plausibilitätsprüfungen vorgenommen. 

Prüfungsergebnisse

 Die von der Stadtkämmerei ausgeführten Anhangsangaben zur Veränderung der Po-
sition sind nachvollziehbar.

 Die Stadtkämmerei hat für den Jahresabschluss 2021 keine Saldenbestätigungen 
oder entsprechende Auswertungen vorgelegt (Fehlen personeller Ressourcen).

 Die im Jahr 2021 gebuchten Verbindlichkeiten aus Gewerbesteuerumlagen gegen-
über dem Finanzamt München in Höhe von insgesamt 239.752.098,00 € sind statt 
unter den Verbindlichkeiten aus Transferleistungen fälschlicherweise unter den Ver-
bindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen verbucht. Damit werden die betroffe-
nen Positionen in nicht korrekter Höhe abgebildet (Ausweisfehler). 

15.23 Verbindlichkeiten aus Transferleistungen

Gliede-
rungsziffer 
Bilanz

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

4.5 Verbindlichkeiten aus Trans-
ferleistungen

3.485.958,62 24.571.433,87

Die Position Verbindlichkeiten aus Transferleistungen weist zum 31.12.2021 einen Bestand 
i.H.v. 3.485.958,62 € (Vorjahr: 24.571.433,87 €) auf.

Die Position hat sich im Vergleich zum Vorjahr um rund 21,1 Mio. € vermindert. Die Stadt-
kämmerei führt hierzu im Anhang (Seite 138) folgendes aus: „Die Reduzierung bei den Ver-
bindlichkeiten aus Transferleistungen von 21,1 Mio. € (45,2 %) hat sich auf Grund der geän-
derten und schnelleren Zahlungsabwicklung der Kosten der Unterbringung der Bundesagen-
tur für Arbeit ab 01.01.2021 ergeben.“ 
Damit erklärt sich der Rückgang bei den Verbindlichkeiten aus Transferleistungen mit den 
üblichen Stichtagsschwankungen bei Verbindlichkeiten.

110 Siehe Anhang zum Jahresabschluss zum 31.12.2021, Seite 137.



 Prüfung des Jahresabschlusses 2021 Seite 176
__________________________________________________________________________________________

Die Prüfung der Verbindlichkeiten aus Transferleistungen erfolgte im Zuge der Prüfung der 
Position 15.2 „Sozialtransferaufwendungen“ (siehe Ziffer 16.14.2). Darüber hinaus haben wir
die Angaben im Anhang geprüft.

Prüfungsergebnisse

 Die von der Stadtkämmerei ausgeführten Anhangsangaben zur Veränderung der Po-
sition sind nachvollziehbar.

 Der im Anhang ausgewiesene Prozentsatz zur Veränderung im Vorjahr (45,2 %) ist 
hingegen nicht korrekt. Richtigerweise beträgt die Veränderung zum Vorjahr -85,9 %.

15.24 Sonstige Verbindlichkeiten

Gliede-
rungsziffer 
Bilanz

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

4.6 Sonstige Verbindlichkeiten 928.368.995,30 955.310.163,55

15.24.1 Sonstige Verbindlichkeiten vom Bund und Land und vom sonstigen öffentli-
chen und privaten Bereich

Gliede-
rungsziffer 
Bilanz

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

4.6 Sonstige Verbindlichkeiten 932.631.174,21 955.310.163,55

4.6.1 davon
Sonstige Verbindlichkeiten 
vom Bund und Land 

81.726.633,55 65.648.097,87

4.6.2 davon
Sonstige Verbindlichkeiten 
vom sonstigen öffentlichen 
und privaten Bereich 

618.782.112,11 601.538.984,16

4.6.3 davon
Verbindlichkeiten gegenüber 
eigenen Unternehmen und 
Stiftungen

232.122.428,55 288.123.081,52

Zum 31.12.2021 weist die Bilanz sonstige Verbindlichkeiten in einer Gesamthöhe von 
932.631.174,21 € (Vorjahr: 955.310.163,55 €) aus.

Die Bilanzposition „Sonstige Verbindlichkeiten“ stellt einen Sammelposten dar, auf dem Leis-
tungsverpflichtungen abgebildet werden, die anderen Verbindlichkeitenpositionen nicht ein-
deutig zuordenbar sind. Im Vergleich zum Vorjahr hat sich die Position insgesamt um rund 
22,7 Mio. € (-2,37 %) verringert. 

Die Position 4.6.1 „Sonstige Verbindlichkeiten von Bund und Land - aus Förderung“ ist im 
Vergleich zum Vorjahr um rund 16,1 Mio. € (+24,5 %) angestiegen. Die Position 4.6.2 „Sons-
tige Verbindlichkeiten vom sonstigen öffentlichen und privaten Bereich“ hat sich gegenüber 
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dem Vorjahr um rund 17,2 Mio. € (+2,9 %) erhöht. Für die Position 4.6.3 „Sonstige Verbind-
lichkeiten gegenüber eigenen Unternehmen und Stiftungen“ ergab sich ein Rückgang um 
rund 56,0 Mio. € (-19,4 %) (siehe hierzu Ausführungen unter Ziffer 15.24.4). 

Zum Anstieg bei der Pos. 4.6.1 „Sonstige Verbindlichkeiten vom Bund und Land - aus Förde-
rung“ in Höhe von rund 16,1 Mio. € führt die Stadtkämmerei im Anhang zum Jahresab-
schluss 2021 aus, dass dieser im Wesentlichen auf die Gewährung von Investitionsförderun-
gen des Freistaats für städtische Baumaßnahmen zurückzuführen ist, die bis zur Fertigstel-
lung als Verbindlichkeiten ausgewiesen werden. Als Beispiele für geförderte Projekte werden
für das Baureferat die Laimer Unterführung (5,5 Mio. €) sowie für das Referat für Bildung 
und Sport die Generalinstandsetzung des Berufsbildungszentrums Luisenstraße (rund 3,6 
Mio. €), der Neubau des Schulcampus Riem (rund 6,5 Mio. €) und der Neubau des Schul-
zentrums Bayernkaserne Süd (rund 1,8 Mio. €) genannt. Diesen Anteil an den Sonstigen 
Verbindlichkeiten haben wir im Zuge der Prüfung der Sonderposten 2021 geprüft. (siehe 
hierzu die Ausführungen unter Ziffer 15.10).

In Ziffer I der ergänzten Sitzungsvorlage vom 26.07.2022 zur Bekanntgabe des Jahresab-
schlusses zum 31.12.2021 hat die Stadtkämmerei ausgeführt, dass die versehentlich in die 
Position 4.6 „Sonstige Verbindlichkeiten“ vorgenommenen Buchungen betreffend der Rück-
stellungen für die Bezirksumlage saldiert i.H.v. 101,6 Mio. € korrigiert wurden. Dadurch er-
höhte sich die Position 4.6.2 „Sonstige Verbindlichkeiten vom sonstigen öffentlichen und pri-
vaten Bereich“ gegenüber 2020 lediglich um rund 12,9 Mio. € anstatt um 114,5 Mio. € wie ur-
sprünglich im Anhang auf Seite 138 ausgeführt. Die Änderung wurde dem Finanzausschuss 
am 26.07.2022 und der Vollversammlung am 27.07.2022 mit der Sitzungsvorlage Nr. 20-26 /
V 06711 (Ergänzung vom 26.07.2022) bekanntgegeben (siehe Ziffer 15.16.1 des Berichts).

Nach der Prüfung des Jahresabschlusses beträgt die Veränderung zum Vorjahr 17,2 Mio. € 
(siehe hierzu Ausführungen unter Ziffer 7). 

In der Position 4.6.2 sind die Barhinterlagen enthalten. Zum 31.12.2021 waren auf dem 
Sachkonto 386300 „Verbindlichkeiten aus Hinterlagen“ Barhinterlagen in Höhe von 
38.641.088,21 € (Vorjahr: 29.857.770,01 €) ausgewiesen (siehe hierzu die Ausführungen un-
ter Ziffer 15.24.2). 

Die Position 4.6.3 „Verbindlichkeiten gegenüber eigenen Unternehmen und Stiftungen weist 
zum 31.12.2021 einen Wert i.H.v. 232.122.428,55 € (Vorjahr: 288.123.081,52 € ) aus. Sie 
hat einen Anteil von 24,9 % (Vorjahr: 30,2 %) an der Bilanzposition 4.6 Sonstige Verbindlich-
keiten. Die Position zeigt gegenüber 2020 einen Rückgang i.H.v. 56,0 Mio. € (-19,4 %). Die-
sen Anteil an den Sonstigen Verbindlichkeiten haben wir im Zuge der Prüfung Forderungen 
und Verbindlichkeiten gegenüber eigenen Unternehmen und Stiftungen zum 31.12.2021 (Az:
9632.0_PG1_033_22) geprüft. (siehe Ziffer 15.24.4).

Für die stichprobenweise Prüfung der Position „Sonstige Verbindlichkeiten“ zum 31.12.2021 
haben wir risikoorientiert die Konten 383000 „Sonstige Steuerverbindlichkeiten“, 386005 „An-
dere sonstige Verbindlichkeiten – Abgrenzung“, 387650 „Durchlaufende Gelder – gemeinde-
fremd“ und das Konto 130609 „Kreditorische Debitoren – Privatrechtliche Forderungen ge-
genüber privaten Unternehmen“ herangezogen.
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Prüfungsergebnisse

➢ Der Anstieg des Bestandes auf dem Konto 387650 „Durchlaufende Gelder – gemein-
defremd“ im Vergleich zum Vorjahr i.H.v. rund 6,2 Mio. € ist auf offene Posten aus 
den Jahren 2019, 2020 und 2021 zurückzuführen, die zum Bilanzstichtag noch nicht 
ausgeglichen worden waren. Bei den offenen Posten handelt es sich um noch nicht 
abgerechnete Kostenerstattungsansprüche gegenüber der Regierung von Oberbay-
ern (Ausweisfehler).

➢ Der Anstieg des Bestandes auf den Konten 383000 „Sonstige Steuerverbindlichkei-
ten“, 386005 „Andere sonstige Verbindlichkeiten (Abgrenzung)“ und 130609 „Kredito-
rische Debitoren – Privatrechtliche Forderungen gegenüber privaten Unternehmen“ 
war plausibel und nachvollziehbar.

In dem Prüffeld „Sonstige Verbindlichkeiten“ haben wir auch die „Sonstigen Sicherheitsleis-
tungen (unbare Hinterlagen)“ geprüft, die unter Ziffer 15.24.3 ausgeführt sind. 

15.24.2 Sonstige Verbindlichkeiten – Barhinterlagen

Bei den Barhinterlagen handelt es sich um Sicherheitsleistungen Dritter in Form von Buch-/
Bargeld in Euro (§ 3 Abs. 1 DA-VS). 
Die Verwahrung und die verzinsliche Anlage der eingezahlten Beträge erfolgt durch die 
Stadtkasse (§ 9 Abs. 1 und 2 DA-VS).

In der städtischen Bilanz sind die Barhinterlagen unter der Position 4.7.2 „Sonstige Verbind-
lichkeiten vom sonstigen öffentlichen und privaten Bereich“ abgebildet, da sie eine Verbind-
lichkeit gegenüber dem Hinterlegungspflichtigen darstellen.

Zum 31.12.2021 waren auf dem Sachkonto 386300 „Verbindlichkeiten aus Hinterlagen“ Bar-
hinterlagen in Höhe von 38.641.088,21 € (Vorjahr: 29.857.770,01 €) ausgewiesen.

Nach der EDV-gestützten Auswertung der Stadtkasse wurden im Prüfungszeitraum insge-
samt 216 Barhinterlagen neu angelegt.

Im Anhang zum Jahresabschluss 2021 sind die Barhinterlagen nicht angegeben.

Wir haben in Stichproben den ordnungsgemäßen Nachweis der Barhinterlagen geprüft. Die 
Schwerpunkte der Prüfung lagen auf der Einhaltung der Vorschriften der KommHV-Doppik 
und der DA-VS bei den im Prüfungszeitraum neu entgegen genommenen Barhinterlagen. 
Außerdem wurde geprüft, ob die Barhinterlagen im Jahresabschluss korrekt ausgewiesen 
und im Anhang vorschriftsgemäß angegeben sind.

Prüfungsergebnisse

➢ Die manuelle Auswertung durch das Revisionsamt hat ebenfalls ergeben, dass im 
Prüfungszeitraum 216 Barhinterlagen neu angelegt worden sind.

➢ Die Barhinterlagen sind im Jahresabschluss 2021 korrekterweise unter der Bilanzpo-
sition 4.7.2 „Sonstige Verbindlichkeiten vom sonstigen öffentlichen und privaten Be-
reich“ ausgewiesen.

➢ Der Bestand der Barhinterlagen ist im Anhang nicht angegeben. Der Verweis unter 
Punkt 7.14 auf die Abbildung der Barhinterlagen unter Punkt F 3.10 „Verbindlichkei-
ten“ ist insofern nicht zutreffend.
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➢ Der Bestand der Barhinterlagen hat sich gegenüber dem Vorjahr um 8,783 Mio. € 
bzw. +29,4 % erhöht. Es liegt damit eine wesentliche Abweichung vor, die im Anhang 
entgegen den Vorgaben der Stadtkämmerei nicht erläutert ist.

15.24.3 Sonstige Sicherheitsleistungen (unbare Hinterlagen)

An sonstigen Sicherheitsleistungen (unbare Hinterlagen) werden von der Landeshauptstadt 
München nationale und internationale Bürgschaften, festverzinsliche Wertpapiere, verpfän-
dete Sparguthaben, hinterlegte Sparbücher111, Versicherungspolicen und verpfändete Güter 
akzeptiert. 
Die sonstigen Sicherheitsleistungen werden von der Stadtkasse verwahrt (§ 9 Abs. 1 DA-
VS).

Die sonstigen Sicherheitsleistungen (unbare Hinterlagen) sind in der städtischen Bilanz nicht
abgebildet. Sie werden nur bestandsmäßig im SAP-System geführt.
Zur Abbildung der sonstigen Sicherheitsleistungen (unbare Hinterlagen) haben wir in einer 
früheren Prüfung empfohlen, dass die Stadtkämmerei für neu anzulegende Sicherheitsleis-
tungen durchgängig prüfen sollte, ob weitergehende Verfügungsrechte eingeräumt sind (d.h.
die über den Sicherungszweck hinausgehen). Ist dies der Fall, sollten diese in der städti-
schen Bilanz abgebildet werden. 
Neben einer manuell angefertigten Aufstellung der unbaren Sicherheitsleistungen hat die 
Stadtkasse zum Jahresabschluss 2021 auch eine EDV-gestützte Auswertung der Bürgschaf-
ten und aller übrigen unbaren Hinterlagen vorgelegt. 
Die EDV-gestützte Auswertung enthält u.a. Informationen zur Hinterlagennummer, dem Hin-
terlagengrund, zum aktuellen Bestand, zur Gültigkeit und zur Hinterlagenart. Nach dieser 
Auswertung wurden im Prüfungszeitraum 587 sonstige Sicherheitsleistungen (davon 585 
Bürgschaften, 1 Depotsperre und 1 hinterlegtes Sparbuch) neu angelegt.

Der Wert der unbaren Hinterlagen ist im Anhang zum Jahresabschluss 2021 mit 358,6 
Mio. € (Vorjahr: 293,9 Mio. €) angegeben worden.

Wir haben in Stichproben den ordnungsgemäßen Nachweis der sonstigen Sicherheitsleis-
tungen (unbare Hinterlagen) geprüft. Die Schwerpunkte der Prüfung lagen auf der Einhal-
tung der Vorschriften der KommHV-Doppik und der DA-VS bei den im Prüfungszeitraum neu
entgegen genommenen sonstigen Sicherheitsleistungen (unbare Hinterlagen). 
Außerdem wurde geprüft, ob die sonstigen Sicherheitsleistungen (unbare Hinterlagen) im 
Jahresabschluss korrekt ausgewiesen und im Anhang vorschriftsgemäß angegeben sind.
Schließlich wurde ein Abgleich der manuell angefertigten Aufstellung mit der EDV-gestützten 
Auswertung aus SAP vorgenommen.

Prüfungsergebnisse

 Die manuelle Auswertung durch das Revisionsamt hat ebenfalls ergeben, dass im 
Prüfungszeitraum 587 sonstige Sicherheitsleistungen neu angelegt worden sind.

 Die Stadtkasse überprüft auskunftsgemäß alle neu entgegen genommenen sonsti-
gen Sicherheitsleistungen (unbare Hinterlagen) bereits beim Eingang nach dem 
„Vier-Augen-Prinzip“. Die Überprüfung der Stadtkasse ergab auskunftsgemäß, dass 
die Landeshauptstadt München bei den sonstigen Sicherheitsleistungen keine Verfü-
gungsbefugnisse hat, die über den Sicherungszweck hinausreichen. Damit ist davon 
auszugehen, dass die Höhe des Ausweises ordnungsgemäß ist.

111 Sparbücher, die vom Hinterleger als Sicherheit gegeben werden. 
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 Der Vergleich der von der Stadtkasse manuell angefertigten Aufstellung der unbaren 
Sicherheitsleistungen mit der EDV-gestützten Auswertung der Bürgschaften und aller
unbaren Hinterlegungen hat ergeben, dass die manuelle Aufstellung und die EDV-ge-
stützte Auswertung übereinstimmen.

 Die sonstigen Sicherheitsleistungen (unbare Hinterlagen) sind im Anhang vorschrifts-
gemäß abgebildet. Die Angaben konnten im Rahmen der Prüfung nachvollzogen 
werden. 

15.24.4 Verbindlichkeiten gegenüber eigenen Unternehmen und Stiftungen

Gliede-
rungsziffer 
Bilanz

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

4.6 Sonstige Verbindlichkeiten 932.631.174,21 955.310.163,55

4.6.3 davon 
Verbindlichkeiten gegenüber 
eigenen Unternehmen und 
Stiftungen

232.122.428,55 288.123.081,52

Bei den Verbindlichkeiten gegenüber eigenen Unternehmen und Stiftungen werden finanziel-
le Verpflichtungen der LHM gegenüber den eigenen Unternehmen sowie Stiftungen abgebil-
det. Die Ausführungen zu den Forderungen gegenüber eigenen Unternehmen und Stiftun-
gen siehe unter Ziffer 15.6.2.1.

Zum 31.12.2021 sind in der Bilanz Verbindlichkeiten gegenüber eigenen Unternehmen und 
Stiftungen in Höhe von 232.122.428,55 € (Vorjahr: 288.123.081,52 €) über alle Buchungs-
kreise hinweg erfasst. Die Position zeigt eine Abnahme i.H.v. rund 56,0 Mio. € (-18,44 %).

Die Verbindlichkeiten gegenüber eigenen Unternehmen und Stiftungen setzen sich wie folgt 
zusammen: 

31.12.2021
in €

31.12.2020
in €

- ggü. Sondervermögen 135.524.007,44 176.952.738,21 

- ggü. verbundenen Unternehmen 27.653.198,12 9.788.280,05 

- ggü. Beteiligungen 6.303.279,71 15.722.978,13 

- ggü. Stiftungen 62.641.943,28 85.659.085,13 

Gesamt 232.122.428,55 288.123.081,52 

Der Hauptgrund für die Abnahme der Position zum Vorjahr ist ein Rückgang der Verbindlich-
keiten gegenüber dem Sondervermögen i.H.v. 41,4 Mio. € sowie der Verbindlichkeiten ge-
genüber den Stiftungen i.H.v. 23,0 Mio. €. Dagegen haben sich die Verbindlichkeiten gegen-
über den verbundenen Unternehmen um 17,9 Mio. € (+182,51 %) erhöht.
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Die Stadtkämmerei hat für den Jahresabschluss 2021 eine Saldenabstimmung für die eige-
nen Unternehmen des Konsolidierungskreises durchgeführt. Für die übrigen eigenen Unter-
nehmen wurde auskunftsgemäß keine Saldenabstimmung vorgenommen.

Prüfungsergebnisse

➢ Die Verbindlichkeiten gegenüber eigenen Unternehmen wurden im Jahresabschluss 
in Übereinstimmung mit § 85 KommHV-Doppik auf der Passivseite bei den sonstigen 
Verbindlichkeiten abgebildet.

➢ Die Entwicklung der Position ist unter Plausibilitätsgesichtspunkten nachvollziehbar.
➢ Die im Anhang ausgewiesenen Beträge erfolgten nachvollziehbar.
➢ Die Verrechnungskonten „357xxx Vollstreckung für die Eigenbetriebe“ werden in der 

Position Verbindlichkeiten gegenüber eigenen Unternehmen ausgewiesen. Dies ist 
nicht korrekt, da auf den Konten keine Sachverhalte aus den regulären Geschäftsbe-
ziehungen der LHM mit den Eigenbetrieben, sondern Sachverhalte aus der Übernah-
me der Beitreibung von Forderungen für die Eigenbetriebe gegenüber einem säumi-
gen Dritten abgebildet werden. Der Ausweis sollte daher künftig unter der Position 
Sonstige Verbindlichkeiten vom sonstigen öffentlichen und privaten Bereich erfolgen.

➢ Der zum Jahresabschluss auf den Verrechnungskonten (Konto 357xxx Vollstreckung 
für die Eigenbetriebe) ausgewiesene Betrag i.H.v. insgesamt 5,7 Mio. € ist nicht kor-
rekt, da bei Überführung des Buchungsprozesses in PSCD in 2019 im Customizing 
für die Forderungs- und Verbindlichkeitsbuchungen unterschiedliche Sachkonten be-
bucht wurden. Dies hatte zur Folge, dass die Vollstreckungskonten für die Eigenbe-
triebe und das Konto 387650 „Gemeindefremde Gelder“ zu hoch ausgewiesen wur-
den (Ausweisfehler). Seit 2022 ist dieser Fehler nach Auskunft der Stadtkämmerei 
behoben, für die Forderungs- wie auch für die Verbindlichkeitsbuchungen werden 
nun nur noch die Vollstreckungskonten (357xxx) verwendet. Die Stadtkämmerei hat 
für den Jahresabschluss 2022 am 01.12.2022 entsprechende Korrekturbuchungen 
vorgenommen. 

➢ Unsere Kontenauswertung zeigte 14 Konten, die unter der Position „Sonstige Ver-
bindlichkeiten vom sonstigen und öffentlichen und privaten Bereich“ ausgewiesen 
werden und sowohl mit als auch ohne Partnerkontierung bebucht werden. Die zum 
31.12.2021 offenen Posten mit Partnerkontierung summieren sich auf einen Betrag 
i.H.v. insgesamt 36,1 Mio. €. Damit werden die Verbindlichkeiten gegenüber eigenen 
Unternehmen um diesen Betrag zu niedrig und die Verbindlichkeiten vom sonstigen 
und öffentlichen und privaten Bereich zu hoch ausgewiesen (Ausweisfehler).

15.25 Treuhandvermögen MGS – Verbindlichkeiten 

Gliede-
rungsziffer 
Bilanz

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

4.7 Besondere Verbindlichkeiten 
– Treuhandvermögen (MGS)

3.874.339,65 13.808.674,77

Siehe hierzu auch Ausführungen unter Ziffer 15.4.
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15.26 Passive Rechnungsabgrenzungsposten (PRAP)

Gliede-
rungsziffer 
Bilanz

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

5. Passive Rechnungsabgren-
zungsposten

113.807.087,94 113.910.574,73

Rechnungsabgrenzungsposten werden im Zuge der Jahresabschlussarbeiten zum Bilanz-
stichtag (31.12.) gebildet.
Die Bildung von passiven Rechnungsabgrenzungsposten dienen einer periodengerechten 
Erfolgsermittlung. Sie werden für Einzahlungen des laufenden Jahres, die aber erst nach 
dem Bilanzstichtag (für das folgende bzw. für die folgenden Jahre) zu Erträgen werden, ge-
bildet. 

Die Sachverhalte für Rechnungsabgrenzungsposten sind durch jedes einzelne Referat 
selbstständig zu ermitteln. Die Stadtkämmerei erhält darüber im Zuge der Jahresabschluss-
arbeiten entsprechende Meldungen. Diese werden anschließend zentral durch die Stadt-
kämmerei verbucht.

Die Position 5. „Passive Rechnungsabgrenzungsposten“ hat sich im Vergleich zum Vorjahr 
insgesamt um 103.486,79 € (-0,09 %) vermindert. 

Die passiven Rechnungsabgrenzungsposten setzen sich wie folgt zusammen: 

Passive Rechnungsabgrenzung für Wert zum 
31.12.2021

in €

Wert zum 
31.12.2020

in €

Agio *) 2.918.213,39 3.325.675,57

Miet- und Pachtaufrechnungen 2.568.943,70 2.644.671,55

Belegungsrechte 575.018,26 625.197,82

Erbbaurechte *) 23.699.548,35 19.408.176,49

Grabnutzungsgebühren 63.224.496,76 53.286.088,01

sonstige Rechnungsabgrenzungen *) 20.820.867,48 34.620.765,29

Summe 113.807.087,94 113.910.574,73

*) Der Vorjahresausweis in unseren Berichten „Prüfung der aktiven und passiven Rechnungsabgrenzungsposten 
zum 31.12.2020“ sowie „Prüfung des Jahresabschlusses 2020“ weicht bei den passiven Rechnungsabgren-
zungsposten Erbbaurechte um -4.986.976,03 € und bei den sonstigen passiven Rechnungsabgrenzungsposten 
um +4.986.976,03 € ab. Der Grund hierfür sind nachträgliche Erkenntnisse, nach denen der Rechnungsabgren-
zungsposten bezüglich der „Nutzungsentschädigung Alte Akademie“ unter den sonstigen passiven Rechnungs-
abgrenzungsposten auszuweisen ist und nicht unter den passiven Rechnungsabgrenzungsposten Erbbaurechte.

Wie aus o.a. Übersicht hervorgeht, sind im Jahresabschluss 2021 die passiven Rechnungs-
abgrenzungsposten im Vergleich zum Vorjahr um 0,1 Mio. € zurückgegangen (Vorjahr um 
+31,4 Mio. € angestiegen). Der größte Rückgang zeigte sich beim den sonstigen passiven 
Rechnungsabgrenzungsposten i.H.v - 13,8 Mio. € (-39,86 %). Die größten Erhöhungen wei-
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sen mit 9,9 Mio. € (+18,7 %) der passive Rechnungsabgrenzungsposten - Grabnutzungsge-
bühren sowie mit 4,3 Mio. € (+22,1 %) der passive Rechnungsabgrenzungsposten – Erbbau-
rechte aus.

Konto 391100 „Agio“ 
In 2020 wurde das Konto 391100 „Agio“ erstmals seit der Einführung der KommHV-Doppik 
bzw. erstmals seit SAP-Einführung bebucht. Die Buchung ist darauf zurückzuführen, dass in 
2020 Passivdarlehen mit Agio aufgenommen wurden. Die Darlehen wurden jeweils mit ei-
nem Zinssatz von 0,00 % aufgenommen. Statt einer (negativen) Verzinsung wurde ein Agio 
vereinbart, das einer vorausbezahlten laufzeitabhängigen Vergütung entspricht. Dieses Agio 
ist demnach abzugrenzen und über den kompletten Zinsbindungszeitraum ertragswirksam 
zu verteilen.
Das Agio (3.360.002,20 €) wurde in 2020 als passiver Rechnungsabgrenzungsposten auf 
dem Konto 391100 „Agio“ erfasst. Es wird über die Laufzeit abgegrenzt und anteilig jeweils 
zum 31.12. über das Konto 483412 „Erträge aus Agio“ aufgelöst. Der Ausweis zum 
31.12.2021 erfolgt damit i.H.v. 2.918.213,39 €. Siehe hierzu auch Ausführungen unter Ziffer
15.20.

Bei allen passiven Rechnungsabgrenzungsposten haben wir den Bilanzausweis mit SAP ab-
geglichen. Die Passiven Rechnungsabgrenzungsposten für Miet- und Pachtaufrechnungen, 
Belegungsrechte, Erbbaurechte, Grabnutzungsgebühren wurden vollständig geprüft. Die 
sonstigen Rechnungsabgrenzungen haben wir in ausgewählten Buchungskreisen stichpro-
benhaft dahingehend geprüft, ob die buchhalterische Erfassung den Meldungen der einzel-
nen Referate entspricht. Besondere Einzelfälle wurden weiter auf Plausibilität bzw. auf Rich-
tigkeit bei der laufenden Verbuchungen für das Jahr 2021, der Berechnung112  und des Nach-
weises113 geprüft. Darüber hinaus haben wir die Angaben im Anhang geprüft.

Prüfungsergebnisse

 Der in 2021 neu gebildete passive Rechnungsabgrenzungsposten für ein Erbbau-
recht, das in 2021 neu vertraglich vereinbart wurde, wurde entsprechend der Berech-
nung des Kommunalreferats (Fachreferat) i.H.v. 4.660.690,29 € im Buchungskreis 
0099 (Allgemeine Finanz- und Personalwirtschaft) ausgewiesen. Der abzugrenzende 
Betrag beläuft sich hierbei auf 4.733.000,00 €, von dem in 2021 anteilig 72.309,71 € 
ertragswirksam aufgelöst wurden. Allerdings erfolgte die Berechnung des für 2021 
aufzulösenden Betrages nicht in korrekter Höhe. Laut dem Referat beginnt die Lauf-
zeit des Erbbaurechts am 18.02.2021. Laut den Vertragsunterlagen beginnt das Erb-
baurecht jedoch erst an dem Kalendermonatsersten, der auf die Beurkundung des 
Vertrages folgt. Dies wäre der 01.03.2021 gewesen. Damit war die Auflösung des 
Erbbaurechts ab Februar 2021 nicht korrekt. Laut dem Erbbaurechtsvertrag endet 
das Erbbaurecht nach 60 Jahren ab der Anlegung des Erbbaurechtsgrundbuchs. Das
Erbbaurechtsgrundbuchblatt wurde am 10.06.2022 mit Eintragung des Erbbaurechts 
angelegt. Damit endet das Erbbaurecht am 09.06.2082. Nach zugrundelegen der 
Vertragsbedingungen hätte in 2021 lediglich eine Auflösung des Rechnungsabgren-
zungspostens i.H.v. 65.436,20 € erfolgen dürfen. Die Auflösung erfolgte damit um 
6.873,52 € zu hoch. Folglich wird der Rechnungsabgrenzungsposten um diesen Be-
trag zu niedrig ausgewiesen. Korrekt wäre ein Ausweis i.H.v. 4.667.563,80 € zum 
31.12.2021 gewesen. Die Erträge wurden damit in 2021 um 6.873,52 € zu hoch aus-
gewiesen.

112 Berechnung: Wertansatz in der Bilanz.
113 Prüfung des Nachweises: Nachweisbarkeit der Rechnungsabgrenzungsposten mit Verträgen, Stadtratsbeschlüssen usw.
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 Der sonstige passive Rechnungsabgrenzungsposten im Buchungskreis 0099 (Allge-
meine Finanz- und Personalwirtschaft) betrifft die Nutzungsentschädigung für die Ar-
kadennutzung der Alten Akademie. Dieser wurde im Rahmen der Korrektur des Jah-
resabschlusses zum 31.12.2020 erstmals erfasst und in 2021 in korrekter Höhe in 
SAP nacherfasst. Allerdings erfolgte die Auflösung des Rechnungsabgrenzungspos-
tens in 2021 um 1.526,39 € zu hoch, so dass der Ausweis zum 31.12.2021 um die-
sen Betrag zu niedrig erfolgt. Die Erträge wurden damit in 2021 um 1.526,39 € zu 
hoch ausgewiesen.

15.27 Vorbelastungen künftiger Haushaltsjahre

Gliede-
rungsziffer 
Bilanz

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

A Vorbelastungen künftiger 
Haushaltsjahre 987.175.204,00 1.038.064.129,81

A1 davon
Verbindlichkeiten aus Bürg-
schaften 12.400.012,84 14.918.000,83

A2 davon
Gewährverträge sowie Sicher-
heiten zugunsten Dritter 35.729.197,62 37.780.610,61

A3 davon
in Anspruch genommene Ver-
pflichtungsermächtigungen 939.045.993,54 985.365.518,37

15.27.1 Kreditähnliche Verpflichtungen gemäß Art. 72 Abs. 2 GO

Zu den kreditähnlichen Verpflichtungen gemäß Art. 72 Abs. 2 GO zählen Verbindlichkeiten 
aus Bürgschaften, Gewährverträge und Verpflichtungen aus verwandten Rechtsgeschäften, 
die ein Einstehen für fremde Schuld oder für den Eintritt oder Nichteintritt bestimmter Um-
stände zum Gegenstand haben.

15.27.1.1 Im Berichtszeitraum übernommene kreditähnliche Verpflichtungen gemäß
 Art. 72 Abs. 2 GO - Vollständigkeit

Die Landeshauptstadt München hatte am 31.12.2021 insgesamt 20 (Vorjahr: 21) kreditähnli-
che Verpflichtungen gem. Art. 72 Abs. 2 GO zugunsten Dritter gegenüber deren Gläubigern 
übernommen.
Das „Portfolio“ dieser Verpflichtungen setzt sich zusammen aus:

• 13114 (Vorjahr: 14) Bürgschaften, wobei teilweise mehrere Bürgschaftserklärungen der
Landeshauptstadt München für den selben Hauptschuldner bestehen (Bürgschaften 
zugunsten von Beteiligungsgesellschaften der Landeshauptstadt München, Bürg-
schaften zugunsten anderer Dritter, wie z.B. privatrechtliche Vereine und privatrechtli-
che Unternehmen), 

114Für zwei Wohnraumbeschaffungsprogramme hat die Landeshauptstadt München die globale Ausfall-
bürgschaft übernommen. Daher zählt die Bürgschaft nur als eine und nicht als zwei Bürgschaften.
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• 2 (Vorjahr: 2) Gewährverträgen (Mieteintrittszusagen) sowie
• 5 (Vorjahr: 5) Rechtsgeschäften, die ein Einstehen für fremde Schuld zum Gegen-

stand haben (Freistellungsvereinbarung zugunsten einer Beteiligungsgesellschaft, 
Grundschuldbestellungen zugunsten von zwei Beteiligungsgesellschaften, zwei Haf-
tungsverhältnisse gegenüber dem sonstigen privaten Bereich).

Im Jahr 2021 wurden keine neuen Genehmigungen über kreditähnliche Rechtsgeschäfte 
nach Art. 72 Abs. 2 GO beantragt bzw. erteilt. 
Eine Bürgschaft zugunsten eines Sportvereins115 wurde durch Sondertilgung des zugrunde 
liegenden Darlehens im Jahr 2021 vorzeitig beendet.

Wir haben anhand der Meldungen an die Stadtkämmerei geprüft, ob die Referate und 
Dienststellen Angaben zu neu eingegangenen kreditähnlichen Verpflichtungen gem. Art. 72 
Abs. 2 GO gemacht haben.

Prüfungsergebnisse

 Zwei Referate haben bis zu der von der Stadtkämmerei gesetzten Frist (14.02.2022) 
keine Angaben zu im Jahr 2021 neu übernommenen kreditähnlichen Verpflichtungen 
gem. Art. 72 Abs. 2 GO gemacht.

15.27.1.2 Kreditähnliche Verpflichtungen gemäß Art. 72 Abs. 2 GO – Ausweis im
 Jahresabschluss

Im Jahresabschluss für das Haushaltsjahr 2021 sind die kreditähnlichen Verpflichtungen 
gem. Art. 72 Abs. 2 GO unter dem Bilanzstrich ausgewiesen. Sie beliefen sich zum 
31.12.2021 auf insgesamt 48.129.210,46 € (Vorjahr: 52.698.611,44 €).

Wir haben geprüft, ob die kreditähnlichen Verpflichtungen gem. Art. 72 Abs. 2 GO im Jahres-
abschluss 2021 korrekt ausgewiesen sowie im Anhang angegeben sind. 
Anhand der Saldenbestätigungen der Banken bzw. Meldungen der Fachdienststellen haben 
wir einen Abgleich der valutierten Beträge im Jahresabschluss zum 31.12.2021 vorgenom-
men. Auch haben wir geprüft, ob für den Jahresabschluss 2021 eine Abfrage der Fachrefe-
rate und Dienststellen nach möglichen Inanspruchnahmen der Landeshauptstadt München 
aus kreditähnlichen Verpflichtungen gem. Art. 72 Abs. 2 GO durchgeführt wurde.

Prüfungsergebnisse

 Die kreditähnlichen Verpflichtungen gem. Art. 72 Abs. 2 GO sind im Jahresabschluss 
2021 nachvollziehbar ausgewiesen.

 Der Gesamtbestand „Gegebene Bürgschaften“ auf dem Sachkonto 167300 „Gegebe-
ne Bürgschaften“ zum Stichtag 31.12.2021 und der Ausweis der kreditähnlichen Ver-
pflichtungen gem. Art. 72 Abs. 2 GO im Jahresabschluss 2021 stimmen mit jeweils 
48.129.210,46 € überein.

 Die im Jahr 2021 durch Sondertilgung des zugrunde liegenden Darlehens vorzeitig 
beendete Bürgschaft zugunsten eines Sportvereins war im Jahresabschluss zum 
31.12.2021 korrekterweise mit 0,00 € ausgewiesen.

 Die Bürgschaften zugunsten von fünf Sportvereinen waren im Jahresabschluss zum 
31.12.2021 korrekterweise mit dem jeweiligen Höchstbetrag gemäß Bürgschaftser-
klärung ausgewiesen. Ansonsten stimmen die valutierten Beträge im Jahresab-

115 Bürgschaft zugunsten TSV München-Ost e.V.
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schluss zum 31.12.2021 und die Saldenbestätigungen der Banken bzw. Meldungen 
der Fachdienststellen überein.

 Alle sechzehn von der Stadtkämmerei abgefragten Fachreferate und Dienststellen 
haben angegeben, dass eine künftige Inanspruchnahme aus kreditähnlichen Ver-
pflichtungen derzeit nicht absehbar ist.

 Die Angaben im Anhang zum Jahresabschluss 2021 zu den kreditähnlichen Verpflich-
tungen gem. Art. 72 Abs. 2 GO sind übereinstimmend und nachvollziehbar.

15.27.2 Verpflichtungsermächtigungen

Verpflichtungsermächtigungen sind nach Art. 67 Abs. 1 GO Verpflichtungen zur Leistung von 
Auszahlungen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen in künftigen Jahren. 
Sie dürfen nur eingegangen werden, wenn der Haushaltsplan hierzu ermächtigt. 

In der Haushaltssatzung einschließlich Nachtragshaushaltssatzung für das Haushaltsjahr 
2021 war der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen auf 1.176.659.700 € festge-
setzt. Die Regierung von Oberbayern hat den Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigun-
gen mit Schreiben vom 06.02.2021 und 25.10.2021 genehmigt.

Im Jahresabschluss für das Haushaltsjahr 2021 sind die Verpflichtungsermächtigungen unter
dem Bilanzstrich ausgewiesen. Demnach hat die Landeshauptstadt München zum 
31.12.2021 Verpflichtungsermächtigungen in Höhe von 939.045.993,54 € für die Jahre 2022 
bis 2025 in Anspruch genommen.

Der Stadtkämmerei liegen Meldungen zu tatsächlich in Anspruch genommenen Verpflich-
tungsermächtigungen von einem städtischen Referaten vor. Für die restlichen 14 Referate 
lagen nach Auskunft der Stadtkämmerei in 2021 entweder Negativerklärungen vor oder es 
war keine Meldepflicht gegeben, da diese Referate keine Verpflichtungsermächtigungen mit 
eigener Anordnungsbefugnis geplant hatten.

Wir haben geprüft, ob bei der Veranschlagung der Verpflichtungsermächtigungen in der 
Haushaltssatzung und in der Nachtragshaushaltssatzung die gesetzlichen Bestimmungen 
eingehalten wurden. Auch wurde geprüft, ob die Verpflichtungsermächtigungen im Jahresab-
schluss nachvollziehbar ausgewiesen und im Anhang angegeben sind.

Prüfungsergebnisse

 Die stichprobenartige Prüfung hat ergeben, dass die Verpflichtungsermächtigungen 
in der Haushaltssatzung und in der Nachtragshaushaltssatzung vorschriftsgemäß 
veranschlagt sind.

 Im Jahresabschluss sind die Verpflichtungsermächtigungen nachvollziehbar ausge-
wiesen und im Anhang sowie in der Verbindlichkeitenübersicht ordnungsgemäß 
angegeben.

 Der in der Haushaltssatzung festgesetzte Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächti-
gungen wurde eingehalten.
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16 Ergebnisrechnung

Gesamtergebnisrechnung

2021

Ertrags- und Aufwandsarten

Gesamtermächtigung des Haushaltsjahres

Euro Euro Euro Euro Euro Euro

1 2 2a 2b 3 4

1 Steuern und ähnliche Abgaben 3.740.881.471,31 4.530.100.000 0 4.530.100.000 5.273.996.179,19 743.896.179,19

2 + Zuwendungen und allgemeine Umlagen 1.830.199.825,65 1.199.297.500 0 1.199.297.500 1.167.917.377,08 -31.380.122,92

3 + Sonstige Transfererträge 373.864.322,93 433.077.700 0 433.077.700 348.434.437,18 -84.643.262,82

4 + Öffentlich-rechtliche Leistungsentgelte 234.803.664,39 265.667.900 0 265.667.900 244.647.136,50 -21.020.763,50

5 + Auflösung von Sonderposten 73.068.571,14 51.429.800 0 51.429.800 76.248.779,45 24.818.979,45

6 + Privatrechtliche Leistungsentgelte 181.315.076,54 222.394.000 0 222.394.000 207.913.460,92 -14.480.539,08

7 + Kostenerstattungen und Kostenumlagen 357.653.184,22 447.048.300 0 447.048.300 393.777.736,55 -53.270.563,45

8 + Sonstige ordentliche Erträge 801.785.246,31 403.961.500 0 403.961.500 461.938.867,42 57.977.367,42

9 + Aktivierte Eigenleistungen 33.574.950,51 33.029.800 0 33.029.800 34.583.655,72 1.553.855,72

10 +/- Bestandsveränderungen 0,00 0 0 0 0,00 0,00

S1 = 7.627.146.313,00 7.586.006.500 0 7.586.006.500 8.209.457.630,01 623.451.130,01

11 - Personalaufwendungen 2.006.546.494,97 2.035.792.400 0 2.035.792.400 2.026.424.589,46 -9.367.810,54

12 - Versorgungsaufwendungen 501.292.455,87 415.689.700 0 415.689.700 431.670.077,61 15.980.377,61

13 - Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 1.312.738.075,43 1.566.675.300 0 1.566.675.300 1.454.973.551,14 -111.701.748,86

14 - Bilanzielle Abschreibungen 426.436.940,79 405.639.800 0 405.639.800 441.841.486,59 36.201.686,59

15 - Transferaufwendungen 2.870.260.985,17 3.092.329.400 0 3.092.329.400 3.153.364.022,81 61.034.622,81

16 - Sonstige ordentliche Aufwendungen 635.299.261,47 479.426.200 0 479.426.200 404.387.156,37 -75.039.043,63

S2 = 7.752.574.213,70 7.995.552.800 0 7.995.552.800 7.912.660.883,98 -82.891.916,02

S3 = -125.427.900,70 -409.546.300 0 -409.546.300 296.796.746,03 706.343.046,03

17 + Finanzerträge 210.547.101,13 92.716.500 0 92.716.500 48.905.660,61 -43.810.839,39

18 - Zinsen und sonstige Finanzaufwendungen 118.706.245,84 69.032.900 0 69.032.900 41.521.750,70 -27.511.149,30

S4 = 91.840.855,29 23.683.600 0 23.683.600 7.383.909,91 -16.299.690,09

S5 = -33.587.045,41 -385.862.700 0 -385.862.700 304.180.655,94 690.043.355,94

19 + Außerordentliche Erträge 16.200,80 0 0 0 26.345,18 26.345,18

20 - Außerordentliche Aufwendungen 208,25 0 0 0 91.755,62 91.755,62

S6 = 15.992,55 0 0 0 -65.410,44 -65.410,44

S7 = -33.571.052,86 -385.862.700 0 -385.862.700 304.115.245,50 689.977.945,50

Ergebnis des 
Vorjahres

Ist-Ergebnis des 
Haushaltsjahres

Vergleich 
Ist / Fortge-
schriebener 
Planansatz

Ansatz
(inkl. NHPL)

übertragene 
Haushalts-
ermächti-

gungen aus 
Vorjahren

Fortge-
schriebener 
Planansatz

Ordentliche Erträge
(= Zeilen 1 bis 10)

Ordentliche Aufwendungen
(= Zeilen 11 bis 16)
Ergebnis der laufenden 
Verwaltungstätigkeit
(= Saldo S1 und S 2)

Finanzergebnis
(= Saldo Zeilen 17 und 18)

Ordentliches Ergebnis
(= S3 und S4)

Außerordentliches Ergebnis
(= Saldo Zeilen 19 und 20)

Jahresergebnis
(= S5 und S6)
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Die Ergebnisrechnung ist Teil des Jahresabschlusses. In der Ergebnisrechnung sind die dem
Haushaltsjahr zuzurechnenden Erträge und Aufwendungen gegenübergestellt (§ 82, § 2 
KommHV-Doppik). Erträge und Aufwendungen dürfen dabei grundsätzlich nicht miteinander 
verrechnet werden. Eine Ausnahme des Saldierungsverbots stellt § 16 KommHV-Doppik dar,
der bestimmt, dass Erträge, abgabenähnliche Entgelte und allgemeine Zuweisungen, die zu-
rückzuzahlen oder zu mindern sind, bei den Erträgen abgesetzt werden.

Im Rahmen des Jahresabschlusses wurde die Ergebnisrechnung in einer Gesamtergebnis-
rechnung sowie auch in Teilergebnisrechnungen der einzelnen Referate jeweils gesondert 
dargestellt. Die rechtlich unselbständigen Stiftungen werden in den Ergebnisrechnungen je-
weils mit ausgewiesen. Die in den nachfolgenden Übersichten enthaltenen „davon“-Angaben
stellen die konsolidierten Erträge bzw. Aufwendungen des Hoheitsbereichs ohne die rechtlich
unselbständigen Stiftungen dar.
Die dem Jahresabschluss beigefügte Ergebnisrechnung entspricht grundsätzlich den Vorga-
ben der KommHV-Doppik. In der Ergebnisrechnung sind die fortgeschriebenen Planansätze 
des Haushaltsjahres vorangestellt. Die Ergebnisse können mit den Planansätzen des Haus-
haltsjahres verglichen werden. Die Berücksichtigung der übertragenen Haushaltsermächti-
gungen ist erfolgt.116

16.1 Prüfungsübergreifende Ergebnisse und Empfehlungen

16.1.1 Bereitstellung von Belegen / Belegsuche

Die im Kassen- und Steueramt archivierten Auszahlungsanordnungen bilden die Grundlage 
für unsere Stichprobenprüfungen.
Grundsätzlich sind die für die Prüfung erforderlichen Unterlagen nach § 1 Abs. 3 Satz 1 der 
Kommunalwirtschaftlichen Prüfungsverordnung (KommPrV) dem Revisionsamt auszuhändi-
gen.

Aufgrund personeller Engpässe in der Stadtkasse erfolgt seit 2011 die Belegsuche durch das
Revisionsamt. Die Belege wurden für die Prüfung zum 31.12.2021 im Archiv der Stadtkasse 
erneut durch das Revisionsamt selbst herausgesucht. Dies führte zu einem zeitlichen und 
personellen Aufwand bei der Prüfung. Insofern haben wir im Gesamtbericht zur Prüfung des 
Jahresabschlusses zum 31.12.2021 ein Prüfungshemmnis formuliert.

Prüfungsergebnisse

 Die Stadtkasse sieht sich auskunftsgemäß derzeit nicht in der Lage, das Revisions-
amt beim Heraussuchen der Unterlagen zu unterstützen. 

 Dies führte, wie bereits bei der Prüfung des Jahresabschlusses zum 31.12.2010, 
31.12.2011, 31.12.2012, 31.12.2013, 31.12.2014, 31.12.2015, 31.12.2016, 
31.12.2017, 31.12.2018, 31.12.2019, 31.12.2020 sowie zum 31.12.2021 zu erhöhtem
zeitlichen und personellen Aufwand bei der Prüfung.

116 Das in der Kommentarliteratur zur KommHV-Doppik vorgegebene Muster zur Gesamtergebnisrechnung wurde in abgewan-
delter Form herangezogen.
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16.1.2 Prüfung der Buchungsqualität

Bezüglich der Thematik „Verbesserung der Buchungsqualität“, die bei der Aufwands- und Er-
tragsrechnung von besonderer Bedeutung ist, prüfte die Stadtkämmerei, Stadtkasse seit 
2011 systematisch ausgewählte Auszahlungsanordnungen der Referate. Mit Schreiben vom 
27.07.2015 teilte die Stadtkasse mit, dass die Prüfung der Buchungsqualität aufgrund perso-
neller Engpässe vorläufig eingestellt wird. Ab dem 01.10.2018 führt die Stadtkasse wieder 
Prüfungen der Buchungsqualität auf Basis einer Zufallsstichprobe u.a. im Rahmen der Visa-
Kontrolle durch. Die Stadtkämmerei informiert die Referate regelmäßig über die Ergebnisse 
dieser Prüfungen.

Im Rahmen der Prüfung des Jahresabschlusses prüft das Revisionsamt nach ausgewählten 
Kriterien. Bei den Kriterien des Revisionsamts handelt es sich im Einzelnen (auf Basis der 
Vorgaben der KDA117) um:

• den korrekten Ausweis auf dem Sachkonto,
• möglicherweise notwendige Rechnungsabgrenzungen,
• möglicherweise notwendige Rückstellungsbildungen,
• die Einhaltung der Laufzeit, 
• die Inanspruchnahme von Skonto,
• die Nachvollziehbarkeit des Buchungstextes,
• die Abgrenzung zwischen Aufwand und Aktivierung,
• die korrekte Verwendung von Buchungsdaten (Basisdatum),
• die korrekte Verwendung von Zahlungskonditionen sowie
• sonstige größere Auffälligkeiten (keine sachliche/rechnerische Sicherheitsprüfung 

usw.) und
• die fotoidentische Übernahme der Referenzbelegnummer bzw. Übernahme einer ein-

deutigen Referenzbelegnummer in das Buchungssystem

Es bestehen weitere Vorschriften im Rahmen der Grundsätze ordnungsgemäßer Buchfüh-
rung, die für die Beurteilung der Buchungsqualität herangezogen werden können.118 Die aus 
steuerlicher Sicht notwendigen Angaben für einen Beleg/eine Rechnung sind in § 14 Abs. 4 
UStG geregelt. Die KDA gibt darüber hinaus weitergehende Regelungen für die Belegbear-
beitung vor.

Dabei werden v.a. folgende Aufwandspositionen in die Prüfung einbezogen:
• 13.1 Aufwendungen für Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe und für bezogene Waren
• 13.2 Aufwendungen für bezogene Sach- und Dienstleistungen

◦ 13.2.1 Aufwendungen für Mieten/Pachten/Leasing
◦ 13.2.2 Aufwendungen für Reinigung und Entsorgung
◦ 13.2.3 Aufwendungen für Geringwertige Wirtschaftsgüter (bis 800 €) (GWG)
◦ 13.2.4 Aufwendungen für Öffentlichkeitsarbeit
◦ 13.2.5 Aufwendungen für Fortbildung
◦ 13.2.6 Aufwendungen für Sonstiges

• 15.1 Aufwendungen für geleistete Zuwendungen

117 Dienstanweisung für das Anordnungs- und Kassenwesen der LHM (KDA), Stand: 2009. 
118 Nach § 146 Abs. 1 AO sind Buchungen und die sonst erforderlichen Aufzeichnungen einzeln, vollständig, richtig, zeitge-

recht und geordnet vorzunehmen. Nach § 57 Abs. 4 KommHV-Doppik müssen die Aufzeichnungen in den Büchern vollstän-
dig, richtig, klar, übersichtlich und nachprüfbar sind und zeitnah erfolgen. § 14 Abs. 4 UStG regelt die Pflichtangaben einer 
Rechnung für Zwecke der Umsatzsteuer (z.B: fortlaufende Rechnungsnummer, Ausstellungsdatum, Zeitpunkt Lieferung / 
Leistung, Menge und Art der Lieferung, Steuersatz/Steuerbefreiung).
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• 15.2 Sozialtransferaufwendungen, sofern nicht von Vorsystemen generiert und sofern
selektierbar

• 15.5 Sonstige Transferaufwendungen
• 16. Sonstige ordentliche Aufwendungen: 

◦ 16.1.5 Versicherungen
◦ 16.1.6 Gutachten/Beratung 
◦ 16.1.7 Literatur
◦ 16.1.10 Sonstiges

Für die o.g. Aufwandspositionen 13.1 und 13.2, 15.1 und 15.2, 15.5, 16.1.5 bis 16.1.7 und 
16.1.10 wurde für 2021 jeweils eine bewusste Stichprobenauswahl (z.B. hohe Beträge, hohe
Abweichungen zum Vorjahr, lange Laufzeiten, Auffälligkeiten im Buchungstext, Buchungen 
zum Jahresende und zum Beginn des Jahres) als endgültige Stichprobe ermittelt, sowohl 
kontenbasiert als auch buchungskreisbasiert. 

Im Rahmen der Prüfung des Jahresabschlusses zum 31.12.2021 hat das Revisionsamt aus 
der Gesamtheit der Buchungen auf den einzelnen Konten insgesamt 114 Belege risikoorien-
tiert als bewusste Stichprobe u.a. für die Prüfung der Buchungsqualität ausgewählt. Nachfol-
gend ist das Prüfergebnis zusammengefasst dargestellt: 
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13.2.2 4 0 4 2 1 0 3 0 0 0 0 3 0 1 0 4 18
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Prüfungsergebnisse

 Von den insgesamt 114 geprüften Belegen waren 8 Belege (7,0 %) korrekt erfasst 
worden.

 Durch die Prüfung ergaben sich insgesamt 297 Beanstandungen/Auffälligkeiten 
(mehrfache Beanstandungen pro Beleg möglich).

 Für 44 Fälle ergaben sich Beanstandungen bei der periodengerechten Erfassung:
 In 28 Fällen hätte zum Vorjahr (31.12.2020) eine Rückstellung für ausstehende 

Rechnungen gebildet werden müssen. Somit wurden Aufwendungen i.H.v. ins-
gesamt 5.867.493,16 € als Aufwendungen des Jahres 2021 ausgewiesen, ob-
wohl sie das Jahr 2020 betroffen haben.

 Bei 1 Fall erfolgte im Vorjahr keine Bildung einer sonstigen Verbindlichkeit, ob-
wohl der Betrag über der Wesentlichkeitsgrenze von 5.000,00 € lag. Aus diesem 
Grunde wurden die Aufwendungen als Aufwendungen 2021 mit 81.240,60 € zu 
hoch ausgewiesen, obwohl sie das Jahr 2020 betroffen haben.

 Bei 13 Fällen hätte die buchhalterische Erfassung noch bis zum Buchungs-
schluss zum 31.12.2020 erfolgen können, da die Originalrechnung noch vor dem
Buchungsschluss der LHM zuging. Eine sonstige Verbindlichkeit wurde bei Über-
schreiten der Meldegrenze von 5.000,00 € nicht gebildet. Somit wurden Aufwen-
dungen i.H.v. insgesamt 932.600,87 € als Aufwendungen des Jahres 2021 aus-
gewiesen, obwohl sie das Jahr 2020 betroffen haben.

 In 2 Fällen ist die erforderliche Rechnungsabgrenzung nach 2022 (Teil-Leis-
tungszeitraum) unterblieben. Für diese Fälle hätte eine aktive Rechnungsab-
grenzung zum 31.12.2021 i.H.v. 538.826,71 € gebildet werden müssen. Damit 
wurden die Aufwendungen für 2021 in dieser Höhe zu hoch ausgewiesen.

 In 22 Fällen stimmten die in SAP eingepflegten Zahlungskonditionen nicht mit der 
entsprechenden Zahlungsbedingung auf der zugehörigen Rechnung überein. Damit 
besteht u.a. das Risiko, dass die Zahlung nicht in der mit dem Lieferanten vereinbar-
ten Zahlungsfrist erfolgen kann.

 In 21 Fällen erfolgte die Erfassung des Basisdatums in SAP nicht korrekt. Das Basis-
datum stimmte in diesen Fällen nicht mit dem Datum des Eingangsstempels überein 
bzw. es lag kein Eingangsstempel vor. In 2 dieser Fälle handelt es sich um interne 
Belege, die keinen Eingangsstempel aufweisen. Es hätte daher jeweils das Bearbei-
tungsdatum als Basisdatum verwendet werden müssen. Ein falsches Basisdatum 
führt dazu, dass das Fälligkeitsdatum in SAP falsch berechnet wird mit der Folge, 
dass der Rechnungsausgleich zu früh oder zu spät erfolgt.

 In 12 Fällen erfolgte die Erfassung des Belegdatums in SAP nicht korrekt. Das Risiko
bei fehlerhaft erfassten Belegdaten ist, dass es zu Doppelzahlungen kommen kann, 
da die Prüfroutine in SAP in diesen Fällen bereits in SAP erfasste Belege nicht ent-
sprechend zuordnen kann.

➢ In 8 Fällen stimmt das Belegdatum hierbei nicht mit dem Datum der Rech-
nungsstellung überein.

➢ In 4 Fällen war auf der externen Rechnung kein Rechnungsdatum angege-
ben. Ersatzweise wurde als Belegdatum das auf dem „Erfassungsbeleg zur 
Auszahlungsanordnung für Transferleistungen“ angegebene Rechnungsda-
tum erfasst. 

 In 65 Fällen ergaben sich Beanstandungen bei der Laufzeit:
 In 19 Fällen hat sich gezeigt, dass vom Rechnungseingang bis zur Beglei-

chung des Rechnungsbetrags eine Laufzeit von mehr als 30 Tagen vorlag 
(zwischen 34 und 457 Tage).
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 In 46 Fällen wurde die vom Lieferanten/Rechnungssteller individuell vorgege-
bene Laufzeit überschritten. Die Zahlung erfolgte erst nach 11 Tagen bis 446 
Tagen.

 In 6 Fällen konnte kein Skonto (insgesamt i.H.v. 1.320,69 €) in Anspruch genommen 
werden, da die Rechnungen nach der erlaubten Skontofrist bezahlt wurden und da-
her kein Skontoabzug („mit Skontoabzug bis zum …, ab dann ohne Skontoabzug“) 
mehr möglich war.

 In 3 Fällen wurden Rechnungen aufwandswirksam erfasst, obwohl es sich nach vor-
liegendem Sachverhalt in allen 3 Fällen teilweise um zu aktivierende Vermögensge-
genstände handelte.

 Bei 18 Belegen wurde nicht das korrekte Aufwandskonto bebucht. Bei 3 dieser Bele-
ge handelt sich hierbei um eine Überzahlung bzw. um 2 Rückerstattungen aus den 
Jahren 2017 bis 2020, die in 2021 i.H.v. insgesamt 57.772,20 € an die LHM zurück-
gezahlt und auf dem jeweiligen Aufwandskonto als Absetzung (im Haben) erfasst 
wurde. Laut dem Schreiben der Stadtkämmerei vom 05.01.2018 sind Erstattungen 
aus dem Vorjahr nicht von den Aufwendungen abzusetzen, sondern ertragswirksam 
zu verbuchen. Damit wurden die Aufwendungen und Erträge in 2021 jeweils um die 
Höhe der Erstattung zu niedrig ausgewiesen (Grundsatz Saldierungsverbot). 

 Bei 10 Belegen war kein aussagefähiger Buchungstext vorhanden.
 Bei 36 Belegen war im Buchungstext kein Leistungszeitraum genannt, obwohl die An-

gabe zur Beurteilung eines Abgrenzungssachverhalts für einen sachkundigen Dritten 
notwendig gewesen wäre.

 Bei 1 Beleg lag kein(e) FI-Beleg/Originalrechnung vor. In diesem Fall war der FI-Be-
leg in der Ablage der Stadtkasse nicht auffindbar. Wir haben ersatzweise Unterlagen 
bei der Dienststelle angefordert.

 In 15 Fällen ergaben sich Beanstandungen bei der Zweitschrift/Mahnung: 
 In 13 Fällen erfolgte die Auszahlung erst anhand einer Zweitschrift. Bei Zahlun-

gen erst nach dem Erhalt einer Zweitschrift besteht u.a. das Risiko, dass günsti-
ge Zahlungskonditionen (z.B. Skontoabzug) nicht genutzt werden können bzw. 
dass Rechnungen doppelt bezahlt werden.

 In 2 Fällen erfolgte die Auszahlung erst anhand einer Mahnung. In einem Fall 
fielen hierbei Säumniszuschläge i.H.v. 17.987,50 € an. Das Risiko bei Zahlun-
gen erst nach Erhalt einer Mahnung ist, dass für die LHM ggf. noch Zusatzkos-
ten (Mahngebühren, Säumniszuschläge) entstehen.

 In 44 Fällen gab es Beanstandungen bei der Referenzbelegnummer: Das Risiko bei 
einer nicht fotoidentischen Erfassung einer Referenzbelegnummer bzw. einer eindeu-
tigen/unverwechselbaren Referenzbelegnummer (z.B. bei internen Belegen) ist, dass
es zu Doppelzahlungen kommen kann, da die Prüfroutine in SAP in diesen Fällen be-
reits erfasste Belege nicht diesen (inkorrekt erfassten) Belegen zuordnen kann.
 In 11 Fällen war die Referenzbelegnummer des externen Beleges nicht fotoiden-

tisch entsprechend der Rechnungsnummer erfasst. 
 Bei 8 Belegen lag keine eindeutige Referenznummer vor, obwohl es sich um ex-

terne Belege handelte.
 Bei 9 Belegen bestand die Rechnungsnummer des externen Beleges aus mehr 

als 16 Stellen. Die Erfassung der Rechnungsnummer (16 Stellen)  erfolgte nicht 
„fotoidentisch“, sondern durch Weglassen von Ziffern, Sonder- und Leerzeichen.

 In 16 Fällen handelte es sich um einen internen Beleg. Bei diesem wurde keine 
eindeutige/unverwechselbare Referenznummern mitgegeben.
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Die Ergebnisse aus der Prüfung der Buchungsqualität zeigen, dass weiterhin Optimierungs-
potential bei der korrekten Verbuchung von Rechnungen besteht. Insofern haben wir hierzu 
einen Prüfungsvorbehalt formuliert.

Das Revisionsamt hat in Abstimmung mit der Stadtkämmerei einen Workshop zur Bu-
chungsqualität vorbereitet, in dem den Referaten die Ergebnisse aus der Prüfung der Bu-
chungsqualität ihres Buchungskreises vorgestellt und Handlungsoptionen zur Verbesserung 
der Buchungsqualität besprochen werden. Im Dezember 2022 haben Workshops mit den 
Referaten Stadtkämmerei, Kulturreferat und dem Referat für Bildung und Sport stattgefun-
den. Die Workshops mit den anderen Referaten sind ab Mai 2023 geplant.

In den nachfolgenden Aufwandspositionen erfolgt ein Hinweis, wenn für ausgewählte Bu-
chungsbelege der Aufwandsposition eine Stichprobenprüfung hinsichtlich der Buchungsqua-
lität erfolgt ist.

16.2 Steuern und ähnliche Abgaben

Gliede-
rungsziffer 
Ergebnis-
rechnung

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

1. Steuern und ähnliche Abga-
ben

5.273.996.179,19 3.740.881.471,31

Hier werden die Erträge aus der Gewerbesteuer, Grundsteuer A – land- und forstwirtschaftli-
che Betriebe, Grundsteuer B – sonstige Grundstücke, Hundesteuer sowie Zweitwohnungs-
steuer ausgewiesen. Des Weiteren werden die Erträge aus dem Gemeindeanteil an der Ein-
kommensteuer, der Umsatzsteuer und der Umsatzsteuer Härtefallausgleich abgebildet.

Die Ertragsposition setzt sich zusammen aus 7 (Vorjahr: 7) Konten mit einem Gesamtbe-
stand  zum 31.12.2021 von insgesamt 5.273.996.179,19 € (Vorjahr: 3.740.881.471,31 €) 
(ohne Stiftungen). 
Sie ist im Vergleich zum Vorjahr um rund 1.533,1 Mio. € (41,0 %) gestiegen. Dies ist über-
wiegend auf die wirtschaftliche Erholung im Jahr 2021 nach den coronabedingten Gewerbe-
steuerausfällen im Jahr 2020 zurückzuführen.

Prüfungsergebnisse

 Die Erträge aus dem Gemeindeanteil an der Einkommensteuer auf dem Konto 
401102 i. H. v. 1.301.113.342,00 € stimmen mit den Bescheiden des Zentralfinanz-
amtes überein und sind nachvollziehbar.

 Die Erträge aus dem Gemeindeanteil an der Umsatzsteuer auf dem Konto 401202 i. 
H. v. 352.727.106,00 € stimmen mit den Bescheiden des Zentralfinanzamtes überein 
und sind korrekt verbucht. 
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16.3 Zuwendungen und allgemeine Umlagen

Gliede-
rungsziffer 
Ergebnis-
rechnung

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

2. Zuwendungen und Allgemeine
Umlage*

1.167.917.377,08 1.830.199.825,65

2.1 Schlüsselzuweisungen 0,00 0,00

2.2 Allgemeine Zuweisungen und 
Umlagen

421.106.007,45 1.062.457.515,32

2.3 Erträge aus Zuwendungen auf
Betriebskosten*

746.425.769,63 767.045.310,33

2.4 Erträge aus Zuwendungen 
und allgemeinen Umlagen 
des Treuhandvermögens 

385.600,00 697.000,00

* Die Stiftungen o.e.R. sind in den Werten enthalten, sofern entsprechende Werte angefallen sind.

Bei Zuwendungen handelt es sich um Finanzhilfen, die die LHM einmalig oder laufend zur 
Erfüllung ihrer Aufgaben erhält. Diese werden von verschiedenen öffentlichen Institutionen 
wie dem Bund oder dem Freistaat Bayern ausgereicht. Als Beispiel für Zuweisungen können 
die Schlüsselzuweisungen, Zuweisungen für die Kosten der Schülerbeförderung sowie die 
Überlassung des Aufkommens an der Grunderwerbsteuer genannt werden. 

16.3.1 Zuwendungen und allgemeine Umlagen – Schlüsselzuweisungen, allgemeine 
Zuweisungen und Umlagen

Gliede-
rungsziffer 
Ergebnis-
rechnung

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

2. Zuwendungen und Allgemeine Um-
lage*

1.167.917.377,08 1.830.199.825,65

2.1 Schlüsselzuweisungen 0,00 0,00

2.2 Allgemeine Zuweisungen und Um-
lagen

421.106.007,45 1.062.457.515,32

2.3 Erträge aus Zuwendungen auf Be-
triebskosten*

746.425.769,63 767.045.310,33

Erträge aus Zuwendungen und all-
gemeinen Umlagen des Treuhand-
vermögens 

385.600,00 697.000,00

* Die Stiftungen o.e.R. sind in den Werten enthalten, sofern entsprechende Werte angefallen sind.

Die Ertragspositionen 2.1 bis 2.3 setzen sich zusammen aus 29 (Vorjahr: 28) Konten mit ei-
nem Gesamtbestand in Höhe von 1.166.792.416,38 € (Vorjahr: 1.829.453.662,06 €) (ohne 
Stiftungen).
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Die Position ist im Vergleich zum Vorjahr um rund 662,7 Mio. € (36,2 %) gesunken. Hauptur-
sache für den Rückgang dieser Position sind die im Jahr 2020 erfolgten Erstattungen der co-
ronabedingten Gewerbesteuerausfälle von Bund und Land in Höhe von 669,1 Mio. €, welche
im Jahr 2021 nicht mehr erfolgten. Der Freistaat Bayern hat zwar für das Jahr 2021 erneut 
steuerliche Hilfen für Kommunen, die Gewerbesteuerausfälle zu verzeichnen hatten, geleis-
tet, aber die LHM hat auf Grund der in 2021 erzielten Gewerbesteuereinnahmen die Voraus-
setzungen für die Hilfemaßnahmen nicht erfüllt. Die Stadtkämmerei hat eine entsprechende 
Erläuterung auf Seite 156 im Anhang des Jahresabschlusses der Stadtkämmerei aufgenom-
men.

Prüfungsergebnisse

➢ Die LHM hat für das Jahr 2020 keine Schlüsselzuweisungen erhalten. Daher ist
das Konto 410112 „Schlüsselzuweisungen vom Land“ korrekterweise nicht be-
bucht.

➢ Die auf dem Konto 412113 „Zuweisungen zum Verwaltungsaufwand für die Aufgaben
des übertragenen Wirkungskreises“ gebuchten Erträge stimmen mit den im Bescheid
des Bayerischen Landesamtes für Statistik und Datenverarbeitung genannten Daten 
überein. 

➢ Der Abgleich der Buchungen auf dem Konto 412115 „Überlassung des Aufkommens 
an der Grunderwerbsteuer“ und den monatlichen Zahlungen der Finanzkasse Traun-
stein ergab unter Berücksichtigung der Zahlung für den Monat Dezember 2020 Über-
einstimmung. 

➢ Die auf dem Konto 412116 „Ausgleichsleistung für Mindereinnahmen für Familienleis-
tungsausgleich“ gebuchten Beträge stimmen mit den Bescheiden des Zentralfinanz-
amtes überein. 

➢ Die LHM hat auf Grund der in 2021 erzielten Gewerbesteuereinnahmen die Voraus-
setzungen für den Anspruch auf Finanzzuweisungen des Freistaats Bayern zum pau-
schalen Ausgleich von Gewerbesteuermindereinnahmen in Folge der Covid-19-Pan-
demie nicht erfüllt. 

➢ Die auf dem Konto 415111 „Zuweisungen vom Land - STK zentrale Ansätze“ gebuch-
ten Beträge stimmen mit den im Bewilligungsbescheid der Regierung von Oberbay-
ern genannten Beträgen überein.

➢ Die Veränderung auf dem Konto 415162 „Zuweis.v.sonst.öffentl.Sonderrechn.“ im 
Vergleich zum Vorjahr ist nachvollziehbar und plausibel.

16.3.2 Treuhandvermögen MGS – Zuwendungen und allgemeine Umlagen 

Gliede-
rungsziffer 
Ergebnis-
rechnung

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

2. Zuwendungen und Allgemeine Um-
lage*

1.167.917.377,08 1.830.199.825,65

2.4 davon 
Erträge aus Zuwendungen und all-
gemeinen Umlagen des Treuhand-
vermögens (MGS)

385.600,00 697.000,00

* Die Stiftungen o.e.R. sind in den Werten enthalten, sofern entsprechende Werte angefallen sind.
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Die Position „Erträge aus Zuwendungen und allgemeinen Umlagen des Treuhandvermögens
(MGS)“ umfasst ein Konto. 

Das Konto 415133 „Konsumtive Zuwendungen vom Land für THV MGS“ beinhaltet die erhal-
tenen Zuweisungen von der Regierung von Oberbayern (Anteil der Regierung an der Stadt-
sanierung). Über dieses Konto werden die konsumtiven Anteile der Zuschüsse (im Rahmen 
der Städtebauförderung vom Land) vereinnahmt.

Die Ertragsposition weist für das Jahr 2021 einen Gesamtbestand von 385.600,00 € (Vor-
jahr: 697.000,00 €) auf. Die Position hat sich im Vergleich mit dem Vorjahr um 311.400,00 € 
(-44,7 %) vermindert. Der Rückgang resultiert aus weniger erhaltenen Zuweisungen als im 
Vorjahr. 

Siehe zum Treuhandvermögen MGS die Ausführungen unter Ziffer 15.4.

16.4 Sonstige Transfererträge

Gliede-
rungsziffer 
Ergebnis-
rechnung

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

3. Sonstige Transfererträge 348.434.437,18 373.864.322,93

Bei dieser Ertragsposition werden Kostenerstattungen von anderen örtlichen bzw. überörtli-
chen Sozialhilfeträgern oder Leistungsansprüche gegenüber Unterhaltspflichtigen verbucht. 
Des Weiteren werden auch Rückforderungen von zu Unrecht gewährter Sozialhilfe abgebil-
det.

Die Ertragsposition umfasst 66 (Vorjahr: 60) Konten (davon 22 für den öffentlichen Bereich 
und 44 für den privaten Bereich) und weist für das Jahr 2021 einen Bestand von insgesamt 
348.434.437,18 € (Vorjahr: 373.864.322,93 €) (ohne Stiftungen) auf. 
Dies stellt im Vergleich zum Vorjahr einen Rückgang um rund 25,5 Mio. € (6,8 %) dar. Eine 
berichtspflichtige Abweichung liegt nicht vor. Innerhalb der Position hat sich das Konto 
502000 „Kostenerstattung v. a. Sozialh.Trägern“ um rund 44,7 Mio. € reduziert. Im „Jahres-
abschluss der Kernverwaltung 2021 | Band 2 Rechenschaftsbericht“ führt die Stadtkämmerei
auf Seite 90 als Hauptgrund für den Rückgang „erhebliche Verzögerungen bei der Erstattung
von Aufwendungen für unbegleitete minderjährige Flüchtlinge bei der gesetzlichen Jugend-
hilfe nach dem SGB VIII durch den Bezirk“ aus. Demgegenüber stehen Anstiege bei mehre-
ren Ertragskonten. Als Beispiel kann hier das Konto 500100 „Erstattungszahlungen des Bun-
des“ mit einem Anstieg von rund 11,8 Mio. € (9,3 %) und das Konto 509901 „Leis.bet.Un-
terk.u.Hzg.a.Arb.such.öT-Deut“ mit einem Anstieg von rund 7,2 Mio. € (9,4 %) genannt wer-
den. 

Prüfungsergebnisse

➢ Die stichprobenartige Prüfung zeigte, dass bei 6 Ertragsbuchungen auf dem Sach-
konto 501201 „Kostenerstattungen üöTr Bezirk Obb.“ in Höhe von insgesamt 
215.269,01 €, die das Geschäftsjahr 2020 betreffen, fälschlicherweise im Geschäfts-
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jahr 2021 erfasst wurden. Somit sind die Transfererträge im Jahr 2021 um 
215.269,01 € zu hoch und im Jahr 2020 um diesen Betrag zu niedrig ausgewiesen. 

➢ Auf dem Ertragskonto 502000 „Kostenerstattung v. a. Sozialh.Trägern“ wurden im 
Jahr 2021 fälschlicherweise 76 Erträge in Höhe von insgesamt 8.913,08 € gegenüber
Privatpersonen (GP 1001062196, 1001179978, 1001180005, 1001180007, 
1001228091, 1001235771 und 1001294567) erfasst. 

➢ Erträge in Höhe von 1.790.613,65 € auf dem Sachkonto 502100 „Erstattungen Soz-
HTr. - öTr“ betreffen nicht das Geschäftsjahr 2021, sondern die Jahre 2011 bis 2020. 
Somit sind die Erträge des Jahres 2021 um 1.790.613,65 € zu hoch und die der Vor-
jahre um diesen Betrag zu niedrig ausgewiesen. 

➢ Insgesamt 7.299 Buchungen auf dem Sachkonto 537215 Erstatt.-KdU-Beherber-
gungsbetriebe in Höhe von insgesamt 15.721.108,25 € gegenüber dem GP 
1000068464 „Jobcenter München“ wurden fälschlicherweise auf dem Gegenkonto 
120406 „Ford.a. Transferleistungen ggü. Beteiligungen“ statt auf dem Konto 120410 
„Forderungen ggü. übrige Bereiche“ erfasst. Zum 31.12.2021 waren von diesen For-
derungen noch 11.920.212,22 € offen. Somit sind die Forderungen aus Transferleis-
tungen gegenüber Beteiligungen zum 31.12.2021 um 11.920.212,22 € zu hoch und 
die Forderungen aus Transferleistungen gegenüber übrige Bereiche um diesen Be-
trag zu niedrig ausgewiesen (Ausweisfehler) (siehe auch Ziffer 15.6.2.1). 

16.5 Öffentlich-rechtliche Leistungsentgelte

Gliede-
rungsziffer 
Ergebnis-
rechnung

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

4. Öffentlich-rechtliche Leis-
tungsentgelte*

244.647.136,50 234.803.664,39

* Die Stiftungen o.e.R. sind in den Werten enthalten, sofern entsprechende Werte angefallen sind.

Hier werden Benutzungsgebühren, wie z.B. für die Benutzung städtischer Einrichtungen 
(Museen, Friedhöfe, Schwimmbäder usw.) und Verwaltungsgebühren, wie z.B. für die Ertei-
lung von Baugenehmigungen, Ausstellen von KFZ-Zulassungen und Ausweisdokumenten 
ausgewiesen.

Die Ertragsposition setzt sich zusammen aus 7 (Vorjahr: 7) Konten mit einem Gesamtbe-
stand von 238.204.880,83 € (Vorjahr: 228.317.327,89 €) (ohne Stiftungen).
Die Position ist im Vergleich zum Vorjahr um rund 9,9 Mio. € (4,3 %) angestiegen. Eine be-
richtspflichtige Abweichung liegt nicht vor. 

Prüfungsergebnisse

➢ Die privatrechtlichen Verpflegungsgelder für die Kindertageseinrichtungen in Höhe 
von 16.852.582,71 € für das Jahr 2021 sind fälschlicherweise unter den öffentlich-
rechtlichen Leistungsentgelten statt unter den privatrechtlichen Leistungsentgelten 
ausgewiesen. Somit sind die öffentlich-rechtlichen Leistungsentgelte um diesen Be-
trag zu hoch, die Privatrechtlichen Leistungsentgelte um diesen Betrag zu niedrig 
zum 31.12.2021 ausgewiesen (Ausweisfehler).

➢ Die Erträge wegen Neuzulassung und Außerbetriebsetzung gegenüber dem GP 
1000006301 aus dem Jahr 2020 in Höhe von insgesamt 2.547.468,60 € wurden erst 
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mit Buchungsdatum 31.03.2021 und damit in der falschen Periode erfasst. Die For-
derungen und Erträge wurden korrekterweise in das Jahr 2020 abgegrenzt, so dass 
die Forderungen und Erträge im Jahr 2020 und 2021 in Summe in korrekter Höhe ab-
gebildet sind. 

16.6 Erträge aus Auflösung von Sonderposten 

Gliede-
rungsziffer 
Ergebnis-
rechnung

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

5. Auflösung von Sonderposten* 76.248.779,45 73.068.571,14

* Die Stiftungen o.e.R. sind in den Werten enthalten, sofern entsprechende Werte angefallen sind.

In dieser Ertragsposition werden die Erträge aus der Wertberichtigung von Sonderposten ab-
gebildet. Die Wertberichtigung ist in SAP ERP hinterlegt und wird systemseitig automatisch 
vollzogen.

Die Ertragsposition setzt sich aus 8 (Vorjahr: 8) Konten mit einem Gesamtbestand von 
75.994.945,91 € (Vorjahr: 72.819.945,99 €) (ohne Stiftungen) zusammen. Auf die Stiftungen 
entfällt ein Wert i.H.v. 253.833,54 € (Vorjahr: 248.625,15 €).

Die Erträge aus Sonderposten haben sich im Vergleich mit dem Vorjahr um 3.174.999,92 € 
(4,36 %) erhöht. Eine berichtspflichtige Abweichung liegt nicht vor. Der Anstieg ist auf das 
Konto 477810 „Erträge a.d.Auflösung von Sonderposten ohne Anlagevermögen“ i.H.v. 
1.758.233,69 € (9,36 %) und auf das Konto 477110 „Erträge a. d. Auflösung v.Sonderposten 
AHK“ i.H.v. 771.239,78 € (1,59 %) zurückzuführen.

Für das Jahr 2021 zeigt die Auswertung des Kontos 477810, dass ein Betrag i.H.v. 
20.427.677,00 € zur ertragswirksamen Auflösung der Investitionspauschale gegen das Kon-
to 253200 im Buchungskreis 0099 der Allgemeinen Finanzwirtschaft erfasst wurde.119 Die 
Stadtkämmerei hat im städtischen Finanzwiki einen Eintrag zur Verbuchung der Investitions-
pauschale aufgenommen.120 Demnach ist die Investitionspauschale als sonstiger Sonderpos-
ten über das Sachkonto 253200 „Investitions-/Straßenausbaupauschale“ zu vereinnahmen 
und zum Schluss des Haushaltsjahres in voller Höhe ertragswirksam über das Konto 477810
„Ertrag aus der Auflösung von SoPo ohne Anlagevermögen“ aufzulösen.121

119 Beleg 0099 / 2000058546 / 2021.
120 https://wiki.muenchen.de/finanzen/index.php/Investitionspauschale_und_Straßenausbaupauschale.
121 Lt. dem Kommunalen Kontenrahmen Bayern und der Zuordnungsvorschrift zum kommunalen Kontenrahmen Bayern ist die

Investitionspauschale als sonstiger Sonderposten abzubilden. Zur anschließenden Weiterverarbeitung des Sonderpostens 
bestehen keine gesetzlichen Vorgaben. Da die Investitionspauschale nicht konkret einzelnen Investitionsmaßnahmen zu-
geordnet werden kann, bestehen gemäß BKPV-Geschäftsbericht 2009 S. 47 ff. keine Bedenken, den Sonderposten zum 
Schluss des Haushaltsjahres in voller Höhe ertragswirksam („Ertrag aus der Auflösung sonstiger Sonderposten“) aufzulö-
sen. Die Vereinnahmung als sonstiger Sonderposten mit anschließende ertragswirksamer Auflösung erfolgte erstmalig für 
den Jahresabschluss 2019.
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Prüfungsergebnisse

 Die Erträge aus Sonderposten sind im Vergleich mit dem Vorjahr um 4,36 % ange-
stiegen. Die Entwicklung der Erträge aus Sonderposten ist auf Basis der analytischen
Prüfung nachvollziehbar.

 Die außerplanmäßigen Auflösungen der Zuwendungen aufgrund Abbruch des Schul-
gebäudes der Willy-Brandt-Gesamtschule i.H.v. 188.214,84 € bzw. i.H.v. 10.524,15 € 
für die zugehörige Grundstückseinrichtung erfolgten fälschlicherweise nicht zum Zeit-
punkt des Beginns der Abbrucharbeiten am 09.11.2020, sondern erst mit Bezugsda-
tum 01.01.2021. Der Ausweis des Ertrags aus der außerplanmäßigen Auflösung der 
Sonderposten auf dem Erfolgskonto 477910 „Außplan.Erträge a. d. Auflösung v.Son-
derposten AHK“ unter den Erträgen aus Sonderposten erfolgte fälschlicherweise 
nicht periodengerecht (im Geschäftsjahr 2021 statt 2020).

16.7 Privatrechtliche Leistungsentgelte

Gliede-
rungsziffer 
Ergebnis-
rechnung

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

6. Privatrechtliche Leistungsent-
gelte*

207.913.460,92 181.315.076,54

* Die Stiftungen o.e.R. sind in den Werten enthalten, sofern entsprechende Werte angefallen sind.

Hier werden Erträge verbucht, die auf Grund eines vertraglichen Schuldverhältnisses der 
LHM gegenüber einem Dritten entstanden sind, z.B. Mieten für Gebäude, Pachten für 
Grundstücke oder Erträge aus der Veräußerung von beweglichem oder unbeweglichem An-
lagevermögen. 

Die Ertragsposition setzt sich zusammen aus 36 (Vorjahr: 36) Konten mit einem Gesamtbe-
stand von 197.782.570,51 € (Vorjahr: 171.172.001,23 €) (ohne Stiftungen).
Im Vergleich zum Vorjahr ergibt sich ein Anstieg um rund 26,6 Mio. € (15,5 %). 
Im Anhang des Jahresabschlusses der Stadtkämmerei auf Seite 142 erläutert die Stadtkäm-
merei unter anderem, dass sich der Anstieg der Position unter anderem in Höhe von 11,7 
Mio. € daraus ergibt, dass vom POR Abrechnungen von Leistungen an die Eigenbetriebe in 
der Vergangenheit nicht durchgeführt werden konnten. Die Abrechnung konnte in 2021 
nachgeholt werden. Des Weiteren wird auf gestiegene Erträge im Bereich der städtischen 
Bestattung in Höhe von 1,5 Mio. € aufgrund von Preisanpassungen und dem Verkauf von 
umfänglicheren Bestattungsleistungen bei der einzelnen Bestattung hingewiesen. Außerdem
wird ein Anstieg aus Gutschriften für Rechnungen aus dem Vorjahr erläutert (+14,7 Mio. €). 
Darüber hinaus werden noch mehrere einzelne kleinere Sachverhalte für den Anstieg erläu-
tert. 
Den Erhöhungen stehen Minderungen bei den „Mieten, Pachten, Leasing, Erbauzins“ in 
Höhe von 5,1 Mio. € (4,2 %) gegenüber. Dieser Rückgang ist im Anhang nicht erläutert. 

Prüfungsergebnisse

 Die im Anhang erläuterten Veränderungen der Position sind nachvollziehbar. 
 Auf dem Ertragskonto 420130 „Ertr.a.d.Verkauf v.Vorräten“ im Buchungskreis des 

Personal- und Organisationsreferates (0250) betreffen 260 Ertragsbuchungen im 
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Wert von insgesamt 10.895.568,87 € die Periode 2020 und früher. Dadurch wurden 
Erträge in Vorjahren zu niedrig ausgewiesen.

 Der Anstieg der Erträge auf dem Konto 420130 „Ertr.a.d.Verkauf v.Vorräten“ im Bu-
chungskreis des Personal- und Organisationsreferates ist gemäß den Angaben im 
Anhang aufgrund der Nachzahlung der Abrechnungen aus den Vorjahren gegenüber 
den Eigenbetrieben und Beteiligungsgesellschaften nachvollziehbar. 

 Die Sondernutzungsentgelte für die Benutzung des öffentlichen Straßengrundes 
durch Abwasserkanäle sind fälschlicherweise auf dem Konto 421302 „Privatrechtli-
che Leistungsentgelte“ statt auf einem Ertragskonto für Benutzungsgebühren ver-
bucht.

 Erträge für Ausbildungskosten gemäß Art. 139 BayBG in Höhe von insgesamt 
1.723.134,14 € sind fälschlicherweise unter den „Privatrechtlichen Leistungsentgel-
ten“ statt unter den Erträgen aus Kostenerstattungen und Umlagen verbucht. Somit 
sind zum 31.12.2021 die „Privatrechtlichen Leistungsentgelte“ um 1.723.134,14 € zu 
hoch und die Erträge aus Kostenerstattungen und Umlagen um diesen Betrag zu 
niedrig ausgewiesen.

 Die Erträge gegenüber dem GP 1000251678 in Höhe von 1.018.181,52 € wurden 
fälschlicherweise auf dem Konto 422102 „Erträge aus Mieteinnahmen“ statt auf dem 
Konto 422154 „Erbbauzinsen, Dienstbarkeiten und Rechte“ gebucht. 

 Von diesen Erträgen betreffen 636.363,45 € die Peride 2019/2020. Somit waren die 
privatrechtlichen Leistungsentgelte in 2019/2020 um 636.363,45 € zu niedrig und im 
Jahr 2021 um diesen Betrag zu hoch abgebildet.

 Im Anhang wird der Rückgang der Position „Mieten, Pachten, Leasing, Erbbauzins“ 
gegenüber dem Vorjahr mit ca. 5,1 Mio. € (-4,2 %) angegeben. Die bei der Stadtkäm-
merei eingeholte Begründung, wonach sich der Rückgang unter anderem aufgrund 
von Umsatzpachtverträgen ergibt, die coronabdingt niedriger ausfielen, ist plausibel 
und nachvollziehbar.

16.8 Kostenerstattungen und Kostenumlagen

Gliede-
rungsziffer 
Ergebnis-
rechnung

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

7. Kostenerstattungen und Kos-
tenumlage*

393.777.736,55 357.653.184,22

* Die Stiftungen o.e.R. sind in den Werten enthalten, sofern entsprechende Werte angefallen sind.

Hier wird die Erstattung der Konzernsteuerumlage der SWM GmbH sowie weitere Erstattun-
gen, die öffentliche Geschäftspartner wie der Bund, das Land oder andere kommunale Ge-
bietskörperschaften an die LHM leisten müssen, abgebildet. Es handelt sich hier beispiels-
weise um Gastschulbeiträge, Schulkostenersätze, Erstattungen für durchgeführte Landtags-,
Bundestags- und Europawahlen sowie um Kostenerstattungen nach Art. 8 Aufnahmegesetz 
(AufnG). 

Die Position setzt sich zusammen aus 21 (Vorjahr: 21) Konten mit einem Gesamtbestand 
von 393.743.748,35 € (Vorjahr: 357.599.940,56 €) (ohne Stiftungen). Die Kostenerstattun-
gen und Kostenumlagen sind im Vergleich zum Vorjahr um rund 36.1 Mio. € (10,1 %) gestie-
gen. 
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Gegenstand der Prüfung bei dieser Position waren die Erträge aus der Erstattung der Kon-
zernsteuerlage der SWM sowie der Konzernsteuerumlage aus Vorjahren, die im Rahmen 
der steuerlichen Organschaft zwischen der SWM GmbH und dem BgA U-Bahnbau anfallen. 
Die Ausführungen zur Organschaft und den in diesem Zusammenhang gebuchten Erträgen  
sind unter Ziffer 16.15.2 „Sonstige ordentliche Aufwendungen - Steuern“ dieses Berichts er-
läutert. 

Unter der Position Kostenerstattungen und Kostenumlagen ist auch das Konto 445202 „Er-
träge aus der Steuerungsumlage v. Eigenbetrieben“ ausgewiesen. Dieses Konto wird bei 
den Forderungen und Verbindlichkeiten gegenüber eigenen Unternehmen mitgeprüft (siehe 
hierzu die Ausführungen unter der Ziffer 15.6.2.1).

16.9 Sonstige ordentliche Erträge

Gliede-
rungsziffer 
Ergebnis-
rechnung

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

8. Sonstige ordentliche Erträge* 461.938.867,42 801.785.246,31

8.1 Sonstige ordentliche Erträge – 
PKF Bereich

1.047.950,62 924.493,48

8.2 Sonstige ordentliche Erträge – 
Buß- und Verwarnungsgelder

14.025.738,81 15.228.064,07

8.3 Sonstige ordentliche Erträge - 
Anlagenbereich

67.575.544,43 365.877.718,03

8.4 Sonstige ordentliche Erträge – 
periodenfremd

52.438.672,57 50.466.639,45

8.5 Sonstige ordentliche Erträge – 
Rückstellungen und RAP

74.689.434,78 139.261.723,12

8.6 Sonstige ordentliche Erträge - 
Verschiedenes*

240.542.843,94 222.046.302,67

8.7 Sonstige ordentliche Erträge - 
Stiftungen*

5.283.682,27 4.980.305,49

8.8 Sonstige ordentliche Erträge - 
Sondervermögen

6.335.000,00 3.000.000,00

* Die Stiftungen o.e.R. sind in den Werten enthalten, sofern entsprechende Werte angefallen sind.

Zu den sonstigen ordentlichen Erträgen gehören alle Erträge, die im Rahmen der laufenden 
Verwaltungstätigkeit anfallen und nicht einer anderen Ertragsposition zugeordnet werden 
können.

Die Ertragsposition weist für das Jahr 2021 einen Bestand von 456.655.185,15 € (Vorjahr: -
796.804.940,82 €) (ohne Stiftungen) auf. Diese wurden auf 62 (Vorjahr: 66) Konten erfasst. 
Die Position hat sich gegenüber dem Vorjahr um 340,1 Mio. € (42,7 %) vermindert. 
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Der Prüfbericht „Prüfung der Aufwands- und Ertragsrechnung zum 31.12.2021“ (Az. 
9632.0_PG1_012_22) umfasst auch die Prüfung der Position 8 und wurde am 21.03.2023 
dem Rechnungsprüfungsausschuss vorgelegt.

Prüfungsergebnisse

 Die sonstigen ordentlichen Erträge wurden im Jahresabschluss in Übereinstimmung 
mit § 82 Abs. 2 Satz 2 KommHV-Doppik unter der vorgesehenen Position ausgewie-
sen.

 Bei der im Anhang (Seite 144) veröffentlichten Übersicht über die sonstigen ordentli-
chen Erträge (Position 8 der Ertragsrechnung) stimmt der in den Unterpositionen 
„Sonstige ordentliche Erträge - Anlagenbereich“122, „Sonstige ordentliche Erträge - 
periodenfremd“ und „Sonstige ordentliche Erträge – Sondervermögen“123 angegebe-
ne Wert zum 31.12.2021 (wie bereits in den Vorjahren) nicht mit dem Endwert der 
Konsolidierung in SAP EC-CS überein. Diese Abweichungen resultieren aus zwei 
manuellen Umgliederungen außerhalb SAP EC-CS. Aus der Unterposition 8.4 „Sons-
tige ordentliche Erträge – periodenfremd“ wurden 5.350.209,18 € und aus der Unter-
position 8.8 „Sonstige ordentliche Erträge – Sondervermögen“ weitere 
19.656.361,96 € in die 8.3 Unterposition „Sonstige ordentliche Erträge – Anlagenbe-
reich“ umgegliedert. In den Vorjahren haben wir empfohlen, dass zukünftig manuelle 
Umgliederungen nach den Konsolidierungsarbeiten in EC-CS zu den veröffentlichten 
Werten vermieden werden sollten. 

122 Betrag lt. Jahresabschluss: 67.575.544,43 €, Betrag lt. SAP: 42.568.973,30 €.
123 Betrag lt. Jahresabschluss: 6.335.000,00 €, Betrag lt. SAP: 25.991.361,95 €.
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16.9.1 Sonstige ordentliche Erträge - PKF-Bereich

Gliede-
rungsziffer 
Ergebnis-
rechnung

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

8. Sonstige ordentliche Erträge* 461.938.867,42 801.785.246,31

8.1 davon
Sonstige ordentliche Erträge - 
PKF-Bereich

1.047.950,62 924.493,48

* Die Stiftungen o.e.R. sind in den Werten enthalten, sofern entsprechende Werte angefallen sind.

In der Ertragsposition werden sonstige ordentliche Erträge aus dem PKF-Bereich abgebildet.
Hierbei handelt es sich insbesondere um:

➢ Erträge aus Bußgeldern (PKF)
➢ Erträge aus Zwangsgeldern (PKF)
➢ Erträge aus Säumniszuschlägen (PKF)
➢ Erträge aus Mahngebühren (PKF)
➢ Erträge aus sonstigen Zinsen (PKF)

Die Ertragsposition weist für das Jahr 2021 einen Gesamtbestand von 1.047.950,62 € (Vor-
jahr: 924.493,48 €) (ohne Stiftungen) auf. Dieser verteilt sich auf 7 (Vorjahr: 9) Konten. Die 
Position ist um 0,1 Mio. € (+ 13,4 %) angestiegen. Im Anhang der Stadtkämmerei wird hinge-
gen fälschlicherweise ein Rückgang der sonstigen ordentlichen Erträge – PKF Bereich ange-
geben. Die letzten PKF-Verfahren wurde zum 18.05.2021 abgelöst. In 2021 wurden die PKF-
Bestandskonten – zum Beispiel über das Ertragskonto 473120 „##KG-Unaufklärbare Ver-
wahrgelder PKF-##“ – weiter bereinigt, so dass entsprechende Erträge buchhalterisch er-
fasst wurden.

Prüfungsergebnisse

 Bei den sonstigen ordentlichen Erträgen PKF wurde im Anhang der Stadtkämmerei 
fälschlicherweise ein Rückgang der Unterposition angegeben, obwohl der Bestand 
gegenüber dem Vorjahr um 0,1 Mio. € (+ 13,4 %) angestiegen ist.

16.9.2 Sonstige ordentliche Erträge - Buß- und Verwarngelder inkl. Mahnbereich

Gliede-
rungsziffer 
Ergebnis-
rechnung

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

8. Sonstige ordentliche Erträge* 461.938.867,42 801.785.246,31

8.2 davon
Sonstige ordentliche Erträge - 
Buß- und Verwarngelder inkl. 
Mahnbereich

14.025.738,81 15.228.064,07

* Die Stiftungen o.e.R. sind in den Werten enthalten, sofern entsprechende Werte angefallen sind.
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In der Ertragsposition werden Buß- und Verwarngelder abgebildet. Hierbei handelt es sich 
insbesondere um:

➢ Erträge aus Bußgeldern, Zwangsgeldern, Verwarnungsgeldern / Ordnungsgelder
➢ Erträge aus Säumniszuschlägen, Verzugszinsen
➢ Erträge aus Mahngebühren
➢ Erträge aus Vollstreckung der LHM
➢ Erträge aus Kostenersatz externe Vollstreckungskosten

Die Ertragsposition weist für das Jahr 2021 einen Gesamtbestand von 14.025.738,81 € (Vor-
jahr: 15.228.064,07 €) (ohne Stiftungen) auf. Dieser verteilt sich auf 9 (Vorjahr: 9) Konten. 
Die Position ist um 1,2 Mio. € (-7,9 %) zurückgegangen.

Prüfungsergebnisse

 Der Rückgang der Position „Sonstige ordentliche Erträge - Buß- und Verwarngelder 
inkl. Mahnbereich“ i.H.v. 1,2 Mio. € entspricht den Werten in SAP.

16.9.3 Sonstige ordentliche Erträge - Anlagenbereich

Gliede-
rungsziffer 
Ergebnis-
rechnung

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

8. Sonstige ordentliche Erträge* 461.938.867,42 801.785.246,31

8.3 davon
Sonstige ordentliche Erträge -
Anlagenbereich

67.575.544,43 365.877.718,03

* Die Stiftungen o.e.R. sind in den Werten enthalten, sofern entsprechende Werte angefallen sind.

In der Ertragsposition werden Erträge aus dem Anlagenbereich abgebildet. Hierbei handelt 
es sich insbesondere um:

➢ Erträge aus Wertpapiergeschäften (Kursgewinne)
➢ Erträge aus dem Abgang von Anlagevermögen
➢ Erträge aus der Zuschreibung auf außerplanmäßige Abschreibungen
➢ Erträge aus dem Abgang von Sonderposten

Die Ertragsposition weist für das Jahr 2021 einen Gesamtbestand von 67.575.544,43 €  
(Vorjahr: 365.877.718,03 €) auf. Dieser verteilt sich auf 3 (Vorjahr: 7) Konten. Die Position 
hat sich im Vergleich mit dem Vorjahr um 298,3 Mio. € (81,5 %) verringert.

Der Rückgang der Position um 298,3 Mio. € ist hauptsächlich auf den Rückgang bei den Er-
trägen aus Anlagenabgängen beim unbeweglichen Anlagevermögen um 303,9 Mio. € sowie 
die um 13,1 Mio. € geringeren Erträge aus dem Abgang von Sonderposten zurückzuführen. 

- Erträge aus Wertpapiergeschäften (Kursgewinne)
Die Kursgewinne aus Wertpapierverkäufen betragen für 2020 insgesamt 49.280,05 €. Im 
Geschäftsjahr 2021 ergaben sich keine Erträge aus Wertpapiergeschäften (Kursgewinne).
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- Erträge aus dem Abgang von Anlagevermögen
Die Mehrerlöse aus Anlagenabgängen (Anlagenverkäufe) im Bereich des unbeweglichen 
Anlagevermögens haben sich nach den Werten in SAP und den in der Ziffer 16.9 genann-
ten Umgliederungen i.H.v. 19.656.361,95 € aus MGS-Übertragungen bzw. 5.350.209,18 € im
Geschäftsjahr 2021 auf 66.222.636,04 €124 (Vorjahr: 350.896.479,97 €) verringert. Der Rück-
gang beträgt 284.673.843,93 € (-81,1%).
Im Geschäftsjahr 2021 ergaben sich die höchsten Mehrerlöse i.H.v. 23.019.424,74 € aus 
Grundstücksübertragungen an die GWG. Bei der Realisierung von Erträgen aus Grund-
stücksübertragungen besteht das Risiko, dass diese nicht durch die Kommunalgesetze ge-
deckt sind.
Des Weiteren haben sich Mehrerlöse i.H.v. 6,7 Mio. € aus einem Grundstückstausch mit ei-
ner Brauerei in Freiham und i.H.v. 5,8 Mio. € aus einem Grundstücksverkauf in der Hilde-
gardstraße ergeben.

Weiter ergaben sich im Jahr 2021 Erträge im Zusammenhang mit der Auflösung und Über-
tragung des Treuhandvermögens der MGS an die städtischen Wohnungsbaugesellschaften 
i.H.v. 19.656.361,95 €125. Diese wurden außerhalb von SAP ECCS aus der Position 8.8 
„Sonstige ordentliche Erträge – Sondervermögen“ in die Position 8.3 „Sonstige ordentliche 
Erträge- Anlagenbereich“ umgegliedert. Die Stadtkämmerei hat im Anhang Ausführungen zu 
einzelnen Grundstücksverkäufen aufgenommen (siehe Seiten 144 und 145 des Anhangs der
Stadtkämmerei).
Im Rahmen der Auflösung des Treuhandvermögens der Münchner Gesellschaft für Stadter-
neuerung mbH (MGS) wurden Grundstücke der MGS an die GWG bzw. GEWOFAG in Höhe
des vom Bewertungsamt ermittelten Verkehrswerts veräußert. Nach Abtretung der Kauf-
preisforderung von der MGS an die LHM erfolgt eine Stammkapitalerhöhung bei der GWG 
bzw. GEWOFAG durch eine Sacheinlage in Höhe der Kaufpreisforderung von der LHM in die
Gesellschaft.
In diesem Zusammenhang erfolgt eine ertragswirksame Erfassung des von der MGS über-
tragenen Ertrags aus der Grundstücksveräußerung.
Im Geschäftsjahr 2021 ergaben sich diesbezüglich Erträge i.H.v. 19.656.361,95 €126. Bei der 
Realisierung von Erträgen aus Grundstücksübertragungen besteht das Risiko, dass diese 
nicht durch die Kommunalgesetze gedeckt sind.

Die Mehrerlöse aus Anlagenabgängen im Bereich des beweglichen Anlagevermögens ha-
ben sich von 344.082,67 € im Geschäftsjahr 2020 auf 160.297,33 € im Geschäftsjahr 2021 
verringert. Die höchsten Mehrerlöse resultierten i.H.v. 12.000,00 € aus dem Verkauf eines 
Tanklöschfahrzeuges an die Freiwillige Feuerwehr Waldperlach und i.H.v. 18.159,00 € aus 
der Versteigerung von 2 Rettungswagen.

- Erträge aus dem Abgang von Sonderposten
Die Erträge aus dem Abgang von Sonderposten haben sich von 14.264.715,77 € im Jahr 
2020 auf 1.192.611,06 € im Jahr 2021 verringert. Die höchsten Erträge aus dem Abgang von
Sonderposten resultierten im Jahr 2021 aus den Erträgen aus dem Abgang von Zuwendun-
gen im Zusammenhang mit der Auflösung und Übertragung des Treuhandvermögens der 
MGS an die städtischen Wohnungsbaugesellschaften i.H.v. 1,16 Mio. €.

124 Ohne Berücksichtigung der Umgliederungen betragen die Mehrerlöse aus Anlagenabgängen im Bereich des unbewegli-
chen Anlagevermögens 41.216.064,91 €.

125 I.H.v. 219.300,00 € handelt es sich dabei um die Auflösung eines Rechnungsabgrenzungspostens aus dem Geschäftsjahr 
2020.

126 I.H.v. 219.300,00 € handelt es sich dabei um die Auflösung eines Rechnungsabgrenzungspostens aus dem Geschäftsjahr 
2020.
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- Erträge aus der Zuschreibung auf außerplanmäßige Abschreibungen
Im Bereich des Anlagevermögens wurden im Geschäftsjahr 2021 keine Zuschreibungen auf 
außerplanmäßige Abschreibungen gebucht. Auch für die Wertpapiere des Hoheitsbereichs 
waren im Jahr 2021 keine Zuschreibungen zu verzeichnen während diese im Vorjahr: 
45.500,00 € betrugen.

- periodenfremde Erträge Anlagenbereich
Im Rahmen der Erstellung des Jahresabschlusses 2021 wurden 5.350.209,18 € von der Po-
sition 8.4 „Sonstige ordentliche Erträge - periodenfremd“ in die Position 8.3 „Sonstige ordent-
liche Erträge- Anlagenbereich“ außerhalb von SAP ECCS umgegliedert. Weitere Ausführun-
gen zu diesen Erträgen erfolgen unter Ziffer 16.9.4.

Wir haben die sonstigen ordentlichen Erträge – Anlagenbereich der Aufwands- und Ertrags-
rechnung im Hinblick auf den Ausweis und die vollständige und periodengerechte Erfassung 
als mitzuprüfende Posten geprüft. Die Buchungen haben ihre Auslöser aus Geschäftsvorfäl-
len der Bilanzpositionen des immateriellen Anlagevermögens, des Sachanlagevermögens 
und der Finanzanlagen.

Prüfungsergebnisse

 Der Ausweis des Mehrerlöses i.H.v. 11.121.025,44 € aus dem Verkauf von Flurstü-
cken in der Gemarkung Aubing an die GWG erfolgte auf dem korrekten Erfolgskonto 
476510 „Mehrerlös Abgang unbewegliche Sachanlagen AHK“ unter den sonstigen or-
dentlichen Erträgen – Anlagenbereich im Geschäftsjahr 2021. Es handelte sich um 
einen Geschäftsvorfall aus 2020. Dies hat zur Folge, dass die Erträge zum 
31.12.2020 um 11,1 Mio. € zu niedrig ausgewiesen wurden.

 Im übrigen besteht bei der Realisierung von Erträgen aus Grundstücksübertragungen
das Risiko, dass diese nicht durch die Kommunalgesetze gedeckt sind.
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16.9.4 Sonstige ordentliche Erträge - Anlagenbereich periodenfremd

Gliede-
rungsziffer 
Ergebnis-
rechnung

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

8. Sonstige ordentliche Erträge* 461.938.867,42 801.785.246,31

8.4 davon 
Sonstige ordentliche Erträge - 
periodenfremd

52.438.672,57 50.466.639,45

- darunter 
  Sonstige ordentliche Erträge - 
  Anlagenbereich perioden-
  fremd

0,00 10.191.687,54

* Die Stiftungen o.e.R. sind in den Werten enthalten, sofern entsprechende Werte angefallen sind.

In der Ertragsposition werden periodenfremde Erträge aus der Nachaktivierung von Vermö-
gensgegenständen ausgewiesen, die in abgeschlossenen Geschäftsjahren als Aufwand er-
fasst wurden. Des Weiteren sind Zuschreibungen Bestandteil der Position.

Die Ertragsposition weist im veröffentlichten Jahresabschluss einen Gesamtbestand von 
0,00 € (Vorjahr: 10.191.687,54 €). Dies resultiert daraus, dass der auf den 6 der Position zu-
geordneten Konten im Jahr 2021 erfasste Betrag i.H.v. 5.350.209,18 € außerhalb von SAP 
ECCS von der Position 8.4 „Sonstige ordentliche Erträge - periodenfremd“127 in die Position 
8.3 „Sonstige ordentliche Erträge - Anlagenbereich“ umgegliedert wurde. Die Umgliederung 
erfolgte gemäß Auskunft der Stadtkämmerei fälschlicherweise.

Im Vergleich zum Vorjahr hat sich der Bestand auf den der Position 8.4 zugeordneten Kon-
ten um 4.841.478,36 € (47,5 %) verringert. Der Rückgang gegenüber dem Vorjahr ist haupt-
sächlich auf die geringeren Erträge aus Zuschreibungen im Bereich des unbeweglichen An-
lagevermögens im Geschäftsjahr 2021 und geringere Erträge aus Anlagenverkäufen im Fol-
gejahr zurückzuführen.

Die Stadtkämmerei hat im Anhang zur Erläuterung der Position „Sonstige ordentliche Erträge
- periodenfremd“ keine weitergehenden Ausführungen aufgenommen. Gemäß der Anhangs-
angabe erhöhten sich die „Sonstigen ordentlichen Erträge - periodenfremd“ im Vergleich mit 
dem Vorjahr um 2,0 Mio. € (3,9 %). Zur Erläuterung der Position 8.3 „Sonstige ordentliche 
Erträge- Anlagenbereich“ hat die Stadtkämmerei im Anhang u.a. ausgeführt, dass ein Betrag
i.H.v. 3,6 Mio. € aus Korrekturen von Aufwandsbuchungen der Vorjahre resultiert, die aktivie-
rungspflichtig sind. Die Erläuterung im Anhang ist unter Berücksichtigung der bereits be-
schriebenen Umgliederung außerhalb von SAP ECCS nachvollziehbar.

Nachfolgend wird die Entwicklung der Ertragskonten zur Erfassung periodenfremder Erträge 
im Anlagenbereich beschrieben. 

127 Der manuell umgegliederte Betrag i.H.v. 5.350.209,18 € war vor der „Umgliederung der Unterposition Sonstige ordentliche 
Erträge -  Anlagenbereich periodenfremd“ zugeordnet.
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Die Erträge aus Anlagenverkauf im Folgejahr beliefen sich im Geschäftsjahr 2021 auf 
161.320,99 €. Der höchste Ertrag resultierte aus einer Tauschaufzahlung im Folgejahr i.H.v. 
161.320,00 € für eine Grundstücksteilfläche in der Gemarkung Allach.

Die Erträge aus Nachaktivierungen im Bereich des unbeweglichen Anlagevermögens haben 
sich von 2.995.533,91 € im Geschäftsjahr 2020 auf 4.122.762,34 € im Geschäftsjahr 2021 
erhöht. Die höchsten Erträge aus Nachaktivierung resultierten aus der Nachaktivierung von 
AHK i.H.v. 769.235,29 € für die Sanierung der Anwohnertiefgarage an der Lothringer Straße 
und der Nachaktivierung von AHK für den Miteigentumsanteil an einem Grundstück in der 
Ottobrunner Straße i.H.v. 462.168,00 €.

Die Erträge aus Nachaktivierungen im Bereich des immateriellen / beweglichen Anlagever-
mögens haben sich von 1.226.927,65 € im Geschäftsjahr 2020 auf 684.878,88 € im Ge-
schäftsjahr 2021 verringert. Der höchste Ertrag aus Nachaktivierung betraf eine Flutlichtanla-
ge für eine Bezirkssportanlage (101.092,78 €).

Die Zuschreibungen im Bereich des unbeweglichen Anlagevermögens beliefen sich im Ge-
schäftsjahr 2021 auf 158.053,29 €. Die höchste Zuschreibung in Höhe von 53.953,03 € er-
folgte auf das generalsanierte Gebäude der Grundschule mit Kindertagesstätte an der Haim-
hauser Str. 23.

Die Zuschreibungen im Bereich des immateriellen / beweglichen Anlagevermögens haben 
sich von 11.128,59 € im Geschäftsjahr 2020 auf 223.193,68 € im Geschäftsjahr 2021 erhöht.
Der höchste Ertrag aus Zuschreibungen im Bereich des immateriellen / beweglichen Anlage-
vermögens des Geschäftsjahres 2021 betraf eine vergebene Investitionszuwendung des So-
zialreferats für das Ledigenheim an der Bergmannstr. 35 zur Korrektur fehlerhafter Abschrei-
bungen aufgrund des nicht korrekt erfassten Aktivierungsdatums (199.142,86 €).

Wir haben die sonstigen ordentlichen Erträge – Anlagenbereich periodenfremd der Auf-
wands- und Ertragsrechnung im Hinblick auf den Ausweis und die vollständige und perioden-
gerechte Erfassung als mitzuprüfende Posten geprüft. Die Buchungen haben ihre Auslöser 
aus Geschäftsvorfällen der Bilanzpositionen des immateriellen Anlagevermögens, des 
Sachanlagevermögens und der Finanzanlagen.

Prüfungsergebnisse

➢ Der Ausweis der Position mit 0,00 € ist nachvollziehbar und resultiert aus einer nach 
Auskunft der Stadtkämmerei fälschlicherweise erfolgten Umgliederung in die Unter-
position 8.3 „Sonstige ordentliche Erträge – Anlagenbereich“.
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16.9.5 Sonstige ordentliche Erträge – periodenfremd (kein Anlagenbereich)

Gliede-
rungsziffer 
Ergebnis-
rechnung

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

8. Sonstige ordentliche Erträge* 461.938.867,42 801.785.246,31

8.4 davon 
Sonstige ordentliche Erträge - 
periodenfremd

52.438.672,57 50.466.639,45

- darunter
  Sonstige ordentliche Erträge -
  periodenfremd (kein Anlagen- 
  bereich)

52.438.672,57 40.274.951,91

* Die Stiftungen o.e.R. sind in den Werten enthalten, sofern entsprechende Werte angefallen sind. 

In der Ertragsposition werden sonstige periodenfremde Erträge aus Vorjahren sowie Steuer-
erstattungen aus Vorjahren ausgewiesen. 

Die Ertragsposition weist einen Gesamtbestand von 52.438.672,57 € (Vorjahr: 
40.274.951,91 €) (ohne Stiftungen) aus. Dieser verteilt sich auf 6 (Vorjahr: 6) Konten. Im 
Vergleich zum Vorjahr stieg die Position um rund 12,2 Mio. € (30,2 %) an. 
Der Anstieg betrifft v.a. das Konto 479320 „Gewerbesteuer,Körperschaftsteuer aus Vorjah-
ren“, das von 29,1 Mio. € in 2020 auf 46,7 Mio. € in 2021 um 17,7 Mio. € angestiegen ist. Auf
diesem Konto werden Erträge vereinnahmt, die sich durch neue Gewerbe- bzw. Körper-
schaftsteuerbescheide ergeben, die eine teilweise oder vollständige Rückzahlung von in Vor-
jahren geleisteten Steuern beinhalten. Dies kann sich durch Betriebsprüfungen des Finanz-
amtes ergeben. Dieses Konto ist naturgemäß Schwankungen unterworfen, je nachdem, zu 
welchem Ergebnis diese Betriebsprüfungen führen.

Prüfungsergebnisse

 Der Anstieg der Position „Sonstige ordentliche Erträge - periodenfremd (kein Anla-
genbereich) um 12,2 Mio. € ist nachvollziehbar.

16.9.6 Sonstige ordentliche Erträge - Rückstellungen und RAP

Gliede-
rungsziffer 
Ergebnis-
rechnung

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

8. Sonstige ordentliche Erträge* 461.938.867,42 801.785.246,31

8.5 davon
Sonstige ordentliche Erträge - 
Rückstellungen und RAP

74.689.434,78 139.261.723,12

* Die Stiftungen o.e.R. sind in den Werten enthalten, sofern entsprechende Werte angefallen sind.
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In der Ertragsposition werden u.a. folgende Ertragspositionen abgebildet: 
➢ Erträge aus der Auflösung von Rückstellungen
➢ Erträge aus der Auflösung von Pensionsrückstellungen
➢ Erträge aus der Auflösung von Beihilferückstellungen
➢ Erträge aus der Auflösung von Rückstellungen für Altersteilzeit
➢ Erträge aus der nachträglichen Entlastung AuE (Abgrenzung)

Die Ertragsposition weist für das Jahr 2021 einen Gesamtbestand von 74.689.434,78 € (Vor-
jahr: 139.261.723,12 €) (ohne Stiftungen) auf. Dieser verteilt sich auf 10 (Vorjahr: 7) Konten. 
Bei der Position gab es einen Rückgang zum Vorjahr i.H.v. 64.572.288,34 € (-46,4 %). 

Laut den Erläuterungen im Anhang der Stadtkämmerei ist der Rückgang u.a. auf die im Vor-
jahr erfolgte ertragswirksame Ausbuchung vergebener Zuwendungen aus verbilligten Abga-
ben von Grundstücken im Rahmen von Wohnbauförderprojekten (i.H.v. 48,5 Mio. €) zurück-
zuführen. Als weiterer Grund für den Rückgang wird erläutert, dass in 2020 die ertragswirk-
same Auflösung von Rückstellungen i.H.v. 27,3 Mio. € erfolgte, da die Bundesanstalt für Im-
mobilienaufgaben auf die Rückzahlung von Zuwendungen aus Städtebaulichen Entwick-
lungsmaßnahmen verzichtet hat.
Als Gründe für Anstiege in der Position wird im Anhang weiterhin ausgeführt, dass in 2021 
die Krankenhausumlage (3,9 Mio. €), der Betriebsmittelzuschuss für coronabedingte Einnah-
meausfälle bei den Münchner Volkshochschulen(3,0 Mio. €) sowie ein Baukostenzuschuss 
beim Münchner Stadtmuseum (1,3 Mio. €) aufgelöst und die Bezirksumlage i.H.v. 
26,6 Mio. € herabgesetzt wurde. Die Ausführungen sind nachvollziehbar.

Die Ergebnisse der Position Erträge aus der Auflösung von Rückstellungen sind unter den 
Ziffern 15.12.1 bis 15.18.3 dargestellt. 

Wir haben dazu die Angaben im Anhang geprüft.

Prüfungsergebnisse

 Der Rückgang der Position „Sonstige ordentliche Erträge – Rückstellungen und RAP“
um 64,6 Mio. € ist nachvollziehbar.

16.9.7 Sonstige ordentliche Erträge - Verschiedenes 

Gliede-
rungsziffer 
Ergebnis-
rechnung

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

8. Sonstige ordentliche Erträge* 461.938.867,42 801.785.246,31

8.6 davon
Sonstige ordentliche Erträge - 
Verschiedenes

240.542.843,94 222.046.302,67

* Die Stiftungen o.e.R. sind in den Werten enthalten, sofern entsprechende Werte angefallen sind.
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In der Ertragsposition werden u.a. folgende Ertragspositionen ausgewiesen:
➢ Erträge aus Konzessionsabgaben128

➢ sonstige Zinserträge (z.B. Stundungszinsen, Erträge aus Negativzinsen)
➢ sonstige Finanzeinnahmen 
➢ Erträge aus der Auflösung von Einzelwertberichtigungen bzw. Pauschalwertberichti-

gungen

Die Ertragsposition weist für das Jahr 2021 einen Gesamtbestand von 240.542.843,94 € 
(Vorjahr: 222.046.302,67 €) (ohne Stiftungen) auf. Dieser verteilt sich auf 21 (Vorjahr: 20) 
Konten. Im Vergleich zum Vorjahr hat sich der Bestand um 18,5Mio. € (-8,3 %) vermindert.  

Im Zuge der Prüfung der Forderungen zeigte sich, dass die Einzelwertberichtigungen für 
2021 um 81.464.579,46 € (siehe Ziffer 15.6.1.4) zu hoch gebucht wurden. Dies hat bei den 
korrespondierenden Aufwendungen zur Folge, dass die Aufwendungen aus Einzelwertbe-
richtigung um 48.242.685,07 € zu hoch und die Erträge aus der Herabsetzung der zum 
31.12.2020 gebuchten Einzelwertberichtigung  um 33.221.894,39 € zu niedrig gebucht sind. 
Summiert ergeben diese Werte die fehlerhafte Einzelwertberichtigung in Höhe von 
81.464.579,46 €. Die weitere prüferische Beurteilung der Erträge aus Auflösung von Einzel-
wertberichtigung erfolgt im Rahmen der Prüfung der Forderungen (siehe Ziffer 15.6.5). 

Die prüferische Beurteilung der Erträge aus Auflösung von Pauschalwertberichtigung erfolgt 
im Rahmen der Prüfung der Forderungen (siehe Ziffer 15.6.6). 

Erträge aus Konzessionsabgaben
Die Erträge aus Konzessionsabgaben stellen die vertraglich festgelegten, regelmäßig wie-
derkehrenden Abgaben an eigene oder fremde Versorgungsunternehmen eingeräumten 
Rechte zur Versorgung von Einwohnern mit Strom, Gas, Wasser und der dazu erforderlichen
Benutzung öffentlicher Grundstücke dar. Diese werden auf dem Ertragskonto 481102 „Kon-
zessionsabgabe von eigenen wirtschaftlichen Unternehmen (SWM)“ vereinnahmt. Derzeit 
werden auf dem Konto die Konzessionsabgaben der SWM verbucht. Nach Auskunft des Re-
ferats für Arbeit und Wirtschaft existieren aktuell vier Konzessionsverträge mit den SWM 
bzw. deren Tochtergesellschaften.129

Im Jahr 2021 wurden auf dem Konto insgesamt 103.004.896,63 € (Vorjahr: 100.364.038,40 
€) vereinnahmt. Die in 2021 gebuchten Beträge umfassen die Quartals-Abschlagszahlungen
für die Konzessionsabgabe Versorgung i.H.v. 24.451.069,00 € (insgesamt 97.804.276,00 €) 
und die Quartals-Abschlagszahlungen i.H.v. 177.431,00 € (insgesamt 709.724,00 €. Des 
Weiteren ist ein Betrag i.H.v. 4.487.202,36 € verbucht und betrifft die Abrechnung der Kon-
zessionsabgabe für das Jahr 2020. Darüber hinaus ist ein Betrag i.H.v. 3.694,27 € verbucht. 
Dieser beinhaltet die Grenzstromerstattung, die die SWM von einem Vertragspartner erhält 
und an die LHM weiter verrechnet. Die Erträge aus Konzessionsabgaben wurden als Konten
mit Bezug zu den Beteiligungen bei den Bilanzpositionen 1.3.1 - 1.3.3 mitgeprüft (siehe Ziffer
15.3.1).

128 Bis einschließlich 2018 waren Erträge aus Konzessionsabgaben in der Gliederungsziffer 8.3 „Sonstige ordentliche Erträge 
– Anlagenbereich“ enthalten. 

129 - Konzessionsvertrag Strom zwischen LHM und SWM Infrastruktur GmbH & Co. KG, Laufzeit 14.12.2020 - 13.12.2040
- Konzessionsvertrag Gas zwischen LHM und SWM Infrastruktur GmbH & Co. KG, Laufzeit 14.12.2020 - 13.12.2040
- Konzessionsvereinbarung Nahverkehr zwischen LHM und SWM, Laufzeit 01.03.2014 - 28.02.2034
- Konzessionsvereinbarung Wasser, Fernkälte und Fernwärme zwischen LHM und SWM-Versorgungs GmbH
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Prüfungsergebnisse

 Die Konzessions-Abschlagszahlungen der SWM wurden ordnungsgemäß verein-
nahmt.

16.9.8 Sonstige ordentliche Erträge - Stiftungen

Gliede-
rungsziffer 
Ergebnis-
rechnung

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

8. Sonstige ordentliche Erträge* 461.938.867,42 801.785.246,31

8.7 davon
Sonstige ordentliche Erträge - 
Stiftungen*

5.283.682,27 4.980.305,49

* Die Stiftungen o.e.R. sind in den Werten enthalten, sofern entsprechende Werte angefallen sind.

In der Ertragsposition werden die sonstigen ordentlichen Erträge aus Stiftungen ausgewie-
sen. 

Die Ertragsposition „Sonstige ordentlichen Erträge -Stiftungen“ zeigt einen Anstieg um 
0,3 Mio. € (+ 6,1 %). Laut den Angaben im Anhang der Stadtkämmerei (Seite 145) handelt 
es sich hierbei um alle sonstigen Erträge, die bei den rechtlich unselbständigen Stiftungen 
im Jahr 2020 angefallen sind. Allerdings handelt es sich hierbei nicht um die Erträge des 
Jahres 2020, sondern um die Erträge, die in 2021 angefallen sind.

Prüfungsergebnisse

 Die Veränderung der Position „Sonstige ordentliche Erträge – Stiftungen“ ist entspre-
chend der Erläuterungen im Anhang nachvollziehbar.

 Bei den sonstigen ordentlichen Erträgen - Stiftungen wurde im Anhang fälschlicher-
weise angegeben, dass es sich um die Erträge handelt, die in 2020 angefallen sind. 
Korrekterweise handelt es sich aber um die Erträge aus 2021.

16.9.9 Sonstige ordentliche Erträge - Sondervermögen 

Gliede-
rungsziffer 
Ergebnis-
rechnung

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

8. Sonstige ordentliche Erträge* 461.938.867,42 801.785.246,31

8.8 davon
Sonstige ordentliche Erträge - 
Sondervermögen

6.335.000,00 3.000.000,00

* Die Stiftungen o.e.R. sind in den Werten enthalten, sofern entsprechende Werte angefallen sind.

Die Ertragsposition „Sonstige ordentliche Erträge - Sondervermögen“ umfasst ein Konto.
Auf dem Konto 473501 „Erträge aus Treuhandvermögen MGS – konsumtiv“ werden Rück-
zahlungen vom Treuhandvermögen MGS verbucht. 
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In SAP beläuft sich der Bestand auf dem Konto 473501 auf 25.991.361,95 € statt auf 
6.335.000,00 €. Der abweichende Betrag resultiert aus der Umgliederung von 
19.656.361,95€ aus der Unterposition 8.8 „Sonstige ordentliche Erträge – Sondervermögen“ 
in die Unterposition 8.3 „Sonstige ordentliche Erträge – Anlagenbereich“. Diese Umgliede-
rung erfolgte außerhalb SAP EC-CS. Unter Berücksichtigung dieser Umgliederung hat sich 
die Position tatsächlich um 3,3 Mio. € (+111,2%) erhöht. Die Umgliederung wurde im Anhang
der Stadtkämmerei erläutert. 

Die Erläuterung im Anhang der Stadtkämmerei zu den sonstigen ordentlichen Erträgen – 
Sondervermögen bezüglich der Veränderung gegenüber dem Vorjahr ist nicht korrekt. Ent-
gegen den Ausführungen im Anhang ist die Position (+111,2%) angestiegen und hat sich 
nicht wie angegeben um -46,5% verringert.

Siehe zum Treuhandvermögen MGS die Ausführungen unter Ziffer 15.4.

Prüfungsergebnisse

 Die Erläuterung im Anhang der Stadtkämmerei zu den sonstigen ordentlichen Erträ-
gen – Sondervermögen bezüglich der Veränderung gegenüber dem Vorjahr ist nicht 
korrekt. Entgegen den Ausführungen im Anhang der Stadtkämmerei ist die Position 
(+111,17 %) angestiegen und hat sich nicht wie angegeben um -46,5 % verringert.

16.10 Aktivierte Eigenleistungen

Gliede-
rungsziffer 
Ergebnis-
rechnung

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

9. Aktivierte Eigenleistungen 34.583.655,72 33.574.950,51

In der Position 9 der Aufwands- und Ertragsrechnung werden die aktivierten Eigenleistungen
ausgewiesen.

Eigenleistungen oder innerbetriebliche Leistungen sind betriebliche Leistungen, die anstelle 
von Fremdleistungen vom Betrieb selbst erbracht und beansprucht werden. Sie sind Gegen-
positionen zu Aufwendungen der Kommune zur Erstellung von Anlagevermögen.

Die als Eigenleistungen zu aktivierenden Herstellungskosten werden bei der LHM aus der 
Kostenrechnung abgeleitet. Die LHM arbeitet in der Kostenrechnung mit einem Vollkosten-
ansatz. In diesem Verrechnungssatz sind somit aktivierungsfähige und nicht aktivierungsfä-
hige Bestandteile enthalten. Nicht aktivierungsfähig sind nach § 77 Abs. 3 KommHV-Doppik 
die Kosten der allgemeinen Verwaltung und Sozialleistungen.

Bei der LHM werden die Eigenleistungen mit der Herstellungskostenobergrenze (d.h. unter 
Berücksichtigung der zulässigen Gemeinkostenanteile) nach § 77 Abs. 3 KommHV-Doppik 
bilanziert.
Aufgrund der unterschiedlichen Werteflüsse in den verschiedenen Abteilungen der LHM ist 
eine Abgrenzung der Kosten der allgemeinen Verwaltung maßnahmenbezogen nicht möglich
bzw. nicht praktikabel. Aus diesem Grund wurde ein stadtweit gültiger Abschlagssatz von 
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den Vollkosten i.H.v. derzeit 30 % errechnet, der für alle Referate gilt, die einen Vermögens-
gegenstand ganz oder teilweise selbst herstellen.

Die aktivierten Eigenleistungen haben sich gegenüber dem Vorjahr um 1.008.705,21 €
(+3,00 %) erhöht. Der Betrag ist übereinstimmend mit der Angabe im Anhang der Stadtkäm-
merei.

Prüfungsergebnisse

 Die aktivierten Eigenleistungen wurden im Jahresabschluss in Übereinstimmung mit 
§ 82 Abs. 2 Satz 2 KommHV-Doppik unter den ordentlichen Erträgen als aktivierte Ei-
genleistungen abgebildet.

16.11 Personal- und Versorgungsaufwendungen

Gliede-
rungsziffer 
Ergebnis-
rechnung

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

11. Personalaufwendungen* 2.026.424.589,46 2.006.546.494,97

12. Versorgungsaufwendungen* 431.670.077,61 501.292.455,87

* Die Stiftungen o.e.R. sind in den Werten enthalten, sofern entsprechende Werte angefallen sind.

Die Position 11 und 12 in der Aufwands- und Ertragsrechnung bilden die Personalaufwen-
dungen sowie die Versorgungsaufwendungen ab.

Die Position 11 in der Aufwands- und Ertragsrechnung bildet die Personalaufwendungen ab.
Die Personalaufwendungen umfassen alle Haupt- und Nebenleistungen, die als Entgelt für 
die aktive Arbeits- bzw. Dienstleistung unmittelbar an die Tarifbeschäftigten bzw. Beamtinnen
und Beamte bezahlt werden. Daneben sind die Arbeitgeberanteile der gesetzlichen Pflichtab-
gaben und die Personalnebenkosten, wie Unfall- und Gesundheitsvorsorge, Beihilfe, Beiträ-
ge zu Versorgungskassen, Umzugskosten und Kostenzuschüssen zu Gemeinschaftsveran-
staltungen enthalten. Außerdem werden hier die Zuführungen zu den Rückstellungen für Al-
tersteilzeit und Sabbaticals sowie die zugehörigen Inanspruchnahmen buchhalterisch abge-
bildet. 

Die Position 12 in der Aufwands- und Ertragsrechnung bildet die Versorgungsaufwendungen 
ab. Die Versorgungsaufwendungen umfassen die Versorgungsbezüge an Beamtinnen und 
Beamte sowie an Tarifbeschäftigte, die Inanspruchnahme der bisherigen Rückstellungen so-
wie die Rückstellungsaufwendungen für Pensionen und Beihilfen.
Die Prüfung der buchhalterischen Abbildung der Versorgungsaufwendungen erfolgt im Rah-
men der Prüfung der Rückstellungen.

In der im Anhang zum Jahresabschluss (Seite 146) veröffentlichten Übersicht wird die Positi-
on 11 „Personalaufwendungen“ mit ihren Unterpositionen dargestellt: 
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Personalaufwendungen 31.12.2021 31.12.2020

Löhne und Gehälter 1.065.141.267,18 € 1.049.281.246,12 €

Beamtenbezüge 616.534.895,56 € 613.200.203,96 €

Steuern und Versicherungen 296.002.704,25 € 288.447.125,08 €

Vorsorge und Beihilfe 43.940.243,06 € 43.316.981,97 €

nicht genommener Urlaub 4.624.880,03 € 12.200.112,15 €

Sonstige Personalaufwendungen 180.599,38 € 100.825,69 €

Summe 2.026.424.589,46 € 2.006.546.494,97 €

Werte einschließlich Stiftungen o.e.R. 

Zum 31.12.2021 belaufen sich die Stiftungswerte auf insgesamt 7.599.021,43 € (Vorjahr: 7.444.022,94 €).

Die Aufwandsposition 11 „Personalaufwendungen“ weist für das Jahr 2021 einen Bestand 
von 2.018.825.568,03 € (Vorjahr: 1.999.102.472,03 €) (ohne Stiftungen) auf. Die Personal-
aufwendungen sind im Vergleich zum Vorjahr insgesamt um 19.723.096,00 € (ohne Stiftun-
gen) gestiegen. Damit haben sich die Personalaufwendungen um rund 1,0 % erhöht. 

Zum 01.01.2021 stiegen die Bezüge für Beamtinnen und Beamte um 1,4 % und die Gehälter
bei den Tarifbeschäftigten ab 01.04.2021 um 1,4 % und mindestens 50,00 €.

Die Löhne und Gehälter haben sich im Vergleich zum Vorjahr um 15,9 Mio. € (+ 1,5 %) und 
die Beamtenbezüge um 3,3 Mio. € (+0,5 %) erhöht. Ebenso stiegen die Aufwendungen für 
Steuern und Versicherungen um 7,6 Mio. € (+2,6 %).
Im Anhang zum Jahresabschluss (Seite 146) wird erläutert, dass die Erhöhungen auf die ta-
riflichen Lohn- und Gehaltsanpassungen sowie der Erhöhung der Besoldung der Beamten 
zurückzuführen ist. 
Die Aufwendungen für Vorsorge und Beihilfe sanken um 0,6 Mio. € (+1,4 %). Die Aufwen-
dungen für nicht genommenen Urlaub gingen gegenüber dem Vorjahr um 7,6 Mio. € 
(-62,1 %) zurück. 
Die sonstigen Personalaufwendungen stiegen um 79,8 T€ (+ 79,1 %).

Die Aufwandsposition 12 „Versorgungsaufwendungen“ weist für das Jahr 2021 einen Be-
stand von 431.604.580,31 € (Vorjahr: 501.220.312,77) (ohne Stiftungen) auf. Die Versor-
gungsaufwendungen sind im Vergleich zum Vorjahr insgesamt um 69.615.732,46€ (-13,9 %)
(ohne Stiftungen) gesunken. 

Im Anhang der Stadtkämmerei wird dazu ausgeführt: „Der Aufwand fur Pensionsrückstellun-
gen ergibt sich aus den 2020 getätigten Zuführungen abzüglich der Inanspruchnahmen. Die 
Veränderung zum Vorjahr betragt - 58,0 Mio. €, was sich hauptsächlich durch die unter-
schiedliche Berücksichtigung von Besoldungserhöhungen erklären lässt.“ Die Besoldungser-
höhung 2021 war aufgrund ihres Wirkungszeitpunktes bereits im Aufwand 2020 enthalten. 
Im Aufwand 2021 war mangels eines entsprechenden Abschlusses zum damaligen Zeitpunkt
keine weitere Besoldungserhöhung zu berücksichtigen. Die Veränderung der Aufwendungen 
für Beihilferückstellungen ergibt sich analog der Pensionsrückstellungen aus der Differenz 
von Zuführungen und Inanspruchnahmen. Die Veränderung gegenüber dem Jahr 2020 be-
tragt -21,8 Mio. €.“130

130 Siehe Anhang Seite 146-147.
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Beschäftigtenzahlen 
Im Anhang der Stadtkämmerei zum 31.12.2021 (Seite 180) werden unter Ziffer 7.9 „Perso-
nalwirtschaftliche Sachverhalte“ die in 2021 durchschnittlich beschäftigten Beamtinnen und 
Beamten sowie Tarifbeschäftigten sowohl nach Anzahl der Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
als auch – als zusätzliche Information – in Vollzeitäquivalenten (VZÄ) angegeben. 

Für 2021 waren nach der Anzahl durchschnittlich 10.587 Beamtinnen und Beamte und 
23.022 Tarifbeschäftigte bei der LHM (Hoheitsbereich und Stiftungen) beschäftigt.

Nach Vollzeitäquivalenten waren in 2021 laut Angabe im Anhang durchschnittlich 9.465 
Beamtinnen und Beamte sowie 19.078 Tarifbeschäftigte beschäftigt. 

Seit 2020 werden die Anzahl der durchschnittlich Beschäftigten  – gemäß den Regelungen 
nach § 267 Abs. 5 HGB – ohne die zur Berufsausbildung Beschäftigten ermittelt. Ein Hinweis
dazu ist zum Abschluss 31.12.2021 im Anhang enthalten. Gemäß Angabe im Anhang wurde 
der Durchschnitt als vierter Teil der Beschäftigtenzahlen zum 31.3., 30.6., 30.9. und 
31.12.2021 ermittelt.

Der Prüfbericht „Prüfung der Aufwands- und Ertragsrechnung zum 31.12.2021“ (Az. 
9632.0_PG1_012_22) umfasst auch die Prüfung der Position 11 und wurde am 21.03.2023 
dem Rechnungsprüfungsausschuss vorgelegt.

Prüfungsergebnisse 

 Die Aufwandsposition 11 „Personalaufwendungen“ weist für das Jahr 2021 einen Be-
stand von 2.018.825.568,03 € (Vorjahr: 1.999.102.472,03 €) (ohne Stiftungen) auf. 
Die Personalaufwendungen sind im Vergleich zum Vorjahr insgesamt um 
19.723.096,00 € (ohne Stiftungen) gestiegen. Damit haben sich die Personalaufwen-
dungen um rund 1,0 % erhöht. 

 Die Steigerung der Personalaufwendungen um 1,0 % ist auf Basis der Prüfungsun-
terlagen plausibel.

 Bei den Versorgungsaufwendungen ergibt sich die Veränderung gegenüber dem Vor-
jahr aus Zuführungen und Inanspruchnahmen, die in 2021 und nicht – wie im Anhang
der Stadtkämmerei ausgeführt – in 2020 getätigt wurden. 

 Die im Anhang der Stadtkämmerei angegeben Summenwerte bezüglich der Perso-
nal- und Versorgungsaufwendungen entsprechen den Werten aus SAP ERP (inklusi-
ve Stiftungen).

 Die im Anhang angegeben Werte bezüglich der Unterpositionen bei den Personalauf-
wendungen entsprechen den Werten aus SAP ERP (inklusive Stiftungen).

 Die Angaben im Anhang zu den Mitarbeiterzahlen entsprechen den erhaltenen Aus-
wertungen.
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16.12 Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen

Gliede-
rungsziffer 
Ergebnis-
rechnung

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

13. Aufwendungen für Sach- und 
Dienstleistungen*

1.454.973.551,14 1.312.738.075,43

13.1 Aufwendungen für Roh-, Hilfs-
und Betriebsstoffe und für be-
zogene Waren*

163.869.805,92 138.775.873,67

13.2 Aufwendungen für bezogene 
Sach- und Dienstleistungen*

1.044.829.941,32 906.630.470,56

13.3 Aufwendungen für Sach- und 
Dienstleistungen des Treu-
handvermögens (MGS)

2.418.875,00 3.178.132,14

13.4 Aufwendungen für Instandhal-
tung*

243.854.928,90 264.153.599,06

* Die Stiftungen o.e.R. sind in den Werten enthalten, sofern entsprechende Werte angefallen sind.

Die Position 13 in der Aufwands- und Ertragsrechnung bildet Aufwendungen für Sach- und 
Dienstleistungen ab.

Die Position weist für das Jahr 2021 einen Gesamtbestand von 1.443.199.151,14 € (Vorjahr:
1.299.855.637,62 €) (ohne Stiftungen) auf. Der Bestand hat sich im Vergleich zum Vorjahr 
um rund 143,3 Mio. € bzw. um 11,0 % erhöht. 

16.12.1 Aufwendungen für Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe sowie für bezogene Waren

Gliede-
rungsziffer 
Ergebnis-
rechnung

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

13. Aufwendungen für Sach- und 
Dienstleistungen*

1.454.973.551,14 1.312.738.075,43

13.1 davon
Aufwendungen für Roh-, Hilfs- und 
Betriebsstoffe und für bezogene 
Waren*

163.869.805,92 138.775.873,67

* Die Stiftungen o.e.R. sind in den Werten enthalten, sofern entsprechende Werte angefallen sind.

Die Aufwandsposition 13.1 enthält u.a. Aufwendungen für Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe so-
wie für bezogene Waren. Darunter werden beispielsweise Aufwendungen für Dienst- und 
Schutzkleidung bis 800,00 €, Aufwendungen für den Bezug diverser Energiearten sowie Auf-
wendungen für Reinigungsmaterial abgebildet. 
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Ferner sind Aufwendungen aus der Abwertung des Umlaufvermögens, die Aufwendungen 
aus Inventurdifferenzen der Läger sowie die Aufwendungen für die Verschrottung von Lager-
artikeln enthalten (siehe dazu die Ausführungen unter Ziffer 15.5). 

Die Position weist für das Jahr 2021 einen Bestand von 162.170.104,91 € (Vorjahr: 
136.933.027,50 €) (ohne Stiftungen) auf. Dieser wurde auf 29 (Vorjahr: 31) Konten erfasst. 
Die Position ist im Vergleich zum Vorjahr insgesamt um rund 25,2 Mio. € bzw. um +18,4 % 
angestiegen.

Einen wesentlichen Anstieg weist das Konto 640010 „Rohstoffe, Handelswaren und Lebens-
mittel“ im Vergleich zum Vorjahr i.H.v. rund 3,4 Mio. € bzw. 18,5 % auf, der den Buchungs-
kreis 030 (Referat für Bildung und Sport) betrifft. Grund für den Anstieg ist nach den Anga-
ben im Anhang, dass an den Schulen durchgehend wieder Präsenz- oder Wechselunterricht 
stattgefunden hat bzw. auch die KITAs wieder offen waren. Dies führte nachvollziehbar zu 
höheren Verpflegungsaufwendungen. Eine weitere wesentliche Erhöhung verzeichnet das 
Konto 645100 „Aufwendungen für Heizung“, das im Vergleich zum Vorjahr um rund 11,1 Mio.
€ bzw. 44,8 % zugenommen hat. Davon verzeichnen die höchsten Zuwächse die Buchungs-
kreise 0300 (Referat für Bildung und Sport) mit rund 9,0 Mio. € (+56,01 %) und 0175 (Kom-
munalreferat) mit rund 1,6 Mio. € (+ 22,9 %). Nach den Angaben im Anhang zum Jahresab-
schluss schlagen sich die gestiegenen Energiekosten nieder.

Das Konto 645200 „Aufwendungen für Strom“ verzeichnet mit rund 11,9 Mio. € bzw. +44,8 %
den höchsten absoluten Zugang innerhalb der Position. Davon entfallen die höchsten Zu-
wächse der Buchungskreis 0300 (Referat für Bildung und Sport) i.H.v. rund 5,8 Mio. € (+ 
41,06 %) sowie der Buchungskreis 0175 (Kommunalreferat) i.H.v. rund 5,6 Mio. € (+ 54,70 
%). Auch hier schlagen sich nach den Angaben im Anhang die gestiegenen Energiekosten 
nieder.

Einen wesentlichen Rückgang (absolut und relativ) innerhalb der Position verzeichnet das 
Konto 643130 „Aufwendungen für nicht zuschussfähige Lehrmittel“. Die Aufwendungen sind 
hier im Vergleich zum Vorjahr um rund 2,0 Mio. € (-27,1 %) zurückgegangen. Davon betrof-
fen ist fast ausschließlich der Buchungskreis 0300 (Referat für Bildung und Sport). Der 
Grund für den Rückgang liegt laut den Angaben im Anhang der Stadtkämmerei in der Wie-
deraufnahme von Präsenz- und Wechselunterricht an den Schulen, wodurch Aufwendungen 
für Lehrmittel, die für einen Distanzunterricht benötigt werden, zurückgegangen sind.

Wir haben die Position „Aufwendungen für Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe und bezogene Wa-
ren“ stichprobenartig geprüft. Die Stichprobe umfasst insgesamt 12 Belege mit einem Ge-
samtwert von 948.009,01 €. Die Prüfungsergebnisse sind zusammengefasst unter Gliede-
rungsziffer 16.1.2 Buchungsqualität dargestellt. 
Des Weiteren wurden die Anhangsangaben auf Richtigkeit und Vollständigkeit geprüft.

Der Prüfbericht „Prüfung der Aufwands- und Ertragsrechnung zum 31.12.2021“ (Az. 
9632.0_PG1_012_22) umfasst auch die Prüfung der Buchungsqualität bei der Position 13.2 
und wurde am 21.03.2023 dem Rechnungsprüfungsausschuss vorgelegt.

Prüfungsergebnisse

 Die Aufwendungen für Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe und bezogene Waren wurden 
im Jahresabschluss in Übereinstimmung mit § 82 Abs. 2 Satz 2 KommHV-Doppik un-
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ter den ordentlichen Aufwendungen in der Aufwands- und Ertragsrechnung abgebil-
det.

 Die Anhangsangaben für die Aufwendungen für Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe und 
bezogene Waren sind korrekt erfolgt.

 Bezüglich der Stichprobenprüfung siehe Ziffer 16.1.2 des Berichts.

16.12.2 Aufwendungen für bezogene Sach- und Dienstleistungen

Gliede-
rungsziffer 
Ergebnis-
rechnung

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

13. Aufwendungen für Sach- und 
Dienstleistungen*

1.454.973.551,14 1.312.738.075,43

13.2 davon
Aufwendungen für bezogene 
Sach- und Dienstleistungen*

1.044.829.941,32 906.630.470,56

* Die Stiftungen o.e.R. sind in den Werten enthalten, sofern entsprechende Werte angefallen sind.

Die Aufwandsposition 13.2 bildet in der Aufwands- und Ertragsrechnung Aufwandskonten mit
unterschiedlichem Kontencharakter ab. Die Position Aufwendungen für bezogene Sach- und 
Dienstleistungen beinhaltet folgende Unterpositionen: 

➢ Aufwendungen für Mieten, Pachten, Leasing
➢ Aufwendungen für Reinigung und Entsorgung
➢ Aufwendungen für Geringwertige Wirtschaftsgüter 
➢ Aufwendungen für Öffentlichkeitsarbeit
➢ Aufwendungen für Fortbildung
➢ Aufwendungen für Sonstiges

Die Position weist für das Jahr 2021 einen Bestand in Höhe von 1.037.120.236,04 € (Vor-
jahr: 898.940.024,95 €) (ohne Stiftungen) auf. Die Position ist im Vergleich zum Vorjahr um 
rund 138,2 Mio. € (+15,4 %) angestiegen. Im Anhang zum Jahresabschluss 2021 sind keine 
Veränderungen bei der 13.2 beschrieben, da vor der Korrektur des Jahresabschlusses 2021 
keine berichtspflichtigen Änderungen vorlagen.

In nachfolgenden Ausführungen wird die Entwicklung zu den Unterpositionen 13.2.1-13.2.6. 
beschrieben.

Der Prüfbericht „Prüfung der Aufwands- und Ertragsrechnung zum 31.12.2021“ (Az. 
9632.0_PG1_012_22) umfasst auch die Prüfung der Buchungsqualität bei der Position 13.2 
und wurde am 21.03.2023 dem Rechnungsprüfungsausschuss vorgelegt.
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16.12.2.1 Aufwendungen für bezogene Sach- und Dienstleistungen – Mieten / Pacht / 
Leasing

Gliede-
rungsziffer 
Ergebnis-
rechnung

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

13.2 Aufwendungen für bezogene 
Sach- und Dienstleistungen*

1.044.829.941,32 906.630.470,56

13.2.1 davon 
Aufwendungen für bezogene 
Sach- und Dienstleistungen –
Mieten / Pacht / Leasing*

190.734.264,54 178.531.389,35

* Die Stiftungen o.e.R. sind in den Werten enthalten, sofern entsprechende Werte angefallen sind.

Die Position 13.2.1 weist für das Jahr 2021 einen Bestand in Höhe von 190.476.282,39 € 
(Vorjahr: 178.271.767,38 €) (ohne Stiftungen) auf. Dieser wurde auf 12 (Vorjahr: 11) Konten 
erfasst. Die Position ist im Vergleich zum Vorjahr um rund 12,2 Mio. € (+6,9 %) angestiegen.

Die Zunahme der Position beruht im Wesentlichen auf einem Anstieg des Aufwandskontos 
653100 „Aufwendungen für Mieten, Pachten und Erbbauzinsen-KommRef.“ i.H.v. 9,4 Mio. € 
(+9,11 %) im Vergleich zum Vorjahr. Auch das Aufwandskonto 653200 „Aufwand sonstige 
Mieten“ erhöhte sich im Vergleich zum Vorjahr um 8,1 Mio. € (+66,9 %). Davon betraf der 
der überwiegende Anteil an diesem Anstieg den Buchungskreis 0375 (Referat für Arbeit und 
Wirtschaft) aufgrund der Einrichtung eines Corona-Impfzentrums an der Messe München. 
Die Zahlungen erfolgten an die Messe München GmbH.

Wir haben die Aufwandsposition stichprobenartig geprüft. Die Stichprobe umfasst insgesamt 
6 Belege mit einem Gesamtwert von 1.735.006,82 €. Die Ergebnisse aus der Stichproben-
prüfung werden unter Ziffer 16.1.2 Prüfung der Buchungsqualität dargestellt. 
Des Weiteren wurden die Anhangsangaben auf Richtigkeit und Vollständigkeit geprüft.

Prüfungsergebnisse 

 Die Aufwendungen für Mieten, Pacht, Leasing wurden im Jahresabschluss in Über-
einstimmung mit § 82 Abs. 2 Satz 2 KommHV-Doppik unter den ordentlichen Aufwen-
dungen in der Aufwands- und Ertragsrechnung abgebildet.

 Die Anhangsangaben bezüglich der Aufwendungen für bezogene Sach- und Dienst-
leistungen – Hoheitsbereich sind korrekt erfolgt.

 Bezüglich der Stichprobenprüfung siehe Ziffer 16.1.2 des Berichts.
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16.12.2.2 Aufwendungen für bezogene Sach- und Dienstleistungen – Reinigung und 
Entsorgung

Gliede-
rungsziffer 
Ergebnis-
rechnung

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

13.2 Aufwendungen für bezogene 
Sach- und Dienstleistungen*

1.044.829.941,32 906.630.470,56

13.2.2 davon
Aufwendungen für bezogene 
Sach- und Dienstleistungen – 
Reinigung und Entsorgung*

114.847.108,39 100.784.393,37

* Die Stiftungen o.e.R. sind in den Werten enthalten, sofern entsprechende Werte angefallen sind.

Die Position 13.2.2 weist für das Jahr 2021 einen Bestand in Höhe von 114.423.285,27 € 
(Vorjahr: 100.379.979,52 €) (ohne Stiftungen) auf. Dieser wurde auf 11 (Vorjahr: 11) Konten 
erfasst. Die Position ist im Vergleich zum Vorjahr in Summe um rund 14,0 Mio. € (+14,0 %) 
angestiegen.

Eine wesentliche Zunahme auf Kontenebene zeigt sich bei dem Aufwandskonto 657200 
„Aufwand für Reinigung Vergabestelle 1“. Hier stiegen die Aufwendungen im Vergleich zum 
Vorjahr um rund 7,1 Mio. € (+17,9 %). Davon weist die größten Anstiege der Buchungskreis 
0300 (Referat für Bildung und Sport) mit rund 5,7 Mio. € (+19,3 %) und der Buchungskreis 
0175 (Kommunalreferat) mit rund 3,1 Mio. € (+45,8 %) auf. Eine Auswertung der Buchungs-
texte zeigt, dass der Grund für den Anstieg in beiden Fällen auf erhöhte Reinigungsaufwen-
dungen im Zusammenhang mit der Corona-Pandemie zurückzuführen ist. 

Wir haben die Aufwandsposition stichprobenartig geprüft. Die Stichprobe umfasst insgesamt 
4 Belege mit einem Gesamtwert von 45.425,45 €. Die Ergebnisse aus der Stichprobenprü-
fung werden unter Ziffer 16.1.2 Prüfung der Buchungsqualität dargestellt. 
Des Weiteren wurden die Anhangsangaben auf Richtigkeit und Vollständigkeit geprüft.

Prüfungsergebnisse 

 Die Aufwendungen für Reinigung und Entsorgung wurden im Jahresabschluss in 
Übereinstimmung mit § 82 Abs. 2 Satz 2 KommHV-Doppik unter den ordentlichen 
Aufwendungen in der Aufwands- und Ertragsrechnung abgebildet.

 Die Anhangsangaben bezüglich der Aufwendungen für bezogene Sach- und Dienst-
leistungen – Hoheitsbereich sind korrekt erfolgt.

 Bezüglich der Stichprobenprüfung siehe Ziffer 16.1.2 des Berichts.
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16.12.2.3 Aufwendungen für bezogene Sach- und Dienstleistungen – Aufwendungen 
für Vermögensgegenstände bis 800 Euro

Gliede-
rungsziffer 
Ergebnis-
rechnung

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

13.2 Aufwendungen für bezogene 
Sach- und Dienstleistungen*

1.044.829.941,32 906.630.470,56

13.2.3 davon
Aufwendungen für bezogene 
Sach- und Dienstleistungen – 
Aufwendungen für Vermögensge-
genstände bis 800 Euro*

16.490.557,88 19.381.894,20

* Die Stiftungen o.e.R. sind in den Werten enthalten, sofern entsprechende Werte angefallen sind.

Die Position 13.2.3 weist für das Jahr 2021 einen Bestand in Höhe von 16.417.861,43 €  
(Vorjahr: 19.309.052,14 €) (ohne Stiftungen) auf. Dieser wurde auf 2 (Vorjahr: 2) Konten er-
fasst. Die Position ist im Vergleich zum Vorjahr um rund 2,9 Mio. € bzw. 
(-15,0 %) zurückgegangen.

Der Rückgang der Position 13.2.3 beruht überwiegend auf einer Abnahme des Aufwands-
kontos 673105 „Geringwertige Wirtschaftsgüter“. Das Konto verzeichnet im Vergleich zum 
Vorjahr eine Abnahme i.H.v. rund 3,9 Mio. € (-15,0 %). Der größte Rückgang mit rund 2,4 
Mio. € (-82,76 %) entfällt auf den Buchungskreis 0200 (Kreisverwaltungsreferat).

Wir haben die Aufwandsposition stichprobenartig geprüft. Die Stichprobe umfasst insgesamt 
5 Belege mit einem Gesamtwert von 749.733,54  €. Die Ergebnisse aus der Stichprobenprü-
fung werden unter Ziffer 16.1.2 Prüfung der Buchungsqualität dargestellt. 
Des Weiteren wurden die Anhangsangaben auf Richtigkeit und Vollständigkeit geprüft.

Prüfungsergebnisse

 Die Aufwendungen für Vermögensgegenstände bis 800 Euro wurden im Jahresab-
schluss in Übereinstimmung mit § 82 Abs. 2 Satz 2 KommHV-Doppik unter den or-
dentlichen Aufwendungen in der Aufwands- und Ertragsrechnung abgebildet.

 Die Bezeichnung der Position 13.2.3 „Aufwendungen für bezogene Sach- und Dienst-
leistungen – Aufwendungen für Vermögensgegenstände bis 150 Euro“ entspricht hin-
sichtlich der Wertgrenze nicht mehr den aktuellen Regelungen.

 Die Anhangsangaben bezüglich der Aufwendungen für bezogene Sach- und Dienst-
leistungen – Hoheitsbereich sind korrekt erfolgt.

 Bezüglich der Stichprobenprüfung siehe Ziffer 16.1.2 des Berichts.
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16.12.2.4 Aufwendungen für bezogene Sach- und Dienstleistungen – Aufwendungen 
für Werbung und Öffentlichkeitsarbeit

Gliede-
rungsziffer 
Ergebnis-
rechnung

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

13.2 Aufwendungen für bezogene 
Sach- und Dienstleistungen*

1.044.829.941,32 906.630.470,56

13.2.4 davon
Aufwendungen für bezogene 
Sach- und Dienstleistungen – 
Werbung und Öffentlichkeitsarbeit*

11.343.519,61 10.519.849,90

* Die Stiftungen o.e.R. sind in den Werten enthalten, sofern entsprechende Werte angefallen sind.

Die Position 13.2.4 weist für das Jahr 2021 einen Bestand in Höhe von 11.147.336,28 € 
(Vorjahr: 10.282.670,13 €) (ohne Stiftungen) auf. Dieser wurde auf 3 (Vorjahr: 3) Konten er-
fasst. Die Position ist im Vergleich zum Vorjahr um rund 865 T€ bzw. +8,4 % angestiegen.

Das Konto 677000 „Aufwendungen für Werbung und Repräsentation und Öffentlichkeitsar-
beit“ zeigt mit rund 832 T€ (+9,2 %) den größten Anstieg im Vergleich zum Vorjahr, wobei die
höchsten Zunahmen im Buchungskreis 0375 (Referat für Arbeit und Wirtschaft) i.H.v. rund 
488 T€ (+239,09 %) und im Buchungskreis 0300 (Referat für Bildung und Sport) i.H.v. rund 
421 T€ (+56,38 %) erfolgten. Der Buchungskreis 0425 (Mobilitätsreferat) wurde in 2021 erst-
mals bebucht. Hier entstanden Aufwendungen i.H.v. rund 1,4 Mio. €.

Wir haben die Aufwandsposition stichprobenartig geprüft. Die Stichprobe umfasst insgesamt 
4 Belege mit einem Gesamtwert von 784.872,01 €. Die Ergebnisse aus der Stichprobenprü-
fung werden unter Ziffer 16.1.2 Prüfung der Buchungsqualität dargestellt. 
Des Weiteren wurden die Anhangsangaben auf Richtigkeit und Vollständigkeit geprüft.

Prüfungsergebnisse

 Die Aufwendungen für Werbung und Öffentlichkeitsarbeit wurden im Jahresabschluss
in Übereinstimmung mit § 82 Abs. 2 Satz 2 KommHV-Doppik unter den ordentlichen 
Aufwendungen in der Aufwands- und Ertragsrechnung abgebildet.

 Die Anhangsangaben bezüglich der Aufwendungen für bezogene Sach- und Dienst-
leistungen – Hoheitsbereich sind korrekt erfolgt.

 Bezüglich der Stichprobenprüfung siehe Ziffer 16.1.2 des Berichts.
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16.12.2.5 Aufwendungen für bezogene Sach- und Dienstleistungen – Fortbildung

Gliede-
rungsziffer 
Ergebnis-
rechnung

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

13.2 Aufwendungen für bezogene 
Sach- und Dienstleistungen*

1.044.829.941,32 906.630.470,56

13.2.5 davon
Aufwendungen für bezogene 
Sach- und Dienstleistungen 
– Fortbildung*

14.613.001,48 15.184.214,51

* Die Stiftungen o.e.R. sind in den Werten enthalten, sofern entsprechende Werte angefallen sind.

Die Position 13.2.5 weist für das Jahr 2021 einen Bestand in Höhe von 14.589.793,15 Mio. €
(Vorjahr: 15.156.695,89 Mio. €) (ohne Stiftungen) auf. Dieser wurde auf 3 (Vorjahr: 3) Konten
erfasst. Die Position ist im Vergleich zum Vorjahr um rund 0,57 T€ bzw. (-3,7 %) zurückge-
gangen.

In dieser Position weist das Aufwandskonto 633100 „Aus- und Weiterbildung“ einen leichten 
Anstieg i.H.v. 203 T€ (+ 2,5 %) im Vergleich zum Vorjahr auf. Dagegen weisen die beiden 
anderen bebuchten Aufwandskonten einen Rückgang aus. Dieser beläuft sich beim Konto 
633000 „Fortbildung POR“ auf rund 430 T€ (-18,6 %) und beim Konto 633200 „Fortbildung 
allgemein“ auf 340 T€ (- 7,4%). Grund für diese Entwicklung ist, dass auch in 2021 aufgrund 
der Corona-Pandemie weiterhin weniger Fortbildungsveranstaltungen in Präsenz stattgefun-
den haben. 

Wir haben die Aufwandsposition stichprobenartig geprüft. Die Stichprobe umfasst insgesamt 
4 Belege mit einem Gesamtwert von 70.521,44 €. Die Ergebnisse aus der Stichprobenprü-
fung werden unter Ziffer 16.1.2 Prüfung der Buchungsqualität dargestellt. 
Des Weiteren wurden die Anhangsangaben auf Richtigkeit und Vollständigkeit geprüft.

Prüfungsergebnisse

 Die Aufwendungen für Fortbildung wurden im Jahresabschluss in Übereinstimmung 
mit § 82 Abs. 2 Satz 2 KommHV-Doppik unter den ordentlichen Aufwendungen in der 
Aufwands- und Ertragsrechnung abgebildet.

 Die Anhangsangaben bezüglich der Aufwendungen für bezogene Sach- und Dienst-
leistungen – Hoheitsbereich sind korrekt erfolgt.

 Bezüglich der Stichprobenprüfung siehe Ziffer 16.1.2 des Berichts.
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16.12.2.6 Aufwendungen für bezogene Sach- und Dienstleistungen – Sonstiges

Gliede-
rungsziffer 
Ergebnis-
rechnung

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

13.2 Aufwendungen für bezogene 
Sach- und Dienstleistungen*

1.044.829.941,32 906.630.470,56

13.2.6 davon
Aufwendungen für bezogene 
Sach- und Dienstleistungen – 
Sonstiges*

696.801.489,42 582.228.729,23

* Die Stiftungen o.e.R. sind in den Werten enthalten, sofern entsprechende Werte angefallen sind.

Die Position 13.2.6 weist für das Jahr 2021 einen Bestand in Höhe von 690.065.677,52 €  
(Vorjahr: 575.539.859,89 €) (ohne Stiftungen) auf. Dieser wurde auf 23 (Vorjahr: 24) Konten 
erfasst. Die Position ist im Vergleich zum Vorjahr um rund 114,5 Mio. € bzw. +19,9 % ange-
stiegen. 

Die Zunahme der Position 13.2.6 beruht im Wesentlichen auf einem Anstieg der Aufwands-
konten 651000 „Aufwendungen für Dienstleistungen“, 651153 „IT-Leistungen von SWM – 
LHM-S“ und 651170 „Aufwand für konsumtive Anteile von Baumaßnahmen-Projekten“. 

Eine wesentliche Zunahme zeigte sich beim Konto 651000 „Aufwendungen für Dienstleistun-
gen“, das im Vergleich zum Vorjahr i.H.v. rund 94,1 Mio.€ (+151,3 %) zugenommen hat. Die 
höchsten Zunahmen erfolgten in den Buchungskreisen 0150 (Gesundheitsreferat) mit rund 
77,4 Mio. € (+713,8 %) und 0375 (Referat für Arbeit und Wirtschaft) mit rund 11,0 Mio. € 
(+625,6 %) aufgrund der gestiegenen Aufwendungen für den coronabedingten Impfbetrieb 
auf dem Münchner Messegelände. Das Konto 651153 „IT-Leistungen von SWM – LHM-S“ 
hat sich im Vergleich zum Vorjahr i.H.v. rund 36,8 Mio. € (+ 40,4 %) erhöht. Das Konto wurde
in 2021 ausschließlich im Buchungskreis 0400 (IT-Referat) bebucht. Das Konto 651170 „Auf-
wand für konsumtive Anteile von Baumaßnahmen – Projekten“ stieg im Vergleich zum Vor-
jahr i.H.v. rund 11,6 Mio. € (+228,2 %), wobei der Buchungskreis 0300 (Referat für Bildung 
und Sport) mit 11,2 Mio. € (+352,5 %) einen wesentlichen Anteil am Anstieg hat. Grund hier-
für sind vor allem Aufwendungen im Zusammenhang mit Baumaßnahmen im Rahmen des 
Neu- und Umbaus von Schulgebäuden.

Einen wesentlichen Rückgang verzeichnet das Konto 639405 „AW für Dienst-/Schutzklei-
dung, persönliche Ausrüstung inkl. Bes. - GWG“ mit rund 26,9 Mio. € (-80,34 %) im Vergleich
zum Vorjahr. Dabei zeigt der Buchungskreis 0100 (Direktorium) mit rund 21,97 Mio. € 
(-99,98 %) den größten Rückgang. Grund hierfür ist, dass im Vorjahr in großem Umfang Co-
ronaschutzkleidung beschafft werden musste, was in 2021 nicht mehr in diesem Maße erfor-
derlich war. 

Wir haben die Aufwandsposition stichprobenartig geprüft. Die Stichprobe umfasst insgesamt 
24 Belege mit einem Gesamtwert von 42.537.996,31 €. Die Ergebnisse aus der Stichproben-
prüfung werden unter Ziffer 16.1.2 Prüfung der Buchungsqualität dargestellt. 
Des Weiteren wurden die Anhangsangaben auf Richtigkeit und Vollständigkeit geprüft.
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Zusätzlich haben wir die Buchungen auf Sachkonten aus der Ergebnisrechnung mit direktem
Bezug zur Bilanzposition 1.2.7 „Anlagen im Bau“ analytisch geprüft. Hierbei haben wir u.a. 
auch die Aufwendungen aus konsumtiven Bestandteilen von investiven Baumaßnahmen ge-
prüft.

Prüfungsergebnisse

 Die Aufwendungen für bezogene Sach- und Dienstleistungen – Sonstiges wurden im 
Jahresabschluss in Übereinstimmung mit § 82 Abs. 2 Satz 2 KommHV-Doppik unter 
den ordentlichen Aufwendungen in der Aufwands- und Ertragsrechnung abgebildet.

 Die Anhangsangaben bezüglich der Aufwendungen für bezogene Sach- und Dienst-
leistungen – Hoheitsbereich sind korrekt erfolgt. 

 Bezüglich der Stichprobenprüfung siehe Ziffer 16.1.2 des Berichts.
 Die analytische Prüfung der Buchungen auf dem Sachkonto 651170 für konsumtive 

Bestandteile investiver Baumaßnahmen ab Vorliegen des Vorplanungs- bzw. Unter-
suchungsauftrags ergab keine Auffälligkeiten im Hinblick auf die aufwandswirksame 
Verbuchung der geprüften Einzelsachverhalte.

16.12.3 Treuhandvermögen MGS – Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 

Gliede-
rungsziffer 
Ergebnis-
rechnung

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

13. Aufwendungen für Sach- und 
Dienstleistungen*

1.454.973.551,14 1.312.738.075,43

13.3 davon
Aufwendungen für Sach- und 
Dienstleistungen des Treu-
handvermögens (MGS)

2.418.875,00 3.178.132,14

* Die Stiftungen o.e.R. sind in den Werten enthalten, sofern entsprechende Werte angefallen sind.

Die Position Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen des Treuhandvermögens (MGS) 
umfasst ein Konto.
Das Konto 681261 „Auszahlung an THV MGS – konsumtiv“ beinhaltet die konsumtiven Aus-
zahlungen an das Treuhandvermögen MGS. Dieses Konto wird als Aufwandskonto benötigt, 
da die aus dem Anlagevermögen gezahlte Gesamtsumme am Jahresende um den darin ent-
haltenen Anteil an nicht aktivierungsfähigen Maßnahmen (z.B. Umzüge, Betriebsverlagerun-
gen, vorbereitende Planungskosten) korrigiert werden muss.

Die Position weist für das Jahr 2021 einen Gesamtbestand von 2.418.875,00 € (Vorjahr: 
3.178.132,14 €) auf. Die Position hat sich im Vergleich mit dem Vorjahr um 0,8 Mio. € ver-
mindert. Dies entspricht einem Rückgang um -23,9 %.

Siehe zum Treuhandvermögen MGS die Ausführungen unter Ziffer 15.4.



 Prüfung des Jahresabschlusses 2021 Seite 227
__________________________________________________________________________________________

16.12.4 Aufwendungen für Instandhaltung

Gliede-
rungsziffer 
Ergebnis-
rechnung

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

13. Aufwendungen für Sach- und 
Dienstleistungen*

1.454.973.551,14 1.312.738.075,43

13.4 davon
Aufwendungen für Instandhal-
tung*

243.854.928,90 264.153.599,06

* Die Stiftungen o.e.R. sind in den Werten enthalten, sofern entsprechende Werte angefallen sind.

Die Position enthält die Aufwendungen zur Erneuerung bereits vorhandener Teile, Anlagen 
und Einrichtungen sowie zur Erhaltung des bestimmungsgemäßen Gebrauchs von Vermö-
gensgegenständen. Dazu gehören alle Pflege-, Wartungs-, Instandhaltungs- und Moderni-
sierungsmaßnahmen, die dazu dienen, die Verwendungs- und Nutzungsmöglichkeiten des 
Vermögensgegenstandes zu erhalten und wiederherzustellen.

Die Position weist für das Jahr 2021 einen Gesamtbestand von 241.489.935 € (Vorjahr: 
260.804.453,03 €) (ohne Stiftungen) auf. Dieser wurde auf 25 (Vorjahr: 25) Konten erfasst. 
Die Position hat sich im Vergleich mit dem Vorjahr um rund 19,3 Mio. € verringert.
Auf das Baureferat, das Referat für Bildung und Sport und das Kommunalreferat entfallen 
90 % der gesamten Instandhaltungsaufwendungen des Geschäftsjahres 2021 (Vorjahr: 
90 %).

Die betragsmäßig größten Steigerungen der Instandhaltungsaufwendungen ergaben sich im 
Geschäftsjahr 2021 für den Buchungskreis 0125 des Baureferats (rund 6,7 Mio. €), den Bu-
chungskreis 0226 der Münchner Stadtbibliothek (rund 1,4 Mio. €) sowie den Buchungskreis 
0302 der Sportstätten (rund 1,2 Mio. €).
Die betragsmäßig größten Rückgänge der Instandhaltungsaufwendungen im Geschäftsjahr 
2021 waren bei den Buchungskreisen 0300 des Referats für Bildung und Sport (rund 21,2 
Mio. €), dem Buchungskreis 0175 des Kommunalreferats (rund 3,3 Mio. €) und dem Bu-
chungskreis 0099 der Allgemeinen Finanzwirtschaft (rund 1,1 Mio. €) festzustellen.

Die Stadtkämmerei gibt im Anhang zum Jahresabschluss 2021 an, dass sich die Instandhal-
tungsaufwendungen um 20,3 Mio. € bzw. 7,7 % reduziert haben. Diese Angaben stimmen 
mit den in der Gesamtergebnisrechnung in SAP ERP für den Hoheitsbereich und die Stiftun-
gen o.e.R. ausgewiesenen Werten überein. Dabei sind neben dem Hoheitsbereich die recht-
lich unselbständigen Stiftungen131 einbezogen. Weitere Ausführungen zu den Instandhal-
tungsaufwendungen sind im Anhang zum Jahresabschluss 2021 nicht enthalten.

Wir haben die Buchungen unter den Instandhaltungsaufwendungen analytisch und einzelfall-
bezogen in Stichproben geprüft.

131 Mit einem Umfang i.H.v. 2.364.993,55 €.
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Prüfungsergebnisse

➢ Bei 148 von 185.948 Buchungszeilen wurde im Geschäftsjahr 2021 ein kurzer und 
nicht aussagekräftiger Buchungstext erfasst. Es handelt sich dabei um einen gering-
fügigen Anteil von 0,08 % der unter den Instandhaltungsaufwendungen erfassten Bu-
chungszeilen. Es zeigte sich eine deutliche Verbesserung gegenüber dem Vorjahr 
(Anteil 0,24 %). 

➢ Die Erfassung von Aufwendungen des Geschäftsjahres 2020 i.H.v. 214.725,45 € für 
die Wartung der Niederschlagspumpwerke unter den Instandhaltungsaufwendungen 
des Geschäftsjahres 2021 war hinsichtlich der Periodenzuordnung nicht korrekt. Die 
erforderliche Rückstellung wurde im Geschäftsjahr 2020 nicht gebildet. In der Folge 
wurden Instandhaltungsaufwendungen des Geschäftsjahres 2020 fälschlicherweise 
dem Geschäftsjahr 2021 zugerechnet.

➢ Die Prüfung der ausgewählten Buchungsbelege zeigte, dass von den stichprobenar-
tig geprüften 11 Fällen in einem Fall kein Eingangsstempel auf der Rechnung ange-
bracht wurde, in zwei Fällen nicht das korrekte Basisdatum erfasst wurde und in ei-
nem Fall die Zahlungsbedingung nicht korrekt erfasst wurde. Bei 10 Rechnungen 
wurden die Zahlungsziele in einer Spanne von 7 bis 46 Tagen überschritten und in 2 
Fällen wurden keine aussagekräftigen Buchungstexte verwendet.

16.13 Bilanzielle Abschreibungen

Gliede-
rungsziffer 
Ergebnis-
rechnung

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

14. Bilanzielle Abschreibungen*) 441.841.486,59 426.436.940,79

davon
Abschreibungen auf immateri-
elle Vermögensgegenstände*

77.554.184,10 68.501.512,11

davon
Abschreibungen auf Sachan-
lagen*

362.619.986,12 357.842.223,68

davon
Abschreibungen auf Finan-
zanlagen*

1.667.316,37 93.205,00

* Die Stiftungen o.e.R. sind in den Werten enthalten, sofern entsprechende Werte angefallen sind. Dies kann zu Abwei-
chungen bei der nachfolgenden Beschreibung führen.

Gemäß § 98 Nr. 2 KommHV-Doppik handelt es sich bei den Abschreibungen um nicht zah-
lungswirksamen Aufwand, der durch die Wertminderung bei Vermögensgegenständen verur-
sacht wird.
Der Abschreibungslauf verbucht auf Basis der Nutzungsdauer im Anlagenstammsatz auto-
matisiert die planmäßigen Abschreibungen. Die außerplanmäßigen Abschreibungen müssen 
manuell eingeplant werden.
Die Position umfasst die planmäßigen sowie die außerplanmäßigen Abschreibungen. Die 
KommHV-Doppik ist in dieser Position zu wenig transparent.
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Die Position weist einen Gesamtbestand von 439.192.569,27 € (Vorjahr: 424.376.655,12 €) 
(ohne Stiftungen) auf. Dieser verteilt sich auf 12 (Vorjahr: 10) Konten. Im Vergleich zum Vor-
jahr hat sich der Bestand um rund 14,8 Mio. € erhöht. Dies entspricht einem Anstieg um 3,49
%.

Die planmäßigen Abschreibungen auf das immaterielle Anlagevermögen haben sich von 
68.501.418,22 € im Geschäftsjahr 2020 auf 76.544.161,69 € im Geschäftsjahr 2021 erhöht. 
Die außerplanmäßige Abschreibungen auf das immaterielle Anlagevermögen betrugen im 
Geschäftsjahr 2021 1.010.022,41 (Vorjahr: 0,00 €). Es handelt sich dabei um die außerplan-
mäßige Abschreibung einer Grunddienstbarkeit für eine Einrichtung zur Kinderbetreuung in 
der Friedenstraße 44 (Ankauf Technisches Rathaus).

Die planmäßigen Abschreibungen auf das bewegliche Anlagevermögen haben sich von 
76.523.855,68 € im Geschäftsjahr 2020 auf 83.763.217,60 € im Geschäftsjahr 2021 erhöht.
Die außerplanmäßige Abschreibungen auf das bewegliche Anlagevermögen betrugen im 
Geschäftsjahr 2021 42.394,70 (Vorjahr: 0,00 €). Davon entfielen 41.250,00 € auf eine außer-
planmäßige Abschreibung eines Kunstwerks der Galerie im Lenbachhaus aufgrund der Be-
schädigung durch eine Besucher*in.

Die planmäßigen Abschreibungen des unbeweglichen Anlagevermögens haben sich von 
274.326.373,28 € im Geschäftsjahr 2020 auf 259.360.860,02 € im Geschäftsjahr 2021 ver-
ringert. Die außerplanmäßigen Abschreibungen des unbeweglichen Anlagevermögens haben
sich von 4.936.411,21 € im Geschäftsjahr 2020 auf 17.327.411,74 € im Geschäftsjahr 2021 
erhöht. 

Der Grund für die außerplanmäßigen Abschreibungen liegt hauptsächlich im Abbruch bzw. 
der Verschrottung von Gebäuden und Grundstückseinrichtungen im Bereich des Referats für
Bildung und Sport. Die höchste außerplanmäßige Abschreibung auf das unbewegliche 
Sachanlagevermögen betraf das Gebäude und die zugehörige Außenanlage der Willy-
Brandt-Gesamtschule in der Freudstraße 15 (10.840.752,20 €) aufgrund Abbruchs im Zu-
sammenhang mit dem Neubau des Schulgebäudes sowie für die Flächen des 3. Ökokontos  
„Schwarzhölzl“ i.H.v. 3.961.916,51 €.

Die Abschreibungen des Anlagevermögens haben wir bei den Plausibilitätsbeurteilungen 
(siehe Ziffer 14.2) und im Rahmen der Einzelfallprüfungen des Anlagevermögens geprüft 
(siehe hierzu Ziffer 15.1 sowie 15.2).

Prüfungsergebnisse

➢ Die außerplanmäßigen Abschreibungen für die Flächen des 3. Ökokontos „Schwarz-
hölzl“ i.H.v. insgesamt 3.961.916,51 € erfolgten nicht periodengerecht (d.h. zu früh), 
soweit kein Nachweis vorliegt, dass die dauerhafte Bindung als Ausgleichsfläche be-
reits im Geschäftsjahr 2021 erfolgte. Gemäß dem Beschluss vom 15.12.2021 stehen 
die Flächen erst zum 01.01.2024 zur Herstellung des Ökokontos zur Verfügung. So-
weit die Bindung erst zum 01.01.2024 erfolgt, werden die Aufwendungen des Ge-
schäftsjahres 2021 um 3,9 Mio. € zu hoch ausgewiesen. Aufgrund des wesentlichen 
Betrages ergab sich ein Korrekturbedarf für den Jahresabschluss 2021. Die Stadt-
kämmerei hat die entsprechenden Korrekturbuchungen am 25.04.2023 durchgeführt 
(siehe hierzu Ausführungen Ziffer 7).
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➢ Die außerplanmäßigen Abschreibungen aufgrund Abbruch des Schulgebäudes der 
Willy-Brandt-Gesamtschule i.H.v. 9.948.085,56 € bzw. i.H.v. 892.666,64 € für die zu-
gehörige Grundstückseinrichtung im Zusammenhang mit dem Neubau des Schulge-
bäudes erfolgten fälschlicherweise nicht zum Zeitpunkt des Beginns der Abbruchar-
beiten am 09.11.2020, sondern erst zum 01.01.2021 und damit verspätet. Der Aus-
weis des Aufwands aus der außerplanmäßigen Abschreibung auf dem Erfolgskonto 
765210 „Ausserplanmässige AfA Gebäude AHK“ unter den Abschreibungen auf 
Sachanlagen erfolgte fälschlicherweise nicht periodengerecht.

16.14 Transferaufwendungen

Gliede-
rungsziffer 
Ergebnis-
rechnung

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

15. Transferaufwendungen* 3.153.364.022,81 2.870.260.985,17

15.1 Aufwendungen für geleistete 
Zuwendungen*

1.301.754.632,65 1.215.207.706,88

15.2 Sozialtransferaufwendungen 893.900.405,64 851.260.290,51

15.3 Gewerbesteuerumlage 239.752.098,00 124.805.414,00

15.4 Allgemeine Umlagen 715.762.856,52 646.230.333,78

15.5 Sonstige Transferaufwendun-
gen

2.194.030,00 32.757.240,00

* Die Stiftungen o.e.R. sind in den Werten enthalten, sofern entsprechende Werte angefallen sind.

Die Position 15 in der Aufwands- und Ertragsrechnung bildet die Transferaufwendungen ab.

Die Position weist für das Jahr 2021 einen Gesamtbestand von 3.153.283.722,81 € (Vorjahr:
2.870.187.185,17 €) (ohne Stiftungen) auf. Der Bestand hat sich im Vergleich zum Vorjahr 
um 283.096.537,64 € erhöht. Dies entspricht einem Anstieg um 9,86 %.

16.14.1 Aufwendungen für geleistete Zuwendungen

Gliede-
rungsziffer 
Ergebnis-
rechnung

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

15. Transferaufwendungen* 3.153.364.022,81 2.870.260.985,17

15.1 davon
Aufwendungen für geleistete 
Zuwendungen*

1.301.754.632,65 1.215.207.706,88

* Die Stiftungen o.e.R. sind in den Werten enthalten, sofern entsprechende Werte angefallen sind.
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Hier werden alle Leistungen abgebildet, für die die LHM Zuwendungen an Dritte oder an ihre
Beteiligungsgesellschaften (mit Sondervermögen, Sonderrechner, etc.) im konsumtiven Be-
reich vergibt. Diese Aufwendungen umfassen Zuwendungen unterschiedlicher Art. 

Die Position 15.1 weist für das Jahr 2021 einen Bestand von 1.301.674.332,65 € (Vorjahr: 
1.215.133.906,88 €) (ohne Stiftungen) auf. Dieser wurde auf 17 (Vorjahr: 19) Konten erfasst.
Die Konten werden grundsätzlich von allen Buchungskreisen bebucht. Die Position ist im 
Vergleich zum Vorjahr um 86,5 Mio. € bzw. +7,12 %  angestiegen.

Die Zunahme der Position beruht im Wesentlichen auf einem Anstieg der Aufwandskonten 
681280 „Zuwendungen für laufende Zwecke an übrige Bereiche“, 682100 „Zuwendungen für
laufende Zwecke an soziale und ähnliche Einrichtungen“ und 681247 „Zuwendungen für lau-
fende Zwecke an verbundene Unternehmen.

Die höchste absolute Zunahme in der Position 15.1 weist das Konto 681248 „Zuwend.f.lau-
fende Zwecke a.Beteiligungen“ mit 46,9 Mio. € auf. Im Buchungskreis des Referats für Arbeit
und Wirtschaft wurde ein Zuschuss i.H.v. 40 Mio. € an die Messe München verbucht. Dieser 
Betrag wurde zunächst als Beteiligungswerterhöhung abgebildet. Aufgrund des wesentlichen
Betrags ergab sich ein Korrekturbedarf. Die Stadtkämmerei hat die entsprechende Korrek-
turbuchung am 25.04.2023 durchgeführt (siehe Ausführungen unter Ziffer 7 und Ziffer
15.3.1). 
Eine weitere hohe Zunahme weist das Konto 682100 „Zuwendungen für laufende Zwecke an
soziale und ähnliche Einrichtungen“ i.H.v. rund 36,2 Mio. € (+ 4,5%) auf. Auf diesem Konto 
werden Zuwendungen für laufende Zwecke an soziale und ähnliche Einrichtungen gebucht. 
Bedeutenden Anteil am Anstieg hat der Buchungskreis 0300 (Referat für Bildung und Sport). 
Hier sind die Aufwendungen im Vergleich zum Vorjahr i.H.v. rund 37,7 Mio. € (+6,83 %) an-
gestiegen. Der Grund hierfür liegt u.a. in den im Jahr 2021 geleisteten Ausgleichszahlungen 
nach der Münchner Förderformel (MFF) an Träger von Kinderbetreuungseinrichtungen.

Einen wesentlichen Zuwachs verzeichnet das Konto 681280 „Zuwendungen für laufende 
Zwecke an übrige Bereiche“ mit rund 3,6 Mio. € (+19,1%) im Vergleich zum Vorjahr. Das 
Konto bildet Finanzhilfen an natürliche Personen, Körperschaften, Verbände und Vereine ab,
die die LHM zur Aufgabenerfüllung laufend oder einmalig gewährt. Den überwiegenden An-
teil an diesem Zuwachs weist der Buchungskreis 0300 (Referat für Bildung und Sport) mit 
rund 1,8 Mio. € (+17,13 %) auf. Einen weiteren wesentlichen Anteil am Anstieg hat der Bu-
chungskreis 0325 (Sozialreferat) mit rund 1,4 Mio. € (+2.168,05 %). Grund für den Anstieg 
sind u.a. Transferauszahlungen aus dem Fonds für Solidarleistungen für die Überlebenden 
und Hinterbliebenen des Oktoberfestattentats 1980 (sog. „Oktoberfestfonds“) i.H.v. insge-
samt 1,2 Mio. Euro €.132 Auch im Buchungskreis 0150 (Gesundheitsreferat) zeigt sich ein 
wesentlicher Anstieg im Vergleich zum Vorjahr i.H.v. rund 1,0 Mio. € (+32,38 %). Dieser re-
sultiert aus diversen Einzelmaßnahmen sowie aus der gestiegenen Förderung von Elektro-
mobilität.

Eine weitere bedeutende Zunahme i.H.v. 15,3 Mio. € (+13,05 %) zeigt das Konto 681247 
„Zuwendungen für laufende Zwecke an verbundene Unternehmen“. Das Konto bildet Finanz-
hilfen ab, die die LHM zur Aufgabenerfüllung laufend oder einmalig an verbundene Unter-
nehmen133 gewährt. Wesentlichen Anteil am Anstieg hat der Buchungskreis 0300 (Referat für
Bildung und Sport) mit rund 17,6 Mio. € (+270,2 %). Dieser resultiert v.a. auf der Auszahlung
von Fördermitteln für die Ausrichtung der European Championships 2022 mit rund 16 Mio.€. 

132 Beschluss des Sozialausschusses vom 12.11.2020, Sitzungsvorlage Nr. 20-26 / V 01700.
133 Als verbundene Unternehmen gelten Unternehmen an denen die LHM einen Anteil von mehr als 50% hält.
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Wir haben die Aufwandsposition stichprobenartig geprüft. Die Stichprobe umfasst insgesamt 
8 Belege mit einem Gesamtwert von 15.527.470,72 €. Die Ergebnisse aus der Stichproben-
prüfung werden unter Ziffer 16.1.2 Prüfung der Buchungsqualität dargestellt. 
Des Weiteren wurden die Anhangsangaben auf Richtigkeit und Vollständigkeit geprüft.

Prüfungsergebnisse

➢ Die Transferaufwendungen für geleistete Zuwendungen wurden im Jahresabschluss 
in Übereinstimmung mit § 82 Abs. 2 Satz 2 KommHV-Doppik unter den ordentlichen 
Aufwendungen in der Aufwands- und Ertragsrechnung abgebildet.

➢ Die Anhangsangaben bezüglich der Transferaufwendungen für geleistete Zuwendun-
gen sind korrekt erfolgt. 

➢ Im Zuge der Prüfung der Beteiligungen zeigte sich, dass eine Einzahlung der LHM 
i.H.v. 40 Mio. € in die Kapitalrücklage der Messe München zur Unterstützung der Ge-
sellschaft aufgrund der negativen wirtschaftlichen Auswirkungen der COVID19-Pan-
demie erfolgte. Diese wurde zunächst als Beteiligungswerterhöhung verbucht. Auf-
grund des konsumtiven Charakters ist die Zahlung als Zuschuss zu verbuchen. Auf-
grund des wesentlichen Betrages ergab sich ein Korrekturbedarf für den Jahresab-
schluss 2021. Die Stadtkämmerei hat die entsprechende Korrekturbuchung am 
25.04.2023 durchgeführt (siehe Ausführungen unter Ziffer 7 und Ziffer 15.3.1).

➢ Bezüglich der Stichprobenprüfung siehe Ziffer 16.1.2 des Berichts.

16.14.2 Sozialtransferaufwendungen

Gliede-
rungsziffer 
Ergebnis-
rechnung

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

15. Transferaufwendungen* 3.153.364.022,81 2.870.260.985,17

15.2 davon
Sozialtransferaufwendungen

893.900.405,64 851.260.290,51

* Die Stiftungen o.e.R. sind in den Werten enthalten, sofern entsprechende Werte angefallen sind.

Unter dieser Position werden alle Leistungen nach den Regelungen der Sozialgesetzbücher 
abgebildet, für die die LHM aufkommen muss. Diese Aufwendungen umfassen sowohl Leis-
tungen, die über die Vorsysteme LISSA134 und SoJa erfasst werden als auch Leistungen, für 
die externe Rechnungen eingehen und die direkt in SAP erfasst werden. 

Die Position weist für das Jahr 2021 einen Bestand von 893.900.405,64 € (Vorjahr: 
851.260.290,51 €) (ohne Stiftungen) auf. Diese wurden auf 131 (Vorjahr: 137) Konten er-
fasst. Die Konten werden ausschließlich durch das Sozialreferat im Buchungskreis 0325 be-
bucht. Die Position ist im Vergleich zum Vorjahr um 42.640.115,13 € (+5,0 %) gestiegen.
Im Jahresabschluss der Stadtkämmerei ist darüber hinaus nichts weiter ausgeführt wor-
den.135

Die Sozialtransferaufwendungen – öffentlicher Bereich weisen zum 31.12.2021 einen Be-
stand von insgesamt 287.442.915,52 € (Vorjahr: 270.063.213,37 €) aus und stiegen damit 

134 Das IT-System LÄMMKOM wurde abgelöst und durch LISSA ersetzt.
135 Siehe veröffentlichter Jahresabschluss der LHM zum 31.12.2021; Seite 149.
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um 17.379.702,15 € (+ 6,4 %) an. Dies betrifft mit 19.649.741,60 € (+7,5 %) das Konto 
553101 „Leistungsbeteiligung bei Leistungen für Unterkunft und Heizung § 22 Abs. 1 SBG II 
– Örtlicher Träger – Deutsche“, während der Bestand des Kontos 552000 „Kostenerstattung 
(Örtlicher Träger)“ gegenüber dem Vorjahr um 2.724.537,05 € (-33,0 %) von 8,3 Mio. € auf 
5,5 Mio. € gesunken ist.

Die Sozialtransferaufwendungen – privater Bereich weisen zum 31.12.2021 einen Bestand 
von insgesamt 606.457.490,12 € (Vorjahr: 581.197.077,14 €) aus und stiegen damit um 
25.260.412,98 € (+4,3 %) an. Dies betrifft mit 18.548.360,37 € (+17,61 %) das Konto 581000
„Hilfegewährung außerhalb von Einrichtungen“. Nach Auskunft des Sozialreferats erhöhte 
sich das Konto 581000 „Hilfegewährung außerhalb von Einrichtungen“ durch den Ausbau 
der ambulanten Erziehungshilfe und teilstationären Eingliederungshilfe und zudem wirkte 
sich die jährliche Erhöhung der Pflegegelder aus.
Im Vorjahr wurden (coronabedingt) Abschlagszahlungen über diverse Konten – so auch dem
Konto 581016 „Eingl.h.teilstat.Vollzeitplätze“ – gebucht, die eigentlich nicht mehr für Zahlun-
gen vorgesehen waren. Diese Zahlungen sind richtigerweise dem Sachkonto 581000 zuzu-
ordnen.
Beim Konto 565401 „Leistungen a.E. - ö.Tr. - dt.“ kam es zu einem Anstieg gegenüber dem 
Vorjahr um 13.211.639,62 €. Davon entfallen 12.643.284,24 € auf Buchungen bezüglich dem
Gegenkonto „VERRCHGK01“. Die Auswertung des Gegenkontos ergab, dass bei den Glo-
balläufen „LISSA SGB XII“ ein Anstieg um 8.464.608,12 € und „LISSA SGB XII Transfer“ ein 
Anstieg um 4.200.179,87 € zu verzeichnen war.
Beim Konto 597215 „Job Center – Unterbringungen in Beherbergungen“ kam es zu einem 
Anstieg um 3.069.648,11 €. Die Auswertung der Gegenbuchungen zeigte sich, dass in 2021 
v.a. bei 3 neu hinzugekommenen Einrichtungen Bettenplätze für 2021 angemietet wurden, 
bei denen in 2020 noch keine Anmietungen erfolgten.

Bei den in der Tabelle aufgeführten 6 Konten es bei den einzelnen Konten zu hohen Abwei-
chungen zum Vorjahr, da im Vorjahr (coronabedingt) noch hohe Abschlagszahlungen über 
Konten gebucht wurden, die eigentlich nicht mehr für Zahlungen vorgesehen waren. Alle 
Zahlungen sind richtigerweise dem Sachkonto 597000 „Hilfegewährung in Einrichtungen“ zu-
zuordnen. Die Gesamtdifferenz zum Vorjahr beträgt somit lediglich 341.795,18 €. 

Beim Konto 570001 „Leistungen i.E. - üö. Tr. - dt. del.“ kam es zu einem Rückgang um 
2.121.805,34 €. Hier werden Leistungen innerhalb von Einrichtungen abgebildet, für die 
grundsätzlich der überörtlicher Träger zuständig ist, der diese aber auf die LHM als örtlichen 
Träger der Sozialhilfe delegiert hat. Aufgrund des Übergangs der Hilfe zur Pflege incl. aller 
Annexleistungen zum 01.01.2019 in die Zuständigkeit des Bezirks Oberbayern werden hier 
(über die Jahre und somit auch für 2021) nur noch Restzahlungen geleistet.

Text Bilanz/GuV-Position

597000 Hilfegewährung in Einrichtungen 187.317.899,57 74.162.440,56 113.155.459,01

597005 Sonstige Heimerziehung (ohne Asylb.) 3.464.660,96 113.725.743,23 -110.261.082,27

597007 Andere Aufgaben gem. § 42, 43 - Sonsti 4.439.336,30 766.302,45 3.673.033,85

597009 Heimerziehung (Asylb.)) 0,00 2.821.517,67 -2.821.517,67

597016 Betreute Wohnform (§ 34) 1.572,00 1.649.068,85 -1.647.496,85

597020 Betreute Wohnform (§ 34) Asylb. 8.399,11 1.765.000,00 -1.756.600,89

195.231.867,94 194.890.072,76 341.795,18

Summe der Be-
richtsperiode

Summe der Ver-
gleichsperiode

Absolute Abwei-
chung

Relative 
Abwei-
chung
152,58 %

-96,95 %

479,32 %

-100,00 %

-99,90 %

-99,52 %

0,18 %
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Bei den Konten 561027 „Hilfe z. Lebensunterh. - laufende Leistungen“ und 561127 „Amulan-
te Krankenhilfe“ zeigt sich ein Rückgang gegenüber dem Vorjahr um 1.555.557,48 € bzw. 
1.542.839,33 €. Nach Auskunft des Sozialreferats liegt der Rückgang darin begründet, dass 
die Zahl der Leistungsberechtigten in 2021 gegenüber 2020 zurückging.

Das Konto 599000 „Freiwillige Leistungen SGB II, SGB XII, AsylblG“ weist zum 31.12.2020 
einen Bestand von 264.490,57 € (Vorjahr: 2.188.700,23 €). Der Rückgang i.H.v. 
1.924.209,66 € resultiert nach Auskunft des Sozialreferats daraus, dass im Vorjahr als frei-
willige Leistung der Zuschuss zur Anschaffung von Laptops für Kinder/Jugendliche (aus den 
Rechtskreisen SGB II und AsylbLG) und Senioren*innen (aus den Rechtskreisen SGB II, 
SGB XII und AsylbLG sowie für Personen unterhalb der geltenden Einkommensgrenze) erst-
malig gewährt wurde. Dabei kam es im Zuge der Einführung der Leistung in 2020 zu hohen 
Antragszahlen. In 2021 wurde durch den Bundesgesetzgeber eine für 2021 und 2022 befris-
tete Regelung geschaffen, wonach ein Zuschuss zu Laptops für Kinder/Jugendliche als ge-
setzliche Leistung erbracht werden kann. Da die gesetzliche Leistung der freiwilligen Leis-
tung vorgeht, sind die Ausgaben für die freiwilligen Leistungen deutlich zurückgegangen. 

Wir haben eine Stichprobenprüfung auf Basis von extern erhaltenen Rechnungen des Jah-
res 2021 durchgeführt. Die Stichprobe umfasst insgesamt 9 Belege mit einem Gesamtwert 
von 2.562.702,23 €. Die Ergebnisse aus der Stichprobenprüfung werden unter Ziffer 16.1.2 
Prüfung der Buchungsqualität dargestellt. 
Des Weiteren wurden die Anhangsangaben auf Richtigkeit und Vollständigkeit geprüft.

Der Prüfbericht „Prüfung der Aufwands- und Ertragsrechnung zum 31.12.2021“ (Az. 
9632.0_PG1_012_22) umfasst auch die Prüfung der Buchungsqualität bei der Position 15.2 
und wurde am 21.03.2023 dem Rechnungsprüfungsausschuss vorgelegt.

Prüfungsergebnisse

 Die Aufwendungen für Sozialtransfer wurden im Jahresabschluss in Übereinstim-
mung mit § 82 Abs. 2 Satz 2 KommHV-Doppik unter den Transferaufwendungen in 
der Aufwands- und Ertragsrechnung abgebildet.

➢ Die Anhangsangaben bezüglich der Sozialtransferaufwendungen sind korrekt erfolgt.
➢ Bezüglich der Stichprobenprüfung siehe Ziffer 16.1.2 des Berichts.

16.14.3 Transferaufwendungen – Gewerbesteuerumlage 

Gliede-
rungsziffer 
Ergebnis-
rechnung

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

15. Transferaufwendungen* 3.153.364.022,81 2.870.260.985,17

15.3 davon
Gewerbesteuerumlage

239.752.098,00 124.805.414,00

* Die Stiftungen o.e.R. sind in den Werten enthalten, sofern entsprechende Werte angefallen sind.

In der Position wird die von der LHM an das Finanzamt (zu Gunsten Bund und Freistaat 
Bayern) zu zahlende Gewerbesteuerumlage abgebildet. Diese wird auf dem Konto 681310 
„Gewerbesteuerumlage“ erfasst und weist für das Jahr 2021 einen Bestand i.H.v. insgesamt 
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239.752.098,00 € (Vorjahr: 124.805.414,00 €) (ohne Stiftungen) aus. Das Konto wird aus-
schließlich im Buchungskreis 0099 (Allgemeine Personal- und Finanzwirtschaft) abgebildet.  
Die Position ist um rund 115,0 Mio. € gestiegen. Dies entspricht einem Anstieg von rund 92,1
% im Vergleich zum Vorjahr. Der Anstieg begründet sich dadurch, dass die für die Berech-
nung maßgeblichen Gewerbesteuereinzahlungen (sog. Gewerbesteuer-Istaufkommen) im 
Vergleich zum Vorjahr um rund 1,61 Mrd. € angestiegen ist. Im Anhang hat die Stadtkämme-
rei hierzu ausgeführt, dass aufgrund der gestiegenen Erträge aus Gewerbesteuer auch die 
Gewerbesteuerumlage stieg, da sich die Höhe den Grund nach daran orientiert.136

Prüfungsergebnisse

➢ Die Buchungen in SAP stimmen mit den Daten der Bescheide des Zentralfinanzam-
tes überein. 

➢ Die im Anhang des Jahresabschlusses ausgeführte Erläuterung ist nicht korrekt, da 
die Berechnungsgröße für die Gewerbesteuerumlage die Gewerbesteuereinzahlun-
gen (sog. Gewerbesteuer-Istaufkommen) und nicht die Gewerbesteuererträge ist. 

16.14.4 Transferaufwendungen – allgemeine Umlagen

Gliede-
rungsziffer 
Ergebnis-
rechnung

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

15. Transferaufwendungen* 3.153.364.022,81 2.870.260.985,17

15.4 davon
Allgemeine Umlagen

715.762.856,52 646.230.333,78

* Die Stiftungen o.e.R. sind in den Werten enthalten, sofern entsprechende Werte angefallen sind.

In der Position werden allgemeine Umlagen abgebildet, die die LHM abzuführen hat. Derzeit 
ist unter dieser Position nur die Bezirksumlage verbucht. Mit der Bezirksumlage finanziert 
der Bezirk Oberbayern seine Ausgaben, die er nicht durch eigene Einnahmen decken kann. 
Dieser sogenannte ungedeckte Bedarf (im Jahr 2021 ergibt sich ein Betrag von 
1.798.153.210,96 €) wird mittels Bezirksumlage von den kreisfreien Städten und den Land-
kreisen Oberbayerns eingefordert. Die Aufteilung auf die einzelnen oberbayerischen Land-
kreise und kreisfreien Städte wird an Hand der sog. Umlagekraftzahl ermittelt. Diese errech-
net sich für das Jahr 2021 mittels der Steuerkraftzahlen 2019 (Grundsteuer A, Grundsteuer 
B, Gewerbesteuer, Einkommenssteuerbeteiligung und Umsatzsteuerbeteiligung) und der 
Schlüsselzuweisungen 2020. Für Oberbayern ergibt sich eine Umlagekraftzahl 2021 in Höhe
von 8.286.420.327 €. 
Die Position umfasst lediglich ein Konto (Bezirksumlage) und weist für das Jahr 2021 einen 
Bestand in Höhe von 715.762.856,52 € (Vorjahr: 646.230.333,78 €) (ohne Stiftungen), ein-
schließlich der Rückstellungen auf. Ohne Rückstellung beträgt der Bestand der Bezirksumla-
ge 681.131.222,52 € (Vorjahr: 646.508.691,78  €).

Der Bestand des Kontos ist unter Berücksichtigung der Rückstellungen im Vergleich zum 
Vorjahr um rund 69,5 Mio. € angestiegen. 
Die Bezirksumlage an sich ist um rund 34,6 Mio. € angestiegen. Dies ist u.a. darauf zurück-
zuführen, dass sich der ungedeckte Bedarf des Bezirks Oberbayern um rund 77,9 Mio. € im 

136 Siehe Anhang S. 149
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Vergleich zum Vorjahr erhöht hat. Dies hat zur Folge, dass auch der von der LHM zu tragen-
de Anteil anstieg. 

Prüfungsergebnisse

➢ Die monatlich vorgenommenen Bezirksumlagebuchungen stimmen mit den Daten 
des Bescheides des Bezirkes Oberbayern überein.

16.14.5 Sonstige Transferaufwendungen

Gliede-
rungsziffer 
Ergebnis-
rechnung

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

15. Transferaufwendungen* 3.153.364.022,81 2.870.260.985,17

15.5 Sonstige Transferaufwendun-
gen

2.194.030,00 32.757.240,00

Die Stiftungen o.e.R. sind in den Werten enthalten, sofern entsprechende Werte angefallen sind.

Die Aufwandsposition 15.5 bildet in der Aufwands- und Ertragsrechnung die sonstigen Trans-
feraufwendungen ab. Dazu gehören Aufwendungen aus Umlegungsverfahren.
Die Aufwandsposition 15.5 weist für das Jahr 2021 einen Bestand von 2.194.030,00 € (Vor-
jahr: 32.757.240,00 €) (ohne Stiftungen) auf. Dieser wurde auf 1 (Vorjahr: 1) Konto erfasst. 
Die Position ist im Vergleich zum Vorjahr um 30.563.210,00 Mio. € (-93,3 %) gesunken.

Im Jahresabschluss der Stadtkämmerei (Anhang Seite 149) wird dazu ausgeführt, dass es 
sich in 2020 größtenteils um Ausgleichszahlungen der Umlegungsstelle an Planungsbegüns-
tigte für Flächen/Immobilien im Werksviertel handelte. Dieses Umlegungsverfahren ist abge-
schlossen. In 2021 mussten lediglich Ausgleichszahlungen i.H.v. 2,2 Mio. € für ein Projekt im
Münchner Norden aufgewendet werden.137

Wir haben eine Stichprobenprüfung auf Basis von extern erhaltenen Rechnungen des Jah-
res 2021 durchgeführt. Die Stichprobe umfasst insgesamt 2 Belege mit einem Gesamtwert 
von 2.194.030,00 €. Die Ergebnisse aus der Stichprobenprüfung werden unter Ziffer 16.1.2 
Prüfung der Buchungsqualität dargestellt. 
Des Weiteren wurden die Anhangsangaben auf Richtigkeit und Vollständigkeit geprüft.

Der Prüfbericht „Prüfung der Aufwands- und Ertragsrechnung zum 31.12.2021“ (Az. 
9632.0_PG1_012_22) umfasst auch die Prüfung der Buchungsqualität bei der Position 15.5 
und wurde am 21.03.2023 dem Rechnungsprüfungsausschuss vorgelegt.

Prüfungsergebnisse

➢ Die Aufwendungen für sonstigen Transfer wurden im Jahresabschluss in Überein-
stimmung mit § 82 Abs. 2 Satz 2 KommHV-Doppik unter den Transferaufwendungen 
in der Aufwands- und Ertragsrechnung abgebildet.

➢ Die Anhangsangaben für die sonstigen Transferaufwendungen sind korrekt.
➢ Bezüglich der Stichprobenprüfung siehe Ziffer 16.1.2 des Berichts.

137 Siehe veröffentlichter Jahresabschluss der LHM zum 31.12.2021; Seite 149.
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16.15 Sonstige ordentliche Aufwendungen 

Gliede-
rungsziffer 
Ergebnis-
rechnung

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

16. Sonstige ordentl. Aufwendun-
gen*

404.387.156,37 635.299.261,47

16.1.1 Sonstige ordentl. Aufwendun-
gen - Anlagen*

22.029.328,15 36.664.367,76

16.1.2 Sonstige ordentl. Aufwendun-
gen - Steuern*

31.251.114,07 66.775.705,48

16.1.3 Sonstige ordentl. Aufwendun-
gen - Gebühren und Beiträge*

4.269.352,79 4.537.675,55

16.1.4 Sonstige ordentl. Aufwendun-
gen - Verwaltungskostener-
stattung*

101.112.872,97 136.954.281,13

16.1.5 Sonstige ordentl. Aufwendun-
gen – Versicherungen*

14.919.421,98 16.475.995,32

16.1.6 Sonstige ordentl. Aufwendun-
gen - Prüfungen, Untersu-
chungen, Gutachten, Bera-
tung*

15.500.044,46 18.570.007,58

16.1.7 Sonstige ordentl. Aufwendun-
gen - Literatur und Drucksa-
chen*

5.220.848,39 5.438.917,33

16.1.8 Sonstige ordentl. Aufwendun-
gen - Niederschlagung/Erlass 
und Berichtigungen*

95.490.827,83 161.568.464,80

16.1.9 Sonstige ordentl. Aufwendun-
gen - periodenfremd*

58.149.741,09 130.708.808,24

16.1.10 Sonstige ordentl. Aufwendun-
gen - sonstiges*

56.443.604,64 57.605.038,28

* Die Stiftungen o.e.R. sind in den Werten enthalten, sofern entsprechende Werte angefallen sind.

Die Position 16 in der Aufwands- und Ertragsrechnung bildet die sonstigen ordentlichen Auf-
wendungen ab. 

Die Position weist für das Jahr 2021 einen Gesamtbestand von 401.350.738,92 € (Vorjahr: 
633.852.485,61 €) (ohne Stiftungen) auf. Der Bestand hat sich im Vergleich zum Vorjahr um 
232.501.746,69 € (-36,7 %) vermindert.
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16.15.1 Sonstige ordentliche Aufwendungen – Aufwendungen für Anlagen 

Gliede-
rungsziffer 
Ergebnis-
rechnung

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

16. Sonstige ordentl. Aufwendun-
gen*

404.387.156,37 635.299.261,47

16.1.1 davon
für Anlagen*

22.029.328,15 36.664.367,76

* Die Stiftungen o.e.R. sind in den Werten enthalten, sofern entsprechende Werte angefallen sind.

In der Position werden u.a. Verluste aus „Anlagenabgängen mit Erlös“ bzw. aus „Anlagenab-
gängen ohne Erlös“138 und Aufwendungen aus eingestellten Investitionsmaßnahmen bzw. 
Verluste aus Wertpapierverkäufen ausgewiesen.

Die Position weist einen Gesamtbestand von 21.944.259,48 € (Vorjahr: 36.652.619,94 €) 
(ohne Stiftungen) aus. Dieser verteilt sich auf 11 (Vorjahr: 14) Konten. Im Vergleich mit dem 
Vorjahr haben sich die sonstigen ordentlichen Aufwendungen für Anlagen um rund 14,6 Mio. 
€ verringert.

In SAP wird die Aufwandsposition lediglich mit einem Betrag von 13.880.368,32 € (ohne Stif-
tungen) statt 21.944.259,48 € (ohne Stiftungen) angegeben. Grund für die Differenz i.H.v. 
8.063.891,16 € zwischen SAP und dem veröffentlichen Jahresabschluss ist eine erfolgte 
Umgliederung dieses Betrags in die Gliederungsziffer 16.1.1 „Sonstige ordentliche Aufwen-
dungen für Anlagen“. Diese Umgliederung erfolgte ausserhalb SAP EC-CS und wird somit in 
der SAP-Summe nicht ausgewiesen. Auskunftsgemäß erfolgte die Umgliederung auf Veran-
lassung der Stadtkämmerei Anlagenbuchhaltung.
Im Rahmen der Auflösung des Treuhandvermögens der Münchner Gesellschaft für Stadter-
neuerung mbH (MGS) wurden Grundstücke der MGS an die GWG bzw. GEWOFAG in Höhe
des vom Bewertungsamt ermittelten Verkehrswerts übertragen. Nach Abtretung der Kauf-
preisforderung von der MGS an die LHM erfolgt eine Stammkapitalerhöhung bei der GWG 
bzw. GEWOFAG durch eine Sacheinlage in Höhe der Kaufpreisforderung von der LHM in die
Gesellschaft.
In diesem Zusammenhang erfolgt eine ertragswirksame Erfassung des von der MGS über-
tragenen Verlusts aus der Grundstücksveräußerung.
Im Geschäftsjahr 2021 ergaben sich diesbezüglich Aufwendungen i.H.v. 8.063.891,16 €. Bei 
der Realisierung von Aufwendungen aus Grundstücksübertragungen besteht das Risiko, 
dass diese nicht durch die Kommunalgesetze gedeckt sind.

Die Verluste aus Anlagenverkäufen im Folgejahr haben sich von 27.655,00 € im Jahr 2020 
auf 7.377.419,43 € im Jahr 2021 erhöht. Davon entfielen 7.239.589,00 € auf eine Kaufpreis-
rückzahlung der LHM an die GWG für ein in 2018 verkauftes Grundstück „Baufeld MK 6 auf 
der Theresienhöhe“ (siehe auch Ziffer 4.1 des Berichts „Prüfung des Sondervermögens, der 
Anteile an verbundenen Unternehmen und der Beteiligungen zum 31.12.2021, Az: 
9632.0_PG1_032_22).

138 Anlagenabgänge ohne Erlös resultieren aus einer Verschrottung oder unentgeltlicher Abgabe eines Vermögensgegen-
stands.
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Die Verluste aus „Anlagenabgängen mit Erlös“ (Anlagenverkäufe) im Bereich des unbewegli-
chen Anlagevermögens haben sich von 22.002.597,86 € im Geschäftsjahr 2020 auf 
790.772,10 € im Geschäftsjahr 2021 verringert.
Die höchsten Buchverluste ergaben sich i.H.v. 313.360,00 € aus dem Verkauf eines Grund-
stücks in der Nähe der Mühlangerstraße an den Abfallwirtschaftsbetriebes München (AWM) 
sowie i.H.v. 235.612,08 € aus dem Verkauf eines Miteigentumsanteils am Grundstück Otto-
brunner Straße 52-56 an die GEWOFAG.
Die Verluste aus „Anlagenabgängen ohne Erlös“ im Bereich des unbeweglichen Anlagever-
mögens haben sich von 4.885.258,23 € im Geschäftsjahr 2020 auf 362.990,41 € im Ge-
schäftsjahr 2021 entwickelt. Der höchste Buchverlust ergab sich mit 290.928,00 € aus der 
unentgeltlichen Übertragung von 19 Flurstücken an den Bund aufgrund des Wechsels der 
Straßenbaulast.

Die Verluste aus Anlagenabgängen mit Erlös (Anlagenverkäufe) im Bereich des beweglichen
Anlagevermögens haben sich von 88.226,84 € im Geschäftsjahr 2020 auf 22.450,61 € im 
Geschäftsjahr 2021 verringert. Der höchste Buchverlust ist bei der Übertragung von Lade-
stationen für Elektrofahrzeuge an die MSE entstanden (19.165,73 €).

Die Verluste aus Anlagenabgängen ohne Erlös im Bereich des immateriellen / beweglichen 
Anlagevermögens haben sich von 846.471,56 € im Geschäftsjahr 2020 auf 1.574.659,91 € 
im Geschäftsjahr 2021 erhöht. Der höchste Buchverlust resultierte aus dem Abriss von 
Kunstrasenfeldern und der zugehörigen Flutlichtanlage im Rahmen der Sanierung der Be-
zirkssportanlage an der  Thalkirchner Straße (284.721,62 €).

Die Aufwendungen aus eingestellten Projekten für eingestellte Investitionsmaßnahmen ha-
ben sich von 817.312,57 € im Geschäftsjahr 2020 auf 3.449.683,10 € im Geschäftsjahr 2021
erhöht. Die höchsten Aufwendungen aus Projekteinstellung entfielen auf ein Objekt am Toni-
Merkens-Weg 4 (621.352,78 €).

Die Kursverluste aus Wertpapierverkäufen betragen für 2021 insgesamt 58.000,00 € (Vor-
jahr: 145.700,00 €). Die Aufwendungen aus Wertpapiergeschäften (Kursverluste) wurden als
mitzuprüfende Positionen bei den Wertpapieren des Anlagevermögens mitgeprüft (siehe Zif-
fer 15.3.3).

Wir haben die sonstigen ordentlichen Aufwendungen – Aufwendungen für Anlagen der Auf-
wands- und Ertragsrechnung im Hinblick auf den Ausweis und die vollständige und perioden-
gerechte Erfassung als mitzuprüfende Posten geprüft. Die Buchungen haben ihre Auslöser 
aus Geschäftsvorfällen der Bilanzpositionen des immateriellen Anlagevermögens, des 
Sachanlagevermögens und der Finanzanlagen.
Zusätzlich haben wir die Buchungen auf Sachkonten aus der Ergebnisrechnung mit direktem
Bezug zur Bilanzposition 1.2.7 „Anlagen im Bau“ analytisch geprüft. Hierbei haben wir u.a. 
auch die Aufwendungen aus Projekteinstellung analytisch geprüft.

Prüfungsergebnisse

 Der Rückgang i.H.v. 14.635.039,61 € bei der Position „Sonstige ordentliche Aufwen-
dungen – Aufwendungen für Anlagen“ ist nachvollziehbar.

 Von den im Jahr 2021 verbuchten Aufwendungen aus Projekteinstellung i.H.v. 
3.449.683,10 € entfielen 3.411.707,03 € auf Fälle, in denen die Entscheidung zur 
Projekteinstellung bereits in Jahren vor 2021 getroffen wurde. Damit erfolgte die Bu-
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chung verspätet und belastete die Ergebnisrechnung 2021 an Stelle des Vorjahres, in
dem die Entscheidung zur Projekteinstellung getroffen wurde.

16.15.2 Sonstige ordentliche Aufwendungen – Steuern 

Gliede-
rungsziffer 
Ergebnis-
rechnung

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

16. Sonstige ordentl. Aufwendun-
gen*

404.387.156,37 635.299.261,47

16.1.2 Sonstige ordentl. Aufwendun-
gen - Steuern*

31.251.114,07 66.775.705,48

* Die Stiftungen o.e.R. sind in den Werten enthalten, sofern entsprechende Werte angefallen sind.

Die Position umfasst Aufwendungen u.a. für Gewerbesteuer, Körperschaftsteuer oder auch 
Gewerbesteuer und Körperschaftsteuer aus Vorjahren. Diese Position korrespondiert mit der
Ertragsposition „Erträge aus Kostenerstattungen und Kostenumlagen“ (siehe Ziffer 16.8 die-
ses Berichts). 
Die Position umfasst 9 (Vorjahr: 9) Konten und weist für das Jahr 2021 einen Gesamtbe-
stand i.H.v. 31.250.655,34 € (Vorjahr: 66.774.579,59 €) (ohne Stiftungen) aus und ist damit 
um rund 35,5 Mio. € (-53,1 %) gesunken. Dies ist u.a. auf den Rückgang bei  Aufwendungen
aus laufender Körperschaftsteuer sowie Gewerbe- sowie Körperschaftssteuer aus Vorjahren 
im Bereich des Baureferates, U-Bahnbau zurückzuführen.

Der Prüfbericht „Abbildung der Erträge und Aufwendungen, die im Rahmen der steuerlichen 
Organschaft zwischen der SWM GmbH und dem BgA U-Bahnbau anfallen, sowie diverser 
Aufwandspositionen zum 31.12.2021“ (Az. 9632.0_PG1_041_22) wurde am 21.03.2023 dem
Rechnungsprüfungsausschuss vorgelegt. 

Auf Grund des bestehenden Körperschaft- und Gewerbesteuerumlagevertrages zwischen 
der SWM und dem BgA U-Bahnbau Umlagevertrages sollte einnahmen- und ausgabenseitig
grundsätzlich eine Übereinstimmung bestehen bzw. müssen Differenzen erklärbar sein. In 
der Ergebnisrechnung stehen den Erträgen (Konzernsteuerumlage, Gewerbesteuer und 
Körperschaftsteuer aus Vorjahren sowie Verzinsung) in Höhe von insgesamt 122.696.973,52
€ Aufwendungen aus Steuern, Zinsen sowie periodenfremden Aufwendungen (Rückzahlung 
Konzernsteuerumlage aus Vorjahren) in Höhe von insgesamt 56.879.471,15 € gegenüber. 
Für den Jahresabschluss zum 31.12.2021 ergibt sich eine Differenz in Höhe von 
65.817.502,37 €. 

Diese gliedern sich auf wie folgt:

440153 Erstattung der Konzernsteueruml.der SWM GmbH -37.609.608,95

479224 Konzernsteuerumlage aus Vorjahren -33.673.854,11

479320 Gewerbesteuer,Körperschaftsteuer aus Vorjahren -46.396.891,46

483100 Verzinsung von Steuernachford.u.Erstattungen -5.016.619,00



 Prüfung des Jahresabschlusses 2021 Seite 241
__________________________________________________________________________________________

Summe Erträge -122.696.973,52

710100 Aufw.f.Gewerbesteuer 150.376,95

710200 Aufw.f.Körperschaftsteuer 33.000.000,00

710400 Aufwend.f.Solidaritätszuschlag 1.815.000,00

790320 Gewerbesteuer,Körperschaftssteuer aus Vorjahren -6.181.763,74

790340 Kapitalertragsst.,Solidaritätszu. - aus Vorjahren 0,00

679146 RZ Konzernsteuerumlage an SWM 0,00

790210 Rückzahlungen von Einnahmen aus Vorjahren -112.000,00

790212 RZ Konzernsteuerumlage aus Vorjahren an SWM 23.252.320,94

758100 Verzinsung von Steuernachzahlungen 4.955.537,00

Summe Aufwendungen 56.879.471,15

Differenz -65.817.502,37

Für die Prüfung hat uns das Baureferat Unterlagen zur Verfügung gestellt. Weiterhin haben 
wir in Stichproben die Buchungen in SAP mit den Bescheiden vom Finanzamt und der LHM 
abgeglichen. Die Ergebnisse stellen sich im Wesentlichen wie folgt dar:

16.15.2.1 Nachvollziehbarkeit der Differenz zwischen Erträgen aus Konzernsteuerum-
lage und den Aufwendungen aus Steuern

Die Differenz zwischen Aufwand und Ertrag in Höhe von 65.817.502,37 € € setzt sich nach 
Prüfung der Unterlagen und Auswertung der Buchungen wie folgt zusammen:

• In Anspruch genommene Rückstellungen in Höhe von 33.640.085,36 €. Dies minder-
te den Wert der Aufwandskonten 790320 „Gewerbesteuer,Körperschaftssteuer aus 
Vorjahren“ und 758100 „Verzinsung von Steuernachzahlungen“, nicht aber die Erträ-
ge aus Konzernsteuerumlage.

• Vom Sachkonto 710100 „Aufwand für Gewerbesteuer“ wurde ein Betrag in Höhe von 
2.644.232,00 € auf ein internes Gewerbesteuerkonto umgebucht. Dies minderte den 
Wert des Sachkontos 710100, nicht aber die Erträge aus Konzernsteuerumlage. 

• Vom Sachkonto 790320 „Gewerbesteuer,Körperschaftssteuer aus Vorjahren“ wurde 
ein Betrag in Höhe von 29.467.728,20 €139 auf ein internes Gewerbesteuerkonto um-
gebucht. Dies minderte den Wert des Sachkontos 790320, nicht aber die Erträge aus
Konzernsteuerumlage. 

• Das restliche Delta in Höhe von 65.456,81 € ergibt sich nach Auskunft des Baurefe-
rates dadurch, dass aufgrund Betriebsprüfungen für die Jahre 2014 bis 2018 umfang-
reiche Buchungen erforderlich sind, die erst Zug um Zug abgearbeitet werden kön-
nen.

Prüfungsergebnisse

➢ Die Differenz ist auf Basis der vorliegenden Unterlagen nachvollziehbar.

139 Darin enthalten sind auch 23.247.407,71 € zu Unrecht umgebuchte interne Steuern (siehe Berichtsziffer 2.6).
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16.15.2.2 Stichprobenartige Überprüfung einzelner Buchungen

Im Weiteren haben wir in Stichproben einzelne Buchungen auf den Ertragskonten 440153 
„Konzernsteuerumlage der SWM GmbH“ und 479224 „Konzernsteuerumlage aus Vorjahren“ 
sowie den verschiedenen Aufwandskonten140, die im Rahmen der steuerlichen Organschaft 
anfallen, an Hand der Bescheide des Zentralfinanzamtes München und der Gewerbesteuer-
bescheide der LHM überprüft. 

Prüfungsergebnisse 

➢ Das Baureferat hat eine vom BgA an die SWM zu leistende Rückzahlung von Kon-
zernsteuerumlage aus Vorjahren in Höhe von 23.247.407,71 € fälschlicherweise auf 
dem Konto 790320 „Gewerbesteuer,Körperschaftssteuer aus Vorjahren“ statt auf 
dem Konto 790212 „Rückzahlung Konzernsteuerumlage aus Vorjahren an SWM ver-
bucht. 

➢ 13 Aufwandsbuchungen in Höhe von insgesamt 5.035.453,00 € gegenüber dem Kre-
ditor 1006002 „SWM Stadtwerke München GmbH“ für zurückzuzahlende Konzern-
steuerumlage aus Vorjahren wegen Erstattung von Zinsen aufgrund Steuernachzah-
lungen sind fälschlicherweise auf dem Konto 758100 „Verzinsung von Steuernach-
zahlungen“ statt auf dem Konto 790212 „Rückzahlung Konzernsteuerumlage aus 
Vorjahren – SWM“ verbucht. Somit sind die „Sonstigen ordentlichen Aufwendungen –
Periodenfremd“ zu niedrig und die „Zinsen und ähnlichen Aufwendungen“ zu hoch in 
der Ergebnisrechnung abgebildet. 

➢ Eine doppelte Ertragsbuchung gegenüber den SWM in Höhe von 77.590,77 € mit der
SD Bestellnummer „GEW.ST. BP 2017“ ist nicht nachvollziehbar. Hier besteht das Ri-
siko, dass der Vorgang den SWM versehentlich doppelt in Rechnung gestellt wurde.

16.15.3 Sonstige ordentliche Aufwendungen – Gebühren und Beiträge

Gliede-
rungsziffer 
Ergebnis-
rechnung

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

16. Sonstige ordentl. Aufwendun-
gen*

404.387.156,37 635.299.261,47

16.1.3 davon
für Gebühren und Beiträge*

4.269.352,79 4.537.675,55

* Die Stiftungen o.e.R. sind in den Werten enthalten, sofern entsprechende Werte angefallen sind.

Bei dieser Position werden u.a. Fernmeldegebühren, Rundfunkgebühren und Mitgliedsbeiträ-
ge abgebildet, die die LHM zu tragen hat.

Die Position beinhaltet 5 Konten (Vorjahr: 6) mit einem Gesamtbestand von 4.205.152,07 € 
(Vorjahr: 4.420.883,86 €) (ohne Stiftungen). 
Die Aufwendungen in dieser Position haben sich im Vergleich zum Vorjahr nur unwesentlich 
verändert.

140 Sachkonto 710100 „Aufw.f. Gewerbesteuer“, Sachkonto 710200 „Aufw.f.Körperschaftsteuer, Sachkonto 710400 „Aufwen-
d.f.Solidaritätszuschlag, Sachkonto 790320 „Gewerbesteuer,Körperschaftssteuer aus Vorjahren“, Sachkonto 790340 „Kapi-
talertragsst.,Solidaritätszu. - aus Vorjahren“, Sachkonto 758100 „Verzinsung von Steuernachzahlungen“.
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Wir haben die Position in Stichproben hinsichtlich Nachweis und Ausweis geprüft. 

Prüfungsergebnisse

➢ Durch eine fehlende passive Rechnungsabgrenzung des Aufwands, der das Jahr 
2022 betrifft, sind auf dem Sachkonto 672301 „Aufwand für Rundfunkgebühren und 
ähnliche Gebühren“ im Buchungskreis des RBS (0300) die Aufwendungen des Jah-
res 2021 um 8.732,26 € zu hoch und im Jahr 2022 zu niedrig ausgewiesen.

➢ Die Bezahlung einer Verbindlichkeit gegenüber dem Kreditor 2149753 „Gema Kun-
dencenter Berlin“ erfolgte zu spät. Dies führte zu Mahngebühren und Verzugszinsen 
in Höhe von 1.297,46 € und somit zu einem finanziellen Nachteil für die LHM.

➢ Der Aufwand gegenüber dem Kreditor 2183672 in Höhe von 5.625,86 € betrifft das 
Geschäftsjahr 2020. Aufgrund der unterblieben Meldung einer Rechnungsabgren-
zung ist der Aufwand auf dem Sachkonto 672400 „Aufwend.f.Telefon u.Datenübertra-
gung-Dienststelle“ im Jahr 2020 um 5.625,86 € zu niedrig und im Jahr 2021 um die-
sen Betrag zu hoch ausgewiesen. 

16.15.4 Sonstige ordentliche Aufwendungen – Verwaltungskostenerstattungen

Gliede-
rungsziffer 
Ergebnis-
rechnung

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

16. Sonstige ordentl. Aufwendun-
gen*

404.387.156,37 635.299.261,47

16.1.4 davon
für Verwaltungskostenerstat-
tungen*

101.112.872,97 136.954.281,13

* Die Stiftungen o.e.R. sind in den Werten enthalten, sofern entsprechende Werte angefallen sind.

Unter der Position werden Verwaltungskostenerstattungen verbucht. Erstattungen sind Er-
sätze für spezielle Leistungen, die ein anderer Aufgabenträger in gesetzlicher oder vertrag-
lich geregelter Aufgabenerfüllung für die LHM erbracht hat, z.B. Erstattungen von Dienst- 
und Versorgungsbezügen, Erstattung im Bereich der Sozialhilfe, z.B. an die Bundesagentur 
für Arbeit oder das Jobcenter, der Jugendhilfe oder Erstattungen an die Bundesdruckerei für 
Reisepässe und Ausweise. 

Die Position setzt sich zusammen aus 17 (Vorjahr: 17) Konten mit einem Gesamtbestand in 
Höhe von 100.470.041,89 € (Vorjahr: 136.374.566,96 €) (ohne Stiftungen). Die Aufwendun-
gen sind gegenüber dem Vorjahr um rund 35,9 Mio. € gesunken. Dies ist hauptsächlich auf 
das Konto 679146 „Rückzahlung Konzernsteuerumlage an die SWM“ zurückzuführen. Das 
Konto weist zum 31.12.2021 einen Saldo von „0,00“ € (Vorjahr: 31.766.826,00 Mio. €) auf.

Wir haben die Position in Stichproben hinsichtlich Nachweis und Ausweis geprüft. 
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Prüfungsergebnisse 

 Entgegen den Vorschriften der KDA sind bei fünf geprüften Auszahlungsanordnungen
keine begründenden Unterlagen beigefügt. Vermerke, dass die Originalunterlagen im 
Akt benötigt werden, fehlen.

 Weiterhin waren in der Stichprobe fünf Auszahlungsanordnungen enthalten, für die 
im System fälschlicherweise das Gegenkonto 340100 „Verbindlichkeiten aus Liefe-
rungen und Leistungen“ statt eines Kontos der Position „Sonstige Verbindlichkeiten“ 
verwendet wurde.

 Die Aufwendungen auf dem Sachkonto 679120 „Erstattungen an Gemeinden und 
Gemeindeverbände“ im Buchungskreis des RBS (0300) gegenüber dem Kreditor 
2006068 „Landratsamt Dachau“ in Höhe von 726.274,48 € betreffen gemäß Bu-
chungstext Aufwendungen des Jahres 2019. Die Aufwendungen sind daher im Jahr 
2021 um 726.274,48 € zu hoch ausgewiesen. 

 Die Aufwendungen auf dem Sachkonto 679120 „Erstattungen an Gemeinden und 
Gemeindeverbände“ im Buchungskreis des RBS (0300) gegenüber dem Kreditor 
2010544 „Bezirk Oberbayern“ betreffen gemäß Buchungstext Aufwendungen des 
Jahres 2020. Somit sind die Aufwendungen des Jahres 2021 um 255.818,86 € zu 
hoch und die Aufwendungen für das Jahr 2020 zu niedrig ausgewiesen. 

16.15.5 Sonstige ordentliche Aufwendungen – Versicherungen

Gliede-
rungsziffer 
Ergebnis-
rechnung

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

16. Sonstige ordentl. Aufwendun-
gen*

404.387.156,37 635.299.261,47

16.1.5 davon
für Versicherungen*

14.732.807,50 16.475.995,32

* Die Stiftungen o.e.R. sind in den Werten enthalten, sofern entsprechende Werte angefallen sind.

Die Aufwandsposition 16.1.5 bildet in der Aufwands- und Ertragsrechnung u.a. folgende Po-
sitionen ab:

➢ Aufwendungen für Gebäudeversicherung
➢ Aufwendungen für Kfz-Versicherung
➢ Beiträge für sonstige Versicherungen
➢ Beiträge zur Unfallversicherung
➢ Aufwendungen für Fremdversicherung
➢ Ersatzleistungen für Schäden - Versicherungsverwaltung

Die Aufwandsposition weist für das Jahr 2021 einen Bestand von 14.732.807,50 € (Vorjahr: 
16.317.272,56 €) (ohne Stiftungen) auf. Diese wurden auf 6141 (Vorjahr: 7) Konten erfasst. 
Die Position weist im Vergleich zum Vorjahr einen Rückgang um 1.584.465,06€ (+9,7 %) 
auf. Im Jahresabschluss der Stadtkämmerei erfolgten deswegen keine weiteren erläutern-
den Ausführungen.

141 690105 Gebäudeversicherungen – WBG, 690205 Aufwendungen für Haftpflichtversicherung, 690300 Beiträge für sonstige 
Versicherungen, 690305 Aufwendungen für sonstige Versicherungen – WBG, 690400 Beiträge zur Unfallversicherung, 
690500 Aufwendungen für Fremdversicherung.
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Der Rückgang zeigt sich v.a. beim Konto 690500 „Aufwendungen für Fremdversicherun-
gen“142 um 1.569.758,79 € (- 18,5 %). Dies beruht v.a. auf den Wegfall eines Einmaleffektes 
in 2020, bei dem eine Korrekturbuchung i.H.v. 876.861,65 € durchgeführt wurde. Die Korrek-
tur betrifft die Nachholung der Auflösung eines Rechnungsabgrenzungspostens i.H.v. 
876.861,65 € für Beiträge für Versicherungen, die in 2018 für 2019 bezahlt wurden143 und de-
ren Auflösung in 2019 unterblieb. Daher waren die Aufwendungen auf dem Konto 690500 in 
2020 um diesen Betrag zu hoch ausgewiesen.

Außerdem erfolgte ein Rückgang beim Konto 690400 „Aufwendungen für Unfallversiche-
rung“ um 205.852,50 € (- 2,7 %). Dabei weist der Buchungskreis 0300 (Referat für Bildung 
und Sport) mit 206.852,50 € den höchsten Rückgang auf. Der Rückgang beruht darauf, dass
der LHM für die „Schülerunfallversicherung“ 2021 ein niedrigerer Beitrag in Rechnung ge-
stellt wurde als in 2020.

Hingegen gab es bei 3 Konten Anstiege gegenüber dem Vorjahr. Bei allen 3 Konten zusam-
men betragen die Anstiege in Summe weniger als 0,2 Mio. €. 
Der höchste Anstieg betrifft mit 151.859,17 € (+ 301,3 %) das Konto 690300 „Beiträge für 
sonstige Versicherungen“. Dabei weisen die Buchungskreise 0225 (Kulturreferat) mit 
+ 97.367,89 € und 0099 (Allgemeine Finanz- und Personalwirtschaft) mit + 50.301,71 € den 
höchsten Anstieg auf. Zurückzuführen ist der Anstieg beim „Kulturreferat“ durch Versiche-
rungszahlungen für „Klassik am Odeonsplatz“ i.H.v. insgesamt 94.753,75 €. Beim Buchungs-
kreis der „Allgemeinen Finanz- und Personalwirtschaft“ ist der Anstieg um 50.301,71 € aus-
kunftsgemäß auf die von der MRG an die LHM gemeldeten und durch die LHM bezahlten 
höheren Aufwendungen für Versicherungsleistungen zurückzuführen.

Wir haben die Aufwandsposition stichprobenartig geprüft. Die Stichprobe umfasst insgesamt 
5 Belege aus 2 Konten144 aus 2 Buchungskreisen (0300 Referat für Bildung und Sport; 0350 
Stadtkämmerei) mit einem Gesamtwert von 4.685.499,95 €. Die Ergebnisse aus der Stich-
probenprüfung werden unter Ziffer 16.1.2 Prüfung der Buchungsqualität dargestellt. Des 
Weiteren wurden die Anhangsangaben auf Richtigkeit geprüft.

Der Prüfbericht „Prüfung der Aufwands- und Ertragsrechnung zum 31.12.2021“ (Az. 
9632.0_PG1_012_22) umfasst auch die Prüfung der Buchungsqualität bei der Position 
16.1.5 und wurde am 21.03.2023 dem Rechnungsprüfungsausschuss vorgelegt.

Prüfungsergebnisse 

 Die Aufwendungen für Versicherungen wurden im Jahresabschluss in Übereinstim-
mung mit § 82 Abs. 2 Satz 2 KommHV-Doppik unter den sonstigen ordentlichen Auf-
wendungen in der Aufwands- und Ertragsrechnung abgebildet.

 Die Anhangsangaben für die Aufwendungen von Versicherungen sind korrekt.
 Bezüglich der Stichprobenprüfung siehe Ziffer 16.1.2 des Berichts.

142 In 2021  ausschließlich Buchungen im Buchungskreis 0350 (Stadtkämmerei).
143 Siehe hierzu auch unseren Prüfungsbericht 9632.0_PG1_013_20 „Prüfung der aktiven und passiven Rechnungsabgren-

zungsposten zum 31.12.2019“.
144 Konten 690400 Beiträge zur Unfallversicherung und 690500 Aufwendungen für Fremdversicherung.
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16.15.6 Sonstige ordentliche Aufwendungen – Prüfungen, Untersuchungen, 
Gutachten, Beratung

Gliede-
rungsziffer 
Ergebnis-
rechnung

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

16. Sonstige ordentl. Aufwendun-
gen*

404.387.156,37 635.299.261,47

16.1.6 davon
für Prüfungen, Untersuchun-
gen, Gutachten, Beratung*

15.455.705,72 18.570.007,58

* Die Stiftungen o.e.R. sind in den Werten enthalten, sofern entsprechende Werte angefallen sind.

Die Aufwandsposition 16.1.6 bildet in der Aufwands- und Ertragsrechnung u.a. folgende Po-
sitionen ab:

➢ Aufwendungen für Prüfungen,Gutachten, Untersuchungen und Beratung
➢ Aufwendungen für Rechtsschutz
➢ Aufwendungen für nicht aktivierungsfähige Planungsleistungen

Die Aufwandsposition weist für das Jahr 2021 einen Bestand von 15.455.705,72 € (Vorjahr: 
18.546.203,87 €) (ohne Stiftungen) auf. Diese wurden auf 7145 (Vorjahr: 7) Konten erfasst. 
Die Aufwandsposition ist im Vergleich zum Vorjahr um 3.090.498,15 € (-16,7 %) gesunken. 
Im Jahresabschluss der Stadtkämmerei erfolgt der Ausweis zusammen mit den Positionen 
16.1.5 und 16.1.7. Dieser Gesamtausweis ging um 7,7 Mio. € (-4,7 %) zurück. Deswegen er-
folgen im Anhang der Stadtkämmerei hierzu keine weiteren erläuternden Ausführungen.

Ein wesentlicher Rückgang auf Kontenebene zeigte sich beim Konto 651122 „Aufwendungen
für Prüfungen, Gutachten, Untersuchungen und Beratungen“, der sich gegenüber dem Vor-
jahr auf 2.952.758,08 € (- 29,0 %) beläuft. Die höchsten Rückgänge gab es in den Bu-
chungskreisen 0325 (Sozialreferat) und 0350 (Stadtkämmerei) mit 1.168.452,94 € (- 81,1 %)
bzw. 1.593.895,17 € (- 52,2 %). Demgegenüber zeigte sich ein Anstieg i.H.v. 918.616,17 € 
beim Buchungskreis 0425 (Mobilitätsreferat) resultierend daraus, dass im Vorjahr nachvoll-
ziehbar noch keine Buchungen in diesem Buchungskreis erfolgten. Das Mobilitätsreferat 
wurde zum 01.01.2021 gegründet.

Wir haben die Aufwandsposition stichprobenartig geprüft. Die Stichprobe umfasst insgesamt 
9 Belege aus 2 Konten146 aus 5 Buchungskreisen (0099 Allgemeine Finanz- und Personal-
wirtschaft, 0100 Direktorium, 0175 Kommunalreferat, 0275 Referat für Stadtplanung und 
Bauordnung und 0350 Stadtkämmerei) mit einem Gesamtwert von 830.182,75€. Die Ergeb-
nisse aus der Stichprobenprüfung werden unter Ziffer 16.1.2 Prüfung der Buchungsqualität 
dargestellt. Des Weiteren wurden die Anhangsangaben auf Richtigkeit geprüft.
Zusätzlich haben wir die Buchungen auf Sachkonten aus der Ergebnisrechnung mit direktem
Bezug zur Bilanzposition 1.2.7 „Anlagen im Bau“ analytisch geprüft. Hierbei haben wir u.a. 

145 651118 Aufwendungen für Prüfung, Gutachten, Untersuchungen und Beratung – KOMZ,  651121 Aufw.f.nicht aktivierungs-
fäh.Plan.leist.-AD BauR, 651122 Aufwendungen für Prüfungen, Gutachten, Untersuchungen und Beratung, 651123 Aufwen-
dungen für Prüfungen, Gutachten, Untersuchungen und Beratung – WBG/SVH, 651138 Aufwendungen für Rechtsschutz – 
WBG/SVH, 651140 Aufwendungen für Rechtsschutz, 651142 Aufwendungen für Rechtsschutz – KOMZ.

146 Konten 651122 Aufwendungen für Prüfungen, Gutachten, Untersuchungen und Beratung und  651140 Aufwendungen für 
Rechtsschutz.
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auch die Aufwendungen aus konsumtiven Bestandteilen von investiven Baumaßnahmen ge-
prüft.

Der Prüfbericht „Prüfung der Aufwands- und Ertragsrechnung zum 31.12.2021“ (Az. 
9632.0_PG1_012_22) umfasst auch die Prüfung der Buchungsqualität bei der Position 
16.1.6 und wurde am 21.03.2023 dem Rechnungsprüfungsausschuss vorgelegt.

Prüfungsergebnisse

 Die Aufwendungen für Prüfungen, Untersuchungen, Gutachten und Beratung wurden
im Jahresabschluss in Übereinstimmung mit § 82 Abs. 2 Satz 2 KommHV-Doppik un-
ter den sonstigen ordentlichen Aufwendungen in der Aufwands- und Ertragsrechnung
abgebildet.

 Die Anhangsangaben für die Aufwendungen für Prüfungen, Untersuchungen, Gutach-
ten, Beratung sind korrekt.

 Bezüglich der Stichprobenprüfung siehe Ziffer 16.1.2 des Berichts.
 Die analytische Prüfung der Buchungen auf dem Sachkonto 651121 für konsumtive 

Bestandteile investiver Baumaßnahmen zeigte in einem Fall, dass das Baureferat 
Aufwendungen für eine Machbarkeitsstudie i.H.v. 49.504,00 €147 fälschlicherweise auf
der AiB 0300 / 42001835 „Haager Str., HfK, Neubau“ aktiviert und nicht aufwands-
wirksam erfasst hat.

16.15.7 Sonstige ordentliche Aufwendungen – Literatur und Drucksachen

Gliede-
rungsziffer 
Ergebnis-
rechnung

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

16. Sonstige ordentl. Aufwendun-
gen*

404.387.156,37 635.299.261,47

16.1.7 davon
für Literatur u. Drucksachen*

5.129.039,87 5.438.917,33

* Die Stiftungen o.e.R. sind in den Werten enthalten, sofern entsprechende Werte angefallen sind.

Die Aufwandsposition 16.1.7 bildet in der Aufwands- und Ertragsrechnung u.a. folgende Po-
sitionen ab:

➢ Aufwendungen für Drucksachen, Foto und Vervielfältigungen
➢ Aufwendungen für Fachliteratur und sonstiges Informationsmaterial

Die Position weist für das Jahr 2021 einen Bestand von 5.129.039,87 € (Vorjahr: 
5.253.641,06 € ) (ohne Stiftungen) auf. Diese wurden auf 2148 (Vorjahr: 2) Konten erfasst. Die
Position hat sich im Vergleich zum Vorjahr um 124.601,19 € (-2,4 %) vermindert. Im Jahres-
abschluss der Stadtkämmerei erfolgten deswegen keine weiteren erläuternden Ausführun-
gen.

Das Konto 670110 „Aufwendungen für Drucksachen, Foto und Vervielfältigung ist gegenüber
dem Vorjahr um 183.919,89€ (-7,3 %) zurückgegangen. Die höchsten Rückgänge sind bei 

147 FI-Belege 0300 / 7000093868 / 2021 und 0300 / 7000172219 / 2021.
148 670110 Aufwendungen für Drucksachen, Foto und Vervielfältigungen, 671150 Aufwendungen für Fachliteratur und sonsti-

ges Informationsmaterial.
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den Buchungskreisen 0200 (Kreisverwaltungsreferat mit 277.150,69 €) und 0325 (Sozialre-
ferat mit 127.637,83 €) zu verzeichnen. Dagegen ist der Ausweis auf dem Konto 671150 
„Aufwendungen für Fachliteratur uns sonstiges Informationsmaterial“ um 59.318,70€ 
(+2,2 %) angestiegen ist. Der höchste Anstieg ist beim Buchungskreis 0250 (Personal- und 
Organisationsreferat mit 281.315,44 €) zu verzeichnen und resultiert aus der Beschaffung 
von Fachliteratur und neuen Onlineabos.

Wir haben die Aufwandsposition stichprobenartig geprüft. Die Stichprobe umfasst insgesamt 
8 Belege aus 2 Konten149 aus 5 Buchungskreisen (0200 Kreisverwaltungsreferat, 0227 
Münchner Stadtmuseum, 0228 Galerie im Lenbachhaus, 0250 Personal- und Organisations-
referat und 0300 Referat für Bildung und Sport) mit einem Gesamtwert von 164.184,74 €. 
Die Ergebnisse aus der Stichprobenprüfung werden unter Ziffer 16.1.2 Prüfung der Bu-
chungsqualität dargestellt. Des Weiteren wurden die Anhangsangaben auf Richtigkeit ge-
prüft.

Der Prüfbericht „Prüfung der Aufwands- und Ertragsrechnung zum 31.12.2021“ (Az. 
9632.0_PG1_012_22) umfasst auch die Prüfung der Buchungsqualität bei der Position 
16.1.7 und wurde am 21.03.2023 dem Rechnungsprüfungsausschuss vorgelegt.

Prüfungsergebnisse

 Die Aufwendungen für Literatur und Drucksachen wurden im Jahresabschluss in 
Übereinstimmung mit § 82 Abs. 2 Satz 2 KommHV-Doppik unter den sonstigen or-
dentlichen Aufwendungen in der Aufwands- und Ertragsrechnung abgebildet.

 Die Anhangsangaben für die Aufwendungen für Literatur und Drucksachen sind kor-
rekt.

 Bezüglich der Stichprobenprüfung siehe Ziffer 16.1.2 des Berichts.

16.15.8 Sonstige ordentliche Aufwendungen – Niederschlagung/Erlass und Berichti-
gung

Gliede-
rungsziffer 
Ergebnis-
rechnung

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

16. Sonstige ordentl. Aufwendun-
gen*

404.387.156,37 635.299.261,47

16.1.8 davon 
für Niederschlagung/Erlass 
und Berichtigungen*

95.490.827,83 161.568.464,80

* Die Stiftungen o.e.R. sind in den Werten enthalten, sofern entsprechende Werte angefallen sind.

In der Position werden beispielsweise Niederschlagungen, Erlässe, Aufwendungen aus Ein-
zel- und Pauschalwertberichtigung und Kassenfehlbeträge abgebildet. 

Die Position weist einen Gesamtbestand von 95.443.960,92 € (Vorjahr: 161.517.104,48 €) 
(ohne Stiftungen) aus. Dieser wurde auf 23 (Vorjahr: 26) Konten erfasst. Im Vergleich zum 
Vorjahr ist der Bestand um rund 66,1 Mio. € (-40,9 %) gesunken.
149 Konten 670110 Aufwendungen für Drucksachen, Foto und Vervielfältigungen und  671150 Aufwendungen für Fachliteratur 

und sonstiges Informationsmaterial.
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Prüfungsergebnisse

 Im Zuge der Prüfung der Forderungen zeigte sich, dass die Einzelwertberichtigungen
für 2021 um 81.464.579,46 € (siehe Ziffer 15.6.1.4) zu hoch gebucht wurden. Dies 
hat bei den korrespondierenden Aufwendungen zur Folge, dass die Aufwendungen 
aus Einzelwertberichtigung um 48.242.685,07 € zu hoch und die Erträge aus der 
Herabsetzung der zum 31.12.2020 gebuchten Einzelwertberichtigung  um 
33.221.894,39 € zu niedrig gebucht sind. Summiert ergeben diese Werte die fehler-
hafte EWB in Höhe von 81.464.579,46 € (siehe hierzu Ausführungen unter Ziffer 7 
des Berichts).

 Im Zuge der Prüfung der Forderungen zeigte sich weiter, dass die Einzelwertberichti-
gungen für 2021 um 10.183.190,00 € (siehe Ziffer 15.6.5) zu hoch gebucht wurden. 
Dies hat bei den korrespondierenden Aufwendungen zur Folge, dass die Aufwendun-
gen aus Einzelwertberichtigung um 10.183.190,00 € zu hoch gebucht sind (siehe 
hierzu Ausführungen unter Ziffer 7 des Berichts). 

 Des Weiteren stellten wir bei der Prüfung der Forderungen fest, dass die Pauschal-
wertberichtigungen um 21.795.299,83 € (siehe Ziffer 15.6.6) zu niedrig gebucht wur-
den. Dies hat bei den korrespondierenden Aufwendungen zur Folge, dass die Auf-
wendungen aus Pauschalwertberichtigung um 21.795.299,83 € zu niedrig gebucht 
sind. 

 Aufgrund des wesentlichen Betrages ergab sich ein Korrekturbedarf für den Jahres-
abschluss 2021. Die Stadtkämmerei hat die entsprechenden Korrekturbuchungen 
durchgeführt (siehe hierzu Ausführungen unter Ziffer 7 des Berichts).

16.15.9 Sonstige ordentliche Aufwendungen – periodenfremd

Gliede-
rungsziffer 
Ergebnis-
rechnung

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

16. Sonstige ordentl. Aufwendun-
gen*

404.387.156,37 635.299.261,47

16.1.9 davon
Sonstige ordentl. Aufwendun-
gen – periodenfremd*

56.683.775,56 130.708.808,24

* Die Stiftungen o.e.R. sind in den Werten enthalten, sofern entsprechende Werte angefallen sind.

In der Position werden u.a. periodenfremde Aufwendungen aus Korrekturen im Anlagever-
mögen ausgewiesen.

Die Position weist einen Gesamtbestand von 56.678.502,19 € (Vorjahr: 130.630.567,46  €) 
(ohne Stiftungen) aus. Dieser verteilt sich auf 9 (Vorjahr: 7) Konten. Im Vergleich zum Vor-
jahr hat sich der Bestand um 73.952.065,27 € (-56,6 %) verringert.

Die Position 16.1.9 „sonstige ordentliche Aufwendungen - periodenfremd“ wird im Anhang 
der Stadtkämmerei (Seite 149) zusammen mit der Position 16.1.10 „Sonstige ordentliche 
Aufwendungen – sonstige“ ausgewiesen. Der Ausweis erfolgt zum 31.12.2021 für beide Po-
sitionen i.H.v. 114.092.141,70 € (Vorjahr: 188.313.846,52 €). Der Rückgang beider Positio-
nen in 2021 wird im Anhang mit 74,2 Mio. € (39,4 %) angegeben (Seite 150). Weiter wird im  
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Anhang ausgeführt, dass der Rückgang hauptsächlich auf den Wegfall der Korrekturbuchun-
gen der erhaltenen Wohnungsbindungsrechte der kommunalen Wohnungsbauförderpro-
gramme i.H.v. 48,5 Mio. €, welche in 2020 abgeschlossen wurden. Weiterhin kam es gemäß 
Anhangsangabe auch zu weniger Korrekturen bei den Grundstücken i.H.v. 3,0 Mio. €.

Der Rückgang der Position ist hauptsächlich auf den auch von der Stadtkämmerei im An-
hang erläuterten Rückgang der Korrekturen im beweglichen und immateriellen Anlagevermö-
gen auf dem Erfolgskonto 790140 „Periodenfremder Aufwand aus Korrekturen im bewegli-
chen/immateriellen Anlagevermögen-AHK“ zurückzuführen, die im Geschäftsjahr 2020 
50.479.843,41 € betrugen. Im Geschäftsjahr 2020 erfolgte die Ausbuchung von Zuwendun-
gen aus der verbilligten Abgabe von Grundstücken im Zusammenhang mit der Wohnungs-
bauförderung im Volumen von 48.492.078,34 € im Buchungskreis 0325 des Sozialreferates.

Die Aufwendungen für die Rückzahlung der Konzernsteuerumlage aus Vorjahren an die 
SWM haben sich von 28.984.923,71 € im Geschäftsjahr 2020 auf 23.252.320,94 € im Ge-
schäftsjahr 2021 verringert. Veränderungen auf diesem Konto resultieren aus dem bestehen-
den Körperschaft- und Gewerbesteuerumlagevertrages (steuerliche Organschaft) zwischen 
der SWM und dem BgA U-Bahnbau. Die Ausführungen hierzu sind unter Ziffer 16.15.2 erläu-
tert.

Die Korrekturen im unbeweglichen Anlagevermögen haben sich von 44.202.047,31 € im Ge-
schäftsjahr 2020 auf 29.503.298,90 € im Geschäftsjahr 2021 reduziert. Es handelt sich bei 
den Korrekturen um die Ausbuchung von nicht aktivierungsfähigen Aufwendungen auf Anla-
gen bzw. AiB in die Ergebnisrechnung.
Die höchsten Korrekturen i.H.v. 6.037.694,03 € betrafen die Abrechnung von nicht aktivie-
rungsfähigen Aufwendungen aus der Baumaßnahme zur Errichtung einer Realschule mit ei-
ner Kindertagesstätte an der Aschauer Straße.

Wir haben die sonstigen ordentlichen Aufwendungen – periodenfremd der Aufwands- und Er-
tragsrechnung im Hinblick auf den Ausweis und die vollständige und periodengerechte Erfas-
sung als mitzuprüfende Posten geprüft. Die Buchungen haben ihre Auslöser aus Geschäfts-
vorfällen der Bilanzpositionen des immateriellen Anlagevermögens, des Sachanlagevermö-
gens und der Finanzanlagen.

Prüfungsergebnisse

 Im Anhang der Stadtkämmerei (Seite 150) wird korrekt ausgeführt, dass die sonsti-
gen und periodenfremden Aufwendungen zum Vorjahr um 74,2 Mio. € zurückgegan-
gen sind; dies entspricht zum Vorjahreswert einer Verringerung von 39,4 %.
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16.15.10 Sonstige ordentliche Aufwendungen – sonstiges

Gliede-
rungsziffer 
Ergebnis-
rechnung

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

16. Sonstige ordentl. Aufwendun-
gen*

404.387.156,37 635.299.261,47

16.1.10 davon
Sonstige ordentl. Aufwendun-
gen – sonstiges*

56.443.604,64 57.605.038,28

* Die Stiftungen o.e.R. sind in den Werten enthalten, sofern entsprechende Werte angefallen sind.

Die Aufwandsposition 16.1.10 bildet in der Aufwands- und Ertragsrechnung die sonstigen or-
dentlichen Aufwendungen – sonstige ab. Darunter werden u.a. folgende Positionen abgebil-
det:

➢ Aufwendungen für Personentransporte
➢ Aufwendungen für Transport-, Fracht- und Lagerkosten
➢ Aufwendungen für Büromaterial
➢ Aufwendungen für Porto und sonstige Postversandkosten
➢ Aufwendungen für Reisekosten anlässlich von Dienstgängen und Dienstreisen
➢ Aufwendungen für Repräsentationen
➢ Aufwendungen aus der Verlustübernahme von Stiftungen
➢ Aufwendungen für Projektkosten
➢ Aufwendungen für Bewirtungen
➢ Aufwendungen für Entschädigungen
➢ Aufwendungen für Projekte

Die Position weist für das Jahr 2021 einen Bestand von 56.040.613,94 € (Vorjahr: 
57.365.045,83 €) (ohne Stiftungen) auf. Diese wurden auf 26 (Vorjahr: 28) Konten erfasst. 
Die Position ist im Vergleich zum Vorjahr um 1.324.431,89 € (-2,3 %) zurückgegangen. 

Die höchsten Rückgänge gegenüber dem Vorjahr sind bei folgenden 2 Konten zu verzeich-
nen:
Das Konto 639100 „Aufwendungen für ehrenamtliche Tätigkeiten“ sank gegenüber dem Vor-
jahr um 2.289.807,86 € (-20,6 %). Der wertmäßig höchste Rückgang fand hierbei im Bu-
chungskreis 0200 (Kreisverwaltungsreferat) mit 2.777.356,95 € statt. Der Rückgang ist nach-
vollziehbar, da in 2020 die Kommunalwahl stattgefunden hat. Dieser Einmaleffekt ist in 2021 
weggefallen.

Die „Aufwendungen für Porto und sonstige Postversandkosten“ (Konto 672100) verminder-
ten sich um 1.992.777,34 € (-27,3 %). Der höchste Rückgang fand hierbei im Buchungskreis
0200 (Kreisverwaltungsreferat) mit 2.359.841,82 € statt. Der Rückgang ist nachvollziehbar, 
da in 2020 die Kommunalwahl stattgefunden hat. Dieser Einmaleffekt ist in 2021 weggefal-
len.
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Den Rückgängen steht v.a. der Anstieg beim Konto 676310 „Bewirtungskosten“ gegenüber. 
Der Anstieg beläuft sich auf 2.753.980,39 € (+290,7%). Der höchste Anstieg ist hierbei mit 
2.905.842,06€ (+621,6%) im Buchungskreis 0375 (Referat für Arbeit und Wirtschaft) zu ver-
zeichnen. Der Grund hierfür ist die Bewirtung bei der Corona-Kontaktnachverfolgung in der 
Messe München.

Wir haben die Aufwandsposition stichprobenartig geprüft. Die Stichprobe umfasst insgesamt 
9 Belege aus 6 Konten150 aus 6 Buchungskreisen (0099 Allgemeine Finanz- und Personal-
wirtschaft, 0100 Direktorium, 0225 Kulturreferat, 0275 Referat für Stadtplanung und Bauord-
nung, 0300 Referat für Bildung und Sport und 0375 Referat für Arbeit und Wirtschaft) mit ei-
nem Gesamtwert von 4.816.662,03 €. Die Ergebnisse aus der Stichprobenprüfung werden 
unter Ziffer 16.1.2 Prüfung der Buchungsqualität dargestellt. Des Weiteren wurden die An-
hangsangaben auf Richtigkeit und Vollständigkeit geprüft.

Der Prüfbericht „Prüfung der Aufwands- und Ertragsrechnung zum 31.12.2021“ (Az. 
9632.0_PG1_012_22) umfasst auch die Prüfung der Buchungsqualität bei der Position 
16.1.10 und wurde am 21.03.2023 dem Rechnungsprüfungsausschuss vorgelegt.

Prüfungsergebnisse

 Die sonstigen ordentlichen Aufwendungen – sonstiges wurden im Jahresabschluss in
Übereinstimmung mit § 82 Abs. 2 Satz 2 KommHV-Doppik unter den sonstigen or-
dentlichen Aufwendungen in der Aufwands- und Ertragsrechnung abgebildet.

 Die Anhangsangaben für die sonstigen ordentlichen Aufwendungen - sonstige sind 
korrekt.

 Bezüglich der Stichprobenprüfung siehe Ziffer 16.1.2 des Berichts.

150 Konten 639100 Aufwendungen für ehrenamtliche Tätigkeiten, 656110 Personentransporte (UA 290), 656200 Allgemeine 
Transport-,Fracht- und Lagerkosten, 676310 Bewirtungskosten, 693980 Aufw.f.Projekte und 695011 Sonstige Entschädi-
gungen.
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16.16 Finanzerträge 

Gliede-
rungsziffer 
Ergebnis-
rechnung

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

17. Finanzerträge 48.905.660,61 210.547.101,13

17.1 davon
Gewinnabführung Stadtwerke 
München GmbH

4.955.154,68 121.976.592,30

17.2 davon 
Erträge aus Aktivdarlehen, 
Ausleihungen und Beteiligun-
gen

8.775.075,31 8.931.026,25

17.3 davon 
Erträge von verbundenen und
privaten Unternehmen, von 
sonstigen öffentlichen Son-
derrechnungen, übrigen Be-
reichen und intern

32.077.937,69 76.434.510,01

17.4 davon 
Erträge aus Wertpapieren

2.828.473,91 2.775.117,44

17.5 davon 
Finanzerträge Stiftungen

269.019,02 429.855,13

Die Position 17 in der Aufwands- und Ertragsrechnung bildet die Finanzerträge ab. Zu den 
Finanzerträgen zählen Zinserträge und Erträge aus Beteiligungen, Gewinnabführungen und 
ähnliche Erträge.

Die Ertragsposition „Finanzerträge“ weist für das Jahr 2021 einen Bestand von 
48.636.641,59 € (Vorjahr: 210.151.572,63 €) (ohne Stiftungen) auf. Diese wurden auf 18 
(Vorjahr: 17) Konten erfasst. Die Finanzerträge sind im Vergleich zum Vorjahr um 
161.107.468,86 € (-76,7 %) zurückgegangen. Die Position hat sich gegenüber dem Vorjahr 
um 161.641.440,52 € verringert. Der Rückgang  ist auch auf die Position „Gewinnabführung 
Stadtwerke München GmbH“ zurückzuführen (siehe Ausführungen unter Ziffer 16.16.1). 

Die Erträge aus der Verzinsung von Steuernachforderungen sind um 44.318.949,36 € (-
58,1 %) gesunken (2021: 31.927.487,08 €; 2020: 76.246.436,44 €). Diese Position ist star-
ken jährlichen Schwankungen unterworfen.

Wir haben die Anhangsangaben auf Richtigkeit und Vollständigkeit geprüft.
Der Prüfbericht „Prüfung der Aufwands- und Ertragsrechnung zum 31.12.2021“ (Az. 
9632.0_PG1_012_22) umfasst auch die Prüfung der Position 17 und wurde am 21.03.2023 
dem Rechnungsprüfungsausschuss vorgelegt.
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Prüfungsergebnisse

 Die Ausführungen im Anhang der Stadtkämmerei bezüglich der Ertragsposition 17. 
„Finanzerträge“ konnten nachvollzogen werden. Die Erläuterungen sind plausibel.

16.16.1 Finanzerträge – Gewinnabführung Stadtwerke München GmbH

Gliede-
rungsziffer 
Ergebnis-
rechnung

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

17. Finanzerträge 48.905.660,61 210.547.101,13

17.1 davon
Gewinnabführung Stadtwerke 
München GmbH

4.955.154,68 121.976.592,30

Die Position 17.1 „Gewinnabführung Stadtwerke München GmbH“ beinhaltet das Konto 
480140 „Gewinnabführung SWM nach Gewinnabführungsvertrag“. Dieses weist einen Be-
stand von 4.955.154,68 € (Vorjahr: 121.976.592,30 €) auf und betrifft die Gewinnabführung 
der SWM an die LHM aufgrund des Gewinnabführungsvertrags vom 19.11.2002. Die Ge-
winnabführung wird im Buchungskreis 0127 (U-Bahnbau) verbucht. Der Gewinn i.H.v. 
4.955.154,68 € bezieht sich auf den Gewinn des Geschäftsjahres 2020. Im Anhang der 
Stadtkämmerei wird nachvollziehbar dazu ausgeführt, dass die Gewinnabführung der Stadt-
werke München von 122,0 Mio. € in 2020 auf 5,0 Mio. € in 2021 (-95,9 %) gefallen ist. Die 
verbuchte Gewinnabführung im Haushaltsjahr 2021 war um 117,0 Mio. € geringer als in 
2020. 

16.16.2 Finanzerträge – Erträge aus Aktivdarlehen, Ausleihungen und Beteiligungen

Gliede-
rungsziffer 
Ergebnis-
rechnung

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

17. Finanzerträge 48.905.660,61 210.547.101,13

17.2 davon 
Erträge aus Aktivdarlehen, 
Ausleihungen u. Beteiligungen

8.775.075,31 8.931.026,25

Die Position 17.2 „Erträge aus Aktivdarlehen, Ausleihungen und Beteiligungen“ weist einen 
Bestand von 8.775.075,31 € (Vorjahr: 8.931.026,25 €) aus. Dieser wurde auf 8 (Vorjahr: 8) 
Konten erfasst. 

Die Erträge aus Aktivdarlehen, Ausleihungen und Beteiligungen verringerten sich gegenüber 
dem Vorjahr um 0,16 Mio. € (-1,8 %). 

Das Konto 480102 „Erträge aus Beteiligungen u. Ausleihungen“ betrifft die Erträge aus Betei-
ligungen. Die Prüfung der Beteiligungserträge findet im Zuge der Prüfung Sondervermögen, 



 Prüfung des Jahresabschlusses 2021 Seite 255
__________________________________________________________________________________________

Anteile an verbundenen Unternehmen sowie Beteiligungen statt (siehe Ausführungen unter 
Ziffer 15.3.1).

Auf dem Konto 483412 „Erträge aus Agio“ werden die Erträge aus der Auflösung des Rech-
nungsabgrenzungspostens „Agio“ verbucht (siehe Ausführungen unter Ziffer 15.20 und
15.26).

Auf den 6 übrigen Konten werden die Erträge aus Aktivdarlehen abgebildet. Die Prüfung der 
Zinsen aus Aktivdarlehen (ohne Treuhandvermögen MGS) findet im Zuge der Prüfung Aus-
leihungen statt (siehe Ausführungen unter Ziffer 15.3.2), während die Prüfung der Buchun-
gen bezüglich der Konsolidierung der Erträge aus den Aktivdarlehen gegenüber dem Treu-
handvermögen MGS separat erfolgt (siehe hierzu auch Ausführungen unter Ziffer 15.4).

16.16.3 Finanzerträge – Erträge von verbundenen und privaten Unternehmen, von 
sonstigen öffentlichen Sonderrechnungen, übrigen Bereichen und intern

Gliede-
rungsziffer 
Ergebnis-
rechnung

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

17. Finanzerträge 48.905.660,61 210.547.101,13

17.3 davon 
Erträge von verbundenen und
privaten Unternehmen, von 
sonstigen öffentlichen Son-
derrechnungen, übrigen Be-
reichen und intern

32.077.937,69 76.434.510,01

Die Position 17.3 „Erträge von verbundenen und privaten Unternehmen, von sonstigen öf-
fentlichen Sonderrechnungen, übrigen Bereichen und intern“ weist einen Bestand von 
32.077.937,69 € (Vorjahr: 76.434.510,01 €) aus. Dieser wurde auf 3 (Vorjahr: 3) Konten er-
fasst. 

Die Erträge aus der Verzinsung von Steuernachforderungen sind um 44,3 Mio. € (-58,1 %) 
gesunken (Bestand in 2021: 31,9 Mio. €; Bestand in 2020: 76,3 Mio. €). Diese Position ist 
jährlichen Schwankungen unterworfen. Diese Zinsen wurden in der Position auf dem Konto 
483100 „Verzinsung von Steuernachforderungen und Erstattungen“ vereinnahmt. Die übri-
gen 2 Konten weisen nur geringe und somit nicht erläuterungspflichtige Veränderungen auf. 
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16.16.4 Finanzerträge – Erträge aus Wertpapieren

Gliede-
rungsziffer 
Ergebnis-
rechnung

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

17. Finanzerträge 48.905.660,61 210.547.101,13

17.4 davon 
Erträge aus Wertpapieren

2.828.473,91 2.775.117,44

Die Position 17.4 „Erträge aus Wertpapieren“ weist einen Bestand von 2.828.473,91 € (Vor-
jahr: 2.775.117,44 €) aus. Dieser wurde auf 5 (Vorjahr: 5) Konten erfasst. 

Die Erträge aus Wertpapieren sind um 0,05 Mio. € (+1,9%) gestiegen. Der Zugang ist auf 
den Zugang der Wertpapieranlagen (siehe Ausführungen unter Ziffer 15.3.3 ) zurückzufüh-
ren. 

Die Prüfung der Erträge aus Wertpapieren findet im Rahmen der Prüfung der Wertpapiere 
statt (siehe Ausführungen unter Ziffer 15.3.3). 

16.16.5 Finanzerträge – Finanzerträge Stiftungen

Gliede-
rungsziffer 
Ergebnis-
rechnung

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

17. Finanzerträge 48.905.660,61 210.547.101,13

17.5 davon 
Finanzerträge Stiftungen

269.019,02 429.855,13

Die Position 17.5 „Finanzerträge Stiftungen“ weist einen Bestand von 269.019,02 € (Vorjahr: 
429.855,13 €) aus. Dieser wurde auf 4 (Vorjahr: 3) Konten erfasst. 

Die Finanzerträge der Stiftungen verminderten sich im Vergleich zum Vorjahr um 0,16 Mio. €
(-37,4 %). Dies ist v.a. auf den Rückgang bei den Zinserträgen aus Wertpapieren bei den 
Stiftungen zurückzuführen.
Die Prüfung der Finanzerträge aus Stiftungen ist im Bericht über die Prüfung der Jahresab-
schlüsse der Stiftungen zum 31.12.2021 (Band 2) ausgewiesen.
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16.17 Zinsen und sonstige Finanzaufwendungen

Gliede-
rungsziffer 
Ergebnis-
rechnung

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

18. Zinsen und sonstige Finanz-
aufwendungen*

41.521.750,70 118.706.245,84

18.1 davon
Darlehenszinsen und sonstige
Kosten für Kredite*

13.490.608,69 15.696.722,12

18.2 davon
Sonstige Zinsen und ähnliche 
Aufwendungen*

28.031.142,01 103.009.523,72

* Die Stiftungen o.e.R. sind in den Werten enthalten, sofern entsprechende Werte angefallen sind.

Die Position 18 in der Aufwands- und Ertragsrechnung bildet die Zinsen und sonstigen Fi-
nanzaufwendungen ab. Die Position umfasst v.a. Aufwendungen für Zinszahlungen aus auf-
genommenen Darlehen. 

Die Position 18 „Zinsen und sonstige Finanzaufwendungen“ weist für das Jahr 2021 einen 
Bestand von 41.511.070,70 € (Vorjahr: 118.695.382,66 €) (ohne Stiftungen) auf. Diese wur-
den auf 10 (Vorjahr: 9) Konten erfasst. Davon betreffen 13.479.942,50 € (Vorjahr: 
15.685.858,94 €) Darlehenszinsen und Zinsen für Hinterlagen. Die restlichen Aufwendungen 
dieser Position belaufen sich auf 28.031.128,20 € (Vorjahr: 103.009.523,7 €). Die Finanzauf-
wendungen sind im Vergleich zum Vorjahr insgesamt um 77.184.311,96 € (-65,0 %) zurück 
gegangen. Dies betrifft die Darlehenszinsen mit 2,2 Mio. € (-14,1 %) und die Aufwendungen 
für sonstige Zinsen und Aufwendungen um 74.978.395,52 € (-72,8 %).

Nach den Erläuterungen im Anhang der Stadtkämmerei kam es bei den Darlehenszinsen zu 
einem Rückgang um 2,2 Mio. €.

Die weiteren Angaben im Anhang der Stadtkämmerei bezüglich der sonstigen Zinsen und 
ähnlichen Aufwendungen sowie des Finanzergebnisses konnten von uns nachvollzogen wer-
den.

Der Prüfbericht „Prüfung der Aufwands- und Ertragsrechnung zum 31.12.2021“ (Az. 
9632.0_PG1_012_22) umfasst auch die Prüfung der Position 18 und wurde am 21.03.2023 
dem Rechnungsprüfungsausschuss vorgelegt.
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16.17.1 Darlehenszinsen und sonstige Kosten für Kredite

Gliede-
rungsziffer 
Ergebnis-
rechnung

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

18. Zinsen und sonstige Finanz-
aufwendungen*

41.521.750,70 118.706.245,84

18.1 davon
Darlehenszinsen und sonstige
Kosten für Kredite*

13.490.608,69 15.696.722,12

* Die Stiftungen o.e.R. sind in den Werten enthalten, sofern entsprechende Werte angefallen sind.

Die Position 18.1 „Darlehenszinsen und sonstige Kosten für Kredite“ weist für das Jahr 2021 
einen Bestand i.H.v. 13.479.942,50 € (Vorjahr: 15.685.858,94 €) (ohne Stiftungen) für Darle-
henszinsen und sonstige Kosten für Kredite und Hinterlagen aus. Diese wurden auf 6 (Vor-
jahr: 4) Konten erfasst. 

Durch die in 2021 erfolgten Tilgungen i.H.v. rund 37,6 Mio. € gingen auch die entsprechen-
den Zinsaufwendungen zurück. Die gezahlten Darlehenszinsen haben sich entsprechend um
2,2 Mio. € (-14,1 %) reduziert. Die Prüfung dieser Position findet im Zuge der Prüfung der 
aufgenommen Kredite statt (siehe Ausführung unter Ziffer 15.20).

Es wurden die Anhangsangaben auf Richtigkeit geprüft.

Prüfungsergebnisse

 Die Ausführungen im Anhang bezüglich der Aufwandsposition 18.1 „Darlehenszinsen 
und sonstige Kosten für Kredite“ konnten von uns nachvollzogen werden. 

16.17.2 Sonstige Zinsen und ähnliche Aufwendungen

Gliede-
rungsziffer 
Ergebnis-
rechnung

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

18. Zinsen und sonstige Finanz-
aufwendungen*

41.521.750,70 118.706.245,84

18.2 davon
Sonstige Zinsen und ähnliche 
Aufwendungen*

28.031.142,01 103.009.523,72

* Die Stiftungen o.e.R. sind in den Werten enthalten, sofern entsprechende Werte angefallen sind.

Die Position 18.2 „Sonstige Zinsen und ähnliche Aufwendungen“ umfasst v.a. Zinsen von 
Steuernachzahlungen, Zinsen für interne Zinsberechnungen und weitere Zinsaufwendungen 
(z.B. gegenüber Banken / Überziehungszinsen).
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Die Position weist für 2021 einen Betrag i.H.v. 28.031.128,20 € (Vorjahr: 103.009.523,72 €) 
(ohne Stiftungen) aus. Dieser wurden auf 4 (Vorjahr: 5) Konten erfasst. Die Position ist im 
Vergleich zum Vorjahr um 75,0 Mio. € (- 72,8 %) gesunken.  

Der wesentliche Teil dieses Rückgangs ist auf den Rückgang des Kontos 758100 „Verzin-
sung von Steuernachzahlungen“ i.H.v. rund 74,4 Mio. € zurückzuführen. Das Konto wurde im
Rahmen der Prüfung der „Sonstigen ordentlichen Aufwendungen – Steuern“ geprüft (siehe 
Ausführungen unter der Ziffer 16.15.2). 
Im Anhang wird dazu ausgeführt: „Dies ist hauptsächlich auf die im Vergleich zum Vorjahr 
um 74,4 Mio. € niedrigere Verzinsung von Steuernachzahlungen nach § 233a AO zurückzu-
führen. Die Zinsen nach § 233a AO variieren jedes Jahr stark. Weiter wirkte sich die Ent-
scheidung des Bundesverfassungsgerichtes vom 8. Juli 2021 (1 BvR 2237/14, 1 BvR 
2422/17) aus, das die Hohe der Verzinsung für bestimmte Zeitraume für verfassungswidrig 
und teilweise nicht mehr für anwendbar erklärt hat. Bis Ende Juli 2022 wurde dem Gesetzge-
ber aufgegeben, eine gesetzliche Neuregelung zu verabschieden. In Konsequenz daraus 
wurde ab 01.10.2021 das Vollverzinsungsprogramm stillgelegt und es ergehen seitdem bis 
zu einer gesetzlichen Neuregelung und der dann erforderlichen IT-Anpassung keine Zinsbe-
scheide mehr.“151

Es wurden die Anhangsangaben auf Richtigkeit und Vollständigkeit geprüft.

Prüfungsergebnisse 

 Die Ausführungen im Anhang bezüglich der Aufwandsposition 18.2 „Sonstige Zinsen 
und ähnliche Aufwendungen“ konnten von uns nachvollzogen werden. 

16.18 Außerordentliche Erträge

Gliede-
rungsziffer 
Ergebnis-
rechnung

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

19. Außerordentliche Erträge 26.345,18 16.200,80
* Die Stiftungen o.e.R. sind in den Werten enthalten, sofern entsprechende Werte angefallen sind.

In der Position 19 der Aufwands- und Ertragsrechnung werden Erträge abgebildet, die nicht 
im Rahmen der laufenden Verwaltungstätigkeit (ordentlich) anfallen. Diese sind hinsichtlich 
ihres Betrags und ihrer Art zu erläutern.

Die Position weist für das Jahr 2021 einen Bestand von 26.345,18 € (Vorjahr: 16.200,80 €) 
(ohne Stiftungen) auf. Dieser wurde auf 1 (Vorjahr: 1) Konto erfasst. 

Laut den Angaben im Buchungstext handelt es sich i.H.v. 17.107,18 € (Vorjahr: 11.268,35 €) 
um Verwarngelder und i.H.v. 9.238,00 € (Vorjahr: 4.932,45 €) um Bußgelder, die im Rahmen 
der Fremdverwaltung im Bereich Schlacht- und Viehhof München für die LHM entstanden 
sind .

151 Siehe Anhang Seite 152.
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Der Prüfbericht „Prüfung der Aufwands- und Ertragsrechnung zum 31.12.2021“ (Az. 
9632.0_PG1_012_22) umfasst auch die Prüfung der Position 20 und wurde am 21.03.2023 
dem Rechnungsprüfungsausschuss vorgelegt.

Prüfungsergebnisse 

 Die außerordentlichen Erträge werden im Jahresabschluss in Übereinstimmung mit 
§ 82 Abs. 2 Satz 2 KommHV-Doppik unter den Außerordentlichen Erträge abgebildet.

 Die im Anhang ausgewiesenen Beträge sind korrekt. Die Anhangsangaben sind 
nachvollziehbar.  

16.19 Außerordentliche Aufwendungen

Gliede-
rungsziffer 
Ergebnis-
rechnung

Bezeichnung Wert zum
31.12.2021

in €

Wert zum
31.12.2020

in €

20. Außerordentliche Aufwendun-
gen *

91.755,62 208,25

* Die Stiftungen o.e.R. sind in den Werten enthalten, sofern entsprechende Werte angefallen sind.

Die Position weist für das Jahr 2021 einen Bestand von 79.105,48 € (Vorjahr: 0,00 €) (ohne 
Stiftungen) auf. Dieser wurden auf 2 (Vorjahr: 0) Konten erfasst. Für die Stiftungen wurden 
weitere 12.650,14 € (Vorjahr: 208,25 €) buchhalterisch erfasst.

Auf dem Konto 790205 „AO sonst. Periodenfremde Aufwendungen – WBG“ wurden in 2021 
insgesamt 78.955,48 € ausgewiesen. Nach den Angaben im Anhang fielen diese im Bereich 
der Wohnungsverwaltung der Wohnbaugesellschaften für die LHM an. Die restlichen 150,00 
€ wurden auf dem Konto 791450 „AO Aufwand“ buchhalterisch erfasst. Hierbei handelt es 
sich um die buchhalterische Bereinigung einer Differenz zwischen Haupt- und Nebenbuch 
beim Konto 165990 „Gewährung von Darlehen an Mitarbeiter“. Die Prüfung fand im Rahmen
der „Prüfung der Ausleihungen in der Bilanz der LHM zum 31.12.2021“ 
(9632.0_PG1_020_22) statt.

Der Prüfbericht „Prüfung der Aufwands- und Ertragsrechnung zum 31.12.2021“ (Az. 
9632.0_PG1_012_22) umfasst auch die Prüfung der Position 20 und wurde am 21.03.2023 
dem Rechnungsprüfungsausschuss vorgelegt.

Prüfungsergebnisse 

 Die außerordentlichen Aufwendungen werden grundsätzlich im Jahresabschluss in 
Übereinstimmung mit § 82 Abs. 2 Satz 2 KommHV-Doppik unter den Außerordentli-
chen Aufwendungen abgebildet.

 Die Anhangsangaben sind nachvollziehbar.
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17 Finanzrechnung

Gesamtfinanzrechnung

2021

Ein- und Auszahlungsarten

Gesamtermächtigung des Haushaltsjahres

Euro Euro Euro Euro Euro Euro

1 2 2a 2b 3 4

1 Steuern und ähnliche Abgaben 3.638.649.429,90 4.530.100.000 0 4.530.100.000 5.301.559.380,84 771.459.380,84

2 + Zuwendungen und allgemeine Umlagen 1.847.746.853,14 1.203.992.400 0 1.203.992.400 1.171.371.850,61 -32.620.549,39

3 + Sonstige Transfereinzahlungen 374.285.776,47 433.077.700 0 433.077.700 352.614.846,91 -80.462.853,09

4 + Öffentlich-rechtliche Leistungsentgelte 231.619.361,77 267.842.300 0 267.842.300 247.882.059,75 -19.960.240,25

5 + Privatrechtliche Leistungsentgelte 151.264.598,60 191.323.700 0 191.323.700 181.357.298,67 -9.966.401,33

6 + Kostenerstattungen und Kostenumlagen 366.535.619,55 433.881.600 0 433.881.600 389.644.144,97 -44.237.455,03

7 + Sonstige Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 262.836.710,28 200.724.700 0 200.724.700 210.474.530,25 9.749.830,25

8 + Zinsen und sonstige Finanzeinzahlungen 199.436.535,71 92.716.500 0 92.716.500 43.843.976,75 -48.872.523,25

S1 = 7.072.374.885,42 7.353.658.900 0 7.353.658.900 7.898.748.088,75 545.089.188,75

9 - Personalauszahlungen 1.989.942.495,63 2.034.242.100 0 2.034.242.100 2.018.606.959,16 -15.635.140,84

10 - Versorgungsauszahlungen 388.660.108,05 411.471.000 0 411.471.000 398.859.919,85 -12.611.080,15

11 - Auszahlungen für Sach- und Dienstleistungen 1.323.686.650,19 1.552.092.100 0 1.552.092.100 1.425.588.589,83 -126.503.510,17

12 - Transferauszahlungen 2.913.598.085,15 3.161.739.500 0 3.161.739.500 3.090.758.530,48 -70.980.969,52

13 - Sonstige Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 333.910.387,05 360.789.300 0 360.789.300 299.487.370,39 -61.301.929,61

14 - Zinsen und sonstige Finanzauszahlungen 94.674.765,81 69.896.900 0 69.896.900 45.224.876,57 -24.672.023,43

S2 = 7.044.472.491,88 7.590.230.900 0 7.590.230.900 7.278.526.246,28 -311.704.653,72

S3 = 27.902.393,54 -236.572.000 0 -236.572.000 620.221.842,47 856.793.842,47

15 + Einzahlungen aus Investitionszuwendungen 145.175.326,72 94.080.300 0 94.080.300 130.338.755,57 36.258.455,57

16 + 63.814.667,49 24.646.000 0 24.646.000 21.422.011,50 -3.223.988,50

17 + Einzahlungen aus der Veräußerung von Sachvermögen 111.943.307,27 102.234.000 0 102.234.000 92.396.166,77 -9.837.833,23

18 + Einzahlungen aus der Veräußerung von Finanzvermögen 90.526.930,31 75.000.000 0 75.000.000 64.576.788,51 -10.423.211,49

19 + Einzahlungen für sonstige Investitionstätigkeit 94.466.491,83 18.166.500 0 18.166.500 36.303.984,51 18.137.484,51

S4 = 505.926.723,62 314.126.800 0 314.126.800 345.037.706,86 30.910.906,86

20 - 255.629.577,52 216.808.000,00 2.247.550 219.055.550 142.494.013,99 -76.561.536,01

21 - Auszahlungen für Baumaßnahmen 855.071.666,26 856.609.000,00 65.614.570 922.223.570 839.018.535,67 -83.205.034,33

22 - 66.208.456,78 87.371.000,00 49.440.608 136.811.608 46.608.759,70 -90.202.848,30

23 - Auszahlungen für den Erwerb von Finanzvermögen 279.891.442,62 212.448.000,00 15.953 212.463.953 268.967.064,86 56.503.111,86

24 - Auszahlungen für Investitionsförderungsmaßnahmen 131.362.042,04 169.469.100,00 18.132.363 187.601.463 122.587.718,98 -65.013.744,02

25 - Auszahlungen für sonstige Investitionstätigkeit 74.966.830,72 58.035.700,00 3.028.298 61.063.998 73.983.598,08 12.919.600,08

S5 = 1.663.130.015,94 1.600.740.800 138.479.341 1.739.220.142 1.493.659.691,28 -245.560.450,72

S6 = -1.157.203.292,32 -1.286.614.000 -138.479.341 -1.425.093.342 -1.148.621.984,42 276.471.357,58

S7 = -1.129.300.898,78 -1.523.186.000 -138.479.341 -1.661.665.342 -528.400.141,95 1.133.265.200,05

Ergebnis des 
Vorjahres

Ist-Ergebnis des 
Haushaltsjahres

Vergleich 
Ist / Fortge-
schriebener 
Planansatz

Ansatz 
(inkl. NHPL)

übertragene 
Haushalts-

ermächtigungen 
aus Vorjahren

Fortge-
schriebener 
Planansatz

Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit
(= Zeilen 1 bis 8)

Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit
(= Zeilen 9 bis 14)

Saldo aus laufender Verwaltungstätigkeit 
(= Saldo S1 und S2)

Einzahlungen aus Investitionsbeiträgen u.ä. Entgelten für 
Investitionstätigkeit

Einzahlungen aus Investitionstätigkeit 
(= Zeilen 15 bis 19)

Auszahlungen für den Erwerb von Grundstücken und 
Gebäuden

Auszahlungen für den Erwerb von immateriellem und 
beweglichem Sachvermögen

Auszahlungen aus Investitionstätigkeit 
(= Zeilen 20 bis 25)

Saldo aus Investitionstätigkeit 
(= Saldo S4 und S5)

Finanzierungsmittelüberschuss/-fehlbetrag 
(= Saldo S3 und S6)
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Gesamtfinanzrechnung

2021

Ein- und Auszahlungsarten

Gesamtermächtigung des Haushaltsjahres

Euro Euro Euro Euro Euro Euro

1 2 2a 2b 3 4

26a + Einzahlungen aus der Aufnahme von Krediten 939.200.000,00 1.200.000.000 0 1.200.000.000 0,00 -1.200.000.000,00

26b + 0 0 0 0 0 0,00

26c + 0 0 0 0 0 0,00

S8 = 939.200.000 1.200.000.000 0 1.200.000.000 0 -1.200.000.000,00

27a - Auszahlungen für die Tilgung von Krediten 30.902.299,35 37.634.600 0 37.634.600 37.644.658,59 10.058,59

27b - 0 0 0 0 0 0,00

S9 = 30.902.299,35 37.634.600 0 37.634.600 37.644.658,59 10.058,59

S10 = 908.297.700,65 1.162.365.400 0 1.162.365.400 -37.644.658,59 -1.200.010.058,59

S11 = -221.003.198,13 -360.820.600 -138.479.341 -499.299.942 -566.044.800,54 -66.744.858,54

28 + Einzahlungen aus der Auflösung von Liquiditätsreserven 0 0 0 0 0 0,00

29 - Auszahlungen für die Bildung von Liquiditätsreserven 0 0 0 0 0 0,00

S12 = 0 0 0 0 0 0,00

30 + 0 0 0 0 0 0,00

31 - Auszahlungen für die Tilgung von Kassenkrediten 0 0 0 0 0 0,00

32 + 116.678.245,25 -111.709.140,84

33 - -204.392,24 -4.697.779,59

S13 = 116.882.637,49 0 0 0 -107.011.361,25

34 + 1.111.218.284,74 998.927.684 998.927.684 998.927.684,05 

S14 = 1.007.097.724,10 638.107.084 499.627.742 325.871.522,26

+ Einzahlungen rechtlich selbständige Stiftungen 20.248.692,56 22.195.546,44

- Auszahlungen rechtlich selbständige Stiftungen 28.418.732,61 29.363.573,52

= Saldo rechtlich selbständige Stiftungen -8.170.040,05 -7.168.027,08

= Bestand an Finanzmitteln inkl. Stiftungen 998.927.684,05 318.703.495,18

+ noch nicht zugeordnete Beträge **) 0 0

= 998.927.684,05 318.703.495,18

Nachrichtlich: Differenzierung der Tilgung von Krediten für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen

Konto Bezeichnung

Umschuldung 243.042.000,00 0 0 0 783.800.000,00

ordentliche Tilgung 30.901.790,96 0 0 0 37.632.386,13

außerordentliche Tilgung 508,39 0 0 0 12.272,46

Die Stiftungen o.e.R. sind in den Werten enthalten 

*) Der Bestand an liquiden Mitteln/Finanzmitteln ist in der Bilanz ersichtlich und setzt sich wie folgt zusammen: 

Summen BANK-Konten der Bilanz 31.12.21 31.12.20 Abweichung 
Summe: 2.4.1.1 Einlagen bei Banken und Kreditinstituten 246.064.843,50 930.229.694,62 -684.164.851,12
Summe: 2.4.2.1 Bargeld / Kassenbestand 978.691,22 1.524.667,53 -545.976,31
Summe: 2.4.2.2 Handkassenvorschüsse 1.752.500,46 1.717.184,60 35.315,86
Summe: 2.4.2.3 Wechselgeldvorschüsse 131.487,00 112.607,50 18.879,50
Summe: 2.4.3 Bank- und Kassenverrechnungskonten 0,00 0,00 0,00
Summe Hoheitsbereich 248.927.522,18 933.584.154,25 -684.656.632,07
Summe: 2.4.1.2 Einlagen bei Banken und Kreditinstituten – Stiftungen *** 14.775.973,00 10.343.529,80 4.432.443,20
Summe Hoheitsbereich + Stiftungen 263.703.495,18 943.927.684,05 -680.224.188,87
+Schuldscheindarlehen Stadtkasse 55.000.000,00 55.000.000,00 0,00
+Beträge auf weiteren Konten mit Bankcharakter 0,00 0,00 0,00
Gesamtsumme 318.703.495,18 998.927.684,05 -680.224.188,87

**) Beträge, die in FI verbucht sind, aber in der Finanzrechnung noch nicht der korrekten Finanzposition zugeordnet sind

***) Beinhaltet den Stiftungen eindeutig zuordenbare liquide Mittel. Der Restbestand der liquiden Mittel der Stiftungen befindet sich durch den Kassenverbund im Hoheitshaushalt.

Ergebnis des 
Vorjahres

Ist-Ergebnis des 
Haushaltsjahres

Vergleich 
Ist / Fortge-
schriebener 
Planansatz

Ansatz 
(inkl. NHPL)

übertragene 
Haushalts-

ermächtigungen 
aus Vorjahren

Fortge-
schriebener 
Planansatz

Einzahlungen aus der Kreditaufnahme wirtschaftlich 
vergleichbaren Vorgängen

Einzahlungen aus Schuldendiensthilfen zur Tilgung von 
Krediten

Einzahlungen aus Finanzierungstätigkeit 
(= Zeilen 26a bis 26c)

Auszahlungen für die Tilgung von der Kreditaufnahme 
wirtschaftlich vergleichbaren Vorgängen

Auszahlungen aus Finanzierungstätigkeit 
(= Zeilen 27a und 27b)

Saldo aus Finanzierungstätigkeit 
(= Saldo S8 und S9)

Finanzmittelüberschuss/-fehlbetrag 
(= Saldo S7 und S10)

Saldo aus der Inanspruchnahme von Liquiditätsreserven 
(= Saldo Zeilen 28 und 29)

Einzahlungen aus der Aufnahme von Krediten zur 
Liquiditätssicherung (Kassenkredite)

Einzahlungen fremder Finanzmittel / 
durchlaufender Posten

Auszahlungen fremder Finanzmittel / 
durchlaufender Posten

Saldo aus nicht haushaltswirksamen Vorgängen 
(= Saldo S12 bis Zeile 33)

Anfangsbestand an Finanzmitteln 
= Liquide Mittel zum 01.01.

Bestand an Finanzmitteln am Ende des Haushaltsjahres = 
Liquide Mittel
(= Saldo S11, S13 und Zeile 34)

bereinigter Endbestand an Finanzmitteln am Ende des 
Haushaltsjahres *)
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Der Bestand an Finanzmitteln am Ende des Haushaltsjahres hat sich von 1.007.097.724,10 
€ im Haushaltsjahr 2020 auf 325.871.522,26 € im Haushaltsjahr 2021 verringert. Dies resul-
tiert größtenteils aus einem negativen Saldo aus Investitionstätigkeit i.H.v. -1.148.621.984,42
€.
Der Saldo aus laufender Verwaltungstätigkeit beträgt 620.221.842,47 € und hat sich gegen-
über dem Vorjahr um 592,3 Mio. € erhöht. Dazu beigetragen haben die Steuern und ähnli-
chen Abgaben, die sich im Haushaltsjahr 2021 um 771,46 Mio. € erhöht haben.

Der Saldo aus Finanzierungstätigkeit hat sich von 908,3 Mio. € im Haushaltsjahr 2020 auf -
37,6 Mio. € im Haushaltsjahr 2021 reduziert, da im Haushaltsjahr 2021 keine Neukreditauf-
nahmen durchgeführt wurden.

Die Finanzrechnung erfasst die realisierten Zahlungsströme (Cash-Flows) innerhalb eines 
Rechnungsjahrs, das heißt die tatsächlich eingegangenen bzw. geleisteten Einzahlungen 
und Auszahlungen. Die Finanzrechnung ist Teil des doppischen Jahresabschlusses.
Im Rahmen der Prüfung der Finanzrechnung haben wir folgende Prüffelder bearbeitet:

➢ Rechnerisches Nachvollziehen der veröffentlichten Finanzrechnung auf Grundlage 
von Auswertungen aus dem Haushaltsmanagement (PSM) entsprechend dem Glie-
derungsschema der Finanzrechnung.

➢ Die Abbildung der Kassenkredite.
➢ Abstimmung des Saldos der Finanzrechnung mit der Veränderung der liquiden Mittel 

in der Vermögensrechnung.

Der Prüfbericht „Finanzrechnung des Geschäftsjahres 2021“ (Az. 9632.0_PG1_017_22) 
wurde am 19.10.2022 dem Rechnungsprüfungsausschuss vorgelegt.

17.1 Rechnerisches Nachvollziehen der veröffentlichten Finanzrechnung auf 
Grundlage von Auswertungen aus dem Haushaltsmanagement (PSM) ent-
sprechend dem Gliederungsschema der Finanzrechnung

Es wurden die Teilfinanzrechnungen aller Referate, sowie die Gesamtfinanzrechnung rech-
nerisch nachvollzogen. 

Mit Hilfe der Haushaltsstellenberichte „Sicht Einnahmen“ und „Sicht Ausgaben“ im SAP-Mo-
dul PSM wurden die IST-Gesamtwerte der einzelnen Einzahlungs- und Auszahlungsarten für
die Perioden 1 - 16 ermittelt.

Für die Selektion der einzelnen Kriterien (Auswahl der Gruppierungen, Ausschluss von Kon-
ten und Gruppierungen) wurde das Gliederungsschema bzw. die von der Stadtkämmerei be-
reits hinterlegten Varianten für die Finanzrechnung der Stadtkämmerei herangezogen.

Prüfungsergebnisse

 Es bestehen keine Differenzen zwischen den in den Teilfinanzrechnungen und der 
Gesamtfinanzrechnung in SAP ausgewiesenen Einzahlungen und Auszahlungen und
den Angaben im veröffentlichten Jahresabschluss 2021.
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17.2 Abbildung der Kassenkredite

Im Jahr 2021 wurden nach Auskunft der Stadtkasse152 Kassenkredite in Höhe von insgesamt
4.249,00 Mio. € aufgenommen und in gleicher Höhe getilgt.

In der Finanzrechnung wurden die Kassenkredite nicht ausgewiesen. 

Die Abbildung der Kassenkredite wurde zum Jahresabschluss 31.12.2011 erstmals themati-
siert (Az: 9632.0_PG1_036_12). In der Stellungnahme teilte die Stadtkämmerei mit, dass 
das Konzept zur Abbildung von Kassenkrediten bereits geändert wurde und künftig eine 
Überleitung in die Finanzrechnung erfolgt.

Prüfungsergebnisse

 Die Kassenkredite sind fälschlicherweise nicht unter den „Einzahlungen aus der Auf-
nahme von Kassenkrediten“ und den „Auszahlungen für die Tilgung von Kassenkredi-
ten“ und damit nicht in der Finanzrechnung ausgewiesen.

 Da die Summe der Aufnahmen und die Summe der Tilgungen der unterjährig aufge-
nommenen Kassenkredite in gleicher Höhe erfolgte, haben sich die beiden Finanz-
rechnungspositionen saldiert, so dass sich keine Auswirkungen auf das Gesamter-
gebnis der Finanzrechnung ergeben.

 Die in der Stellungnahme zum Prüfbericht zum Jahresabschluss 31.12.2011 ange-
kündigte Überleitung der Kassenkredite in die Finanzrechnung erfolgte nicht. 

17.3 Abstimmung des Saldos der Finanzrechnung mit der Veränderung der liqui-
den Mittel in der Vermögensrechnung

Wir haben den Saldo aus der Finanzrechnung mit der Veränderung der liquiden Mittel in der 
Vermögensrechnung abgestimmt.
Entsprechend § 83 Abs. 1 KommHV-Doppik sind in der Finanzrechnung alle Einzahlungen 
und Auszahlungen sowie der Zahlungsmittelbestand (Anfangs- und Endbestand) auszuwei-
sen. Die Darstellung des Anfangs- und Endbestandes der Zahlungsmittel ermöglicht eine 
Verprobung mit dem Posten Liquide Mittel in der Vermögensrechnung.
Unter der Voraussetzung, dass in der Finanzrechnung alle zahlungsrelevanten Vorgänge 
dargestellt werden, muss sich zwingend eine Übereinstimmung des Endbestandes an Fi-
nanzmitteln in der Finanzrechnung mit dem Endbestand an liquiden Mitteln auf den Be-
standskonten der Vermögensrechnung ergeben. 

Wir haben die Angaben der Stadtkämmerei in der Gesamtfinanzrechnung 2021 zur Ermitt-
lung der Veränderung des Bestands an liquiden Mitteln auf den Bestandskonten der Vermö-
gensrechnung auf Grundlage einer Bilanzauswertung nachvollzogen. Dazu wurden sämtli-
che Konten mit Buchungsvorgängen einbezogen, die zu einer Zahlungsfortschreibung füh-
ren. Es handelt sich dabei um die Sachkonten, die in den Stammdaten die Finanzposition 
„BANK“ führen.

Auf Grundlage der Bilanzauswertung des Revisionsamts beträgt der Endbestand der liqui-
den Mittel auf den Sachkonten mit Eintrag der Finanzposition „BANK“ in den Sachkonten-
stammdaten 318.703.495,18 €. Der Endbestand an liquiden Mittel in der Vermögensrech-
nung hat sich von 998.927.684,05 € im Geschäftsjahr 2020 auf 318.703.495,18 € zum 

152 E-Mail der Stadtkasse – SKA 3.40 vom 14.07.2022.
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31.12.2021 auf Basis der Sachkonten mit Finanzposition „BANK“ verringert. Noch nicht zu-
geordnete Beträge gibt es nicht.

Prüfungsergebnisse

 Die auf Grundlage der Bilanzauswertung des Revisionsamts ermittelten Werte für 
den Endbestand der liquiden Mittel auf den Sachkonten mit Eintrag der Finanzpositi-
on BANK in den Sachkontenstammdaten und der im Rahmen der veröffentlichten 
Gesamtfinanzrechnung 2021 angegebene Endbestand der liquiden Mittel stimmen 
i.H.v. 318.703.495,18 € überein.

 Der Endbestand der liquiden Mittel nach der Finanzrechnung entspricht mit 
318.703.495,18 € dem in der Vermögensrechnung ausgewiesenen Endbestand für 
die liquiden Mittel. Es liegen für das Geschäftsjahr 2021 keine nicht zugeordneten 
Beträge vor.153

18 Anhang und Anlagen zum Anhang

Der Anhang mit Anlagen ist nach § 80 Abs. 1 Nr. 5 KommHV-Doppik ein zwingender Be-
standteil des Jahresabschlusses. Er enthält erläuternde und ergänzende Informationen zum 
Jahresabschluss, welche erst die Vermittlung eines den tatsächlichen Verhältnissen entspre-
chenden Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gemeinde ermöglichen sollen.
Die Informationen dienen u.a. dazu, dass sich ein sachverständiger Dritter anhand der Aus-
führungen ein realistisches Bild von den Wertansätzen machen kann.

Die Inhalte des Anhangs sind in § 86 Abs. 1 und 2 KommHV-Doppik festgelegt. Dem Anhang
sind nach § 86 Abs. 3 KommHV-Doppik eine Anlagenübersicht, eine Forderungsübersicht, 
eine Eigenkapitalübersicht, eine Verbindlichkeitenübersicht und eine Aufstellung der übertra-
genen Haushaltsermächtigungen als Anlagen beizufügen.

Bei den Positionen der Gesamtbilanz, der Gesamtergebnisrechnung und der Gesamtfinanz-
rechnung sind Kriterien für das Vorliegen von „Wesentlichkeit“ im Anhang verbindlich vorge-
geben. Demnach sind Abweichungen wesentlich, wenn sie eine Wertgrenze von mindestens 
1 Mio. € und gleichzeitig 15 % übersteigen.

Die Prüfung des Anhangs durch das Revisionsamt umfasste die Einhaltung der gesetzlichen 
Bestimmungen des § 86 KommHV-Doppik und der dazu erlassenen Verwaltungsvorschrif-
ten. Sie erstreckte sich im Wesentlichen darauf, ob im Anhang die vorgeschriebenen und die
weiteren verpflichtenden Angaben sowie die beizufügenden Anlagen enthalten sind. 
Außerdem haben wir geprüft, ob die angegebenen Kennzahlen rechnerisch nachvollziehbar 
waren.

Weitere Ausführungen zur Prüfung des Anhangs erfolgten bereits bei der jeweiligen Bilanz- 
bzw. Aufwands- und Ertragsposition. 

Prüfungsergebnisse

Vorgeschriebene Angaben nach § 86 Abs. 1 KommHV-Doppik
 Die bisher verwendete Bezeichnung der Position 3.1.1 „Pensionsrückstellungen und 

Beihilfen“ wurde durch die gesetzlich vorgeschriebene Bezeichnung „Rückstellungen 

153 Es handelt sich hierbei um Beträge, die in der Finanzbuchhaltung verbucht sind, aber in der Finanzrechnung noch nicht der
korrekten Finanzposition zugeordnet sind.
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für Pensionen und Beihilfen“ ersetzt. Die Abweichung gegenüber dem Vorjahr ist im 
Anhang nicht angegeben.

 Die stichprobenweise Prüfung hat ergeben, dass wesentliche Abweichungen zum 
Vorjahr bei den Positionen der Gesamtbilanz, der Gesamtergebnisrechnung und der 
Gesamtfinanzrechnung im Anhang erläutert sind.

 Angaben über die Mitzugehörigkeit von Posten zu anderen Posten der Vermögens-
rechnung fehlen, z.B. im Bereich der sonstigen Verbindlichkeiten. Hier werden unter 
den sonstigen Verbindlichkeiten auch Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen Un-
ternehmen und gegenüber Sondervermögen ausgewiesen. 

 Die Bilanzgliederung bei der Landeshauptstadt München weicht von dem Muster zu 
§ 85 KommHV-Doppik ab. Zu den Abweichungen wurde eine Ausnahmegenehmi-
gung nach § 99 Abs. 2 KommHV-Doppik durch die Stadtkämmerei bei der Regierung 
von Oberbayern erwirkt.

 Zur Vermittlung eines den tatsächlichen Verhältnissen entsprechenden Bildes im Sin-
ne von § 80 Abs. 7 KommHV-Doppik enthält der Anhang zusätzliche Angaben zu Alt-
datenkorrekturen, zum Abrechnungsstau bei den Anlagen im Bau und dessen Auswir-
kungen auf die Bilanzposition „Anlagen im Bau“ und „Sonderposten“ sowie Angaben 
zur Notwendigkeit einer Konsolidierung der Buchungskreise des Hoheitsbereichs.

 Die außerordentlichen Erträge und Aufwendungen sind im Anhang angegeben.
Weitere verpflichtende Angaben nach § 86 Abs. 2 KommHV-Doppik

 Die Anteile der Landeshauptstadt München an anderen Organisationen und juristi-
schen Personen des öffentlichen und privaten Rechts sind auf Basis des Vorjahres 
(2020) angegeben. Nach Aussage der Stadtkämmerei werden die Jahresabschlüsse 
dieser Organisationen zeitlich erst nach der Aufstellung des Jahresabschlusses der 
Landeshauptstadt München vorgelegt. Aus diesem Grund sind an dieser Stelle nur 
Angaben auf Basis des Vorjahres möglich.

 Darüber hinaus haben sich keine Hinweise ergeben, dass die weiteren verpflichten-
den Angaben nach § 86 Abs. 2 KommHV-Doppik im Anhang nicht enthalten sind.

Beizufügende Anlagen nach § 86 Abs. 3 KommHV-Doppik
 Die nach § 86 Abs. 3 KommHV-Doppik vorgeschriebenen Anlagen waren dem An-

hang beigefügt.
➢ Die vertikale Gliederung der Verbindlichkeitenübersicht orientiert sich nach Aus-

kunft der Stadtkämmerei an der Gliederung in der Vermögensrechnung. Die 
stichprobenartige Prüfung hat ergeben,dass die Verbindlichkeitenübersicht wie im
Vorjahr in folgenden Punkten von dem verbindlichen Muster zu § 86 Abs. 3 Nr. 4 
KommHV-Doppik abweicht:
➢ Der in dem verbindlichen Muster zu § 86 Abs. 3 Nr. 4 KommHV-Doppik vorge-

schriebene Posten 3 „Verbindlichkeiten aus Krediten zur Liquiditätssicherung“
fehlt. 

➢ Die Bezeichnung des Posten 3 „Verbindlichkeiten, die Kreditaufnahmen wirt-
schaftlich gleichkommen“ weicht von dem verbindlichen Muster zu § 86 Abs. 
3 Nr. 4 KommHV-Doppik ab. 

➢ Die Gliederung der Posten 3 mit 6 in der Verbindlichkeitenübersicht des Jah-
resabschlusses 2021 weicht von dem verbindlichen Muster ab. Es sind nicht 
alle Angaben enthalten, die in dem verbindlichen Muster vorgeschrieben sind.

➢ Die Inneren Darlehen von rechtlich unselbständigen Einrichtungen und die 
Schulden der Sondervermögen mit Sonderrechnung sind nachrichtlich ver-
merkt. Die Bezeichnung des Posten 2 „Schulden der Sondervermögen mit 
Sonderrechnung“ weicht von dem verbindlichen Muster ab.
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➢ Dem Anhang ist eine Aufstellung der übertragenen Haushaltsermächtigungen 
beigefügt. Die in der Aufstellung der übertragenen Haushaltsermächtigungen für 
Auszahlungen aus Investitionstätigkeit angegebenen Werte konnten anhand der 
von der Stadtkämmerei zur Verfügung gestellten Unterlagen rechnerisch nach-
vollzogen werden. Im konsumtiven Bereich wurden keine Reste gebildet.

19 Kennzahlen

Für die finanzwirtschaftliche Analyse des Jahresabschlusses wurden vom Staatsministerium 
des Inneren eine Reihe von Kennzahlen erarbeitet, die besondere kommunale Sachverhalte 
in konzentrierter Form abbilden und einen inner- und interkommunalen Vergleich sowie die 
aufsichtliche Beurteilung kommunaler Haushalte erleichtern sollen.

Die Kennzahlen zur Vermögens-, Finanz- und Ertragslage sind im Anhang des Jahresab-
schlusses 2021 unter Kapitel H1 angegeben.

Wir haben geprüft, ob die angegebenen Kennzahlen rechnerisch nachvollziehbar sind. 

Prüfungsergebnisse

➢ Die von der Stadtkämmerei ermittelten Kennzahlen sind rechnerisch nachvollziehbar.
➢ Bedingt durch die Korrekturen im Jahresabschluss 2020 waren die Kennzahlen von 

Änderungen betroffen. Die Stadtkämmerei hat im Jahresabschluss 2021 den Wert 
zum 31.12.2020 angepasst, ohne auf die Abweichungen gegenüber dem Jahresab-
schluss 2020 hinzuweisen.

20 Rechenschaftsbericht

Der Rechenschaftsbericht für das Haushaltsjahr 2021 wurde der Vollversammlung des 
Stadtrats am 27. Juli 2022 als Band 2 zum Jahresabschluss 2021 vorgelegt.

Er enthält u.a. Angaben zum Verlauf der Haushaltswirtschaft, Erläuterungen zu erheblichen 
Abweichungen der Jahresergebnisse von den Haushaltsansätzen, einen Chancen- und Risi-
kobericht und einen Nachbericht sowie eine Darstellung zur Zielerreichung in den Teilhaus-
halten.

Die Prüfung des Rechenschaftsberichts durch das Revisionsamt umfasste neben der Beach-
tung der Grundsätze ordnungsgemäßer Berichterstattung insbesondere die Einhaltung der 
gesetzlichen Bestimmungen nach § 87 KommHV-Doppik. 
Darüber hinaus haben wir auch geprüft, ob die Referate bei der Berichterstattung die Vorga-
ben der Stadtkämmerei im „Rundschreiben zum Rechenschaftsbericht 2021“ eingehalten 
haben.
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20.1 Allgemeine Anforderungen an den Rechenschaftsbericht

Das Revisionsamt hat formal geprüft, ob bei der Erstellung des Rechenschaftsberichts die 
Grundsätze ordnungsgemäßer Berichterstattung eingehalten wurden. Eine inhaltliche Beur-
teilung ist nicht erfolgt. 

Prüfungsergebnisse

 Bei der Darstellung der Entwicklung in den Teilhaushalten fehlen die Angaben für das
Mobilitätsreferat.

 Ansonsten haben sich keine Hinweise ergeben, dass bei der Erstellung des Rechen-
schaftsberichts die Grundsätze ordnungsgemäßer Berichterstattung in formaler Hin-
sicht nicht beachtet wurden.

20.2 Ergebnisse der Rechnungslegung (§ 87 Abs. 1 KommHV-Doppik)

Das Revisionsamt hat formal geprüft, ob die Vorgaben des § 87 Abs. 1 KommHV-Doppik 
beachtet wurden. Eine inhaltliche Beurteilung ist nicht erfolgt. 

Prüfungsergebnisse

 Es ist davon auszugehen, dass der Rechenschaftsbericht aus formaler Sicht ein den 
tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild vermittelt.

 Als wichtige Ergebnisse des Jahresabschlusses sind korrekterweise die Salden der 
Finanzrechnung und der Finanzmittelbestand sowie die Salden der Ergebnisrech-
nung und das Jahresergebnis erläutert.

 Die Entwicklung des Eigenkapitals ist dargestellt. Andere wesentliche Posten der Ver-
mögensrechnung sind im Anhang zum Jahresabschluss dargestellt. Im Rechen-
schaftsbericht fehlt ein entsprechender Verweis.

 Erhebliche Abweichungen der Jahresergebnisse von den Haushaltsansätzen sind er-
läutert.

 Die Bewertung der Abschlussrechnungen (Ergebnis- und Finanzrechnung) ist erfolgt. 

20.3 Weitere Angaben im Rechenschaftsbericht (§ 87 Abs. 2 KommHV-Doppik)

Das Revisionsamt hat formal geprüft, ob die Vorgaben des § 87 Abs. 2 KommHV-Doppik 
beachtet wurden. Eine inhaltliche Beurteilung ist nicht erfolgt. 

Prüfungsergebnisse

 Zum Stand der kommunalen Aufgabenerfüllung hat die Stadtkämmerei angegeben, 
dass die Referate die ihnen übertragenen Aufgaben trotz der unmittelbaren und mit-
telbaren Auswirkungen der Corona-Pandemie auch 2021 grundsätzlich bewältigen 
konnten.

 Die Stadtkämmerei hat die Voraussetzungen geschaffen, dass Vorgänge von beson-
derer Bedeutung, die nach dem Schluss des Haushaltsjahres 2021 eingetreten sind, 
im sogenannten „Nachbericht“ dargestellt werden können. 

 Chancen und Risiken, die aus gesamtstädtischer Sicht von besonderer Bedeutung 
sind, können unter Ziffer 3.5 „Mittelfristige Finanzplanung, Chancen und Risiken“ dar-
gestellt werden.
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 Die vorgeschriebene Umsetzung von geplanten Zielen und Strategien im Bereich des
Gesamthaushalts ist nicht dargestellt. Die Stadtkämmerei hat in ihrer Stellungnahme 
vom 21.12.2021 hierzu ausgeführt, dass die Stadtkämmerei plant, dieses Kapitel zu-
künftig für den Vorbericht selbst auf der Basis der Perspektive München154 zu erarbei-
ten. Dann sollen auch Kennzahlen der Perspektive München zur Messung der Zieler-
reichung verwendet werden. 

20.4 Angaben in den Teilhaushalten

Für die Darstellung der Teilhaushalte im Rechenschaftsbericht hat die Stadtkämmerei eine 
einheitliche Struktur entwickelt. Diese sog. „Standardstruktur“ wurde den Referaten mit dem 
„Rundschreiben zum Rechenschaftsbericht 2021“ am 22.03.2022 bekannt gegeben mit dem 
Hinweis, dass die Darstellung der Referatsteilhaushalte in der „Standardstruktur“ für alle Re-
ferate verpflichtend ist. 
Dem Rundschreiben sind in der Anlage „Ausfüllhinweise zum Rechenschaftsbericht“ beige-
fügt.

Das Revisionsamt hat formal geprüft, ob alle Referate bei der Berichterstattung die Vorga-
ben der Stadtkämmerei im „Rundschreiben zum Rechenschaftsbericht 2021“ sowie die „Aus-
füllhinweise zum Rechenschaftsbericht“ eingehalten haben. Eine inhaltliche Beurteilung ist 
nicht erfolgt.

Prüfungsergebnisse

 Die von der Stadtkämmerei vorgegebene einheitliche Struktur zur Berichterstattung 
wurde von allen Referaten, deren Entwicklung im Rechenschaftsbericht dargestellt 
ist, eingehalten. Da die Angaben zum Mobilitätsreferat fehlen, konnten hier keine 
Aussagen zum Inhalt getroffen werden.

 Aussagen zur referatsspezifischen Entwicklung finden sich in allen Teilhaushalten.
 Erhebliche Abweichungen der Jahresergebnisse von den Haushaltsansätzen sind in 

den Referatsteilhaushalten dargestellt und erläutert. Die Prüfung der Erläuterungen 
ergab folgende Ergebnisse:
➢ Im Teilergebnishaushalt des Referats für Arbeit und Wirtschaft wurden an sich 

berichtspflichtige Abweichungen bei den „Sonstigen Ordentlichen Aufwendungen“
(Zeile 16) nicht erläutert.

➢ Im Teilergebnishaushalt des Gesundheitsreferats und des Referats für Klima- 
und Umweltschutz wurden an sich berichtspflichtige Abweichungen bei „Privat-
rechtliche Leistungsentgelte“ (Zeile 6) nicht erläutert.

➢ Im Teilfinanzhaushalt des Kommunalreferats wurden an sich berichtspflichtige 
Abweichungen bei den „Auszahlungen für den Erwerb von immateriellem und be-
weglichem Sachvermögen“ (Zeile 22) und den „Auszahlungen für Investitionsför-
derungsmaßnahmen“ (Zeile 24) nicht erläutert. 

 Die  nach § 87 Abs. 1 Satz 2 KommHV-Doppik geforderte Bewertung der Abschluss-
rechnungen (Ergebnis- und Finanzrechnung) ist erfolgt. Durch die Darstellung des 
Ergebnisses des Vorjahres (2020) und des Ist-Ergebnisses des Haushaltsjahres 
2021 wird eine Verbesserung bzw. Verschlechterung aufgezeigt.

154 Das Stadtentwicklungskonzept "Perspektive München" wurde 1998 erstmals vom Stadtrat beschlossen und mittlerweile 
mehrfach fortgeschrieben. Es besteht aus verschiedenen aufeinander aufbauenden Elementen. Zusammen bilden alle Teile
ein wirksames Instrument für die nachhaltige Stadtentwicklung. 
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 Die Darstellung der Restebildung entspricht den Vorgaben der Stadtkämmerei. 
Die Angaben, dass im Kommunalreferat investive Reste von 13,58 Mio. € und im 
Personal- und Organisationsreferat investive Reste von 1,14 Mio. € auf das Haus-
haltsjahr 2022 übertragen wurden, sind nicht korrekt. Es wurden tatsächlich 15,31 
Mio. € bzw. 2,1 Mio. € auf das Haushaltsjahr 2022 übertragen.

 Personalstand und Personalkosten sind in den Referatsteilhaushalten dargestellt und
erläutert. Beim Direktorium errechnet sich eine Budgetüberschreitung von 4,02 %; 
eine Begründung für die Budgetüberschreitung sowie Maßnahmen bzw. Folgerungen
sind nicht angegeben.

 Chancen und Risiken, die aus Sicht der Referate von besonderer Bedeutung sind, 
sind entweder in der vorgeschriebenen Form dargestellt oder die Referate haben 
eine entsprechende Negativerklärung abgegeben. Die Prüfung der Erläuterungen er-
gab folgende Ergebnisse:
➢ Das IT-Referat, das Kulturreferat und das Sozialreferat gehen in ihren Ausfüh-

rung nur auf Risiken ein, Chancen werden nicht angesprochen.
➢ Das Baureferat, das Kommunalreferat und das Referat für Bildung und Sport blei-

ben in ihren Ausführungen so unbestimmt, dass weder Chancen noch Risiken 
von besonderer Bedeutung deutlich erkennbar sind.

 Von Vorgängen von besonderer Bedeutung, die nach dem Schluss des Haushaltsjah-
res 2021 eingetreten sind, sehen sich das Direktorium, das Gesundheitsreferat und 
die Stadtkämmerei betroffen. Es werden Folgen der Corona-Pandemie und des Uk-
raine-Kriegs genannt. Diese Ausführungen sind in der vorgeschriebenen Form darge-
stellt. Die übrigen Referate haben eine entsprechende Negativerklärung abgegeben.

 Ein Plan-Ergebnis-Vergleich bei den Zielen und Kennzahlen von Produkten über 25 
Mio. € ordentlicher Aufwendungen ist auf Ebene der Teilhaushalte abgebildet. Die ge-
prüften Referate haben die berichtspflichtigen Abweichungen bei den Leistungsmen-
gen, Qualitäten, Wirkungen und Finanzkennzahlen ab 25% entweder in der vorge-
schriebenen Form dargestellt und erläutert oder es wurde eine entsprechende Nega-
tiverklärung abgegeben. Das Gesundheitsreferat und die Stadtkämmerei haben auch
nicht berichtspflichtige Abweichungen unter 25 % angegeben.

 Aussagen für nicht rechtsfähige (fiduziarische) Stiftungen zur Erfüllung des Stiftungs-
zwecks und zum Kapitalerhalt sind in den Referatsteilhaushalten nach den Vorgaben 
der Stadtkämmerei gemacht.

21 Prüfung auf Doppelzahlungen

Das hohe Volumen an kreditorischen Eingangsrechnungen (rund 9,099 Milliarden € im Ge-
schäftsjahr 2021), die Komplexität der Buchungsvorgänge im Rechnungswesen der Landes-
hauptstadt München und die dezentrale Organisation der Buchhaltung bedingen ein erhöh-
tes Risiko für nicht erkannte Doppelzahlungen. Doppel- oder Mehrfachzahlungen von Liefe-
rantenrechnungen führen zu finanziellen Verlusten.
In den Vorjahren hat das Revisionsamt bereits die Doppelzahlungen der Geschäftsjahre 
2012 bis 2020 geprüft.155 Aufgrund dieser Prüfungen ist ein Betrag i.H.v. rund 659.000,00 € 
an die LHM zurückgeflossen. Daher haben wir auch für das Geschäftsjahr 2021 die Prüfung 
auf Doppelzahlungen fortgeführt.

155 Prüfberichte Az. 9632.0_PG1_005_14, Az. 9632.0_PG1_005_15, Az. 9632.0_PG1_018_16, Az. 9632.0_PG1_011_17, Az. 
9632.0_PG1_007_18, Az. 9632.0_PG1_006_19, Az. 9632.0_PG1_004_20, Az. 9632.0_PG1_013_21.
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Der Prüfbericht „Ermittlung von Doppelzahlungen für das Geschäftsjahr 2021“ (Az. 
9632.0_PG1_018_22) wurde am 08.12.2022 dem Rechnungsprüfungsausschuss vorgelegt.

Prüfungsergebnisse

 Die Beurteilung der Kreditorenrechnungen des Geschäftsjahres 2021 zeigte, dass 
durch die Referate Doppelzahlungen bis zu einer unteren Wertgrenze von 150 € mit 
einem Volumen von 111.722,51 € vorgenommen wurden (Stand 06.12.2022).

 Das von den Referaten ursprünglich bestätigte Doppelzahlungsvolumen reduzierte 
sich im weiteren Prüfungsverlauf durch die Referate u.a. nach Rücksprache mit den 
Lieferanten in 6 Fällen um 3.799,94 € (Stand 06.12.2022).

 Zum Stand 06.12.2022 sind aufgrund der Prüfung des Revisionsamts 79.010,62 € an
die LHM zurückgeflossen. Rückzahlungen i.H.v. 26.038,23 € stehen noch aus.

22 Prüfung der CpD-Buchungen

Wir haben im Rahmen der Prüfung von Aspekten des internen Kontrollsystems (IKS) den 
Umfang der Nutzung von CpD-Kreditorenkonten156 bei der Landeshauptstadt München im 
Zeitraum 2016 bis 2021 geprüft. Ein wichtiger Bestandteil des IKS ist die Funktionstrennung.
Bei kreditorischen CpD-Buchungen werden die lieferantenspezifischen Angaben und die 
Bankverbindung durch dieselbe Person erfasst. Die übliche Funktionstrennung zwischen 
Stammdatenpflege und Verbuchung findet bei CpD-Buchungen nicht statt. Die Prüfung der 
kreditorischen CpD-Buchungen im Jahresabschluss 2010 und 2015 zeigte, dass bei der 
Landeshauptstadt München keine Verfahrensanweisung und kein Betragslimit für CpD-Bu-
chungen existieren.157 Der Rechnungsprüfungsausschuss hat seinerzeit empfohlen, dass die
Stadtkämmerei eine Verfahrensanweisung erlässt und ein Betragslimit von zum Beispiel 
1.000 € je kreditorischer CpD-Buchung festlegt. Die Stadtkämmerei hat in 2018 die „Verfah-
rensanweisung zum Umgang mit CpD-Kreditoren“ erstellt und den Referaten bekanntgege-
ben. In dieser wurde insbesondere eine Betragsgrenze i.H.v. 1.000 € für CpD-Buchungen 
festgelegt.
Ziel der Prüfung war es festzustellen, inwieweit die Verfahrensanweisung der Stadtkämmerei
zum Umgang mit CpD-Kreditoren von den Referaten umgesetzt wurde. Hierzu haben wir ge-
prüft, ob die getätigten CpD-Buchungen den darin genannten Voraussetzungen entsprechen
oder von einer der vorgesehenen Ausnahmen gedeckt sind. Darüber hinaus haben wir mit-
tels einer systemischen Prüfung über alle Buchungskreise die Buchungen auf kreditorischen 
CpD-Konten im Geschäftsjahr 2021 insbesondere im Hinblick auf das CpD-Buchungsvolu-
men und die Vollständigkeit und Ordnungsmäßigkeit der Datenerfassung überprüft.

Der Prüfbericht „Prüfung der CpD-Buchungen 2021“ (Az. 9632.0_PG1_004_22) wurde am 
19.07.2022 dem Rechnungsprüfungsausschuss vorgelegt.

Prüfungsergebnisse

 Im Jahr 2021 wurden bei der Landeshauptstadt München insgesamt 10.860 kreditori-
sche CpD-Buchungen auf  Inlands-  beziehungsweise Auslandssammelkreditoren in
einem Umfang von 2.006.833,36 € getätigt.

156 Bei CpD-Kreditorenkonten (Conto pro Diverse) handelt es sich um Kreditorensammelstammsätze. In diesen Sammel-
stammsätzen werden im Gegensatz zu herkömmlichen Kreditorenstammsätzen keine lieferantenspezifischen Daten gespei-
chert, da das Konto für mehrere Geschäftspartner (Personen oder Unternehmen) genutzt wird.

157 Prüfbericht „Kreditorenstammdaten im Rahmen der Prüfung des Jahresabschlusses 2010“ (Az: 9632.0_PG1_011_11); Prüf-
bericht „Prüfung von Aspekten des Internen Kontrollsystems im Rahmen des Jahresabschluss 2015; Verwendung kreditori-
scher CPD-Konten“ Az. 9632.0_PG1_005_16.
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 Die Anzahl der CpD-Buchungen hat seit unserer letzten Prüfung im Jahr 2015 durch 
die Einführung der bargeldlosen Wahlhelferentschädigung für die Wahl 2020 über 
CpD-Kreditoren deutlich zugenommen. Die übrigen CpD-Buchungen haben sich da-
gegen rückläufig entwickelt. Insgesamt hat sich eine Verbesserung der Qualität der 
CpD-Buchungen gezeigt. Es ist davon auszugehen, dass die Empfehlungen aus der 
vorherigen Prüfung des Revisionsamts umgesetzt wurden und die entsprechende 
Wirkung erreicht werden konnte.

 Auf die beiden Ausnahmegenehmigungen für Wahlhelferentschädigungen und die 
Rückzahlung überschüssiger Sterbegeldversicherungen der Verfahrensanweisung 
der Stadtkämmerei zum Umgang mit CpD-Kreditoren entfielen in 2021 insgesamt 
89,4% des Gesamtbetrags und 83,9% aller CpD-Buchungen.

 Von den übrigen 1.747 CpD-Buchungen gab es 24 CpD-Buchungen über der festge-
legten Betragsgrenze von 1.000 €. Diese CpD-Buchungen hatten einen Gesamtbe-
trag von 91.736,54 €, es wäre hier jeweils ein regulärer Kreditorenstammsatz zu ver-
wenden gewesen.

 Die Stadtkämmerei sollte die Referate darauf hinweisen, dass für kreditorische CpD-
Buchungen die Verfahrensanweisung einzuhalten ist, insbesondere im Hinblick auf 
die Betragsgrenze von 1.000 €.

23 IT-Prüfung

Im Rahmen der Prüfung des Jahresabschlusses 2021 der Landeshauptstadt München prüfte
das Revisionsamt auch die Ordnungsmäßigkeit der Informationstechnik (IT), soweit diese für
die Rechnungslegung relevant ist. Laut Kommunalhaushaltsverordnung-Doppik (KommHV-
Doppik) zählen hierzu Verfahren für die Ermittlung von Ansprüchen (Forderungen) und Zah-
lungsverpflichtungen (Verbindlichkeiten), die Buchführung, die Abwicklung des Zahlungsver-
kehrs und die Aufbewahrung von Büchern und Belegen. Die rechtlichen Grundlagen der Prü-
fung waren neben den unter Ziffer 3 des Gesamtberichts genannten Rechtsgrundlagen ins-
besondere der § 33 KommHV-Doppik, welcher spezielle Regelungen zur IT enthält.

Münchner Kommunales Rechnungswesen

Prüfungshandlungen

Als zentrales Buchführungssystem der Landeshauptstadt München kommt dem Münchner 
Kommunalen Rechnungswesen eine besondere Bedeutung zu. Es wird von uns daher jähr-
lich geprüft. Prüfungsgegenstand waren neben der IT-Anwendung selbst auch Aspekte des 
technischen und organisatorischen Umfelds. Geprüft wurden insbesondere sicherheitsrele-
vante Protokollierungsfunktionen, die Benutzerverwaltung und kritische Berechtigungen.

Prüfungsergebnisse

Die Ergebnisse und Empfehlungen betreffen die Tabellenpflege, die Hintergrundverarbeitung
sowie das Kopieren von Dateien.
In ihrer Stellungnahme erklärte die Stadtkämmerei, dass mit der Umsetzung der Empfehlun-
gen bereits begonnen wurde.
Der Rechnungsprüfungsausschuss übernahm die Prüfungsergebnisse am 21.03.2023.
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Sonstige IT-Verfahren

Prüfungshandlungen

Die Auswahl der sonstigen IT-Verfahren erfolgte anhand einer Risikobewertung. Geprüft wur-
den neben den IT-Verfahren auch Aspekte des technischen und organisatorischen Umfelds, 
sowie des Internen Kontrollsystems (IKS) und ausgewählte Schnittstellen.

Prüfungsergebnisse

- Personalmanagementsystem Paul@

Die Ergebnisse und Empfehlungen betreffen die IT-Servicebeschreibung, das Archivierungs- 
und Löschkonzept, das Berechtigungskonzept sowie die Dokumentation der Berechtigungs-
vergabe.
Das Personal- und Organisationsreferat und it@M erklärten sich in ihrer Stellungnahme mit 
dem Prüfungsbericht einverstanden.
Der Rechnungsprüfungsausschuss übernahm die Prüfungsergebnisse am 21.03.2023.

- Gewerbesteuerverfahren GEW

Die Ergebnisse und Empfehlungen betreffen die IT-Servicebeschreibung sowie das Archivie-
rungs- und Löschkonzept.
Die Stadtkämmerei und it@M erklärten sich in ihrer Stellungnahme mit dem Bericht einver-
standen und setzen die Empfehlungen um.
Der Rechnungsprüfungsausschuss übernahm die Prüfungsergebnisse am 08.12.2022.

- Verfahren Amtsärztliche Gutachten

Die Ergebnisse und Empfehlungen betreffen die Benutzerverwaltung.
Das Gesundheitsreferat erklärte in seiner Stellungnahme sein Einverständnis mit dem Be-
richt.
Der Rechnungsprüfungsausschuss übernahm die Prüfungsergebnisse am 21.03.2023.

- Integriertes System für Wertpapier und Cash Management (Treasury)

Die Ergebnisse und Empfehlungen betreffen Systemfehler im Bereich der Zinsabgrenzun-
gen.
Die Stadtkämmerei und it@M sind mit dem Bericht einverstanden. Die Stadtkämmerei setzt 
die Empfehlung um.
Der Rechnungsprüfungsausschuss übernahm die Prüfungsergebnisse am 21.03.2023.

24 Stiftungen 

Das Revisionsamt der LHM ist gemäß Art. 84 Abs. 1 i.V.m. Art. 103 Abs. 1 und 3 GO bzw. 
gemäß Art. 20 Abs. 3 Bayerisches Stiftungsgesetz (BayStG) i.V.m. Art. 103 Abs. 1 und 3 GO 
verpflichtet, den Jahresabschluss der nicht rechtsfähigen und der rechtsfähigen, kommunal 
verwalteten kommunalen Stiftungen, zu prüfen. 

Die Prüfung richtet sich insbesondere nach den Bestimmungen der GO, der KommHV-Dop-
pik und der AO. Dementsprechend liegt der Schwerpunkt der Prüfung grundsätzlich auf der 
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zweckentsprechenden Verwendung der Erträge, dem Erhalt des Grundstockvermögens und 
der Einhaltung der Grundsätze ordnungsgemäßer Buchführung. 

Für das Revisionsamt besteht zum 31.12.2021 die Prüfpflicht für 47 rechtsfähige und 150 
nicht rechtsfähige Stiftungen. Die Prüfung der Jahresabschlüsse erfolgt risikoorientiert so-
wohl bezogen auf den Einzelfall als auch auf ausgewählte Positionen der Bilanz und der Er-
gebnisrechnung. Die Prüfung der Finanzrechnung erfolgte im Rahmen der Prüfung des Jah-
resabschlusses 2021 durch die Auswahl bestimmter Stichproben. 

Die Ergebnisse aus der Jahresabschlussprüfung der Stiftungen werden in einem separaten 
Band 2 in nichtöffentlicher Sitzung vorgestellt, weil es sich hier überwiegend um private 
Spenden und (Zu-)Stiftungen handelt, die einem besonderen Vertrauensschutz unterliegen. 
Ebenso finden sich unterjährige Prüfungen, die nur in nichtöffentlicher Sitzung vorgestellt 
wurden, im Band 2 des Gesamtberichts (Stiftungen nichtöffentlich).

25 Stellungnahme der Stadtkämmerei

Die Stadtkämmerei führt in ihrer Stellungnahme vom 27.04.2023 als Gesamtaussage zum 
Jahresabschluss 2021 aus: 

„Die Stadtkämmerei greift die Empfehlungen des Revisionsamtes auf, prüft die zugrunde lie-
genden Sachverhalte und nimmt entsprechende Korrekturen vor. Darüber hinaus ist die 
Stadtkämmerei ständig bestrebt, die Qualität der Jahresabschlüsse zu verbessern. In eige-
ner Zuständigkeit wurden deshalb wieder Maßnahmen ergriffen, die zahlreiche vom Revisi-
onsamt beim Jahresabschluss 2021 festgestellten Mängel bereits im Rahmen des Jahresab-
schlusses 2022 beseitigen.“

Die Stellungnahme zu den einzelnen Prüfungsvorbehalten (siehe Ziffer 6 des Berichts) wur-
de direkt unter der betreffenden Ausführung angeführt.

26 Gesamtaussage zum Jahresabschluss

Hinweis: Die Gesamtaussage bezieht sich auch auf Band 2 (Stiftungen).

Trotz der Einschränkungen aufgrund der Prüfungsvorbehalte und der einzelnen Prüfungser-
gebnisse kann mit hinreichender Sicherheit davon ausgegangen werden, dass der Jahres-
abschluss und der Rechenschaftsbericht im Wesentlichen ein den tatsächlichen Verhältnis-
sen der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage sowie der dauernden Leistungsfähigkeit ent-
sprechendes Bild liefert. 

Aufgrund von Korrekturen, die sich wesentlich auf das Jahresergebnis auswirken (siehe Zif-
fer 7), werden von der Stadtkämmerei für den Jahresabschluss 2021 eine geänderte Ge-
samtbilanz und eine geänderte Gesamtergebnisrechnung mit entsprechenden Erläuterungen
dem Finanzausschuss und der Vollversammlung voraussichtlich im Juli zeitgleich mit diesem
Prüfbericht zur erneuten Bekanntgabe vorlegt. Die geänderte Gesamtbilanz und Gesamter-
gebnisrechnung wurde dem Revisionsamt am 28.04.2023 zur Prüfung übermittelt. Die von 
der Stadtkämmerei durchgeführten Korrekturen waren nachvollziehbar. 
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Die Stadtkämmerei hat sich bereit erklärt, die weiteren aufgezeigten erforderlichen Korrektu-
ren im Zuge der folgenden Abschlüsse möglichst bald vorzunehmen.

Die Korrekturen aus der Eröffnungsbilanz im Bereich der Prüfung der Vollständigkeit der 
Grundstücke und der Sonderposten waren zum Prüfungszeitpunkt noch nicht alle umge-
setzt. Die Korrekturmöglichkeit nach § 93 KommHV-Doppik lief formal mit Jahresabschluss 
zum 31.12.2012 ab. Aufgrund des Schreibens der Regierung von Oberbayern vom 
19.04.2013 und der Finanzplanungsbekanntmachung vom 26.02.2013 des Bayerischen 
Staatsministeriums des Innern besteht die Möglichkeit, dass bei der Landeshauptstadt Mün-
chen die aufgrund der Feststellungen des Bayerischen Kommunalen Prüfungsverbandes er-
forderlichen Änderungen der Eröffnungsbilanz auch nach Ablauf der Frist nach § 93 Abs. 3 
KommHV-Doppik vorgenommen werden können. Die Stadtkämmerei korrigiert in analoger 
Anwendung auch die Änderungen der Eröffnungsbilanz aufgrund von Feststellungen der ört-
lichen Prüfung ergebnisneutral.

Die Liquiden Mittel sind von 933 Mio. € auf 248 Mio. € gesunken bei gleichzeitigem Stand 
der Verbindlichkeiten aus Krediten von 1,4 Mrd. €. Die Höhe der Liquiden Mittel sollte in An-
betracht der geplanten Investitionen besonders sensibel geplant und kontrolliert werden (im 
Sinne der Aufrechterhaltung der dauerhaften Zahlungsfähigkeit).

Das Revisionsamt sieht auf dieser Basis und auf Grund seiner Erkenntnisse aus den sonsti-
gen Prüfungen keinen Hinderungsgrund für die Feststellung der Jahresabschlüsse 2021 und
für die Erteilung der Entlastung. Es betrachtet die Haushalts- und Wirtschaftsführung im Jahr
2021 insgesamt als geordnet.

Empfehlung

Das Revisionsamt empfiehlt dem Rechnungsprüfungsausschuss, dem Stadtrat die Feststel-
lung des Jahresabschlusses mit der Maßgabe vorzuschlagen, dass bald möglich die in die-
sem Bericht genannten Vorbehalte ausgeräumt und die notwendigen Korrekturen durchge-
führt werden sowie durch die Stadtkämmerei die Höhe der Liquiden Mittel in Anbetracht der 
geplanten Investitionen besonders sensibel geplant und kontrolliert werden (im Sinne der 
Aufrechterhaltung der dauerhaften Zahlungsfähigkeit).

München, 30. Mai 2023
Revisionsamt der Landeshauptstadt München 

Erl-Kiener





Anlage 1

Haushalts- 1. Nachtragshaus- Haushaltssatzung

satzung     haltssatzung einschl. 1. Nachtrag 

Inhalt der Satzungen 
(Art. 63 Abs. 2, 68 Abs. 1 Satz 2 GO)

Ergebnishaushalt (in €)

Gesamtbetrag der Erträge 7.008.675.400 670.047.600 7.678.723.000

Gesamtbetrag der Aufwendungen 8.212.454.600 -147.868.900 8.064.585.700

Saldo (Jahresergebnis) -1.203.779.200 817.916.500 -385.862.700

Finanzhaushalt

a) aus laufender Verwaltungstätigkeit

    Gesamtbetrag der Einzahlungen 6.669.772.100 683.886.800 7.353.658.900

    Gesamtbetrag der Auszahlungen 7.295.570.500 294.660.400 7.590.230.900

    Saldo -625.798.400 389.226.400 -236.572.000

b) aus Investitionstätigkeit

    Gesamtbetrag der Einzahlungen 477.831.500 -163.704.700 314.126.800

    Gesamtbetrag der Auszahlungen 1.847.728.500 -246.987.700 1.600.740.800

    Saldo -1.369.897.000 83.283.000 -1.286.614.000

c) aus Finanzierungstätigkeit

    Gesamtbetrag der Einzahlungen 1.400.000.000 -200.000.000 1.200.000.000

    Gesamtbetrag der Auszahlungen 82.365.600 -44.731.000 37.634.600

    Saldo 1.317.634.400 -155.269.000 1.162.365.400

d) Saldo des Finanzhaushalts -678.061.000 317.240.400 -360.820.600

Gesamtbetrag der Kreditaufnahmen (in €) 1.400.000.000 -200.000.000 1.200.000.000

Gesamtbetrag der Verpflichtungs-
ermächtigungen (in €) 1.049.980.700 126.679.000 1.176.659.700

Steuersätze 

- Grundsteuer A 535 v.H. - 535 v.H.

- Grundsteuer B 535 v.H. - 535 v.H.

- Gewerbesteuer 490 v.H. - 490 v.H.

Höchstbetrag der Kassenkredite (in €) 1.300.000.000 0 1.300.000.000

Zustandekommen der Satzungen 
(Art. 65, 68 Abs. 1 Satz 2 GO)

Beschluss des Stadtrats 16.12.2020 29.09.2021

Vorlage an Rechtsaufsichtsbehörde 13.04.2021 07.10.2021

Genehmigung der Rechtsaufsichtsbehörde 06.05.2021 25.10.2021

Öffentliche Bekanntmachung der Nr. 15 vom Nr. 32 vom
Satzung im Amtsblatt 31.05.2021 19.11.2021

Öffentliche Auflegung des Haushaltsplans/ gem. Art. 65 Abs. 3 gem. Art. 65 Abs. 3 
der Nachtragshaushaltspläne Satz 3 GO Satz 3 GO

       Inhalt und Zustandekommen der Haushaltssatzungen 2021





Gesamtbilanz Anlage 2

A. Gesamtbilanz (nach Korrektur)

31.12.2021 31.12.2020

27.087.638.249,58 26.896.839.132,41

1. Anlagevermögen 25.503.897.279,14 24.591.304.394,99

1.1 Immaterielle Vermögensgegenstände 990.913.172,50 942.535.415,34

26.975.832,95 28.472.448,26

1.1.2 Geleistete Zuwendungen für Investitionen 892.184.389,39 835.560.267,59

1.1.3 Anzahlungen auf Immaterielle Vermögensgegenstände 71.752.950,16 78.502.699,49

1.2 Sachanlagen 15.922.084.303,55 15.265.475.301,91

1.2.1 Grundstücke 4.217.125.352,55 4.158.277.461,99

1.2.2 Grundstücksgleiche Rechte 4.273.598,45 4.368.581,62

1.2.3 Gebäude 4.877.882.650,61 4.640.573.509,06

1.2.4 Infrastrukturaufbauten 1.928.422.189,34 1.975.660.405,57

1.2.5 Maschinen und technische Anlagen, Fahrzeuge 162.753.738,89 181.959.977,40

1.2.6 Betriebs- und Geschäftsausstattung 1.023.692.353,78 1.026.372.902,35

1.2.7 Anlagen im Bau 3.707.934.419,93 3.278.262.463,92

1.3. Finanzanlagen 8.589.155.317,28 8.341.653.825,85

1.3.1 Sondervermögen 11.448.922,21 11.448.922,21

1.3.2 Anteile an verbundenen Unternehmen 6.415.800.975,17 6.231.875.718,49

1.3.3 Beteiligungen 209.476.582,32 209.492.660,56

1.3.4 Ausleihungen 1.394.617.523,73 1.359.463.408,42

1.3.5 Wertpapiere des Anlagevermögens 557.811.313,85 529.373.116,17

1.4 Besonderes Anlagevermögen – Treuhandvermögen (MGS) 1.744.485,81 41.639.851,89

2. Umlaufvermögen 1.009.198.756,83 1.763.486.267,96

9.426.330,39 9.174.043,96

2.2 Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände 750.844.904,26 820.728.069,75

2.2.1 Öff.-rechtl. Ford. und Ford. aus Transferleistung 446.602.093,44 467.940.334,08

2.2.2 Privatrechtliche Forderungen 117.325.960,54 130.816.720,42

2.2.3 Sonstige Vermögensgegenstände 175.366.738,62 205.498.750,84

2.2.4 Besond. Umlaufvermögen – Treuhandvermögen (MGS) 11.550.111,66 16.472.264,41

2.3 Liquide Mittel 248.927.522,18 933.584.154,25

2.3.1 Einlagen bei Banken und Kreditinstituten 246.064.843,50 930.229.694,62

2.3.2 Bargeld / Kassenbestand 2.862.678,68 3.354.459,63

2.3.3 Bank- und Kassenverrechnungskonten 0,00 0,00

3. Rechnungsabgrenzungsposten 187.205.424,49 172.377.378,09

A K T I V A  (in €)

1.1.1 Konzessionen, gewerbliche Schutzrechte und ähnliche
         Rechte und Werte sowie Lizenzen

2.1 Vorräte



31.12.2021 31.12.2020

27.087.638.249,58 26.896.839.132,41

1. Kapital 13.519.372.914,33 13.227.272.153,31

7.242.096.713,53 7.223.044.338,44

0,00 0,00

1.3 Ergebnisrücklage 5.962.164.424,92 5.994.886.230,90

1.4 Verlustvortrag 0,00 0,00

1.5 Jahresüberschuss / Jahresfehlbetrag (ohne Stiftungen) 306.190.099,17 -32.668.120,88

8.921.676,71 42.009.704,85

2. Sonderposten 3.254.567.698,02 3.169.339.530,90

2.1 Sonderposten aus Zuwendungen 2.774.559.988,27 2.708.062.619,64

103.504.917,66 94.315.433,67

2.3 Sonstige Sonderposten 375.778.479,53 366.909.797,05

2.4 Sonderposten aus dem Gebührenausgleich 724.312,56 51.680,54

3. Rückstellungen 7.252.407.918,27 7.400.790.259,52

3.1 Rückstellungen für Pensionen und ähnl. Verpflichtungen 6.469.005.014,08 6.453.311.655,59

6.431.929.103,73 6.418.618.128,43

3.1.2 Rückstellungen für Altersteilzeit und Ähnliches 37.075.910,35 34.693.527,16

3.2 Umweltrückstellungen 0,00 551.812,89

3.3 Instandhaltungsrückstellungen 0,00 0,00

368.868.059,51 477.961.352,69

6.423.798,52 5.162.430,79

3.6 Sonstige Rückstellungen 407.726.865,77 463.163.349,69

3.7 Sonstige Rückstellungen – Treuhandvermögen (MGS) 384.180,39 639.657,87

4. Verbindlichkeiten 2.560.145.841,90 2.615.855.522,58

4.1 Anleihen 120.964.580,63 120.967.684,27

4.2 Verbindlichkeiten aus Krediten für Investitionen 1.384.516.620,13 1.422.126.885,11

215.466,90 220.081,80

4.4 Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 114.457.701,76 78.850.599,21

4.5 Verbindlichkeiten aus Transferleistungen 3.485.958,62 24.571.433,87

4.6 Sonstige Verbindlichkeiten 932.631.174,21 955.310.163,55

4.7 Besondere Verbindlichkeiten – Treuhandvermögen (MGS) 3.874.339,65 13.808.674,77

5. Rechnungsabgrenzungsposten 113.807.087,94 113.910.574,73

5.1 Rechnungsabgrenzungsposten 113.807.087,94 113.910.574,73

5.2 Rechnungsabgrenzungsposten–Treuhandvermögen (MGS) 0,00 0,00

387.336.789,12 369.671.091,37

P A S S I V A  (in €)

1.1 Allgemeine Rücklage – Allg. Finanz- u. Personalwirtschaft

1.2 Rückl.aus nicht ertragswirksam aufzulösenden Zuwendg.

1.6 Kapital – Treuhandvermögen (MGS)

2.2 Sonderposten aus Beiträgen und ähnlichen Entgelten 

3.1.1 Rückstellungen für Pensionen und Beihilfen

3.4 Rückstellungen im Rahmen des Finanzausgleichs und
      von Steuerschuldverhältnissen
3.5 Rückstellungen für drohende Verpflichtungen aus Bürg-
      schaften, Gewährverträgen u. verwandten Rechtsge-
      schäften sowie anhä. Gerichts- u. Widerspruchsverfahren

4.3 Verbindlichkeiten die Kreditaufnahmen wirtschaftlich
      gleichkommen

 

 

6. Unselbständige Stiftungen



Vorbelastungen künftiger Haushaltsjahre

Unter der Bilanz sind, sofern sie nicht auf der Passivseite auszuweisen sind, die Vorbelastungen 
künftiger Haushaltsjahre zu vermerken (§ 75 KommHV-Doppik)

(in €) 31.12.21 31.12.20

 A1) Verbindlichkeiten aus Bürgschaften 12.400.012,84 14.918.000,83

 A2) Gewährverträge sowie Sicherheiten zugunsten Dritter 35.729.197,62 37.780.610,61

 A3) In Anspruch genommene Verpflichtungsermächti-
gungen für die Jahre 2021 bis 2024 939.045.993,54 985.365.518,37

Summe 987.175.204,00 1.038.064.129,81





B. Gesamtergebnisrechnung (nach Korrektur) Anlage 3

Gesamtergebnisrechnung

2021

Ertrags- und Aufwandsarten

Ergebnis des Vorjahres Gesamtermächtigung des Haushaltsjahres

Euro Euro Euro Euro Euro Euro

1 2 2a 2b 3 4

1 Steuern und ähnliche Abgaben 3.740.881.471,31 4.530.100.000 0 4.530.100.000 5.273.996.179,19 743.896.179,19

2 + Zuwendungen und allgemeine Umlagen 1.830.199.825,65 1.199.297.500 0 1.199.297.500 1.167.917.377,08 31.380.122,92

3 + Sonstige Transfererträge 373.864.322,93 433.077.700 0 433.077.700 348.434.437,18 84.643.262,82

4 + Öffentlich-rechtliche Leistungsentgelte 234.803.664,39 265.667.900 0 265.667.900 244.647.136,50 21.020.763,50

5 + Auflösung von Sonderposten 73.068.571,14 51.429.800 0 51.429.800 76.248.779,45 -24.818.979,45

6 + Privatrechtliche Leistungsentgelte 181.315.076,54 222.394.000 0 222.394.000 207.913.460,92 14.480.539,08

7 + Kostenerstattungen und Kostenumlagen 357.653.184,22 447.048.300 0 447.048.300 393.777.736,55 53.270.563,45

8 + Sonstige ordentliche Erträge 801.785.246,31 403.961.500 0 403.961.500 461.938.867,42 -57.977.367,42

9 + Aktivierte Eigenleistungen 33.574.950,51 33.029.800 0 33.029.800 34.583.655,72 -1.553.855,72

10 +/- Bestandsveränderungen 0,00 0 0 0 0,00 0,00

S1 = 7.627.146.313,00 7.586.006.500 0 7.586.006.500 8.209.457.630,01 623.451.130,01

11 - Personalaufwendungen 2.006.546.494,97 2.035.792.400 0 2.035.792.400 2.026.424.589,46 -9.367.810,54

12 - Versorgungsaufwendungen 501.292.455,87 415.689.700 0 415.689.700 431.670.077,61 15.980.377,61

13 - Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 1.312.738.075,43 1.566.675.300 0 1.566.675.300 1.454.973.551,14 -111.701.748,86

14 - Bilanzielle Abschreibungen 426.436.940,79 405.639.800 0 405.639.800 441.841.486,59 36.201.686,59

15 - Transferaufwendungen 2.870.260.985,17 3.092.329.400 0 3.092.329.400 3.153.364.022,81 61.034.622,81

16 - Sonstige ordentliche Aufwendungen 635.299.261,47 479.426.200 0 479.426.200 404.387.156,37 -75.039.043,63

S2 = 7.752.574.213,70 7.995.552.800 0 7.995.552.800 7.912.660.883,98 -82.891.916,02

S3 = -125.427.900,70 -409.546.300 0 -409.546.300 296.796.746,03 706.343.046,03

17 + Finanzerträge 210.547.101,13 92.716.500 0 92.716.500 48.905.660,61 -43.810.839,39

18 - Zinsen und sonstige Finanzaufwendungen 118.706.245,84 69.032.900 0 69.032.900 41.521.750,70 -27.511.149,30

S4 = 91.840.855,29 23.683.600 0 23.683.600 7.383.909,91 -16.299.690,09

S5 = -33.587.045,41 -385.862.700 0 -385.862.700 304.180.655,94 690.043.355,94

19 + Außerordentliche Erträge 16.200,80 0 0 0 26.345,18 26.345,18

20 - Außerordentliche Aufwendungen 208,25 0 0 0 91.755,62 91.755,62

S6 = 15.992,55 0 0 0 -65.410,44 -65.410,44

S7 = -33.571.052,86 -385.862.700 0 -385.862.700 304.115.246 689.977.945,50

Die Stiftungen o.e.R. sind in den Werten enthalten.

Ist-Ergebnis des 
Haushaltsjahres

Vergleich 
Ist / Fortge-
schriebener 
Planansatz

Ansatz
(inkl. NHPL)

übertragene 
Haushalts-
ermächti-

gungen aus 
Vorjahren

Fortge-schriebener 
Planansatz

Ordentliche Erträge
(= Zeilen 1 bis 10)

Ordentliche Aufwendungen
(= Zeilen 11 bis 16)

Ergebnis der laufenden Verwaltungstätigkeit
(= Saldo S1 und S 2)

Finanzergebnis
(= Saldo Zeilen 17 und 18)

Ordentliches Ergebnis
(= S3 und S4)

Außerordentliches Ergebnis
(= Saldo Zeilen 19 und 20)

Jahresergebnis
(= S5 und S6)





Gesamtfinanzrechnung Anlage 4

Gesamtfinanzrechnung

2021

Ein- und Auszahlungsarten

Gesamtermächtigung des Haushaltsjahres

Euro Euro Euro Euro Euro Euro

1 2 2a 2b 3 4

1 Steuern und ähnliche Abgaben 3.638.649.429,90 4.530.100.000 0 4.530.100.000 5.301.559.380,84 771.459.380,84

2 + Zuwendungen und allgemeine Umlagen 1.847.746.853,14 1.203.992.400 0 1.203.992.400 1.171.371.850,61 -32.620.549,39

3 + Sonstige Transfereinzahlungen 374.285.776,47 433.077.700 0 433.077.700 352.614.846,91 -80.462.853,09

4 + Öffentlich-rechtliche Leistungsentgelte 231.619.361,77 267.842.300 0 267.842.300 247.882.059,75 -19.960.240,25

5 + Privatrechtliche Leistungsentgelte 151.264.598,60 191.323.700 0 191.323.700 181.357.298,67 -9.966.401,33

6 + Kostenerstattungen und Kostenumlagen 366.535.619,55 433.881.600 0 433.881.600 389.644.144,97 -44.237.455,03

7 + Sonstige Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 262.836.710,28 200.724.700 0 200.724.700 210.474.530,25 9.749.830,25

8 + Zinsen und sonstige Finanzeinzahlungen 199.436.535,71 92.716.500 0 92.716.500 43.843.976,75 -48.872.523,25

S1 = 7.072.374.885,42 7.353.658.900 0 7.353.658.900 7.898.748.088,75 545.089.188,75

9 - Personalauszahlungen 1.989.942.495,63 2.034.242.100 0 2.034.242.100 2.018.606.959,16 -15.635.140,84

10 - Versorgungsauszahlungen 388.660.108,05 411.471.000 0 411.471.000 398.859.919,85 -12.611.080,15

11 - Auszahlungen für Sach- und Dienstleistungen 1.323.686.650,19 1.552.092.100 0 1.552.092.100 1.425.588.589,83 -126.503.510,17

12 - Transferauszahlungen 2.913.598.085,15 3.161.739.500 0 3.161.739.500 3.090.758.530,48 -70.980.969,52

13 - Sonstige Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 333.910.387,05 360.789.300 0 360.789.300 299.487.370,39 -61.301.929,61

14 - Zinsen und sonstige Finanzauszahlungen 94.674.765,81 69.896.900 0 69.896.900 45.224.876,57 -24.672.023,43

S2 = 7.044.472.491,88 7.590.230.900 0 7.590.230.900 7.278.526.246,28 -311.704.653,72

S3 = 27.902.393,54 -236.572.000 0 -236.572.000 620.221.842,47 856.793.842,47

15 + Einzahlungen aus Investitionszuwendungen 145.175.326,72 94.080.300 0 94.080.300 130.338.755,57 36.258.455,57

16 + 63.814.667,49 24.646.000 0 24.646.000 21.422.011,50 -3.223.988,50

17 + Einzahlungen aus der Veräußerung von Sachvermögen 111.943.307,27 102.234.000 0 102.234.000 92.396.166,77 -9.837.833,23

18 + Einzahlungen aus der Veräußerung von Finanzvermögen 90.526.930,31 75.000.000 0 75.000.000 64.576.788,51 -10.423.211,49

19 + Einzahlungen für sonstige Investitionstätigkeit 94.466.491,83 18.166.500 0 18.166.500 36.303.984,51 18.137.484,51

S4 = 505.926.723,62 314.126.800 0 314.126.800 345.037.706,86 30.910.906,86

20 - 255.629.577,52 216.808.000,00 2.247.550 219.055.550 142.494.013,99 -76.561.536,01

21 - Auszahlungen für Baumaßnahmen 855.071.666,26 856.609.000,00 65.614.570 922.223.570 839.018.535,67 -83.205.034,33

22 - 66.208.456,78 87.371.000,00 49.440.608 136.811.608 46.608.759,70 -90.202.848,30

23 - Auszahlungen für den Erwerb von Finanzvermögen 279.891.442,62 212.448.000,00 15.953 212.463.953 268.967.064,86 56.503.111,86

24 - Auszahlungen für Investitionsförderungsmaßnahmen 131.362.042,04 169.469.100,00 18.132.363 187.601.463 122.587.718,98 -65.013.744,02

25 - Auszahlungen für sonstige Investitionstätigkeit 74.966.830,72 58.035.700,00 3.028.298 61.063.998 73.983.598,08 12.919.600,08

S5 = 1.663.130.015,94 1.600.740.800 138.479.341 1.739.220.142 1.493.659.691,28 -245.560.450,72

S6 = -1.157.203.292,32 -1.286.614.000 -138.479.341 -1.425.093.342 -1.148.621.984,42 276.471.357,58

S7 = -1.129.300.898,78 -1.523.186.000 -138.479.341 -1.661.665.342 -528.400.141,95 1.133.265.200,05

Ergebnis des 
Vorjahres

Ist-Ergebnis des 
Haushaltsjahres

Vergleich 
Ist / Fortge-
schriebener 
Planansatz

Ansatz 
(inkl. NHPL)

übertragene 
Haushalts-

ermächtigungen 
aus Vorjahren

Fortge-
schriebener 
Planansatz

Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit
(= Zeilen 1 bis 8)

Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit
(= Zeilen 9 bis 14)

Saldo aus laufender Verwaltungstätigkeit 
(= Saldo S1 und S2)

Einzahlungen aus Investitionsbeiträgen u.ä. Entgelten für 
Investitionstätigkeit

Einzahlungen aus Investitionstätigkeit 
(= Zeilen 15 bis 19)

Auszahlungen für den Erwerb von Grundstücken und 
Gebäuden

Auszahlungen für den Erwerb von immateriellem und 
beweglichem Sachvermögen

Auszahlungen aus Investitionstätigkeit 
(= Zeilen 20 bis 25)

Saldo aus Investitionstätigkeit 
(= Saldo S4 und S5)

Finanzierungsmittelüberschuss/-fehlbetrag 
(= Saldo S3 und S6)



Gesamtfinanzrechnung

2021

Ein- und Auszahlungsarten

Gesamtermächtigung des Haushaltsjahres

Euro Euro Euro Euro Euro Euro

1 2 2a 2b 3 4

26a + Einzahlungen aus der Aufnahme von Krediten 939.200.000,00 1.200.000.000 0 1.200.000.000 0,00 -1.200.000.000,00

26b + 0 0 0 0 0 0,00

26c + 0 0 0 0 0 0,00

S8 = 939.200.000 1.200.000.000 0 1.200.000.000 0 -1.200.000.000,00

27a - Auszahlungen für die Tilgung von Krediten 30.902.299,35 37.634.600 0 37.634.600 37.644.658,59 10.058,59

27b - 0 0 0 0 0 0,00

S9 = 30.902.299,35 37.634.600 0 37.634.600 37.644.658,59 10.058,59

S10 = 908.297.700,65 1.162.365.400 0 1.162.365.400 -37.644.658,59 -1.200.010.058,59

S11 = -221.003.198,13 -360.820.600 -138.479.341 -499.299.942 -566.044.800,54 -66.744.858,54

28 + Einzahlungen aus der Auflösung von Liquiditätsreserven 0 0 0 0 0 0,00

29 - Auszahlungen für die Bildung von Liquiditätsreserven 0 0 0 0 0 0,00

S12 = 0 0 0 0 0 0,00

30 + 0 0 0 0 0 0,00

31 - Auszahlungen für die Tilgung von Kassenkrediten 0 0 0 0 0 0,00

32 + 116.678.245,25 -111.709.140,84

33 - -204.392,24 -4.697.779,59

S13 = 116.882.637,49 0 0 0 -107.011.361,25

34 + 1.111.218.284,74 998.927.684 998.927.684 998.927.684,05 

S14 = 1.007.097.724,10 638.107.084 499.627.742 325.871.522,26

+ Einzahlungen rechtlich selbständige Stiftungen 20.248.692,56 22.195.546,44

- Auszahlungen rechtlich selbständige Stiftungen 28.418.732,61 29.363.573,52

= Saldo rechtlich selbständige Stiftungen -8.170.040,05 -7.168.027,08

= Bestand an Finanzmitteln inkl. Stiftungen 998.927.684,05 318.703.495,18

+ noch nicht zugeordnete Beträge **) 0 0

= 998.927.684,05 318.703.495,18

Nachrichtlich: Differenzierung der Tilgung von Krediten für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen

Konto Bezeichnung

Umschuldung 243.042.000,00 0 0 0 783.800.000,00

ordentliche Tilgung 30.901.790,96 0 0 0 37.632.386,13

außerordentliche Tilgung 508,39 0 0 0 12.272,46

Die Stiftungen o.e.R. sind in den Werten enthalten 

*) Der Bestand an liquiden Mitteln/Finanzmitteln ist in der Bilanz ersichtlich und setzt sich wie folgt zusammen: 

Summen BANK-Konten der Bilanz 31.12.21 31.12.20 Abweichung 
Summe: 2.4.1.1 Einlagen bei Banken und Kreditinstituten 246.064.843,50 930.229.694,62 -684.164.851,12
Summe: 2.4.2.1 Bargeld / Kassenbestand 978.691,22 1.524.667,53 -545.976,31
Summe: 2.4.2.2 Handkassenvorschüsse 1.752.500,46 1.717.184,60 35.315,86
Summe: 2.4.2.3 Wechselgeldvorschüsse 131.487,00 112.607,50 18.879,50
Summe: 2.4.3 Bank- und Kassenverrechnungskonten 0,00 0,00 0,00
Summe Hoheitsbereich 248.927.522,18 933.584.154,25 -684.656.632,07
Summe: 2.4.1.2 Einlagen bei Banken und Kreditinstituten – Stiftungen *** 14.775.973,00 10.343.529,80 4.432.443,20
Summe Hoheitsbereich + Stiftungen 263.703.495,18 943.927.684,05 -680.224.188,87
+Schuldscheindarlehen Stadtkasse 55.000.000,00 55.000.000,00 0,00
+Beträge auf weiteren Konten mit Bankcharakter 0,00 0,00 0,00
Gesamtsumme 318.703.495,18 998.927.684,05 -680.224.188,87

**) Beträge, die in FI verbucht sind, aber in der Finanzrechnung noch nicht der korrekten Finanzposition zugeordnet sind

***) Beinhaltet den Stiftungen eindeutig zuordenbare liquide Mittel. Der Restbestand der liquiden Mittel der Stiftungen befindet sich durch den Kassenverbund im Hoheitshaushalt.

Ergebnis des 
Vorjahres

Ist-Ergebnis des 
Haushaltsjahres

Vergleich 
Ist / Fortge-
schriebener 
Planansatz

Ansatz 
(inkl. NHPL)

übertragene 
Haushalts-

ermächtigungen 
aus Vorjahren

Fortge-
schriebener 
Planansatz

Einzahlungen aus der Kreditaufnahme wirtschaftlich 
vergleichbaren Vorgängen

Einzahlungen aus Schuldendiensthilfen zur Tilgung von 
Krediten

Einzahlungen aus Finanzierungstätigkeit 
(= Zeilen 26a bis 26c)

Auszahlungen für die Tilgung von der Kreditaufnahme 
wirtschaftlich vergleichbaren Vorgängen

Auszahlungen aus Finanzierungstätigkeit 
(= Zeilen 27a und 27b)

Saldo aus Finanzierungstätigkeit 
(= Saldo S8 und S9)

Finanzmittelüberschuss/-fehlbetrag 
(= Saldo S7 und S10)

Saldo aus der Inanspruchnahme von Liquiditätsreserven 
(= Saldo Zeilen 28 und 29)

Einzahlungen aus der Aufnahme von Krediten zur 
Liquiditätssicherung (Kassenkredite)

Einzahlungen fremder Finanzmittel / 
durchlaufender Posten

Auszahlungen fremder Finanzmittel / 
durchlaufender Posten

Saldo aus nicht haushaltswirksamen Vorgängen 
(= Saldo S12 bis Zeile 33)

Anfangsbestand an Finanzmitteln 
= Liquide Mittel zum 01.01.

Bestand an Finanzmitteln am Ende des Haushaltsjahres 
= Liquide Mittel
(= Saldo S11, S13 und Zeile 34)

bereinigter Endbestand an Finanzmitteln am Ende des 
Haushaltsjahres *)
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Ergebnisse und Empfehlungen aus unterjährigen Prüfungen 
(vorgelegt im Rechnungsprüfungsausschuss vom 19.07.2022 bis 16.05.2023) 

 

In der Anlage werden Prüfungserkenntnisse dargestellt, die bereits Gegenstand der unterjähri-

gen Sitzungen des Rechnungsprüfungsausschusses waren. 

 

 

Referat für Bildung und Sport 

Aspekte bei Zuwendungen im Rahmen der Sportförderung - Teilbericht 3 

 

Prüfungsgegenstand und Zielsetzung 

Die Landeshauptstadt München unterstützt als freiwillige Aufgabe des eigenen Wirkungskrei-

ses den Sport in der Stadt mit unterschiedlichen Maßnahmen. Teil 3 des Berichts erweitert die 

Prüfung schwerpunktmäßig um den Aspekt, ob bei der Förderung der Anmietung von Sportan-

lagen bei Dritten gemäß § 14 der Sportförderrichtlinien die Höhe der gewährten Förderbeträge 

den Vorgaben entspricht und das Subsidiaritätsprinzip hinreichend berücksichtigt werden 

kann. Hierzu wurden neben den Förderunterlagen des Sportamts insbesondere die Unterlagen 

der Vereine geprüft. 

 

Ziel der Prüfung war es, dazu beizutragen, dass Voraussetzungen geschaffen sind, dass 

• die Landeshauptstadt München die bestimmungsgemäße Verwendung der Förderbe-

träge durch Einsicht in die Bücher und Belege der Förderungsempfänger nachvollzie-

hen kann. 

• die Sportförderrichtlinien nachvollziehbar angewandt werden können. 

• die Höhe der gewährten Förderbeträge den Vorgaben der Sportförderrichtlinien ent-

spricht. 

• das Subsidiaritätsprinzip bei der Förderung angemessen berücksichtigt werden kann. 

 

Prüfungsergebnisse und -empfehlungen 

Im Schwimm- und Tauchsport sowie in der Leichtathletik fehlt die rechtliche Grundlage, um die 

Prüfung der zweckentsprechenden Verwendung der hingegebenen Mittel durch Einsicht-

nahme in die Bücher und Belege der Förderungsempfänger vornehmen zu können. Aus den 

vom Sportamt vorgelegten Unterlagen zu den geprüften Vereinen geht nicht hervor, dass es 

bei der Förderung der Anmietung von Eisflächen weitere Zuwendungen von Dritten bei der Er-

mittlung des verbleibenden ungedeckten Aufwands berücksichtigt hat. Nach dem Wortlaut des 

§ 14 Abs. 4 Nr. 2 Satz 2 der Sportförderrichtlinien sind zur Bestimmung des verbleibenden un-

gedeckten Aufwands von den Mietkosten Zuwendungen von dritter Seite abzuziehen. Die 

Sportförderrichtlinien enthalten in § 2 Abs. 5 Satz 1 eine weitere Regelung zum Subsidiaritäts-

prinzip. Bei dieser handelt es sich um eine allgemeine Regelung für Förderungen der Landes-

hauptstadt München gemäß den Sportförderrichtlinien. Demnach sind „zunächst nachweislich 

alle anderen realistischen Förderungs- oder Einnahmemöglichkeiten im Zusammenhang mit 

der zu fördernden Maßnahme (hier: Anmietung von Eisflächen) auszuschöpfen und vorrangig 

als Deckungsmittel einzusetzen. 

 

Das Sportamt sollte künftig für alle Förderungen gemäß § 14 der Sportförderrichtlinien Förder-

bescheide erlassen. Damit wird die rechtliche Grundlage für die Prüfung der zweckentspre-

chenden Verwendung der hingegebenen Mittel durch Einsichtnahme in Bücher und Belege der 

Förderungsempfänger geschaffen. Das Sportamt sollte prüfen, wie es künftig im Rahmen der 

Förderungen gemäß § 14 der Sportförderrichtlinien Zuwendungen bei der Ermittlung des ver-

bleibenden ungedeckten Aufwands berücksichtigen kann. Zur hinreichenden Konkretisierung 

und Berücksichtigung des Subsidiaritätsprinzips sollte in § 14 Abs. 4 Nr. 2 Satz 2 der Sportför-

derrichtlinien neben den genannten Zuwendungen die weiteren Einnahmemöglichkeiten, wie 

in § 2 Abs. 5 Satz 1 der Sportförderrichtlinien enthalten, aufgenommen werden. Dies könnte 

Auswirkungen auf künftige Förderhöhen haben. 
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Mit den Ergebnissen des Prüfberichts besteht Einverständnis. Die Empfehlungen sollen ent-

sprechend umgesetzt und unter anderem auch eine Änderung der Sportförderrichtlinien, wie 

empfohlen, herbeigeführt werden. 

 

(Sitzung des Rechnungsprüfungsausschusses am 19.07.2022) 

 

 

Kommunalreferat 

Vergabe von Bauleistungen mit dem eVergabe-System 

 

Prüfungsgegenstand und Zielsetzung 

Gegenstand der Prüfung war die Vergabe von Bauleistungen mit dem eVergabe-System. Zu 

diesem Zweck wurden 5 Vergabeverfahren des Kommunalreferats ausgewählt, die elektro-

nisch abgewickelt und in verschiedenen Verfahrensarten durchgeführt wurden.  

Mit der Prüfung leisten wir einen Beitrag dazu, dass die mit dem eVergabe-System durchge-

führten Ausschreibungen von Bauleistungen transparent dokumentiert und alle relevanten Ent-

scheidungen nachvollziehbar begründet sind. Dies betrifft sämtliche Verfahrensschritte von der 

Auftragswertschätzung bis zur Auftragserteilung und umfasst auch die Kommunikation mit den 

Bietern. 

 

Prüfungsergebnisse und -empfehlungen 

Bei der Vergabe von Bauleistungen mit dem eVergabe-System wird standardmäßig auf die 

Formulare des Vergabehandbuchs Bayern zurückgegriffen. Die im eVergabe-System hinter-

legten Formblätter waren bei den geprüften Vergabeeinheiten teilweise nicht aktuell. Die spe-

zifischen Modifikationen der Landeshauptstadt München zu den Standardformularen wurden 

bei den Ausschreibungen nicht durchgängig berücksichtigt. Der Abruf aller erforderlichen aktu-

ellen Formblätter der Landeshauptstadt München bzw. der städtischen Modifikationen sollten 

für die Vergabe-Sachbearbeiter*innen an zentraler Stelle, z. B. im Intranet, jederzeit gewähr-

leistet sein, um eine einheitliche und rechtssichere Vorgehensweise bei der Zusammenstel-

lung der Vergabeunterlagen zu ermöglichen. 

Die Kommunikation zwischen Kommunalreferat und den Bietern erfolgte bei 3 Vergabeeinhei-

ten nicht durchgängig über das eVergabe-System. Dadurch war der Datenaustausch - insbe-

sondere der Nachweis des fristgerechten Eingangs von (nach-)geforderten Bieterunterlagen - 

nicht im eVergabe-System nachvollziehbar. Beispielsweise wurde auskunftsgemäß die Nach-

forderung bzw. Angebotsaufklärung außerhalb des eVergabe-Systems durchgeführt. Für den 

Austausch von Daten und Informationen sollte auch bei unterschwelligen Vergabeverfahren 

bevorzugt die elektronische Kommunikationsmöglichkeit über das eVergabe-System genutzt 

werden, da dadurch der Ein- und Ausgang von Bietermitteilungen automatisiert dokumentiert 

wird.  

Die Ablage von externen Dokumenten erfolgte bei den geprüften Vergabeverfahren uneinheit-

lich und teilweise auch außerhalb des eVergabe-Systems, z. B. in Papierform beim Fachbe-

reich. Mangels zentraler Vorgaben liegt das ergänzende Hochladen von Dokumenten derzeit 

im pflichtgemäßen Ermessen der/ des jeweiligen Vergabeverantwortlichen. Es sollte ein stadt-

weiter oder zumindest referatsinterner Standard über den Umfang der im eVergabe-System 

abzulegenden Dokumente entwickelt werden. Da die vom Auftraggeber zur Verfügung gestell-

ten Vergabeunterlagen über das eVergabe-System abgewickelt werden, bietet eine vollstän-

dige digitale Ablage und Archivierung über das eVergabe-System hinsichtlich Übersichtlichkeit 

und Reduzierung von Materialverbrauch Vorteile gegenüber einer Papierlösung oder einer de-

zentralen Ablage an verschiedenen Stellen. Dabei sind Aspekte der Datensicherheit und der 

langfristigen Datenspeicherung zu berücksichtigen. 

 

Das Kommunalreferat folgt den Empfehlungen. 

 

(Sitzung des Rechnungsprüfungsausschusses am 19.07.2022) 
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Baureferat 

Abwicklung von Nachträgen bei Hochbaumaßnahmen 

 

Prüfungsgegenstand und Zielsetzung 

Nachträge stellen ein erhöhtes Risiko für die Wirtschaftlichkeit der Baumaßnahme dar, da die 

zusätzlichen / geänderten Leistungen in der Regel nicht erneut im Wettbewerb ausgeschrie-

ben werden. Die Vergütung der geänderten oder zusätzlichen Leistung basiert auf den Preisen 

des ursprünglichen Leistungsverzeichnisses  mit entsprechenden Mehrkosten für die geän-

derte oder zusätzliche Leistung. Somit ist eine Vermeidung bzw. Minimierung von Nachtrags-

forderungen essenziell für die Budgeteinhaltung der Baumaßnahme.  

 

Geprüft wurden insgesamt 59 Nachtragsforderungen bei 12 städtischen Hochbaumaßnahmen. 

Hierbei wurde ausschließlich das Gewerk Trockenbauarbeiten geprüft.  

 

Mit der Prüfung soll ein Beitrag geleistet werden, dass das Risiko von Nachtragsforderungen 

minimiert wird und die am Bau Beteiligten für die ordnungsgemäße Prüfung von Nachtragsfor-

derungen sensibilisiert werden. 

 

Prüfungsergebnisse und -empfehlungen 

Der Abgleich der Positionen in den Nachtragsforderungen mit denen im ursprünglichen Leis-

tungsverzeichnis durch das Revisionsamt ergab, dass in der Vorabprüfung durch den externen 

Fachplaner die Nachtragspositionen, die bereits im Leistungsverzeichnis enthalten sind er-

kannt und vom Baureferat nicht doppelt beauftragt wurden.  

Bei den [...] 3 Maßnahmen wurde kein neuer Einheitspreis auf Basis der Änderungen des 

Mengenansatzes vereinbart. Die Abrechnung der Leistung erfolgte mit den ursprünglichen 

Leistungsverzeichnis-Preisen. Es liegt keine Prüfung und Begründung vor, weshalb kein neuer 

Einheitspreis vereinbart wurde, obwohl die Mengenansätze um bis zu 1.250 % überschritten 

wurden. Die Prüfung der Voraussetzungen nach Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleis-

tungen, Teil B – Allgemeine Vertragsbedingungen für die Ausführung von Bauleistungen im 

Hinblick auf eine mögliche Anpassung des Einheitspreises bei einer Mengenüberschreitung 

von mehr als 10 % sollte dokumentiert werden.  

Von den 12 vereinbarten Nachträgen hätten die Leistungen von 10 Nachträgen grundsätzlich 

zum Zeitpunkt der Erstellung des Leistungsverzeichnisses bekannt sein müssen. Folglich hät-

ten diese Leistungen mit ausgeschrieben werden können und wären somit dem Wettbewerb 

unterstellt gewesen. Um wirtschaftliche Preise zu erzielen sollte darauf geachtet werden, dass 

sämtliche Leistungen, die für die Erbringung der Gesamtleistung notwendig sind im Leistungs-

verzeichnis enthalten sind und so dem Wettbewerb unterstellt werden. Die genannten Men-

genansätze in den Nachtragsforderungen sollten exakt auf Plausibilität und Höhe kontrolliert 

werden. 

Bei keiner der Abweichungen der Auftragssummen von den Abrechnungssummen aus der 

Schlussrechnung lag eine Dokumentation vor. Bei Abweichung von den beauftragten Sum-

men, sollte eine Dokumentation über den Grund erfolgen, um die Kostenkontrolle im Nach-

gang sicher stellen zu können.  

 

Das Baureferat Hochbau folgt den Empfehlungen des Berichts. 

Die internen Fortbildungsmaßnahmen werden weiterhin genutzt, die Projektleitungen bzgl. der 

Nachtragsbearbeitung wie bisher regelmäßig zu schulen und für den Bearbeitungsprozess zu 

sensibilisieren. [...] 

 

(Sitzung des Rechnungsprüfungsausschusses am 19.07.2022) 
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Stadtkämmerei 

Prüfung der CpD-Buchungen 2021 

 

Prüfungsgegenstand und Zielsetzung 

Wir haben im Rahmen der Prüfung von Aspekten des internen Kontrollsystems (IKS) den Um-

fang der Nutzung von Conto pro Diverse-Kreditorenkonten1 (CpD) bei der Landeshauptstadt 

München geprüft. Ein wichtiger Bestandteil des IKS ist die Funktionstrennung. Bei kreditori-

schen CpD-Buchungen werden die lieferantenspezifischen Angaben und die Bankverbindung 

durch dieselbe Person erfasst. Die übliche Funktionstrennung zwischen Stammdatenpflege 

und Verbuchung findet bei CpD-Buchungen nicht statt. Die Prüfung der kreditorischen CpD-

Buchungen im Jahresabschluss 2010 und 2015 zeigte, dass bei der Landeshauptstadt Mün-

chen keine Verfahrensanweisung und kein Betragslimit für CpD-Buchungen existieren.2 Der 

Rechnungsprüfungsausschuss hat seinerzeit empfohlen, dass die Stadtkämmerei eine Verfah-

rensanweisung erlässt und ein Betragslimit von zum Beispiel 1.000 Euro je kreditorischer 

CpD-Buchung festlegt. Die Stadtkämmerei hat in 2018 die „Verfahrensanweisung zum Um-

gang mit CpD-Kreditoren“ erstellt und den Referaten bekanntgegeben. In dieser wurde insbe-

sondere eine Betragsgrenze in Höhe von 1.000 Euro für CpD-Buchungen festgelegt. 

 

Insgesamt wurden im Jahr 2021 über alle Referate hinweg 10.860 CpD-Zahlungen mit einem 

Gesamtbetrag in Höhe von 2.006.833,36 Euro getätigt.  

 

Ziel der Prüfung war es festzustellen, inwieweit die Verfahrensanweisung der Stadtkämmerei 

zum Umgang mit CpD-Kreditoren von den Referaten umgesetzt wurde. Hierzu haben wir ge-

prüft, ob die getätigten CpD-Buchungen den darin genannten Voraussetzungen entsprechen 

oder von einer der vorgesehenen Ausnahmen gedeckt sind. Darüber hinaus haben wir mittels 

einer systemischen Prüfung über alle Buchungskreise die Buchungen auf kreditorischen CpD-

Konten im Geschäftsjahr 2021 insbesondere im Hinblick auf das CpD-Buchungsvolumen und 

die Vollständigkeit und Ordnungsmäßigkeit der Datenerfassung überprüft. 

 

Prüfungsergebnisse und -empfehlungen 

Auf die beiden Ausnahmegenehmigungen für Wahlhelferentschädigungen und die Rückzah-

lung überschüssiger Sterbegeldversicherungen der Verfahrensanweisung der Stadtkämmerei 

zum Umgang mit CpD-Kreditoren entfielen in 2021 insgesamt 89,4 Prozent des Gesamtbe-

trags und 83,9 Prozent aller CpD-Buchungen. 

Von den übrigen 1.747 CpD-Buchungen gab es 24 CpD-Buchungen über der festgelegten Be-

tragsgrenze von 1.000 Euro. Diese CpD-Buchungen hatten einen Gesamtbetrag von 

91.736,54 Euro, es wäre hier jeweils ein regulärer Kreditorenstammsatz zu verwenden gewe-

sen. 

 

Die Stadtkämmerei sollte die Referate darauf hinweisen, dass für kreditorische CpD-Buchun-

gen die Verfahrensanweisung einzuhalten ist, insbesondere im Hinblick auf die Betragsgrenze 

von 1.000 Euro. 

 

Die Stadtkämmerei wird die Empfehlungen umsetzen bzw. prüfen. 

 

(Sitzung des Rechnungsprüfungsausschusses am 19.07.2022) 

 

 

 

 

 
1 Bei CpD-Kreditorenkonten (Conto pro Diverse) handelt es sich um Kreditorensammelstammsätze. In diesen Sammelstammsät-

zen werden im Gegensatz zu herkömmlichen Kreditorenstammsätzen keine lieferantenspezifischen Daten gespeichert, da das 
Konto für mehrere Geschäftspartner (Personen oder Unternehmen) genutzt wird. 
2 Prüfbericht „Kreditorenstammdaten im Rahmen der Prüfung des Jahresabschlusses 2010“ (Aktenzeichen: 

9632.0_PG1_011_11); Prüfbericht „Prüfung von Aspekten des Internen Kontrollsystems im Rahmen des Jahresabschluss 2015; 
Verwendung kreditorischer CPD-Konten“ Aktenzeichen: 9632.0_PG1_005_16. 
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GWG Städtische Wohnungsgesellschaft München mbH 

Vergabe von Architekten- und Ingenieurleistungen -  

Teilbericht 4b: Lph 6-9 Theodor-Kitt-Straße 22 

 

Prüfungsgegenstand und Zielsetzung 

Implementierung und Einhaltung der relevanten Normen und internen Regelungen zum Verga-

berecht – hier Vergabe von „Freiberuflichen Leistungen“ – und stichprobenartige Prüfung der 

Vergabepraxis zur Baumaßnahme Theodor-Kitt-Straße 22 bei der GWG Städtische Woh-

nungsgesellschaft München mbH (GWG).  

 

Erarbeitung von Potentialen, die den Vergabeprozess, die Dokumentation zu Vergabeent-

scheidungen und einen sicheren Zugriff auf wesentliche Dokumente (alle entscheidungs- und 

aktenrelevanten Unterlagen und Prozessschritte) im Rahmen der Vorbereitung und Vergabe 

der Objektplanung Gebäude Leistungsphasen 6-9 betreffen. Dies sind Verbesserungspotenti-

ale bezüglich  

• Nachvollziehbarkeit von (Vergabe-)Entscheidungen, 

• Transparenz und Gleichbehandlung von Bewerbern und Bietern im Rahmen der ablau-

fenden Prozessschritte in den Stufen 1 (Teilnahmewettbewerb) und 2 (Verhandlungs-

verfahren) des Vergabeverfahrens. 

Das soll ermöglichen 

• Prozesse u. a. der Vorbereitung und Durchführung von Vergaben und der jeweiligen 

Dokumentation vergaberelevanter Unterlagen zu optimieren und mittels einheitlicher 

Regelungen und Mustervorlagen auf Basis der Prüfergebnisse und Empfehlungen zu 

vereinheitlichen, 

• einen schnellen Überblick zu Vergabeunterlagen und Vergabevermerken im Bedarfsfall 

zu erhalten, 

• in der Folge Vergabeentscheidungen auf Basis der festgelegten Dokumentation jeder-

zeit nachvollziehen zu können und Risiken in Bezug auf Verstöße gegen das Vergabe-

recht zu reduzieren, 

• die Vergabepraxis durch die Darlegung relevanter Aspekte zu unterstützen. 

 

Prüfungsergebnisse und -empfehlungen 

Bei Einleitung des Verfahrens zur Vergabe war die in den Geschäftsprozessen angeführte 

Verdingungsordnung für freiberufliche Leistungen (VOF) bereits seit fast 2 Jahren außer Kraft 

und folglich nicht mehr anzuwenden. Die internen Geschäftsprozesse waren noch nicht in Be-

zug auf die eVergabe und die Entwicklung des Vergaberechts aktualisiert und angepasst. Es 

wurden keine Regelungen vorgelegt, wie die Befüllung der Vergabeplattform angedacht bzw. 

geplant war. Die Register der Vergabeplattform weisen Widersprüchlichkeiten zu den darge-

stellten Inhalten, aber auch zu den Auswertungsergebnissen, die das System automatisch ge-

neriert, auf. Es kann nicht nachvollzogen werden, dass die richtige Verfahrensart gewählt 

wurde. Die Revision verweist auf mögliche rechtliche Folgen (z. B. Zurückversetzung des 

Vergabeverfahrens). Die Formvorschriften für Angebote wurden nicht eingehalten: Es lagen 

keine wertbaren Angebote vor, auf die ein Zuschlag erteilt werden konnte. Dies birgt das Ri-

siko, dass im Falle einer Rüge das Vergabeverfahren zurückgesetzt wird und die Angebotsab-

gabe wiederholt werden muss. Des Weiteren besteht das Risiko, dass Fördergelder bei Feh-

lern im Vergabeverfahren zurückgefordert werden können. Die den Bietern bekannt gegebe-

nen Zuschlagskriterien stimmten nicht vollumfänglich mit dem von der Jury verwendeten „Be-

wertungsbogen“ des Verhandlungsverfahrens und den darin aufgeführten Kriterien und Unter-

kriterien überein, auf dessen Grundlage der erfolgreichste Bieter ermittelt wurde. Der Zeitpunkt 

einer erfolgten Zuschlagserteilung konnte seitens der GWG nicht nachgewiesen werden. Die 

GWG konnte den im Vergabeprozess geforderten jeweils zeitnah fortlaufend fortzuschreiben-

den Vergabevermerk zur Baumaßnahme nicht digital auf der Vergabeplattform vorlegen. 

 

Um ein möglichst risikoarmes und korrektes Vergabeverfahren durchführen zu können, sollten 

die Geschäftsprozesse zur Durchführung der Vergabeverfahren auf den jeweils geltenden 
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gesetzlichen Grundlagen und Normen basieren und auf aktuellem Stand gehalten werden. 

Diese Geschäftsprozesse sollten auch in Bezug auf die eVergabe auf den jeweils geltenden 

gesetzlichen Grundlagen und Normen basieren. Die GWG sollte zu allen Registern/Button der 

Vergabeplattform die nicht verständlichen Inhalte bzw. automatisch generierte Antworten in 

Bezug auf die eigene Verständlichkeit und Logik prüfen. Es sollte nachvollzogen werden kön-

nen, dass die richtige Verfahrensart gewählt wurde, um mögliche rechtliche Risiken (z. B. Zu-

rückversetzung des Vergabeverfahrens) zu reduzieren. Es ist darauf zu achten, dass wertbare 

Angebote abgegeben werden, auf die ein Zuschlag erteilt werden kann. Die Formvorschriften 

für Angebote sind detailliert einzuhalten, um die Risiken einer Rüge und Rückversetzung des 

Vergabeverfahrens und die Wiederholung einer Angebotsabgabe zu vermeiden. Auch dem Ri-

siko der Rückforderung von Fördergeldern bei Fehlern im Vergabeverfahren ist durch entspre-

chende Maßnahmen gegenzusteuern. Es ist darauf zu achten, dass die bekannt gegebenen 

Zuschlagskriterien/Unterkriterien für die Präsentation und Bewertung der Bieter mit dem von 

der Jury verwendeten „Bewertungsbogen“ und den darin aufgeführten Kriterien im Verhand-

lungsverfahren übereinstimmen. Die Bindefrist und damit einzuhaltende Termine sind wegen 

der Folgewirkung, dass die Angebote mit Fristablauf nicht mehr existent sind, mit geeigneten 

Mitteln zu verfolgen und die notwendigen Aktivitäten einzuleiten. Die Beschäftigten, die Verga-

bevermerke erstellen, sind darauf hinzuweisen, dass diese jeweils zeitnah, fortlaufend, nach-

vollziehbar, vollständig erstellt und bis zum Ende des Vergabeprozesses fortgeschrieben wer-

den müssen und sämtliche begründenden Anlagen beizulegen/zu integrieren sind. 

 

Die GWG Städtische Wohnungsgesellschaft München mbH hat die Empfehlungen des Be-

richts detailliert beantwortet bzw. kommentiert und die inzwischen eingeleiteten Verbesserun-

gen dargelegt. 

 

(Sitzung des Rechnungsprüfungsausschusses am 19.07.2022) 

 

 

Stadtkämmerei 

Plausibilitätsbeurteilung und analytische Prüfung des Anlagevermögens zum 

31.12.2021 

 

Prüfungsgegenstand und Zielsetzung 

Gegenstand dieses Berichts ist die Prüfung des unter der Bilanzposition 1.1 „Immaterielle Ver-

mögensgegenstände“ zum Stichtag 31.12.2021 ausgewiesenen Bilanzwerts in Höhe von 

990.913.172,50 Euro bzw. des unter der Bilanzposition 1.2 „Sachanlagen“ ausgewiesenen Bi-

lanzwerts von 15.918.122.387,04 Euro auf der Grundlage von analytischen Prüfungshandlun-

gen als Teil des risikoorientierten Prüfungsansatzes. Einzelne Prüfungshandlungen beziehen 

auch die Bilanzpositionen 1.3 „Finanzanlagen“ mit einem Bilanzwert von 8.629.155.317,28 

Euro und 1.4 „Besonderes Anlagevermögen – Treuhandvermögen“ mit einem Bilanzwert von 

1.744.485,81 Euro ein. 

Es handelt sich dabei um eine systemgestützte Prüfung über den gesamten Bestand des An-

lagevermögens. 

Zusätzlich haben wir eine risikoorientierte Stichprobe als Grundlage für Einzelfallprüfungen 

ausgewählt, die einen weiteren Bestandteil des risikoorientierten Prüfungsansatzes darstellt. 

 

Die korrekte und vollständige Abbildung des Anlagevermögens ist von besonderer Bedeutung 

• im Hinblick auf die Informations- und Dokumentationsfunktion 

• für die Ermittlung der Abschreibungsbeträge und 

• für Steuerungszwecke. 

Wir haben auf der Grundlage von analytischen Prüfungshandlungen einen Beitrag geleistet, 

dass der Bilanzausweis der Bilanzpositionen 1.1 und 1.2 des Anlagevermögens unter Beach-

tung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen ent-

sprechendes Bild der Vermögenslage vermittelt. Mit der analytischen Prüfung können 
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Auffälligkeiten ermittelt werden, die unter anderem eine Grundlage für Einzelfallprüfungen dar-

stellen. 

 

Prüfungsergebnisse und -empfehlungen 

Zwischen der Anlagenbuchhaltung (Nebenbuch) und der Finanzbuchhaltung (Hauptbuch) be-

stehen in Bezug auf die Bilanzpositionen 1.1 „Immaterielle Vermögensgegenstände“, 1.2 

„Sachanlagen“ und 1.3 „Finanzanlagen“ (ohne Ausleihungen, Wertpapiere des Anlagevermö-

gens) keine Differenzen. 

Die Bilanzwerte des Anlagevermögens auf Basis des veröffentlichten Jahresabschlusses 2021 

stimmen mit den Sachkonten aus SAP ERP (Hauptbuch) überein. 

Die Verrechnungskonten zwischen der Anlagenbuchhaltung und der Einnahmebuchhaltung für 

Anlagenabgänge mit Erlös sind zum 31.12.2021 richtigerweise ausgeglichen. 

 

Die Stadtkämmerei folgt den Empfehlungen des Revisionsamts. 

 

(Sitzung des Rechnungsprüfungsausschusses am 19.10.2022) 

 

 

Stadtkämmerei 

Finanzrechnung des Geschäftsjahres 2021 

 

Prüfungsgegenstand und Zielsetzung 

Gegenstand dieses Berichts ist die Prüfung des in der Finanzrechnung ausgewiesenen Fi-

nanzmittelbestands zum Ende des Haushaltsjahres 2021 in Höhe von 318.703.495,18 Euro 

auf der Grundlage von analytischen Prüfungshandlungen als Teil des risikoorientierten Prü-

fungsansatzes. 

In einer weiteren Prüfungshandlung haben wir geprüft, ob die in den Teilfinanzrechnungen und 

der Gesamtfinanzrechnung in SAP ausgewiesenen Einzahlungen und Auszahlungen mit den 

Angaben im veröffentlichten Jahresabschluss 2021 übereinstimmen. 

Die Finanzrechnung erfasst die realisierten Zahlungsströme (Cash-Flows) innerhalb eines 

Rechnungsjahrs, das heißt die tatsächlich eingegangenen bzw. geleisteten Einzahlungen und 

Auszahlungen. Die Finanzrechnung ist Teil des doppischen Jahresabschlusses. 

Wir haben u.a. auf der Grundlage von analytischen Prüfungshandlungen einen Beitrag dazu 

geleistet, dass die Einzahlungen und Auszahlungen der Finanzrechnung in SAP mit den Anga-

ben im veröffentlichten Jahresabschluss übereinstimmen und dass der Finanzmittelendbe-

stand der Finanzrechnung mit den liquiden Mitteln der Vermögensrechnung (Bilanz) überein-

stimmt. 

 

Prüfungsergebnisse und -empfehlungen 

Es bestehen keine Differenzen zwischen den in den Teilfinanzrechnungen und der Gesamtfi-

nanzrechnung in SAP ausgewiesenen Einzahlungen und Auszahlungen und den Angaben im 

veröffentlichten Jahresabschluss 2021. 

Die Kassenkredite sind fälschlicherweise nicht unter den „Einzahlungen aus der Aufnahme 

von Kassenkrediten“ und den „Auszahlungen für die Tilgung von Kassenkrediten“ und damit 

nicht in der Finanzrechnung ausgewiesen. Da die Summe der Aufnahmen und die Summe der 

Tilgungen der unterjährig aufgenommenen Kassenkredite in gleicher Höhe erfolgte, haben 

sich die beiden Finanzrechnungspositionen saldiert, so dass sich keine Auswirkungen auf das 

Gesamtergebnis der Finanzrechnung ergeben. 

Der Endbestand der liquiden Mittel nach der Finanzrechnung entspricht mit 318.703.495,18 

Euro dem in der Vermögensrechnung ausgewiesenen Endbestand für die liquiden Mittel. Es 

liegen für das Geschäftsjahr 2021 keine nicht zugeordneten Beträge3 vor. 

 

 
3 Es handelt sich hierbei um Beträge, die in der Finanzbuchhaltung verbucht sind, aber in der Finanzrechnung noch nicht der kor-

rekten Finanzposition zugeordnet sind. 
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Die Einzahlungen aus der Aufnahme von Kassenkrediten sowie die Auszahlungen für die Til-

gung von Kassenkrediten werden künftig in der Finanzrechnung ausgewiesen. 

Die Stadtkämmerei sollte weiterhin darauf hinwirken, dass der Endstand der Liquiden Mittel in 

der Vermögensrechnung der Landeshauptstadt München mit der Finanzrechnung überein-

stimmt. 

 

Die Stadtkämmerei folgt den Empfehlungen des Revisionsamts. 

 

(Sitzung des Rechnungsprüfungsausschusses am 19.10.2022) 

 

 

Personal- und Organisationsreferat 

Dokumentation der gezahlten Erstattungen für Outbounds 

 

Prüfungsgegenstand und Zielsetzung 

Als „Outbounds“ werden Fälle bezeichnet, bei denen die Landeshauptstadt München noch an-

teilig die Kosten des Ruhegehalts zu tragen hat. Im Jahr 2019 wurden 32 Millionen € an Er-

stattungen gezahlt. Da die Daten aus der für diese Sachbearbeitung genutzten Vabl-Daten-

bank für die Berechnung des Rückstellungsbedarfs für Pensionen verwendet wird, besteht das 

Risiko, dass diese nicht auf korrekter Grundlage erfolgt. 

Ziel der Prüfung war es, unter anderem einen Beitrag dazu zu leisten, dass die Voraussetzun-

gen für ein möglichst sicheres Verfahren bei der Sachbearbeitung der Erstattung geschaffen 

werden und die Qualität künftiger Jahresabschlüsse erhöht werden kann. 

 

Prüfungsergebnisse und -empfehlungen 

Zum Zeitpunkt der Prüfung lag keine Funktionstrennung zwischen der Sachbearbeiterstelle 

und der für die Prüfung der Sachbearbeitung zuständigen Stelle vor, da diese Funktionen von 

einer Beschäftigten in Personalunion wahrgenommen wurde. Um die Funktionstrennung wie-

der herzustellen, sollte die Funktion der Sachbearbeitung, sobald wie möglich, mit einer weite-

ren Person besetzt werden. 

Ein Kontrollsystem bei der Sachbearbeitung ist nicht durchgängig vorhanden. Nach Einarbei-

tung der neuen Sachbearbeitung sollte eine regelmäßige Kontrolle durch die Führungskraft 

durchgeführt werden. 

Da die vorhandene Datenbank nur aktuelle Daten enthält, ist derzeit eine Aufbewahrung von 

Unterlagen in Papier zur Nachvollziehbarkeit der Sachbearbeitung notwendig. Künftig sollte 

jedoch eine nachvollziehbare Dokumentation in der Datenbank erfolgen. 

Die fehlenden Sortier- bzw. Filterfunktionen in der Vabl-Datenbank, in der jeder Fall eingetra-

gen wird, erschweren die Sachbearbeitung und machen das Führen von Zusatzlisten erforder-

lich. POR-P4.2-IVB sollte - unter Prüfung von Wirtschaftlichkeitsaspekten - eine Datenbank 

verwenden, die eine durchgehende Sachbearbeitung ohne das Führen von Zusatzlisten er-

möglicht. 

Die Vabl-Datenbank ist derzeit für die Verwendung bei den Berechnungen der Pensionsrück-

stellungen nur bedingt geeignet, da Beträge nur in einer Summe eingetragen werden können 

und damit Hinterbliebenen in einer Höhe zugeordnet werden, die nicht zutreffend sind. Das 

Programm muss, wenn es für die Ermittlung des Pensionsrückstellungsbedarfs weiter verwen-

det werden soll, den Eintrag eines Erstattungsbetrags pro Person zulassen. 

Da eine unmittelbare Kontrolle nur beim Eintrag der Erstattungsbeträge erfolgt und weitere 

Plausibilitäten nicht systematisch geprüft werden, ist nicht sicher gestellt, dass die weitere 

Sachbearbeitung auf korrekten Daten beruht. Das für die Bearbeitung der Erstattungsfälle be-

nutzte Programm sollte Plausibilitätskontrollen enthalten, die anzeigen, wenn ein Eintrag offen-

sichtlich fehlerhaft ist. 
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Das Personal- und Organisationsreferat teilte mit Stellungnahme vom 27.06.2022 mit, dass die 

dargestellten Prüfungsergebnisse des Revisionsamtes zutreffend sind und die Empfehlungen 

auf der Basis der Prüfungsergebnisse entsprechend umgesetzt werden. 

 

(Sitzung des Rechnungsprüfungsausschusses am 19.10.2022) 

 

 

Sozialreferat, Referat für Bildung und Sport 

Ausgewählte Aspekte des Verfahrens zur Gewährung von Leistungen für Bildung und 

Teilhabe zur Teilnahme an der gemeinschaftlichen Mittagsverpflegung im Rahmen des 

Asylbewerberleistungsgesetzes 

 

Prüfungsgegenstand und Zielsetzung 

Seit dem 01.03.2015 besteht für Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene, die Leistungen 

nach dem Asylbewerberleistungsgesetz erhalten, ein Rechtsanspruch auf Bildungs- und Teil-

habeleistungen. Die Prüfung bezog sich schwerpunktmäßig auf ausgewählte Aspekte des Ver-

fahrens zur Gewährung von Leistungen für Bildung und Teilhabe zur Teilnahme an der ge-

meinschaftlichen Mittagsverpflegung im Rahmen des Asylbewerberleistungsgesetzes. Die Re-

gierung von Oberbayern erstattet der Landeshauptstadt München die notwendigen Kosten der 

nach dem Asylbewerberleistungsgesetz erbrachten Leistungen und damit in der Folge die 

Leistungen für Bildung und Teilhabe (Art. 8 Abs. 1 Satz 1 Gesetz über die Aufnahme und Un-

terbringung der Leistungsberechtigten nach dem Asylbewerberleistungsgesetz).  

Mit der Prüfung hat das Revisionsamt unter anderem dazu beigetragen, dass Voraussetzun-

gen geschaffen sind, dass 

• die Leistungen zur Teilnahme an der gemeinschaftlichen Mittagsverpflegung soweit als 

möglich aus Mitteln für Bildung und Teilhabe finanziert werden und somit eine Kosten-

erstattung durch die Regierung von Oberbayern als Kostenträger erfolgen kann und 

dadurch der städtische Haushalt entlastet werden kann. 

 

Prüfungsergebnisse und -empfehlungen 

Auf Basis der Kindertageseinrichtungsgebührensatzung wurde das Verpflegungsgeld vom Re-

ferat für Bildung und Sport für Gebührenschuldner in städtischen Einrichtungen,die Bewoh-

ner*innen einer Gemeinschaftsunterkunft sind, im Schuljahr 2019/2020 für 263 Personen und 

im Schuljahr 2020/2021 für 235 Personen auf 0,00 € ermäßigt. Bezogen auf 200 Verpfle-

gungstage können sich aus einer näherungsweisen Hochrechnung rechnerisch mögliche Kos-

ten in Höhe von 205.666,00 € für das Schuljahr 2019/2020 und in Höhe von 183.770,00 € für 

das Schuljahr 2020/2021 ergeben, die vom städtischen Haushalt getragen wurden. Die Rege-

lung in der Kindertageseinrichtungsgebührensatzung wird inhaltsgleich auf nicht städtische 

Einrichtungen mit Münchner Förderformel übertragen. Das Referat für Bildung und Sport er-

stattet den jeweiligen Einrichtungen die entstandenen Kosten. Auskunftsgemäß ist es aus den 

maßgeblichen IT-Fachverfahren nicht möglich, die Anzahl der betroffenen Gebührenschuldner 

zu ermitteln. In beiden Fällen erfolgt die grundsätzlich mögliche Erstattung der Kosten durch 

die Kostenträger der Leistungen für Bildung und Teilhabe nicht, da die Gebührenermäßigung 

für das Verpflegungsgeld auskunftsgemäß auf der Kindertageseinrichtungsgebührensatzung 

basiert und in Anwendung dieser nicht erstattet wird.  

Auskunftsgemäß wurden vom Referat für Bildung und Sport die Kosten zur Teilnahme an der 

gemeinschaftlichen Mittagsverpflegung für Schüler*innen in städtischen Tageseinrichtungen 

im Schuljahr 2019/2020 für 1460 Personen und im Schuljahr 2020/2021 für 1539 Personen 

aus Leistungen der wirtschaftlichen Jugendhilfe finanziert. Bezogen auf 200 Verpflegungstage 

können sich aus einer näherungsweisen Hochrechnung rechnerisch mögliche Kosten in Höhe 

von 1.203.040,00 € für das Schuljahr 2019/2020 und in Höhe von 1.268.136,00 € für das 

Schuljahr 2020/2021 ergeben, die vom städtischen Haushalt getragen wurden. Eine Auswer-

tung zur Anzahl der Schüler*innen in nicht städtischen Tageseinrichtungen, die für die Teil-

nahme an der gemeinschaftlichen Mittagsverpflegung Leistungen der wirtschaftlichen Jugend-

hilfe erhalten haben, ist auskunftsgemäß nicht möglich. Eine Abrechnung der vom Referat für 
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Bildung und Sport übernommenen Kosten mit dem Sozialreferat für die Personen, die An-

spruch auf Leistungen für Bildung und Teilhabe haben, konnte nicht erfolgen, da der hierfür 

notwendige Kooperationsvertrag zwischen Tageseinrichtung und Schule bisher nicht ge-

schlossen wurde. Eine Kostenerstattung durch die Kostenträger der Leistungen für Bildung 

und Teilhabe ist nicht erfolgt. 

Das Referat für Bildung und Sport sollte die Regelung in der Kindertageseinrichtungsgebüh-

rensatzung hinsichtlich der derzeitigen Ausnahmetatbestände für einen bestimmten Personen-

kreis, für den grundsätzlich Mittel für Bildung und Teilhabe zur Verfügung stehen und für die 

eine Erstattung durch die jeweiligen Kostenträger erfolgen könnte, evaluieren. Das Sozialrefe-

rat und das Referat für Bildung und Sport sollten alle Möglichkeiten zur Gewährung von Leis-

tungen für Bildung und Teilhabe zur Teilnahme an der gemeinschaftlichen Mittagsverpflegung 

für Schüler*innen in Tageseinrichtungen umfassend prüfen. Es sollte darauf hingewirkt wer-

den, dass für Schüler*innen in Tageseinrichtungen Leistungen für Bildung und Teilhabe zur 

Teilnahme an der gemeinschaftlichen Mittagsverpflegung gewährt und von den Kostenträgern 

erstattet werden können. 

 

Entsprechend den Stellungnahmen des Sozialreferats und des Referats für Bildung und Sport 

werden die Empfehlungen des Revisionsamts umgesetzt.  

 

(Sitzung des Rechnungsprüfungsausschusses am 19.10.2022) 

 

 

Referat für Gesundheit und Umwelt (ab 01.01.2021 Referat für Klima- und Umwelt-

schutz), Baureferat, Referat für Bildung und Sport, Kommunalreferat 

Vorgehensweise im Rahmen der Vorsorge gegen Innenraumschadstoffe in Neubauten 

und sanierten Gebäuden, Teilbericht 2: Aspekte der Vorsorge und Datenverwaltung für 

die Raumluftmessungen 

 

Prüfungsgegenstand und Zielsetzung 

Das Referat für Gesundheit und Umwelt, seit 01.01.2021 Referat für Klima- und Umwelt-

schutz, (RKU) lässt im Rahmen der Betreiberverantwortung in allen stadteigenen und ange-

mieteten Gebäuden Raumluftmessungen vor Inbetriebnahme durchführen. Auch bei Verdacht 

und Beschwerdeanlässen wird gemessen. Der Schwerpunkt von Teilberichts 2 liegt auf dem 

referateübergreifenden Vorgehen bei der Vorsorge gegen Innenraumschadstoffe sowie dem 

Überblick über die steuerungsrelevanten gemeinsamen Daten. Teilbericht 1 wurde dem Rech-

nungsprüfungsausschuss am 16.03.2021 vorgelegt.  

Wir haben mit der Prüfung dazu beigetragen, dass der Ablauf und die Maßnahmen zur Vor-

sorge sowie die Aufgaben geklärt sind bzw. festgelegt werden können, die Umsetzung der 

Vorgaben und Rahmenbedingungen zur Vermeidung von Schadstoffbelastungen beim Bauen 

und im Gebäudebetrieb als Daueraufgabe in allen städtischen Gebäuden durchgeführt werden 

kann, ein Gesamtüberblick über alle relevanten Daten der Raumluft- und Schadstoffuntersu-

chungen erreicht werden kann sowie die zukünftige gemeinsame Datenverwaltung mit einer 

Datenbankanwendung unterstützt werden kann. 

 

Prüfungsergebnisse und -empfehlungen 

Die gesamtstädtische Vorgehensweise bei der Vorsorge gegen Innenraumschadstoffe und 

zum Umgang mit Schadstoffen sind in keinem vorgelegten Dokument umfassend dargestellt 

sowie in keinem institutionalisierten Geschäftsprozess abgebildet. Die Richtwerte für die In-

nenraumluft haben nur einen „empfehlenden“ Charakter. Der Prozess der Überwachung von 

Nachmessungen und Kontrollmessungen ist mit den verschiedenen Bedarfsstellen nicht fest-

gelegt (Ausnahme Asbestkataster Baureferat). Das RKU, Baureferat und Referat für Bildung 

und Sport führen jeweils eigene interne Kataster mit Daten in komprimierter Form zu Raumluft- 

und Schadstoffuntersuchungen. Teilweise sind doppelte Daten zu vergleichbaren Grunddaten 

und Messungen enthalten. Ein gemeinsames Datenbankkonzept ist noch nicht erarbeitet.  
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Das RKU sollte unter Beteiligung der für die Immobilien verantwortlichen Dienststellen (Baure-

ferat, Vermieterreferate, Betreuungsreferate) ein Dokument erstellen, das die gesamtstädti-

sche Vorgehensweise bei der Vorsorge gegen Innenraumschadstoffe und zum Umgang mit 

Schadstoffen über den gesamten Lebenszyklus von Gebäuden regelt. Die städtischen Vorga-

ben zur Innenraumluftqualität sollten in den gebäudebezogenen Verträgen gesamtstädtisch 

möglichst einheitlich vereinbart werden. Das RKU sollte prüfen, ob es zukünftig die Kontrolle 

und Überwachung der Termine von Nachmessungen und Kontrollmessungen für die verschie-

denen Bedarfsstellen übernimmt. 

Das RKU sollte mit dem Baureferat und Referat für Bildung und Sport klären, wie zukünftig alle 

relevanten Messungen und Daten möglichst vollständig erfasst und doppelte Arbeit bei der Er-

fassung und Pflege der Daten reduziert bzw. vermieden werden können. RKU, Baureferat, 

Vermieterreferate und Betreuungsreferate sollten prüfen, ob zukünftig ein im CAFM-System 

geführtes stadtweites gemeinsames Schadstoffkataster für alle Raumluft- und Schadstoffun-

tersuchungen in städtischen Gebäuden umgesetzt werden kann. 

 

Das RKU ist mit dem Prüfbericht einverstanden. Aus Sicht des RKU besteht Handlungsbedarf 

im Hinblick auf die gesamtstädtische Verbindlichkeit der durch das RKU erarbeiteten Doku-

mente zu dem Thema Vorsorge gegen Innenraumschadstoffe und den Umgang mit Schadstof-

fen in städtischen Gebäuden. Auch sollte insbesondere das Thema „Schadstoffe/ Sicherung 

von Nachhaltigkeit während der Nutzungsphase“ größere Aufmerksamkeit verdienen. 

 

Das Baureferat-Hochbau folgt den Empfehlungen des Berichts. Um praxistaugliche Vertrags-

grundlagen mit den ausführenden Baufirmen sicherzustellen, bleibt auch weiterhin eine per-

manent enge Abstimmung zwischen den beteiligten Referaten erforderlich.  

 

Das Kommunalreferat nimmt zu den gebäudebezogenen Handlungsanweisungen für den Be-

trieb bei Nutzung und Schließungszeiten und zur Überwachung der Handlungsbedarfe bei er-

höhten Messwerten und Altlasten Stellung. Das Kommunalreferat reicht die entsprechenden 

Informationen an die städtischen Nutzer/Mieter weiter. Die empfohlene gesamtstädtische Da-

tenbank sollte aufgebaut werden. 

 

(Sitzung des Rechnungsprüfungsausschusses am 19.10.2022) 

 

 

Alle Referate 

Position 1.2.5 des beweglichen Sachanlagevermögens - Maschinen und technische       

Anlagen, Fahrzeuge zum 31.12.2021 

 

Prüfungsgegenstand und Zielsetzung 

Gegenstand dieses Berichts ist die Prüfung der unter der Bilanzposition „1.2.5 Maschinen und 

technische Anlagen, Fahrzeuge“ zum Stichtag 31.12.2021 ausgewiesenen Anschaffungs- und 

Herstellungskosten (AHK) in Höhe von rund 162,7 Millionen Euro (Vorjahr: 182,0 Millionen 

Euro). Die Bilanzposition hat sich im Vergleich zum Vorjahr um rund 19,2 Millionen Euro ver-

ringert. Im Anhang zum Jahresabschluss 2021 ist ausgeführt, dass durch den vorliegenden 

Abrechnungsstau die Position 1.2.5 „Maschinen und technische Anlagen, Fahrzeuge“ (z.B. 

wegen Beschaffungs-AiB) um 35.408.323,56 Euro zu niedrig ausgewiesen wird. Die stichpro-

benbasierte Einzelfallprüfung erfolgte anhand der Bewegungsarten der Anlagenbuchhaltung. 

Die Stichprobe umfasste 8 Einzelfälle. Sie setzte sich zusammen aus drei Zugangsbuchungen 

aus Kauf (BWA 100), drei Abgangsbuchungen ohne Erlös (BWA 200), einer Abgangsbuchung 

mit Erlös (BWA 210) und einer Nachaktivierung (BWA 400). 

Wir haben einen Beitrag dazu geleistet, dass die Maschinen und technischen Anlagen sowie 

die Fahrzeuge ordnungsgemäß in der Bilanz der Landeshauptstadt München (LHM) abgebil-

det werden können. 
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Prüfungsergebnisse und -empfehlungen 

Das Kreisverwaltungsreferat, Branddirektion, hat die Abgabe einer historischen Druckkammer 

mit ursprünglichen AHK i.H.v. 1.503.133,65 Euro an ein Feuerwehrmuseum als Vollabgang 

gebucht. Dies war nicht korrekt, da es sich nach Angabe der Branddirektion nicht um eine 

Schenkung, sondern um eine eine Dauerleihgabe handelte. Die Druckkammer wies keinen 

Restbuchwert mehr auf. Das Referat für Bildung und Sport hat die Abgangsbuchungen für ei-

nen Kunstrasenplatz sowie für weitere bewegliche Vermögensgegenstände auf einer Bezirks-

sportanlage verspätet vorgenommen. Dies hatte zur Folge, dass die Vermögensgegenstände 

noch 3 Jahre nach ihrem Abbruch fälschlicherweise im Anlagevermögen ausgewiesen wurden 

(Ausweisfehler). Das Referat für Bildung und Sport hat im Rahmen der Nachaktivierung einer 

Flutlichtanlage auf einer Bezirkssportanlage bei der Berechnung der Anschaffungs- und Her-

stellungskosten fälschlicherweise den Umsatzsteueranteil nicht berücksichtigt. Im Jahr 2020 

hatte die nicht zutreffende Verwendung des Steuerkennzeichens XA bei der konsumtiven Ver-

buchung der Schlussrechnung für die Errichtung der Flutlichtanlage systembedingt zu einem 

unberechtigten Vorsteuerabzug i.H.v. 7.560,92 Euro geführt. 

      Die Stadtkämmerei, Zentrale Anlagenbuchhaltung sollte in Abstimmung mit der Branddi-

rektion die Druckkammer zeitnah wieder im Anlagevermögen erfassen. Ein Anlagenabgang 

ohne Erlös sollte künftig zu Beginn von Abbrucharbeiten verbucht werden, damit „verschrot-

tete“ Vermögensgegenstände nicht weiterhin im Anlagevermögen ausgewiesen werden. Die 

Stadtkämmerei, Zentrale Anlagenbuchhaltung sollte die Anschaffungs- und Herstellungskos-

ten der Flutlichtanlage entsprechend korrigieren. Die Stadtkämmerei, Zentrale Anlagenbuch-

haltung sollte im Zusammenwirken mit der Stadtkämmerei, Steuerabteilung klären, wie der 

fälschlicherweise erfolgte Vorsteuerabzug i.H.v. 7.560,92 Euro korrigiert werden kann. 

 

Die Stadtkämmerei folgt den Empfehlungen des Revisionsamts. 

 

(Sitzung des Rechnungsprüfungsausschusses am 08.12.2022) 

 

 

Alle Referate 

Position 1.2.6 des beweglichen Sachanlagevermögens - Betriebs- und Geschäftsaus-

stattung (incl. Kunstgegenstände) zum 31.12.2021 

 

Prüfungsgegenstand und Zielsetzung 

Gegenstand dieses Berichts ist die Prüfung der unter der Bilanzposition 1.2.6 „Betriebs- und 

Geschäftsausstattung incl. Kunstgegenstände“ zum Stichtag 31.12.2021 ausgewiesenen An-

schaffungs- und Herstellungskosten (AHK) in Höhe von rund 1,023 Milliarden Euro (Vorjahr: 

1,026 Milliarden Euro). Die Bilanzposition hat sich im Vergleich zum Vorjahr um rund 2,6 Milli-

onen Euro verringert. Im Anhang zum Jahresabschluss 2021 ist ausgeführt, dass durch den 

vorliegenden Abrechnungsstau die Position 1.2.6 „Betriebs- und Geschäftsausstattung incl. 

Kunstgegenstände“ (z.B. wegen Beschaffungs-AiB) um 16.097.219,24 Euro zu niedrig ausge-

wiesen wird. Die stichprobenbasierte Einzelfallprüfung erfolgte anhand der Bewegungsarten 

(BWA) der Anlagenbuchhaltung. Die Stichprobe umfasste 7 Einzelfälle. Sie setzte sich zusam-

men aus 2 Zugängen aus Kauf (BWA 100), 1 Zugang aus Schenkung (BWA Z10), 2 Abgangs-

buchungen ohne Erlös (BWA 200), 1 Abgangsbuchung mit Erlös (BWA 210) und 1 Nachakti-

vierung (BWA 400). 

Wir haben einen Beitrag dazu geleistet, dass die Betriebs- und Geschäftsausstattung incl. 

Kunstgegenstände ordnungsgemäß in der Bilanz der Landeshauptstadt München abgebildet 

werden können. 

 

Prüfungsergebnisse und -empfehlungen 

Das Referat für Bildung und Sport hat die Beschaffung von Erweiterungsmodulen für das Lern-

system „Digitale Lernfabrik 4.0“ i.H.v. insgesamt 434.510,68 Euro auf einem eigenen Anlagen-

stammsatz (Anlage 0300/39063654) aktiviert, obwohl es sich bei der Erweiterung um keinen 

selbstständig nutzbaren Vermögensgegenstand handelt. Da es sich nach Auskunft der 
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Stadtkämmerei bei der bereits vorhandenen Anlage 0300/39063573 „Digitale Lernfabrik 4.0“ 

um eine sog. geschlossene Anlage handelt, hätten die beschafften Erweiterungen hinzuakti-

viert werden müssen. Das Personal- und Organisationsreferat hat in 2020 eine Eingangsrech-

nung für 2 biomechanische Arbeitsplatz-Messsysteme fälschlicherweise auf dem Auf-

wandskonto „660030 „AW f.Unterh.v.Geräten,Ausst.,Ausrüst.u.sonst.Gebr“ erfasst, obwohl es 

sich um aktivierungspflichtige Anschaffungskosten handelt. Dies hatte zur Folge, dass im Jahr 

2020 die Position „Aufwendungen aus Instandhaltung“ i.H.v. 49.742,40 Euro zu hoch und die 

Vermögensgegenstände zu niedrig ausgewiesen wurden. Die Nachaktivierungen zur Korrektur 

des Sachverhalts für die 2 Arbeitsplatzmesssysteme erfolgten in 2021 fälschlicherweise mit 

dem Netto-Rechnungsbetrag i.H.v. jeweils 21.500,00 Euro statt mit dem Brutto-Rechnungsbe-

trag i.H.v. jeweils 24.940,00 Euro, da ein Vorsteuerabzug nicht möglich war.  

Die Stadtkämmerei, Zentrale Anlagenbuchhaltung (SKA 2.4) sollte die Erweiterungsmodule 

der Anlage 0300/39063654 „Ergänzung Lernsystem „Digitale Lernfabrik 4.0““ zur bestehenden 

(geschlossenen) Anlage 0300/39063573 „Digitale Lernfabrik 4.0“ hinzuaktivieren. Die Stadt-

kämmerei, Zentrale Anlagenbuchhaltung (SKA 2.4) sollte auf beiden Anlagen die fehlende 

Umsatzsteuer i.H.v. 3.440,00 Euro nachaktivieren. 

 

Die Stadtkämmerei folgt den Empfehlungen des Revisionsamts. 

 

(Sitzung des Rechnungsprüfungsausschusses am 08.12.2022) 

 

 

Stadtkämmerei 

Immaterielle Vermögensgegenstände des Hoheitsbereichs zum 31.12.2021; 

Bilanzposition 1.1.1 

 

Prüfungsgegenstand und Zielsetzung 

Gegenstand dieses Berichts ist die Prüfung der zum Stichtag 31.12.2021 ausgewiesenen An-

schaffungs- und Herstellungskosten für Konzessionen, gewerbliche Schutzrechte und ähnliche 

Rechte und Werte sowie Lizenzen in Höhe von rund 26,98 Millionen Euro, die unter der Bi-

lanzposition 1.1.1 „Konzessionen, gewerbliche Schutzrechte und ähnliche Rechte und Werte 

sowie Lizenzen“ ausgewiesen werden. Der Bestand der Bilanzposition 1.1.1 hat sich im Ver-

gleich zum Vorjahr um rund 1,50 Millionen Euro verringert. 

Die Bilanzposition 1.1.1 beinhaltet im Wesentlichen Film- und Bildrechte, Wortmarken, be-

schränkt persönliche Dienstbarkeiten und Grunddienstbarkeiten (z. B. Geh-, Fahrt-, Wege- 

und Leitungsrechte, Betretungsrechte), Belegungsrechte im Rahmen kommunaler Wohnbau-

förderprogramme, Apps, Software und Lizenzen. 

Die stichprobenbasierte Einzelfallprüfung erfolgte anhand der Bewegungsarten der Anlagen-

buchhaltung. 

 

Wir haben einen Beitrag dazu geleistet, dass die immateriellen Vermögensgegenstände ord-

nungsgemäß in der Bilanz der Landeshauptstadt München abgebildet werden können. 

 

Prüfungsergebnisse und -empfehlungen 

Das Kommunalreferat hat die Entschädigung für eine Reallast im Zusammenhang mit einem 

Geh- und Radfahrrecht in der Anzinger Straße fälschlicherweise auf der Anlage 0099/1000230 

aktiviert. Bei dem Entgelt für die Reallast in Höhe von 224.183,00 Euro handelt es sich um ein 

vorausgezahltes Nutzungsentgelt für das ein aktiver Rechnungsabgrenzungsposten zu bilden 

ist. Damit ist zum 31.12.2021 die Bilanzposition 1.1 Immaterielle Vermögensgegenstände um 

224.183,00 Euro zu hoch und die Bilanzposition 3. Rechnungsabgrenzungsposten zu niedrig 

ausgewiesen (Ausweis). 

Eine Lizenz für einen Hauskoordinaten-Datensatz wurde durch das Kommunalreferat erst 

nach dem auf der Rechnung ausgewiesenen Datum und nicht zu Beginn des Beschaffungs-

vorgangs in SAP erfasst. Dies ist nicht korrekt. Damit erfolgte die Bestellung zunächst außer-

halb des SAP Systems. 
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Die Stadtkämmerei, Zentrale Anlagenbuchhaltung (SKA 2.43) sollte die Bewertung der Anlage 

0099/1000230 auf die Entschädigung der Dienstbarkeit in Höhe von 414.585,00 Euro anpas-

sen. Für die Entschädigung für die Reallast in Höhe von 224.183,00 Euro sollte zum 

31.12.2022 ein aktiver Rechnungsabgrenzungsposten in voller Höhe gebildet werden, der 

über die Laufzeit der Reallast aufzulösen ist. 

Die Stadtkämmerei, Bilanzwesen, Anlagevermögen, Sonderposten, Grundsatzfragen FI-AA 

(SKA 2.33) sollte das Kommunalreferat darauf hinweisen, dass zukünftig zu Beginn eines Be-

schaffungsvorgangs die Bestellung in SAP angelegt wird. Die Einhaltung sollte durch das 

Kommunalreferat durch ein nachgelagertes Controlling von Wareneingängen bzw. Rechnun-

gen ohne Bestellbezug sichergestellt werden. 

 

Die Stadtkämmerei folgt den Empfehlungen des Revisionsamts. 

 

(Sitzung des Rechnungsprüfungsausschusses am 08.12.2022) 

 

 

Alle Referate 

Ermittlung von Doppelzahlungen für das Geschäftsjahr 2021 

 

Prüfungsgegenstand und Zielsetzung 

Das hohe Volumen an kreditorischen Eingangsrechnungen (rund 9,099 Milliarden Euro im Ge-

schäftsjahr 2021)4, die Komplexität der Buchungsvorgänge im Rechnungswesen der Landes-

hauptstadt München und die dezentrale Organisation der Buchhaltung bedingen ein erhöhtes 

Risiko für nicht erkannte Doppelzahlungen. Doppel- oder Mehrfachzahlungen von Lieferanten-

rechnungen führen zu finanziellen Verlusten. 

Wir haben dazu beigetragen, Doppelzahlungen bei der Landeshauptstadt München zu identifi-

zieren und die doppelt ausgezahlten Beträge von den Kreditoren zurückzufordern. 

 

Prüfungsergebnisse und -empfehlungen 

Die Beurteilung der Kreditorenrechnungen des Geschäftsjahres 2021 zeigte, dass durch die 

Referate Doppelzahlungen bis zu einer unteren Wertgrenze von 150 Euro mit einem Volumen 

von 111.722,51 Euro vorgenommen wurden. 

Das von den Referaten ursprünglich bestätigte Doppelzahlungsvolumen reduzierte sich im 

weiteren Prüfungsverlauf durch die Referate u.a. nach Rücksprache mit den Lieferanten in 6 

Fällen um 3.799,94 Euro (Stand 08.11.2022). 

Zum Stand 08.11.2022 sind aufgrund der Prüfung des Revisionsamts 79.010,62 Euro an die 

LHM zurückgeflossen. Rückzahlungen in Höhe von 26.038,23 Euro stehen noch aus.5 

Die ergänzende Prüfung des Kreditors „SWM Versorgungs GmbH“ ergab, dass für das Ge-

schäftsjahr 2021 sieben Überzahlungen/Doppelzahlungen mit einem Volumen von 451.145,61 

Euro bis zu einer unteren Wertgrenze von 10.000 Euro vorlagen. Zum Stand 08.11.2022 ste-

hen Rückzahlungen in Höhe von 451.145,61 Euro noch aus. 

 

Die bis zum Prüfungsabschluss 08.11.2022 noch nicht erhaltenen Rückzahlungen in Höhe von 

26.038,23 Euro sollten durch die betroffenen Referate (Baureferat, Kreisverwaltungsreferat, 

Referat für Bildung und Sport) weiterverfolgt werden. 

Die bis zum Prüfungsabschluss 08.11.2022 noch nicht erhaltenen Rückzahlungen in Höhe von 

451.145,61 Euro sollten durch das Referat für Bildung und Sport weiterverfolgt werden. 

 

 
4 Auswertung der Buchungen mit Belegart MN („MM Rech.u.Guts.netto“), Buchungsschlüssel 31 (Rechnung), Geschäftsjahr 

2021. 
5 Die Differenz in Höhe von 2.873,72 Euro zu dem bestätigten Volumen an Doppelzahlungen resultiert unter anderem aus ausste-

henden Forderungsbuchungen. 
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Das Baureferat, das Personal- und Organisationsreferat, das Sozialreferat und das Referat für 

Bildung und Sport haben eine Stellungnahme abgegeben. Die betroffenen Referate folgen den 

Empfehlungen des Revisionsamts. 

 

(Sitzung des Rechnungsprüfungsausschusses am 08.12.2022) 

 

 

Stadtkämmerei 

Abbildung der Liquiden Mittel zum 31.12.2021 

 

Prüfungsgegenstand und Zielsetzung 

Gegenstand der Prüfung ist die korrekte Abbildung der Bestände der Bankkonten, Bankver-

rechnungs- und Bankunterkonten im Buchungskreis 0099 (Allgemeine Finanz- und Personal-

wirtschaft) sowie der Kassen- und Bankverrechnungskonten in allen Buchungskreisen. Zum 

31.12.2021 sind in der Bilanz Liquide Mittel in Höhe von 248.927.522,18 Euro (Vorjahr: 

933.584.154,25 Euro) ausgewiesen. Der Rückgang in Höhe von 684.656.632,07 Euro im Ver-

gleich zum Vorjahr erklärt sich neben den bei Liquiden Mitteln üblichen Stichtagsschwankun-

gen dadurch, dass im Jahr 2020 Investitionskredite in Höhe von rund 939,2 Millionen Euro auf-

genommen wurden und die Liquidität zum Bilanzstichtag erhöht haben. Im Jahr 2021 wurden 

keine neuen Investitionskredite aufgenommen. Ziel war einen Beitrag zu leisten, für die voll-

ständige und korrekte Erfassung und Bewertung im Jahresabschluss der Landeshauptstadt 

München zum 31.12.2021. 

 

Prüfungsergebnisse und -empfehlungen 

Die Kontostände der in SAP ERP geführten Bankhauptkonten stimmen mit den Salden der 

vorliegenden Bankkontoauszüge der Geschäftsbanken und den elektronischen Bankkontoaus-

zügen in SAP ERP zum 31.12.2021 überein. Der zum 31.12.2021 auf dem Konto 182400 „Ter-

mineinlagen- KaStA“ gebuchte Bestand stimmt mit der im IT-Verfahren Integrated Treasury 

System (ITS) dargestellten Termineinlage in Höhe von 3,0 Millionen Euro überein. 

Die schulischen Einrichtungen haben nicht alle städtischen Gelder zum 31.12.2021 an den 

Haushalt abgeliefert. Dies entspricht nicht den städtischen Regularien. Somit konnten diese 

nicht periodengerecht ertragswirksam verbucht werden. Rechnerisch ergibt sich ein Betrag an 

nicht abgelieferten städtischen Gelder in den Haushalt in Höhe von 759.371,11 Euro. Diese 

sind derzeit unter den Verbindlichkeiten statt unter den Erträgen abgebildet.  

Das Referat für Bildung und Sport und die Stadtkämmerei wirken künftig nochmals verstärkt 

darauf hin, dass die schulischen Einrichtungen die städtischen Regularien einhalten und die 

Gelder fristgerecht in den Haushalt abliefern. 

 

Die Stadtkämmerei erkennt die Ergebnisse und Empfehlungen des Revisionsamtes an und 

setzt die Empfehlungen um. 

 

(Sitzung des Rechnungsprüfungsausschusses am 08.12.2022) 

 

 

Stadtkämmerei, Kommunalreferat 

Ausweis von Anlagen im Bau zum 31.12.2021 

 

Prüfungsgegenstand und Zielsetzung 

Gegenstand dieses Berichtes ist die Prüfung der unter der Bilanzposition „1.2.7 Anlagen im 

Bau“ zum Stichtag 31.12.2021 ausgewiesenen Anschaffungs- und Herstellungskosten (AHK) 

in Höhe von rund 3,708 Mrd. Euro (Vorjahr: 3,278 Mrd. Euro). Anlagen im Bau (AiB) dienen 

der Sammlung sämtlicher Aufwendungen, die für laufende Investitionsmaßnahmen in das 

Sachanlagevermögen anfallen. Aufgrund des seit einigen Jahren bestehenden Abrechnungs-

staus bei den AiB haben wir auch im Rahmen der Prüfung des Jahresabschlusses 2021 eine 

näherungsweise Schätzung der in der Ergebnisrechnung aufgrund des Abrechnungsstaus bei 
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den AiB derzeit nicht angesetzten planmäßigen Abschreibungen vorgenommen. Bei dieser 

Schätzung haben wir auch die nicht angesetzten ertragswirksamen Auflösungen für erhaltene 

Investitionszuwendungen berücksichtigt. 

Festlegungen und Vorgaben für die Abwicklung des Geschäftsprozesses AiB vom Beginn der  

Investitionsmaßnahme bis zur Abrechnung nach Fertigstellung beziehungsweise Inbetrieb-

nahme wurden für den Bereich der Hochbaumaßnahmen in der Arbeitsgruppe AiB unter Betei-

ligung des Revisionsamtes erarbeitet und in 2015 in einer Dienstanweisung verbindlich gere-

gelt. Für Tief-, Ingenieur- und Gartenbaumaßnahmen wurden Vorgaben bis zum 31.12.2021 in 

einer Arbeitsgruppe des Baureferats unter Beteiligung von Stadtkämmerei und Revisionsamt 

erarbeitet. Ab dem 01.01.2022 erfolgt die Fortführung der Arbeitsgruppe AiB unter Leitung der 

Zentralen Anlagenbuchhaltung der Stadtkämmerei (mit Zuständigkeit für alle Fragestellungen 

im Zusammenhang mit der Abrechnung der AiB) unter Beteiligung des Revisionsamtes. Zur 

Verringerung des Abrechnungsstaus hat das Revisionsamt an Abrechnungsregeln wie der er-

weiterten DIN 276 für Hochbaumaßnahmen sowie an der Klärung von schwierigen Einzelfällen 

bei der AiB-Abrechnung mitgewirkt. Zudem erstellt das Revisionsamt im Rahmen der Prüfung 

entsprechende Auswertungen als Unterstützung und empfiehlt laufend die Priorisierung der 

betragsmäßig höchsten AiB, um eine Verringerung des Abrechnungsstaus zu erreichen. 

Seit dem 01.01.2022 hat die Zentrale Anlagenbuchhaltung mit 58 Stellen (davon sind zum 

Stand 09/2022 44 besetzt) die Tätigkeit aufgenommen. Die Zentralisierung der Anlagenbuch-

haltung konnte sich auf den Jahresabschluss zum 31.12.2021 noch nicht auswirken. 

Wir haben einen Beitrag geleistet, dass der Abrechnungsstau bei den AiB mit der gebotenen 

Intensität abgearbeitet werden kann und ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechender 

Bilanzausweis der Bilanzposition 1.2.7 „Anlagen im Bau“ zukünftig sichergestellt werden kann. 

 

Prüfungsergebnisse und -empfehlungen 

Der Abrechnungsstau für 1.877 AiB beträgt zum 31.12.2021 rund 2,433 Mrd. Euro. 

Im Vergleich zum Vorjahr ist der Abrechnungsstau um rund 398 Mio. Euro gestiegen. Im Vor-

jahr betrug der Anstieg rund 328 Mio. Euro. 

Unsere näherungsweise Schätzung der fehlenden planmäßigen Abschreibungen auf die 353 

bis 31.12.2021 fertiggestellten AiB mit AHK von mehr als 1 Mio. Euro ergab einen Betrag in 

Höhe von rund 104,8 Mio. Euro pro Jahr. Diesen stehen nach unserer Schätzung fehlende er-

tragswirksame Auflösungen für erhaltene Investitionszuwendungen in Höhe von rund 10,9 

Mio. Euro gegenüber. Saldiert ergibt sich eine fehlende Belastung der Aufwands- und Ertrags-

rechnung in Höhe von rund 93,9 Mio. Euro. 

Die Zentrale Anlagenbuchhaltung der Stadtkämmerei (SKA 2.4) sollte zusammen mit den 

hauptbetroffenen Referaten (Baureferat, Kommunalreferat und Referat für Bildung und Sport) 

an der Beseitigung des derzeit bestehenden Abrechnungsstaus arbeiten. Bereits eingeleitete 

Maßnahmen sollten evaluiert und gegebenenfalls weiterentwickelt werden. 

 

Die Ergebnisse und Empfehlungen des Revisionsamtes wurden aufgenommen und werden 

durch die betroffenen Referate sukzessive umgesetzt. 

 

(Sitzung des Rechnungsprüfungsausschusses am 08.12.2022) 

 

 

Stadtkämmerei 

Münchner Stadtanleihe - Social Bond 2020 - Jährliche Prüfung der Eignungskriterien 

und Mittelverwendung zum 31.12.2021 

 

Prüfungsgegenstand und Zielsetzung 

Die Landeshauptstadt München hat am 20. Februar 2020 mit der „Münchner Stadtanleihe“ 

(Social Bond) in Höhe von 120 Millionen Euro die erste Soziale Anleihe einer europäischen 

Großstadt sowohl für Privatanleger als auch für institutionelle Investoren begeben. Die Nut-

zung der Emissionserlöse einer derartigen Sozialen Anleihe erfolgt gemäß Social Bond Prin-

ciples (SBP) der International Capical Market Association (ICMA) ausschließlich für Projekte 



Seite 17 

 

mit sozialem Mehrwert. Die Verwendung der Erlöse wurde in den Projektkategorien „Bezahl-

barer Wohnraum“ und „Bildungsinfrastruktur“ festgelegt. Die Landeshauptstadt München hat 

die Eignungskriterien der Projekte und das Ergebnis des Projektauswahlprozesses in einem 

Rahmenwerk für die Soziale Anleihe der Landeshauptstadt München zusammengefasst und 

veröffentlicht. 

Wir haben in der Erstprüfung zum 31.12.2020 die haushaltstechnische Zuordnung und buch-

halterische Abbildung der Emissionserlöse des Social Bond geprüft. Zudem haben wir die ge-

wählten finanzierten Projekte mit den hierfür gültigen Eignungskriterien abgeglichen und nach-

vollzogen. Nach der Erstprüfung prüft das Revisionsamt jährlich, erstmals zum 31.12.2021, die 

Projekte auf Einhaltung der festgelegten Eignungskriterien. 

 

Prüfungsergebnisse und -empfehlungen 

Es war nach Aktenlage und anhand der vorgelegten Unterlagen nachvollziehbar, dass die aus-

gewählten Projekte „Ausübung des gesetzlichen Vorkaufsrechts durch die GWG Städtische 

Wohnungsgesellschaft München mbH für den Kauf eines Wohnblocks zur Sicherung der Woh-

nungen“ und „Bildungscampus und Sportpark Freiham“ weiterhin den festgelegten Eignungs-

kriterien entsprechen. Die Erhaltungssatzung ist noch bis zum Ablauf des 20.11.2023 in Kraft. 

Die Verlängerung nach Laufzeitende hängt von der Entscheidung des Stadtrates ab. 

Auskunftsgemäß wird die Stadtkämmerei auch in den Folgejahren die genannten eingegange-

nen Verpflichtungen (Einhaltung der Eignungskriterien und Nutzung) jährlich prüfen und ent-

sprechend prüffähig dokumentieren. Hierfür hat die Stadtkämmerei einen Prüfprozess einge-

richtet, anhand dessen beurteilt wird, ob die Projekte weiterhin die festgelegten Kriterien erfül-

len oder ggf. ersetzt werden müssen. Bei wesentlichen Veränderungen (z.B. Vermögens-

veräußerungen oder Nutzungsänderungen) hat sich die Stadtkämmerei verpflichtet, neue Pro-

jekte auszuwählen und einen aktualisierten Bericht zu erstellen. Der von der Stadtkämmerei 

festgelegte Überprüfungsprozess sowie die darin enthaltenen Prüfschritte waren nachvollzieh-

bar. 

 

Die Stadtkämmerei sollte weiterhin sicherstellen, dass die jährliche Überprüfung der vereinbar-

ten 

Nutzung der Projekte entsprechend den getroffenen Festlegungen durchgeführt wird. Die 

Stadtkämmerei sollte weiterhin die Verlängerung der Erhaltungssatzung überwachen und bei 

nicht-Verlängerung zeitgerecht handeln und ggf. ein neues und den Kriterien entsprechendes 

Projekt auswählen. 

 

Die Stadtkämmerei wird den Empfehlungen des Revisionsamts folgen. 

 

(Sitzung des Rechnungsprüfungsausschusses am 08.12.2022) 

 

 

IT-Referat - Dienstleister für Informations- und Telekommunikationstechnik der 

Landeshauptstadt München (it@M) 

Ausgewählte Aufwandspositionen 

 

Prüfungsgegenstand und Zielsetzung 

Im Rahmen der örtlichen Rechnungsprüfung für das Jahr 2021 gemäß Art. 103 Abs. 1 Ge-

meindeordnung des Freistaats Bayern (GO) i. V. m. Art. 106 Abs. 1 und 3 GO wurden bei dem 

Eigenbetrieb it@M auch ausgewählte Aufwandspositionen geprüft. Dies erfolgte auf Basis ei-

ner bewussten Stichprobe von insgesamt 30 Buchungen aus den Bereichen Materialaufwand 

und sonstige betriebliche Aufwendungen. 

Ziel war es zu prüfen, ob die Voraussetzungen bestehen, dass die gesetzlichen Vorschriften 

(u. a. die der Eigenbetriebsverordnung (EBV) und der Verordnung über das Haushalts-, Kas-

sen- und Rechnungswesen der Gemeinden, der Landkreise und der Bezirke nach den 

Grundsätzen der doppelten kommunalen Buchführung (KommHV-Doppik)) und die 
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Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung (GoB) bei der bewusst ausgewählten Stichprobe 

eingehalten werden können. 

 

Prüfungsergebnisse und -empfehlungen 

Bei 5 von 30 Rechnungen (2020: 3 von 30) fehlten die wesentlichen begründenden Unterla-

gen. 

Bei 12 von 30 Rechnungen (2020: 19 von 30) zeigte sich, dass vom Rechnungseingang bis 

zur Zahlung des Rechnungsbetrags eine Laufzeit von mehr als 30 Tagen vorlag. 

Bei 2 von 3 Fällen wurden die eingeräumten Skontierungsmöglichkeiten nicht genutzt (2020: 

10 von 10). 

it@M sollte zukünftig die einzelnen Rechnungen mit den wesentlichen begründenden Unterla-

gen verknüpfen oder für die Optimierung der Prozesse neu regeln. it@M sollte den Rech-

nungsdurchlauf so organisieren, dass die vertraglich vereinbarten Zahlungsbedingungen erfüllt 

werden können und das Risiko, in Verzug zu geraten, minimiert wird.it@M sollte darauf hinwir-

ken, dass sämtliche Rechnungen künftig in der eingeräumten Skontofrist bezahlt und Preis-

minderungsmöglichkeiten konsequent genutzt werden. 

 

Der Eigenbetrieb it@M ist mit dem vorliegenden Prüfungsbericht vom 03.11.2022 einverstan-

den. Die ausgesprochenen Empfehlungen wurden bereits oder werden demnächst umgesetzt. 

 

(Sitzung des Rechnungsprüfungsausschusses am 08.12.2022) 

 

 

Personal- und Organisationsreferat 

Rückstellungen für Altersteilzeit zum 31.12.2021 

 

Prüfungsgegenstand und Zielsetzung 

Das Revisionsamt hat beim Personal- und Organisationsreferat geprüft, ob in die Rückstellun-

gen für Altersteilzeitarbeit für das Jahr 2021 die vertraglichen und rechtlichen Änderungen auf-

genommen wurden und die Berechnungen nach den gesetzlichen Vorgaben erfolgten. Die 

Prüfung umfasste einen Rückstellungsbetrag in Höhe von 28.898.689,41 € (Vorjahr: 

21.950.761,34 €). Die Zahl der Vertragsabschlüsse ist von 951 Fälle im Jahr 2020 auf 1031 

Fälle im Jahr 2021 gestiegen. Ziel der Prüfung war, einen Beitrag zur korrekten Berechnung 

der Rückstellungen zu leisten.  

 

Prüfungsergebnisse und -empfehlungen 

Der Abgleich der Gesamtliste der Altersteilzeitrückstellungen des Personal- und Organisati-

onsreferats zum Stichtag 31.12.2020 mit der Gesamtliste zum Stichtag 31.12.2021 ergab, 

dass bis auf 4 Fälle, die z. B. wegen schwerer Krankheit die Altersteilzeit abbrechen mussten, 

die Fälle aus 2020 richtigerweise in die Rückstellungen übernommen wurden. 

Bei der Prüfung der Rückstellungen für Altersteilzeit fiel auf, dass für die Fälle des ersten 

Quartals 2021 eine Rückstellung für den Zuschlag für Altersteilzeit bereits zum 31.12.2020 für 

49 Fälle hätte gebildet werden müssen und nicht erst zum 31.12.2021. Wären die Daten un-

mittelbar nach Abschluss der Vereinbarung in paul@ eingetragen worden, wäre die Rückstel-

lung bei den 49 Fällen des ersten Quartals um 1.075.332,00 € höher ausgefallen. Ursache 

kann sein, dass die Daten zur Altersteilzeit von den Dienststellen nicht immer zeitnah einge-

pflegt werden. Die Rückstellungen entsprechen somit nicht den tatsächlichen Verhältnissen 

zum 31.12.2021. Das Personal- und Organisationsreferat sollte die personalführenden Dienst-

stellen mit einer Rundmail im Dezember darauf hinweisen, dass sämtliche Neufälle von Alters-

teilzeit zum Stichtag 31.12. des Jahres eingepflegt sein sollten. Die Fälle sind künftig unver-

züglich nach Abschluss der Altersteilzeitvereinbarung in paul@ einzugeben, damit vollständige 

Daten zur Bildung der Rückstellung für Altersteilzeit vorliegen. 
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Das Personal- und Organisationsreferat teilte in der Stellungnahme vom 10.10.2022 mit, dass 

es keine Einwände hat und die Empfehlungen des Revisionsamtes umgesetzt werden. 

 

(Sitzung des Rechnungsprüfungsausschusses am 08.12.2022) 

 

 

Personal- und Organisationsreferat 

Rückstellungen für Sabbatical zum 31.12.2021 

 

Prüfungsgegenstand und Zielsetzung 

Prüfungsgegenstand waren die Rückstellungen für Sabbatical in der Hoheitsverwaltung zum 

Stichtag 31.12.2021. Die Prüfung umfasste zum 31.12.2021 einen Rückstellungsbetrag in 

Höhe von 8.177.220,94 € (Vorjahr: 7.653.447,15 €). Beim städtischen Sabbatical handelt es 

sich um ein Arbeitszeitmodell, das den Beschäftigten im Rahmen einer befristeten Teilzeit die 

Möglichkeit eröffnet, in einer Ansparphase Arbeitszeit vor zu leisten, die in der anschließenden 

Freistellungsphase wieder ausgeglichen wird. Zum 31.12.2021 befanden sich im Hoheitsbe-

reich der Landeshauptstadt München 303 Personen im Arbeitszeitmodell Sabbatical. 72 wei-

tere Personen hatten ihr Sabbatical im Lauf des Jahres 2021 beendet. 

 

Ziel der Prüfung war, einen Beitrag zur korrekten Berechnung der Rückstellungen zu leisten. 

 

Prüfungsergebnisse und -empfehlungen 

In 375 geprüften Einzelfällen der berechneten Sabbaticals zeigte sich, dass  

• in einem Fall die Inanspruchnahme fehlerhaft berechnet wurde, so dass folglich die 

Rückstellung um 22.423,89 € zu hoch war. 

• in 3 Fällen keine Inanspruchnahme hätte angesetzt werden dürfen, da die Sabbaticals 

in 2021 nicht mehr bestanden. Die Auflösung hätte um 68.202,10 € höher sein müs-

sen. 

Bei Fällen, deren Sabbatical-Daten sich während des laufenden Sabbaticals ändern, bezie-

hungsweise bei denen das Sabbatical abgebrochen wird, sollte beispielsweise durch besonde-

res Hervorheben dieser Fälle, eine erneute Prüfung von Auffälligkeiten möglich gemacht wer-

den. 

Bei der Prüfung der Berechnung von 375 Einzelfällen zeigte sich weiterhin, dass aufgrund ei-

nes Formelfehlers die Inanspruchnahme in 6 Fällen fehlerhaft ermittelt wurde, was zu einer 

insgesamt um 19.004,62 € zu hohen Rückstellung führt. POR-S1/51 sollte wenn möglich die 

Tabellen vor der Anwendung testen, um Fehler in Formeln möglichst zu vermeiden. 

Bei der Prüfung der Übertragung der Daten aus PRISMA und paul@ in die Rückstellungsta-

belle zeigte sich bei geprüften 375 Fällen, dass die Datenübertragung in einem Fall in Höhe 

von 5.564,55 € fehlerhaft war. Es handelt sich um einen Neufall, der doppelt berücksichtigt 

wurde. 

Vor der finalen Berechnung sollte POR-S1/51 manuell übertragene Daten nochmals abglei-

chen. Der doppelt erfasste Fall ist zu berichtigen. 

Die fehlerhaften Beträge sind im Jahresabschluss 2022 als Korrektur zu buchen 

 

Das Personal- und Organisationsreferat erhebt in seiner Stellungnahme gegenüber den Prü-

fungsfeststellungen des Revisionsamtes keine Einwände. Die Empfehlungen des Revisions-

amtes werden umgesetzt. 

 

(Sitzung des Rechnungsprüfungsausschusses am 08.12.2022) 
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Referat für Klima- und Umweltschutz 

Aspekte bei der Förderung von Beratungsleistungen gemäß den Richtlinien des Münch-

ner Förderprogramm Energieeinsparung 

 

Prüfungsgegenstand und Zielsetzung 

Mit dem Münchner Förderprogramm Energieeinsparung unterstützt die Landeshauptstadt 

München private Gebäudeeigentümer*innen und Anlagenbetreiber*innen bei der Planung und 

Umsetzung von Energiesparmaßnahmen sowie beim Umstieg auf erneuerbare Energieträger. 

Für die Jahre 2019 bis 2021 beträgt das Budget des Förderprogramms insgesamt 44,1 Mio. 

Euro. Durch Umschichtung von Restmitteln aus vorangegangenen Jahren stehen zusätzliche 

15 Mio. Euro für diesen Zeitraum zur Verfügung. Zuständig für die Förderung ist das Referat 

für Klima- und Umweltschutz. Zum 01.04.2019 wurde die Möglichkeit der online-Antragstellung 

mittels einer Fördermittelsoftware (FÖMIS) eingeführt. Der Schwerpunkt der Prüfung lag auf 

dem Prozess der Förderung von Beratungsleistungen. 

 

Ziel der Prüfung war es, dazu beizutragen, dass 

• die Förderung von Beratungsleistungen gemäß den Richtlinien des Münchner Förder-

programm Energieeinsparung – auch unter Berücksichtigung der Digitalisierung – erfol-

gen kann. 

• die Nachvollziehbarkeit der Förderentscheidungen gewährleistet wird. 

• nach Möglichkeit festgestellt werden kann, ob und inwieweit den geförderten Bera-

tungsleistungen tatsächliche Energieeinsparmaßnahmen folgen. 

 

Prüfungsergebnisse und -empfehlungen 

Der Anteil der Anträge in Papierform reduzierte sich gemäß den calc-Dokumenten „Antrags-

eingang“ in den geprüften Zeiträumen von 5,3 Prozent auf 0,4 Prozent. Damit reduzierte sich 

für RKU-UVO23 der Arbeitsaufwand, in Papierform eingegangene Anträge in FÖMIS einzuge-

ben. In vier der 16 als Stichprobe geprüften Vorgänge ist in den Förderbescheiden ein nach 

den Vorgaben der Richtlinien und den eingereichten Rechnungen nicht zutreffender Förderbe-

trag festgesetzt. Gemäß den Buchungen in SAP wurde in zwei der vier Fälle der nicht zutref-

fende Förderbetrag ausgezahlt. Insgesamt wurden 101,25 Euro zu viel an Förderbeträgen in 

den 16 als Stichprobe geprüften Vorgängen ausgezahlt. Gemäß der Leistungsbeschreibung 

der Vergabeunterlagen bestand die Zielsetzung, Prozesse mittels FÖMIS zu optimieren, in-

dem die bisherige heterogene IT-Unterstützung zu einer homogenen IT-Umgebung entwickelt 

wird. Zum Stand März 2022 erfasst RKU-UVO23 in sechs unterschiedlichen Dokumenten In-

formationen zu Übersichts- und Controllingzwecken, die nicht automatisiert mittels FÖMIS 

ausgewertet werden können. Damit bestehen derzeit eingeschränkte Controllingmöglichkeiten 

mittels FÖMIS. 

RKU-UVO23 sollte versuchen, den Anteil der online-Antragstellung auf dem erreichten Niveau 

zu halten. Ziel sollte eine ausschließliche online-Antragstellung sein. RKU-UVO23 hat darauf 

zu achten, dass die zutreffenden Förderbeträge in den Förderbescheiden festgesetzt und aus-

gezahlt werden. Das Referat für Klima- und Umweltschutz sollte unter Beachtung von Wirt-

schaftlichkeitsaspekten darauf hinwirken, dass die zu Übersichts- und Controllingzwecken er-

forderlichen Informationen mittels FÖMIS ausgewertet werden können. 

 

Das Referat für Klima- und Umweltschutz ist mit dem Prüfbericht einverstanden. Die Empfeh-

lungen des Revisionsamts werden umgesetzt und sind zum Teil bereits berücksichtigt worden. 

 

(Sitzung des Rechnungsprüfungsausschusses am 08.12.2022) 
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Stadtkämmerei, IT-Referat - Dienstleister für Informations- und Telekommunikations-

technik der Landeshauptstadt München (it@M) 

Informationstechnik für den Jahresabschluss 2021 der Landeshauptstadt München - 

Gewerbesteuer 

 

Prüfungsgegenstand und Zielsetzung 

Das Revisionsamt prüfte die Ordnungsmäßigkeit der rechnungslegungsrelevanten Informati-

onstechnik als Voraussetzung für die Prüfung des Jahresabschlusses 2021. Aus der Vielzahl 

der sich bei der Landeshauptstadt München im Einsatz befindlichen rechnungslegungsrele-

vanten Verfahren wurde im Rahmen einer risikoorientierten Prüfplanung für das Jahr 2021 un-

ter anderem das IT-Fachverfahren das Gewerbesteuerverfahren GEW der Stadtkämmerei 

ausgewählt. Die der Bewertung zugrunde liegenden Informationen wurden im Zeitraum von 

Mai bis einschließlich August 2022 erhoben und beziehen sich ausschließlich auf den Stand 

2021 mit den damals zuständigen Organisationseinheiten. 

Ziel der Prüfung war es, einen Beitrag zu leisten, damit die Ordnungsmäßigkeit der Informati-

onstechnik der Landeshauptstadt München sichergestellt werden kann und dabei neben den 

gesetzlichen Vorgaben aus Art. 102 und Art. 103 Gemeindeordnung und § 33, §§ 88 ff. Kom-

munalhaushaltsverordnung-Doppik die Grundsätze ordnungsmäßiger Führung und Aufbewah-

rung von Büchern, Aufzeichnungen und Unterlagen in elektronischer Form sowie zum Daten-

zugriff eingehalten werden können. 

 

Prüfungsergebnisse und -empfehlungen 

Bei der stichprobenartigen Prüfung zeigte sich, dass die im System vorhandenen Daten nach 

aktuellem Stand kontinuierlich im Produktivsystem mitgeführt werden, da eine Archivierung 

und Löschung momentan nicht durchgeführt wird.  

 

Es sollte ein Archivierungs- und Löschkonzept erarbeitet und umgesetzt werden, mit dem ei-

nerseits nicht mehr benötigte Daten aus dem Produktivsystem entfernt und diese andererseits 

langfristig für einen eventuell nötigen späteren Zugriff aufbewahrt werden können. 

 

Die Stadtkämmerei und it@M sind mit dem Bericht einverstanden und setzen die Empfehlun-

gen um. 

 

(Sitzung des Rechnungsprüfungsausschusses am 08.12.2022) 

 

 

Münchner Wohnungsbaugesellschaft GEWOFAG Holding GmbH 

Informationstechnik für den Konzernabschluss 2021 der Landeshauptstadt München – 

Überleitung der Bilanzdaten 

 

Prüfungsgegenstand und Zielsetzung 

Das Revisionsamt prüft gemäß Art. 103 Bayerische Gemeindeordnung die Ordnungsmäßigkeit 

der rechnungslegungsrelevanten Informationstechnik im Rahmen der Prüfung des nach Art. 

102a Bayerische Gemeindeordnung aufzustellenden konsolidierten Jahresabschlusses der 

Landeshauptstadt München. Der vorliegende Prüfbericht bezieht sich auf die Überleitung der 

Bilanzdaten des nachgeordneten Aufgabenträgers GEWOFAG Holding GmbH in den konsoli-

dierten Jahresabschluss der Landeshauptstadt München. 

Ziel der Prüfung war es, einen Beitrag für die Ordnungsmäßigkeit der Überleitung der Jahres-

abschlussdaten des nachgeordneten Aufgabenträgers GEWOFAG Holding GmbH in den kon-

solidierten Jahresabschluss der Landeshauptstadt München zu leisten und damit neben den 

gesetzlichen Vorgaben aus Art. 102 und Art. 103 der Bayerischen Gemeindeordnung und 

§ 33, §§ 88 ff. Kommunalhaushaltsverordnung-Doppik den Grundsätzen ordnungsmäßiger 

Führung und Aufbewahrung von Büchern, Aufzeichnungen und Unterlagen in elektronischer 

Form sowie zum Datenzugriff entsprochen werden kann. 
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Prüfungsergebnisse und -empfehlungen 

Die stichprobenartige Prüfung zeigte, dass gemäß der „Richtlinie der GEWOFAG Holding 

GmbH Passwort“ die Passwortänderung nach 120 Tagen erzwungen wird. Das IT-Grund-

schutzkompendium des BSI 2022 empfiehlt, dass IT-Systeme oder Anwendungen nur mit ei-

nem validen Grund zum Wechsel des Passworts auffordern sollten. Reine zeitgesteuerte 

Wechsel sollten vermieden werden. 

Es sollte geprüft werden ob künftig auf einen zeitgesteuerten Passwortwechsel verzichtet wer-

den kann oder ob dessen Nachteile in Kauf genommen werden können und Passwörter in re-

gelmäßigen Abständen gewechselt werden. 

 

Die GEWOFAG Holding GmbH ist mit dem Prüfungsbericht einverstanden und setzt die Emp-

fehlungen um. 

 

(Sitzung des Rechnungsprüfungsausschusses am 08.12.2022) 

 

 

Messe München GmbH 

Aspekte des Betriebs von Anlagen zur Beförderung von Personen und Sachen 

 

Prüfungsgegenstand und Zielsetzung 

Die Messe München GmbH (MMG) betreibt im Messegelände München folgende Förderanla-

gen: 

• 69 Aufzüge für Personen 

• 30 Aufzüge für Lasten 

• 53 Fahrtreppen 

• 38 Fahrsteige 

Bei dem Betrieb von Förderanlagen sind Pflichtprüfungen einzuhalten, ebenso ist eine regel-

mäßige Wartung zum sicheren und wirtschaftlichen Betrieb notwendig. Für den ordnungsge-

mäßen Betrieb ist es notwendig die Vorgaben der novellierten Betriebssicherheitsverordnung 

einzuhalten. 

Wir haben unter anderem dazu beigetragen, dass Voraussetzungen geschaffen sind, dass 

• die Anlagen zur Beförderung ordnungsgemäß geprüft und betrieben werden, 

• die getroffenen Maßnahmen dokumentiert sind, 

• ein Controlling über die Wartungen bzw. Prüfungen der Aufzugsanlagen stattfindet, 

• die Betreiberverantwortung eingehalten werden kann. 

 

Prüfungsergebnisse und -empfehlungen 

In 3 Fällen der Stichprobe erfolgte die Beseitigung der geringfügigen Mängel an Aufzügen 

nicht schnellstmöglich, wie in der Betriebssicherheitsverordnung geregelt. 

Die Gefährdungsbeurteilungen für die Aufzugsanlagen und Fahrtreppen/Fahrsteige wurde im  

geprüften Zeitraum nur ein Mal durchgeführt; eine Prüfung der Gefährdungsbeurteilung auf  

Aktualität nach 2 Jahren fand nicht statt. 

Bei 7 Aufzügen aus der Stichprobe fehlten die Notfallpläne. 

 

Die Messe München GmbH sollte bei allen Mängeln an Aufzügen, auch bei geringfügigen, 

eine zügige Mängelabstellung durchführen. 

Die Messe München GmbH sollte Gefährdungsbeurteilungen für Aufzüge sowie Fahrtrep-

pen/Fahrsteige regelmäßig auf ihre Aktualität prüfen und erforderlichenfalls erneuern. Die Prü-

fung sollte  

jeweils dokumentiert werden. 

Alle Aufzugsanlagen sollten entsprechend den Vorschriften mit Notfallplänen ausgestattet 

sein. 
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Die Messe München GmbH hat den Bericht zur Kenntnis genommen und setzt die Empfehlun-

gen um. 

 

(Sitzung des Rechnungsprüfungsausschusses am 08.12.2022) 

 

 

Alle Referate 

Aufwands- und Ertragsrechnung zum 31.12.2021 

 

Prüfungsgegenstand und Zielsetzung 

Die Aufwendungen und Erträge im Jahresabschluss bilden die Bewegungen im Rechnungs-

wesen ab, die unmittelbar Auswirkungen auf das Jahresergebnis haben. Die richtige Verbu-

chung hat nicht nur Auswirkungen auf das Jahresergebnis der Landeshauptstadt München 

selbst, sondern ist auch die Grundlage für künftige Haushaltsplanungen. 

In der Aufwands- und Ertragsrechnung 2021 werden als sonstige ordentliche Erträge 428,7 

Millionen Euro (Vorjahr: 801,8 Millionen Euro), als Personalaufwendungen 2.026,4 Millionen 

Euro (Vorjahr: 2.006,5 Millionen Euro), als Versorgungsaufwendungen 431,7 Millionen Euro 

(Vorjahr: 501,3 Millionen Euro, als Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 1.451,2 Milli-

onen Euro (Vorjahr: 1.312,7 Millionen Euro), als Transferaufwendungen 3.114,9 Millionen Euro 

(Vorjahr: 2.870,3 Millionen Euro), als sonstige ordentliche Aufwendungen 462,3 Millionen Euro 

(Vorjahr: 635,3 Millionen Euro), als Finanzergebnis 7,4 Millionen Euro (Vorjahr: 91,8 Millionen 

Euro und als außerordentliches Ergebnis - 0,065 Millionen Euro (Vorjahr: 0,016 Millionen 

Euro) ausgewiesen. 

Wir haben bei den Positionen 8. Sonstige Ordentliche Erträge, 11. Personalaufwendungen, 

12. Versorgungsaufwendungen, 13. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen, 15. Trans-

feraufwendungen und 16. Sonstige ordentliche Aufwendungen (hier: 16.1.5 – 16.1.8 und 

16.1.10), 17. Finanzaufwendungen und 18. Finanzerträge sowie 19. außerordentliche Aufwen-

dungen und 20. außerordentliche Erträge die Veränderungen zum Vorjahr auf Kontenebene 

und die Anhangsangaben geprüft. Bei den Positionen 13., 15.1, 15.2, 15.5 und 16.1.5 bis 

16.1.7 und 16.1.10 haben wir bewusst ausgewählte Stichproben geprüft. 

Wir haben einen Beitrag dazu geleistet, dass die Aufwendungen und Erträge korrekt in der 

Aufwands- und Ertragsrechnung erfasst und ausgewiesen sowie die Anhangsangaben korrekt 

dargestellt werden können. 

 

Prüfungsergebnisse und -empfehlungen 

Die Erläuterung im Anhang zu den sonstigen ordentlichen Erträgen – Sondervermögen bezüg-

lich der Veränderung gegenüber dem Vorjahr ist nicht korrekt. Entgegen den Ausführungen im 

Anhang ist die Position (+111,17 %) angestiegen und hat sich nicht um -46,5 % verringert. 

4 Rechnungen für Luftreinigungsgeräte mit Anschaffungskosten <800,00 Euro netto für 719 

Aufenthaltsräume mit einem Rechnungsbetrag i.H.v. insgesamt 1.067.801,28 Euro wurden 

nicht periodengerecht im Haushaltsjahr 2021 im Buchhaltungssystem der Landeshauptstadt 

München erfasst. Zum Jahresabschluss 31.12.2021 wurden keine Rückstellungen oder sonsti-

gen Verbindlichkeiten gebildet. Die Aufwendungen sind im Haushaltsjahr 2021 um 

1.067.801,28 Euro zu niedrig und im Haushaltsjahr 2022 entsprechend zu hoch ausgewiesen. 

Aufgrund des wesentlichen Betrags ergibt sich ein Korrekturbedarf für den Jahresabschluss 

2021. 

Die Stichprobe aus der Prüfung von ausgewählten Aufwandskonten der Positionen 13.1, 13.2, 

15.1, 15.2, 15.5, 16.1.5 bis 16.1.7 und 16.1.10 umfasste 114 Belege. Von den insgesamt 114 

geprüften Belegen waren 8 Belege (rund 7,0 %) korrekt erfasst worden. Durch die Prüfung 

ergaben sich insgesamt 297 Beanstandungen/Auffälligkeiten (mehrfache Beanstandungen pro 

Beleg möglich). 

Die Angaben und Erläuterungen im Anhang sollten künftig korrekt und nachvollziehbar erfol-

gen. Die Stadtkämmerei nimmt den Abgrenzungssachverhalt für diese 4 Rechnungen bezüg-

lich der Luftreinigungsgeräte i.H.v. 1.067.801,28 Euro in die Korrektur des Jahresabschlusses 

2021 auf. 
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Bei der Buchung von Rechnungen sollte auf eine periodengerechte Erfassung geachtet wer-

den. In den erforderlichen Fällen sollten Rückstellungen bzw. sonstige Verbindlichkeiten gebil-

det werden. Die Stadtkämmerei sollte die Referate weiterhin mit geeigneten Maßnahmen da-

bei unterstützen, die Buchungsqualität zu verbessern. 

 

Das Direktorium, das Personal- und Organisationsreferat, das Referat für Stadtplanung und 

Bauordnung, das Referat für Bildung und Sport, das Sozialreferat, die Stadtkämmerei, das IT-

Referat und das Mobilitätsreferat folgen den Empfehlungen des Revisionsamts. 

Das Baureferat, das Kommunalreferat, das Kreisverwaltungsreferat und das Kulturreferat ha-

ben mitgeteilt auf eine Stellungnahme zu verzichten. Die weiteren betroffenen Referate haben 

keine Stellungnahme abgegeben. 

 

(Sitzung des Rechnungsprüfungsausschusses am 21.03.2023) 

 

 

Stadtkämmerei, Kommunalreferat 

Einzelfallprüfung der Gebäude zum 31.12.2021 

 

Prüfungsgegenstand und Zielsetzung 

Gegenstand dieses Berichts ist die Prüfung der zum Stichtag 31.12.2021 ausgewiesenen An-

schaffungs- und Herstellungskosten für Gebäude in Höhe von rund 4,878 Milliarden Euro, die 

unter der Bilanzposition 1.2.3 „Gebäude“ ausgewiesen werden. 

Der Bestand der Gebäude hat sich im Vergleich zum Vorjahr um rund 237,309 Millionen Euro 

erhöht. Im Anhang zum Jahresabschluss 2021 ist ausgeführt, dass durch den vorliegenden 

Abrechnungsstau die Position Gebäude ohne Berücksichtigung der Abschreibungen um 

1.427.101.387,38 Euro zu niedrig ausgewiesen wird. In diesem Betrag sind aufgrund von Kon-

tierungsfehlern auch Anlagen im Bau enthalten, die den Positionen Maschinen und technische 

Anlagen, Fahrzeuge bzw. Betriebs- und Geschäftsausstattung zuzuordnen sind. Zusätzlich be-

steht noch ein Abrechnungsstau aus dem Bereich Erwerb von Grundstücken und Bauwerken i. 

H. v. 225.700.219,96 Euro, der die Bilanzpositionen Grundstücke und Gebäude betrifft. Eine 

Aufteilung auf Grundstücke und Gebäude ist nicht möglich. 

Die stichprobenbasierte Einzelfallprüfung erfolgte anhand der Bewegungsarten der Anlagen-

buchhaltung (Stichprobenanzahl: 6). 

Die korrekte und vollständige Abbildung des Anlagevermögens ist von besonderer Bedeutung 

• im Hinblick auf die Informations- und Dokumentationsfunktion 

• für die Ermittlung der Abschreibungsbeträge und 

• für Steuerungszwecke. 

 

Wir haben einen Beitrag dazu geleistet, dass die Gebäude ordnungsgemäß in der Bilanz der 

Landeshauptstadt München abgebildet werden können. 

 

Prüfungsergebnisse und -empfehlungen 

Die Lieferung einer Schrankenanlage für die Einfahrt zum Parkplatz der Realschule Krehlebo-

gen erfolgte gemäß Rechnung in Höhe von 22.263,53 Euro am 16.12.2020. Damit ist ab die-

sem Zeitpunkt der Vermögensgegenstand angeschafft und zu bilanzieren. Gemäß dem Jah-

resabschlussrundschreiben 2020 bestand diesbezüglich bis zum 08.02.2021 die Möglichkeit 

über eine manuelle Buchungsanordnungen an die zentrale Anlagenbuchhaltung ins Ge-

schäftsjahr 2020 zu buchen. Fälschlicherweise erfolgte die Zugangsbuchung erst mit Bezugs-

datum 03.02.2021. In der Folge wird der Vermögensgegenstand fälschlicherweise im Ge-

schäftsjahr 2020 nicht im Anlagevermögen ausgewiesen und nicht abgeschrieben. 

Die Zugangsbuchung für die Schrankenanlage ist über den Buchungs-/Positionstext „Rea Ein-

bau Schrank 2020“ nicht nachvollziehbar beschrieben. 

Die außerplanmäßigen Abschreibungen und die anschließenden Abgangsbuchungen des 

Schulgebäudes und der Grundstückseinrichtung der Willy-Brandt-Gesamtschule aufgrund Ab-

bruch erfolgten in der Anlagenbuchhaltung fälschlicherweise nicht zum Zeitpunkt des Beginns 
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der Abbrucharbeiten am 09.11.2020, sondern erst mit Bezugsdatum 01.01.2021. In der Folge 

werden das Schulgebäude und die Grundstückseinrichtung zum 31.12.2020 fälschlicherweise 

noch im Anlagevermögen ausgewiesen und bis zum 31.12.2020 planmäßig in Höhe von 

127.539,56 Euro (Bewertungsbereich 01) bzw. in Höhe von 2.413,02 Euro (Bewertungsbe-

reich 51) in Bezug auf das Schulgebäude und in Höhe von 11.444,45 Euro (Bewertungsbe-

reich 01) bzw. in Höhe von 134,92 Euro (Bewertungsbereich 51) für die Grundstückseinrich-

tung abgeschrieben, statt sie zum 09.11.2020 außerplanmäßig abzuschreiben. 

 

Die Stadtkämmerei sollte das Baureferat darauf hinweisen, zukünftig Eingangsrechnungen, 

die Anlagevermögen betreffen, dem korrekten Geschäftsjahr zuzuordnen, um einen ordnungs-

gemäßen Ausweis im Anlagevermögen sicherzustellen. 

Die Stadtkämmerei sollte das Baureferat darauf hinweisen, zukünftig einen aussagekräftigen 

Buchungstext zu verwenden, der den Sachverhalt korrekt und vollständig wiedergibt. 

Die Stadtkämmerei, Zentrale Anlagenbuchhaltung (SKA 2.4) sollte künftig die Abgangsbu-

chung und die außerplanmäßige Abschreibung zum Zeitpunkt des Beginns der Abbruchmaß-

nahmen verbuchen, um eine korrekte Darstellung des Vermögens in der Bilanz sicherzustel-

len. 

 

Die Stadtkämmerei und das Kommunalreferat folgen den Empfehlungen des Revisionsamtes. 

 

(Sitzung des Rechnungsprüfungsausschusses am 21.03.2023) 

 

 

Stadtkämmerei 

Ausleihungen in der Bilanz der Landeshauptstadt München zum 31.12.2021 

 

Prüfungsgegenstand und Zielsetzung 

Die Landeshauptstadt München weist für den Hoheitsbereich zum Stichtag 31.12.2021 verge-

benen Darlehen der Landeshauptstadt München in der Bilanz größtenteils unter den Finanz-

anlagen in der Position 1.3.4 Ausleihungen in Höhe von 1.394,6 Millionen Euro (Vorjahr: 

1.359,5 Millionen Euro) aus. Die an die Beschäftigten der Landeshauptstadt München verge-

benen Unterstützungsdarlehen werden in der Position 2.2.3 Sonstige Vermögensgegenstände 

mit 0,469 Millionen Euro (Vorjahr: 0,445 Millionen Euro) bilanziert. Die zu Soll-gestellten Til-

gungs-, Zinsforderungen und Sonstige Forderungen aus den vergebenen Darlehen werden in 

der Position 2.2.2 Privatrechtliche Forderungen mit 12,8 Millionen Euro (Vorjahr: 4,3 Millionen 

Euro) ausgewiesen.  

 

Wir haben einen Beitrag geleistet, dass die Ausleihungen (Aktivdarlehen) der Landeshaupt-

stadt München richtig und vollständig in der Bilanz erfasst sind. 

 

Prüfungsergebnisse und -empfehlungen 

Die Bilanzierung als Forderung (Sollstellung) für die beiden Aktivdarlehen 6900116 und 

6900117 wurden zum 31.12.2021 (irrtümlich) auf dem Konto 167420 „TR-LO Abstimmkonto 

Tilgungsforderungen“ doppelt erfasst. Dies resultiert daraus, dass die Stadtkasse bei der zwei-

ten Sollstellung fälschlicherweise die notwendige Anpassung des Buchungsdatums auf den 

20.01.2022 nicht vorgenommen hat. Als Folge werden die sonstigen Ausleihungen (Bilanzpo-

sition 1.3.4.3; ausgewiesen im Anlagevermögen) zum 31.12.2021 um 3.635.422,89 Euro zu 

niedrig und die privatrechtlichen Forderungen (Bilanzposition 2.2.2; ausgewiesen im Umlauf-

vermögen) um diesen Betrag zu hoch ausgewiesen (Ausweisfehler). 

Der zum 31.12.2021 auf dem Konto 167003 „Anzahlung andere sonstige Forderungen“ im Bu-

chungskreis 0375 (Referat für Arbeit und Wirtschaft) ausgewiesene Zahlungseingang in Höhe 

von 1.865.625,54 Euro wurde fälschlicherweise in 2021 nicht periodengerecht gegen die zuge-

hörigen Aktivdarlehensbestände gebucht. Der Ausgleich wurde – auf Grund des Hinweises 

des Revisionsamts an die Stadtkasse im Laufe der Prüfung – zum 30.06.2022 nachgeholt. Als 

Folge wird die Bilanzposition 1.3.4 Ausleihungen zum 31.12.2021 um insgesamt 
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1.865.625,54 Euro zu hoch und die Bilanzposition 2.2.2 Privatrechtliche Forderungen um die-

sen Betrag zu niedrig ausgewiesen (Ausweisfehler). 

 

Die Stadtkasse sollte zukünftig darauf achten, bei der Einbuchung der Forderungen (Sollstel-

lungen) die Buchungsdaten ggf. entsprechend anzupassen, so dass ein korrekter Ausweis der 

Bestände der Ausleihungen zum 31.12. gegeben ist. Die Stadtkasse sollte künftig die Zah-

lungseingänge periodengerecht den Aktivdarlehen zuordnen, so dass ein korrekter Ausweis 

der Bestände der Ausleihungen zum 31.12. gegeben ist.  

 

Die Stadtkämmerei folgt den Empfehlungen. 

 

(Sitzung des Rechnungsprüfungsausschusses am 21.03.2023) 

 

 

Stadtkämmerei 

Verbindlichkeiten für Kredite aus Investitionen sowie für Verbindlichkeiten, die Kredit-

aufnahmen wirtschaftlich gleichkommen zum 31.12.2021 

 

Prüfungsgegenstand und Zielsetzung 

Gegenstand der Prüfung im Rahmen des Jahresabschlusses 2021 waren die Verbindlichkei-

ten aus Krediten sowie aus Vorgängen, die der Kreditaufnahme wirtschaftlich gleichkommen 

(Leibrenten und Leasing) sowie die sonstigen finanziellen Verpflichtungen des Hoheitsbe-

reichs aus Stadtanleihen. Die Stadtanleihen wurden mit 121,0 Millionen Euro (Vorjahr: 121,0 

Millionen Euro) und die Kredite der Landeshauptstadt München in Höhe von 1.384,5 Millionen 

Euro (Vorjahr: 1.422,1 Millionen Euro) bilanziert. Prüfungsgegenstand waren darüber hinaus 

die Kreditgeschäfte, welche vom Hoheitsbereich für die Eigenbetriebe abgewickelt wurden so-

wie die korrekte Verbuchung von sogenannten Negativzinsen und deren Ausweis in der Auf-

wands- und Ertragsrechnung. 

 

Prüfungsergebnisse und -empfehlungen 

Die Vollständigkeit des in SAP geführten Kreditbestandes konnte durch einen Abgleich an-

hand der Saldenbestätigungen nachgewiesen werden. Hierbei ergibt sich ein Kreditbestand 

des Hoheitsbereichs (ohne Stiftungen und Anleihen) in Höhe von 1.384.516.619,44 Euro.  

Das Kreditportfolio ist im Schuldenbericht 2021 mit 117 Einzelkrediten korrekt ausgewiesen. 

Das Kreditportfolio zum 31.12.2020 wurde entsprechend unserer Empfehlung aus der Prüfung 

zum 31.12.2020 auf 78 Einzelkredite korrigiert. Ein Hinweis über die Korrektur ist vorhanden.  

Im Schuldenbericht 2021 sowie in den Anhangsangaben wird die verbleibende Kreditermächti-

gung 2021 mit 998,3 Millionen Euro statt mit 1.164,5 Millionen Euro ausgewiesen. Der Über-

trag ins Jahr 2022 wird fälschlicherweise mit 998,3 Millionen Euro angegeben. Damit wird die 

verbleibende Kreditermächtigung 2021 in Höhe von 166,2 Millionen Euro zu gering ausgewie-

sen (Ausweisfehler).  

 

Die Stadtkämmerei sollte im SAP Kontierungshandbuch für das Konto 310416 „Schuldschein-

darlehensverbindlichkeiten gegenüber sonstigen inländischen Bereich“ die Erläuterung gemäß 

„Zuordnungsvorschrift zur Bereichsabgrenzung“ unter Bereichsabgrenzung B Ziffer 8 „Sonsti-

ger inländischer Bereich“ einfügen.  

Die Stadtkämmerei sollte die verbleibende Kreditermächtigung 2021 im Schuldenbericht sowie 

im Anhang künftig richtig ausweisen und die Korrektur in der Fußnote erläutern. 

 

Die Stadtkämmerei folgt den Empfehlungen des Revisionsamts. 

 

(Sitzung des Rechnungsprüfungsausschusses am 21.03.2023) 
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Alle Referate 

Rückstellungen zum 31.12.2021, Bilanzpositionen 3.1 – 3.6 - Teilbericht 1 

 

Prüfungsgegenstand und Zielsetzung 

Die Landeshauptstadt München weist zum 31.12.2021 für die Bilanzpositionen 3.1 bis 3.6 

Rückstellungen in Höhe von 7.253,6 Millionen Euro (Vorjahr: 7.400,2 Millionen Euro) aus.  

Der vorliegende Prüfungsbericht erstreckt sich auf die Bilanzposition 3.1.1 „Pensionsrückstel-

lungen“, 3.1.2 „Beihilferückstellungen“ und 3.1.3 „Rückstellungen für Altersteilzeit und Ähnli-

ches“ sowie die Bilanzpositionen 3.2 „Umweltrückstellungen“, 3.3 „Instandhaltungsrückstellun-

gen“, 3.4.1 „Rückstellungen im Rahmen des Finanzausgleichs“, 3.5 „Rückstellungen für dro-

hende Verpflichtungen aus Bürgschaften, Gewährverträgen und anhängigen Gerichts- und Wi-

derspruchsverfahren“ und 3.6 „sonstige Rückstellungen“ (bezüglich der Rückstellungen für 

nicht in Anspruch genommenen Urlaub). 

Die Prüfung erstreckt sich über den Ausweis, die Bewertung  und den Nachweis in allen Bu-

chungskreisen, bei denen entsprechende Rückstellungssachverhalte von den Referaten für 

die einzelnen Buchungskreisen im Zuge der Jahresabschlussarbeiten an die Stadtkämmerei 

gemeldet wurden. Die Rückstellungsmeldungen werden zentral von der Stadtkämmerei ge-

bucht. Es handelt sich um den Teilbericht 1 der Prüfung der Rückstellungen. 

 

Wir haben dazu beigetragen, dass die an die Stadtkämmerei gemeldeten Rückstellungen der 

Landeshauptstadt München richtig in den einzelnen Buchungskreisbilanzen erfasst werden. 

 

Prüfungsergebnisse und -empfehlungen 

Die (neue) Rückstellung für ungewisse Verbindlichkeiten im Rahmen des Finanzausgleichs 

(Bezirksumlage) für 2021 (142.947.777,00 Euro) wurde ursprünglich unter den „Sonstigen Ver-

bindlichkeiten vom sonstigen öffentlichen und privaten Bereich“ im Jahresabschluss 2021 aus-

gewiesen. Die Stadtkämmerei hat den Ausweis im Laufe unserer Prüfung richtig gestellt, so 

dass der Betrag nun zum 31.12.2021 unter den „Rückstellungen für ungewisse Verbindlichkei-

ten im Rahmen des Finanzausgleichs“ ausgewiesen wird. Der Ausweis der Rückstellungen für 

die Krankenhausumlage in Höhe von 3.647.153,00 Euro erfolgte zum 31.12.2021 fälschlicher-

weise nicht als Rückstellung sondern als Verbindlichkeit (Ausweisfehler). 

Bei den Rückstellungen für anhängige Gerichts- und Widerspruchsverfahren fehlte in 54 Fäl-

len (für Rückstellungen in Höhe von 1.524.251,42 Euro) in den Rückstellungsspiegeln die ver-

pflichtende Angabe des Streitwerts. Davon betroffen waren auch 12 der in 2021 neu gebildete 

Rückstellungen in Höhe von 774.635,80 Euro. Fehlt die Angabe des Streitwerts, kann der zu-

rückgestellte Betrag durch die Stadtkämmerei nicht plausibilisiert werden. Damit besteht das 

Risiko, dass der Ausweis im Jahresabschluss nicht in korrekter Höhe erfolgt. 

 

Die Stadtkämmerei sollte die errechneten Beträge bezüglich der Bezirksumlage als Rückstel-

lungen ausweisen, solange die Bescheide bis zum Ende der Erstellung des Jahresabschlus-

ses noch nicht vorliegen. Die Stadtkämmerei sollte künftig die Rückstellungen für die Kranken-

hausumlage korrekt ausweisen. 

Die Stadtkämmerei sollte die Referate in geeigneter Weise (ggf. auch außerhalb des Jahres-

abschlussrundschreibens) darauf hinweisen, dass bei einer Rückstellung für ungewisse Ver-

bindlichkeiten aus Gerichts- und Widerspruchsverfahren im Rückstellungsspiegel der Referate 

das Mussfeld „Streitwert“ künftig verpflichtend auszufüllen ist. 

 

Die Stadtkämmerei folgt den Empfehlungen des Revisionsamts. 

 

(Sitzung des Rechnungsprüfungsausschusses am 21.03.2023) 
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Stadtkämmerei 

Forderungen und Verbindlichkeiten gegenüber eigenen Unternehmen und Stiftungen 

zum 31.12.2021 

 

Prüfungsgegenstand und Zielsetzung 

Gegenstand der Prüfung ist die Abbildung der Forderungen und Verbindlichkeiten der Landes-

hauptstadt München gegenüber eigenen Unternehmen und Stiftungen in allen Buchungskrei-

sen des Hoheitsbereiches zum 31.12.2021. In der Bilanz der Landeshauptstadt München sind 

zum Bilanzstichtag Forderungen i.H.v. 110,1 Millionen Euro und Verbindlichkeiten in Höhe von 

232,1 Millionen Euro gegenüber eigenen Unternehmen und Stiftungen in Höhe ausgewiesen.  

Ziel war einen Beitrag zu leisten, für die vollständige und korrekte Erfassung und Bewertung 

im Jahresabschluss der Landeshauptstadt München zum 31.12.2021. 

 

Prüfungsergebnisse und -empfehlungen 

Das Konto 120406 „Forderungen aus Transferleistungen gegenüber Beteiligungen“ weist im 

Buchungskreis 0325 (Sozialreferat) zum 31.12.2021 einen Bestand von 11.927.760,51 Euro 

(Vorjahr: 20.853.623,25 Euro) auf. Die Forderungen bzgl. Erstattungen für Kosten der Unter-

kunft von Beherbergungsbetrieben und von Sozialleistungen wurden gegenüber 7 Geschäfts-

partnern verbucht, die alle auf den Namen „Job Center München“ bzw. „Jobcenter München 

Giesing-Harlaching“ lauten und kein Beteiligungsunternehmen der Landeshauptstadt München 

darstellen. Das Forderungskonto 120406 wurde daher zum 31.12.2021 um 11.927.760,51 

Euro zu hoch und das Konto 120410 „Forderungen aus Transferleistungen gegenüber übrige 

Bereiche“ zu niedrig ausgewiesen (Ausweisfehler). Die Stadtkämmerei sollte für die mit „Job-

center“ bezeichneten 7 Geschäftspartnerstammsätze zeitnah das zutreffende Kontenfindungs-

merkmal klären und richtig stellen, damit die Forderungen künftig auf den richtigen Forde-

rungskonten abgebildet werden.  

Eine Überprüfung der Altersstruktur der Forderungen auf dem Konto 130407 „Privatrechtliche 

Forderungen gegenüber Sondervermögen“ ergab, dass von den zum 31.12.2021 offenen For-

derungen i.H.v. 48.474.412,36 Euro zum Prüfungszeitpunkt (Stand 18.08.2022) Forderungen 

in Höhe von 3.476.320,75 Euro noch nicht ausgeglichen sind. Davon resultieren 1.674.471,34 

Euro aus den Jahren 2012 bis 2020. Die Stadtkämmerei sollte darauf hinwirken, dass die be-

troffenen Referate die Altersstruktur der Forderungen überwachen, um entsprechend steuern 

zu können.  

Die Verrechnungskonten für die Vollstreckung werden in der Position Verbindlichkeiten gegen-

über eigenen Unternehmen ausgewiesen. Dies ist nicht korrekt, da auf den Konten keine 

Sachverhalte aus den regulären Geschäftsbeziehungen der Landeshauptstadt München mit 

den Eigenbetrieben, sondern Sachverhalte aus der Übernahme der Vollstreckung für die Ei-

genbetriebe gegenüber einem säumigen Dritten abgebildet werden. Die Stadtkämmerei sollte 

künftig die Verrechnungskonten betreffend der Vollstreckung für die Eigenbetriebe unter der 

Position „Sonstige Verbindlichkeiten vom sonstigen öffentlichen und privaten Bereich“ auswei-

sen, da es sich nicht um Verbindlichkeiten gegenüber dem Sondervermögen handelt.  

Unsere Kontenauswertung zeigte weitere 14 Konten, die sowohl mit als auch ohne Partner-

kontierung bebucht werden. Die zum 31.12.2021 offenen Posten mit Partnerkontierung sum-

mieren sich auf einen Betrag in Höhe von insgesamt 36,1 Millionen Euro. Diese werden in die 

Position 6.3 im Anhang und in der Verbindlichkeitenübersicht nicht mit einbezogen. Damit wer-

den die Verbindlichkeiten gegenüber eigenen Unternehmen um diesen Betrag zu hoch und die 

Verbindlichkeiten vom sonstigen und öffentlichen und privaten Bereich zu niedrig ausgewiesen 

(Ausweisfehler). Die Stadtkämmerei sollte die Buchungen mit Partnerkontierungen prüfen und 

künftig sicherstellen, dass Verbindlichkeiten gegenüber eigenen Unternehmen in der zutreffen-

den Position ausgewiesen werden. 

 

Die Stadtkämmerei folgt den Empfehlungen des Revisionsamts und setzt die Empfehlungen 

um, teilweise erfolgte bereits eine Realisierung. 

 

(Sitzung des Rechnungsprüfungsausschusses am 21.03.2023) 
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Stadtkämmerei, Kommunalreferat 

Sonderposten des Hoheitsbereiches zum 31.12.2021 - Analytische Prüfung der negati-

ven Anlagen 

 

Prüfungsgegenstand und Zielsetzung 

Zum 31.12.2021 werden in der Bilanz der Landeshauptstadt München von externen Dritten er-

haltene Investitionszuwendungen und Beiträge für die Anschaffung bzw. Herstellung von Ver-

mögensgegenständen in Höhe von rund 3,255 Mrd. Euro unter der Bilanzposition 2 „Sonder-

posten“ und in Höhe von rund 105,1 Mio. Euro unter der Bilanzposition 4.6 „Sonstige Verbind-

lichkeiten“ ausgewiesen. 

Gegenstand dieses Berichts ist die Prüfung der buchhalterischen Abbildung von Investitions-

zuwendungen in Höhe von 761.648.972,67 Euro auf sogenannten „negativen Anlagen“. Bei 

der Landeshauptstadt München werden Investitionszuwendungen bis zur Fertigstellung der 

geförderten Vermögensgegenstände separat und nachvollziehbar auf negativen Anlagen in 

der Anlagenklasse 90100 „Negative Anlagen – AiB“ erfasst, die auf der Passivseite der Bilanz 

unter der Bilanzposition 2.3 „Sonstige Sonderposten“ bzw. 4.6 „Sonstige Verbindlichkeiten“6 

ausgewiesen werden (bis zur endgültigen Fertigstellung). Eine Abschreibung und ertragswirk-

same Auflösung der Investitionszuwendung erfolgt bis dahin nicht. Zum 31.12.2021 bilanziert 

die Landeshauptstadt München Investitionsfördermittel in Höhe von 492.002.791,17 Euro auf 

565 negativen Anlagen in der Anlagenklasse 90100 „Negative Anlagen - AiB“. Davon werden 

auf Basis der Anlagenbuchhaltung Investitionsfördermittel in Höhe von 421.096.247,67 Euro 

unter den Sonstigen Verbindlichkeiten und in Höhe von 70.906.543,50 Euro unter den Sonsti-

gen Sonderposten ausgewiesen. Aufgrund des seit Jahren bestehenden Abrechnungssstaus 

bei den Anlagen im Bau (AiB) ergibt sich korrespondierend dazu ein sogenannter „Passivie-

rungsstau“.  

Mit Fertigstellung der geförderten Vermögensgegenstände und nach Beginn der Abrechnung 

der Anlage im Bau für die geförderte Maßnahme werden die Investitionsfördermittel zunächst 

summarisch auf negative Anlagen in der Anlagenklasse 90000 „Negative Anlagen“ umge-

bucht, die unter der Bilanzposition 2.1 „Sonderposten aus Zuwendungen“ ausgewiesen wer-

den. Ab dem Zeitpunkt der Abrechnung der Anlage im Bau beginnt die Abschreibung der ge-

förderten Vermögensgegenstände und mit der Umbuchung der Fördermittel in die Anlagen-

klasse 90000 beginnt korrespondierend dazu die ertragswirksame Auflösung der Investitions-

fördermittel. Zum 31.12.2021 bilanziert die Landeshauptstadt München Investitionsfördermittel 

in Höhe von 269.646.181,50 Euro auf 271 negativen Anlagen in der Anlagenklasse 90000 

„Negative Anlagen“ für die eine ertragswirksame Auflösung erfolgt unter den Sonderposten 

aus Zuwendungen  

Sobald der Zuwendungsschlussbescheid zur Aufteilung der Investitionsfördermittel vorliegt, 

werden die Investitionszuwendungen den einzelnen geförderten Vermögensgegenständen 

durch Umbuchung von der negativen Anlage auf die einzelnen geförderten Vermögensgegen-

stände zugeordnet. In der Ergebnisrechnung werden die Aufwendungen aus der Abschreibung 

der geförderten Vermögensgegenstände durch die ertragswirksame Auflösung der Sonderpos-

ten per Saldo gemindert und damit die dann beginnende Abschreibung neutralisiert. 

 

Wir haben auf der Grundlage von analytischen Prüfungshandlungen einen Beitrag geleistet, 

dass der Bilanzausweis der Bilanzpositionen „2 Sonderposten“ und „4.6 Sonstige Verbindlich-

keiten“ unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen 

Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögenslage vermittelt. Mit der analytischen Prü-

fung können Auffälligkeiten und gegebenenfalls korrekturbedürftige Einzelsachverhalte ermit-

telt werden. 

 

 

 

 
6 Investitionszuwendungen aus der SoBoN bzw. der Stellplatzablöse werden bis zur Fertigstellung des geförderten Anlagevermö-

gens unter den Sonstigen Sonderposten ausgewiesen. 
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Prüfungsergebnisse und -empfehlungen 

Der Passivierungsstau bei den Investitionsförderungen auf 382 negativen Anlagen in der Anla-

genklasse 90100 „Negative Anlagen – AiB“ beträgt insgesamt 407.774.196,17 Euro (Vorjahr: 

405.704.432,70 Euro). Der größte Anteil entfällt nach dem Betrag der Fördermittel auf den Bu-

chungskreis 0125 des Baureferats und nach der Anzahl der negativen Anlagen auf den Bu-

chungskreis 0300 des Referats für Bildung und Sport. In der Folge werden für die Investitions-

förderungen im Passivierungsstau fälschlicherweise keine ertragswirksamen Auflösungen in 

der Ergebnisrechnung verbucht. Das Jahresergebnis ist um diese Erträge zu niedrig ausge-

wiesen. 

Die Stadtkämmerei hat den von ihr ermittelten Betrag für den Passivierungsstau bei den Inves-

titionszuwendungen und den Beiträgen des Hoheitsbereichs in Höhe von 405.358.559,26 Euro 

hinsichtlich des Bilanzausweises von den Sonstigen Verbindlichkeiten in die Sonderposten 

korrigiert. Der Ausweis unter den Sonderposten ist zutreffend, da es sich um Investitionszu-

wendungen bzw. Beiträge zu fertiggestelltem Anlagevermögen handelt. Die Stadtkämmerei 

hat bei der Korrektur des Bilanzausweises der Investitionsfördermittel im Passivierungsstau 

Fördermittel in Höhe von 197.166.717,44 Euro auf 77 negativen Anlagen berücksichtigt, die 

zum 31.12.2021 bereits einer negativen Anlage in der Anlagenklasse 90000 „Negative Anla-

gen“ bzw. fertigen Anlagen hätten zugeordnet werden können. In der Folge wurde für diese 

Fördermittel zwar der Bilanzausweis zutreffend in die Sonderposten korrigiert, jedoch werden 

fehlerhafterweise keine entsprechenden ertragswirksamen Auflösungen in der Ergebnisrech-

nung des Jahres 2021 berücksichtigt. 

 

Die Zentrale Anlagenbuchhaltung der Stadtkämmerei (SKA 2.4) und das Kommunalreferat 

sollten so bald als möglich die erforderlichen AiB-Abrechnungen und die erforderlichen Zuord-

nungen der Investitionsförderungen vornehmen. 

Die Zentrale Anlagenbuchhaltung der Stadtkämmerei (SKA 2.4) sollte zukünftig vor dem Jah-

resabschluss die erforderlichen Umbuchungen der Fördermittel auf negative Anlagen in der 

Anlagenklasse 90000 „Negative Anlagen“ beziehungsweise soweit möglich die Einzelzuord-

nungen zu den geförderten Vermögensgegenständen vornehmen, um künftig bei der zentralen 

Korrektur des Bilanzausweises durch die Stadtkämmerei nur noch die Fördermittel im Passi-

vierungsstau zu berücksichtigen, die noch nicht abgerechneten AiB zuzuordnen sind. 

 

Die Stadtkämmerei folgt den Empfehlungen des Revisionsamtes. 

 

(Sitzung des Rechnungsprüfungsausschusses am 21.03.2023) 

 

 

Stadtkämmerei 

Abbildung der öffentlich-rechtlichen Forderungen und der korrespondierenden Ertrags-

konten zum 31.12.2021 

 

Prüfungsgegenstand und Zielsetzung 

Gegenstand der Prüfung ist die Abbildung der öffentlich-rechtlichen Forderungen der Landes-

hauptstadt München in allen Buchungskreisen des Hoheitsbereiches (0099 bis 0425) zum 

31.12.2021. In der Bilanz der Landeshauptstadt München sind zum Bilanzstichtag Forderun-

gen in Höhe von rund 659,2 Mio. Euro ausgewiesen. Der Anteil der öffentlich-rechtlichen For-

derungen beträgt rund 365,1 Mio. Euro. Die Prüfungen erfolgten jeweils stichprobenweise. Ziel 

war einen Beitrag zu leisten, für die vollständige und korrekte Erfassung und Bewertung im 

Jahresabschluss der Landeshauptstadt München zum 31.12.2021. 

 

Prüfungsergebnisse und -empfehlungen 

Auf dem Sachkonto 120402 „Ford.a. Transferleistungen ggü. Gde.u.Gde.verbände“ wurden 

gegenüber dem Geschäftspartner 1000002168 (Bezirk Oberbayern) zum 31.12.2021 Forde-

rungen in Höhe von 162.746.234,53 Euro fälschlicherweise mit dem Mahnsperrgrund „A“ (Aus-

setzung der Vollziehung) versehen, wodurch diese Forderungen in voller Höhe zweifelhaft 
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gestellt und zu 50 % wertberichtigt wurden. Somit ist das Jahresergebnis 2021 um 

81.464.579,46 Euro (geringfügige Teilzahlungen bleiben systembedingt bei der Einzelwertbe-

richtigung unberücksichtigt, daher entspricht die Höhe der Einzelwertberichtigung nicht exakt 

50 % der zweifelhaften Forderungen) zu niedrig ausgewiesen. Aufgrund des wesentlichen Be-

trages ergibt sich ein Korrekturbedarf für den Jahresabschluss 2021. Aufgrund des wesentli-

chen Betrages ergibt sich ein Korrekturbedarf für den Jahresabschluss 2021. Durch den beim 

Geschäftspartner 1000000084 fälschlicherweise erst im Jahr 2022 statt zum 31.12.2021 vor-

genommenen Ausgleich der Forderungsbuchung mit der Fakturagutschrift und der dadurch 

gebuchten Wertberichtigung in Höhe von 8.794.990,00 Euro (50 % von 17.589.980,00 Euro) 

und in Höhe von 1.388.200,00 Euro (50 % von 2.776.400,00 Euro) sind die privatrechtlichen 

Forderungen um 8.794.990,00 Euro und die sonstigen Vermögensgegenstände um 

1.388.200,00 Euro zu niedrig sowie die zugehörigen Aufwendungen um insgesamt 

10.183.190,00 Euro zum 31.12.2021 zu hoch im Jahresabschluss ausgewiesen. Die Forderun-

gen wurden in voller Höhe zweifelhaft gestellt. Aufgrund des wesentlichen Betrages ergibt sich 

ein Korrekturbedarf für den Jahresabschluss 2021 in Höhe von 10.183.190,00 Euro.Für die 

Berechnung der Bemessungsgrundlage der Pauschalwertberichtigung wurden korrekterweise 

die zweifelhaft gestellten Forderungen abgezogen. Allerdings wurden die zweifelhaften Forde-

rungen zum 31.12.2021 um 183.296.621,27 Euro zu hoch ausgewiesen. In Folge ergaben sich 

für die Pauschalwertberichtigung falsche Ausgangswerte beim Gesamtforderungsstand netto, 

bei der Bemessungsgrundlage, beim Ausfallprozentsatz des Jahres 2021, beim durchschnittli-

chen Ausfallprozentsatz der letzten 3 Jahre und beim errechneten Pauschalwertberichtigungs-

wert.  

Die Stadtkämmerei nimmt eine Korrektur des Jahresabschlusses 2021 vor und korrigiert die 

fehlerhaften Einzelwertberichtigungen. Die Stadtkämmerei nimmt eine Korrektur des Jahres-

abschlusses 2021 und reduziert die Einzelwertberichtigung und den Aufwand aus Einzelwert-

berichtigung gegenüber dem Geschäftspartner 1000000084 (GWG Städtische Wohnungsge-

sellschaft München GmbH) jeweils um 10.183.190,00 Euro. Die Stadtkämmerei nimmt eine 

Korrektur des Jahresabschlusses 2021 vor und korrigiert die Forderungen aus Pauschalwert-

berichtigung und die entsprechenden Aufwendungen aus Pauschalwertberichtigung. Die 

Stadtkämmerei korrigiert vor Erstellung des nächsten Jahresabschlusses die Berechnung der 

Pauschalwertberichtigung für das Jahr 2021. Dies ist insbesondere erforderlich, um für die 

Jahresabschlüsse 2022 und 2023 korrekte durchschnittliche Ausfallprozentsätze der letzten 3 

Jahre ermitteln zu können.  

 

Die Stadtkämmerei erkennt die Ergebnisse und Empfehlungen des Revisionsamtes an und 

setzt die Empfehlungen um, teilweise erfolgte bereits eine Realisierung. 

 

(Sitzung des Rechnungsprüfungsausschusses am 21.03.2023) 

 

 

Referat für Bildung und Sport 

Öffentliche Ausschreibung ‚Rahmenvereinbarung Film- und Fotoarbeiten München un-

terwegs‘ 

 

Prüfungsgegenstand und Zielsetzung 

Das Mobilitätsreferat hat die Vergabestelle 10 im Referat für Bildung und Sport beauftragt, 

eine „Rahmenvereinbarung Film- und Fotoarbeiten München unterwegs“ zu beschaffen. Die 

Vergabestelle 10 hat dies unter Verwendung der Software AI Vergabemanager auftragsgemäß 

in den Monaten März und April 2021 im Wege einer öffentlichen Ausschreibung erledigt. Wir 

haben diese öffentliche Ausschreibung im Rahmen der Prüfungen auf Grund des allgemeinen 

gesetzlichen Auftrags geprüft. 

Ziel der Prüfung war es, gegebenenfalls Empfehlungen hinsichtlich der Vermeidung von Risi-

ken bei Entscheidungen zu geben, die von der Vergabestelle individuell und unabhängig von 

den vorgegebenen und festgelegten Prozessschritten der Verfahrenssoftware „AI-Vergabema-

nager“ im Verfahrensablauf bei Öffentlichen Ausschreibungen zu treffen sind. 
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Prüfungsergebnisse und -empfehlungen 

Unter Berücksichtigung der Komplexität der Vergabeunterlagen sowie der tatsächlich zur Ver-

fügung stehenden Zeit, um ein adäquates Angebot erstellen zu können, das sowohl fundiert 

kalkuliert ist und das zudem auch noch die geforderten Probematerialien enthält, erscheint die 

gesetzte Angebotsfrist von 20 Kalendertagen bzw. 12 Arbeitstagen unangemessen kurz im 

Vergleich zu Vergaben von Standardprodukten. 

Auch wenn im vorliegenden Fall fünf Angebote eingegangen sind und ein Zuschlag erteilt wer-

den konnte, empfehlen wir, die Angebotsfrist zukünftig in ähnlich oder gleich gelagerten Fällen 

eher Risiko vermeidend länger anzusetzen als das Risiko einer unwirtschaftlichen Vergabe 

einzugehen. 

Mit ausreichend langen Abgabefristen kann die Vergabestelle vermeiden, Bieter, die grund-

sätzlich leistungsfähig wären, davon abzuhalten, ein Angebot abzugeben oder eventuell einem 

Bieter den Zuschlag zu erteilen, der dann letztendlich nicht im gewünschten Maße leistungsfä-

hig ist. 

 

Das Referat für Bildung und Sport hat auf die Abgabe einer Stellungnahme verzichtet und 

setzt die Empfehlungen um. 

 

(Sitzung des Rechnungsprüfungsausschusses am 21.03.2023) 

 

 

Personal- und Organisationsreferat 

Rückstellungen für nicht in Anspruch genommenen Urlaub zum 31.12.2021 

 

Prüfungsgegenstand und Zielsetzung 

Prüfungsgegenstand waren die Rückstellungen für nicht genommene Urlaubstage für das Jahr 

2021 in der Hoheitsverwaltung. Das Revisionsamt hat geprüft, ob die Daten nachvollziehbar 

übernommen wurden und die Berechnungen nach den gesetzlichen Regelungen erfolgten. Die 

Prüfung umfasste zum 31.12.2021 einen Rückstellungsbetrag in Höhe von 100,9 Millionen € 

(Vorjahr 106,3 Millionen €). 

Ziel der Prüfung war, einen Beitrag zur korrekten Berechnung der Rückstellungen zu leisten. 

 

Prüfungsergebnisse und -empfehlungen 

POR-S1/51 hat bei den Jahresmittelbeträgen einen unzutreffenden Wert errechnet. Die Rück-

stellung ist in diesem Bereich um 3.043,13 € zu niedrig und entspricht nicht der zu erwarten-

den Inanspruchnahme. POR-S1/51 sollte darauf achten, dass bei der Berechnung der Jahres-

mittelbeträge, für die keine Grundtabellen vorliegen, die relevanten Daten berücksichtigt wer-

den. 

Die Landeshauptstadt München zahlt die Gehälter der Tarifbeschäftigten bei den Fraktionsbü-

ros (Stadtratsbeschluss vom 29.04.2020). Urlaubsrückstellungen wurden zum 31.12.2021 bei 

der Landeshauptstadt München nicht gebildet. POR-S1/51 sollte in Zukunft darauf achten, 

dass die Tarifbeschäftigten der Fraktionen bei der Bildung der Rückstellungen im Gemeinde-

haushalt mit erfasst werden. 

 

Das Personal- und Organisationsreferat erhebt in seiner Stellungnahme gegenüber den Prü-

fungsfeststellungen des Revisionsamtes keine Einwände. Die Empfehlungen des Revisions-

amtes werden umgesetzt. 

 

(Sitzung des Rechnungsprüfungsausschusses am 21.03.2023) 
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Personal- und Organisationsreferat 

Rückstellungen für Pensionen und ähnliche Verpflichtungen zum 31.12.2021 

 

Prüfungsgegenstand und Zielsetzung 

Die stichprobenartige Prüfung umfasste die Rückstellungen für Beihilfe, für Sterbegeld sowie 

für Beamtenpensionen und für Ansprüche aus der Eigenversorgung der Hoheitsverwaltung 

zum 31.12.2021. Die Prüfung umfasste bei der Beihilfe einen Rückstellungsbetrag in Höhe von 

997 Millionen Euro (Vorjahr: 981 Millionen Euro). Beim Sterbegeld sowie den Pensionen und 

Ansprüchen aus der Eigenversorgung belief sich der Rückstellungsbetrag insgesamt auf 5.435 

Millionen Euro (Vorjahr: 5.427 Millionen Euro).  

Die Abteilung POR-S1/51 des Personal- und Organisationsreferats war für die Berechnung der 

Pensionsrückstellungen zuständig. 

Ziel der Prüfung war, einen Beitrag zu leisten, dass die Rückstellungen für Pensionen und 

ähnliche Verpflichtungen für den Jahresabschluss zum 31.12.2021 vollständig und korrekt be-

rechnet werden können. 

 

Prüfungsergebnisse und -empfehlungen 

In den Excel-Tabellen zur Aufteilung zwischen Gemeindehaushalt und Eigenbetrieben wurden 

bei der Berechnung des Rückstellungsbedarfs teilweise Formeln überschrieben, um manuelle 

Korrekturen vorzunehmen. Bei der Berechnung der aufgeteilten Rückstellungshöhe bergen 

manuelle Eingriffe in die Formeln zur Berechnung ein hohes Risiko von Fehlern, die schwer zu 

entdecken sind und zu einer nicht zutreffenden Rückstellung führen können. Das POR-S1/51 

sollte darauf achten, Änderungen in Excel-Tabellen grundsätzlich nicht in Berechnungsspalten 

mit Formeln vorzunehmen, sondern die Grunddaten bei Bedarf manuell zu korrigieren und die 

Korrektur in einem Kommentarfeld zu beschreiben. 

Der fehlerhaft in die Vabl-Datei eingetragene Erstattungsbetrag (99.259,78 Euro statt 9.959,78 

Euro) aus der geprüften Stichprobe führte zu einer Rückstellung, die in ihrer Höhe nicht der zu 

erwartenden Inanspruchnahme entspricht. POR-S1/51 hat die Korrektur veranlasst. Beson-

ders hohe oder auffällig niedrige Rückstellungen sollten wegen der Fehleranfälligkeit der Vabl-

Datei nochmals überprüft werden. 

Die fehlende Kennzeichnung von behinderten Waisen in der Vabl-Datei erhöht das Risiko ei-

ner fehlerhaften Sachbearbeitung bei den Vorbereitungsarbeiten für die Ermittlung des Rück-

stellungsbedarfs für Pensionen. Bis zu Umsetzung dieser Vorschläge in der Vabl-Datei sollte 

POR-S1/51 weiterhin die Auswertungen aus der Vabl-Datei überprüfen, gegebenenfalls korri-

gieren und besonders auf die Übernahme der behinderten Waisen achten. 

 

Das Personal- und Organisationsreferat erhebt in seiner Stellungnahme gegenüber den Prü-

fungsfeststellungen des Revisionsamtes keine Einwände. Die Empfehlungen des Revisions-

amtes werden umgesetzt und bei der künftigen Berechnung der Rückstellungen berücksich-

tigt. 

 

(Sitzung des Rechnungsprüfungsausschusses am 21.03.2023) 

 

 

Kommunalreferat - Abfallwirtschaftsbetrieb München 

Aspekte der Ordnungsmäßigkeit des SAP-Systems 

 

Prüfungsgegenstand und Zielsetzung 

Der Abfallwirtschaftsbetrieb München setzt SAP zur Buchführung und zur Unterstützung sei-

ner Geschäftsprozesse ein. Die Anpassung an die spezifischen Anforderungen des Eigenbe-

triebs Abfallwirtschaftsbetrieb München mittels einer Vielzahl von Tabellen, Programmen und 

Parametereinstellungen beinhaltet ein beträchtliches Gefahrenpotential. Im Rahmen einer 

Kurzprüfung wurden ausgewählte Einstellungen im SAP-Produktivsystem geprüft. 

Ziel der Prüfung ist es, dazu beizutragen, dass Voraussetzungen geschaffen sind, dass die 

Ordnungsmäßigkeit des SAP-Systems des Eigenbetriebs Abfallwirtschaftsbetrieb München 
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gewährleistet ist und Schadenereignisse mit finanziellen und strafrechtlichen Folgen oder auch 

Imageschäden vom Abfallwirtschaftsbetrieb München abgewendet werden. 

 

Prüfungsergebnisse und -empfehlungen 

Die Konfiguration des Security Audit Log ist unvollständig in der Aufzeichnung kritischer Ereig-

nisse und die Protokolle werden nicht geprüft und nachverfolgt. Die Protokollierung für Importe 

von Tabelleninhalten (RECCLIENT) ist im Produktivsystem nicht aktiviert. Bei 148 Benutzern 

waren Kennwörter mit alter Verschlüsselung nicht gelöscht. Zusätzlich zu den Benutzern mit 

Sonderrechten haben 12 Benutzer die Berechtigung, Benutzern die Sammelprofile SAP_ALL 

und SAP_NEW zuzuweisen. 8 Benutzer haben die Berechtigung zum Debuggen mit Haupt-

speicheränderungen im Produktivsystem. 15 Benutzer haben zusätzlich zu den Benutzern mit 

Sonderrechten die Berechtigung zum Anlegen, Ändern oder Löschen von Programmen oder 

Tabellenstrukturen im Produktivsystem. 11 Benutzer haben die Berechtigung zum Löschen 

von Tabellenänderungsversionen im Produktivsystem. Zusätzlich zu den Benutzern mit Son-

derrechten haben 13 Benutzer die Berechtigung zum Ändern aller Tabellen im Produktivsys-

tem. Zusätzlich zu den Benutzern mit Sonderrechten haben im Produktivsystem 6 Benutzer 

die Berechtigung, die globale Systemänderbarkeit zu verstellen. 

 

Kritische Ereignisse und kritische Benutzer sollten vollständig über das Security Audit Log pro-

tokolliert werden und die Protokolle sollten geprüft und nachverfolgt werden. Die Protokollie-

rung für Importe von Tabelleninhalten (RECCLIENT) sollte im Produktivsystem aktiviert sein. 

Die alten Kennwort-Hashes sollten gelöscht werden. Die Berechtigung, Benutzern die Sam-

melprofile SAP_ALL und SAP_NEW zuzuweisen, sollte nur an den Notfallbenutzer vergeben 

werden. Die Berechtigung zum Debuggen mit Hauptspeicheränderung sollte im Produktivsys-

tem ausschließlich an den Notfallbenutzer vergeben werden. Nur der Notfallbenutzer sollte die 

Berechtigung zum Anlegen und Ändern von Programmen oder Tabellen im Produktivsystem 

besitzen. Die Berechtigung zum Löschen von Tabellenänderungsversionen sollte im Produk-

tivsystem ausschließlich an den Notfallbenutzer vergeben werden. Die Berechtigung zum An-

legen und Ändern aller Tabellen im Produktivsystem sollte nur an den Notfallbenutzer verge-

ben werden. Die Berechtigung zur Einstellung der globalen Systemänderbarkeit sollte im Pro-

duktivsystem nur sehr restriktiv an die Administration vergeben werden. 

 

Der Abfallwirtschaftsbetrieb München teilte in seiner Stellungnahme mit, dass mit den Ausfüh-

rungen im Prüfbericht Einverständnis besteht. 

 

(Sitzung des Rechnungsprüfungsausschusses am 21.03.2023) 

 

 

Stadtkämmerei 

Informationstechnik für den Jahresabschluss 2021 der Landeshauptstadt München - 

Münchner Kommunales Rechnungswesen 

 

Prüfungsgegenstand und Zielsetzung 

Das Revisionsamt prüfte die Ordnungsmäßigkeit der rechnungslegungsrelevanten Informati-

onstechnik als Voraussetzung für die Prüfung des Jahresabschlusses 2021. 

Als zentrales Buchführungssystem der Landeshauptstadt München kommt dem Münchner 

Kommunalen Rechnungswesen eine besondere Bedeutung zu. Es wird daher jährlich geprüft. 

Ziel der Prüfung war es, einen Beitrag zu leisten, dass Voraussetzungen geschaffen sind, da-

mit die Ordnungsmäßigkeit der Informationstechnik der Landeshauptstadt München sicherge-

stellt werden kann und dabei neben den gesetzlichen Vorgaben aus Art. 102 und Art. 103 Ge-

meindeordnung und § 33, §§ 88 ff. Kommunalhaushaltsverordnung-Doppik die Grundsätze 

ordnungsmäßiger Führung und Aufbewahrung von Büchern, Aufzeichnungen und Unterlagen 

in elektronischer Form sowie zum Datenzugriff eingehalten werden können. 
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Prüfungsergebnisse und -empfehlungen 

4.250 Benutzer haben neben den Superusern die Berechtigung zum Anlegen von Jobs unter 

dem Benutzernamen aller Benutzer. Damit besteht das Risiko, dass Benutzer Aktionen aus-

führen könnten, zu denen sie selbst nicht berechtigt sind. Nur Superuser dürfen die Berechti-

gung zum Anlegen von Jobs unter dem Benutzernamen aller Benutzer haben. 

480 weitere Benutzer haben neben den Superusern die Berechtigung zum Verwalten aller Hin-

tergrundjobs. Damit besteht das Risiko, dass Benutzer Aktionen ausführen könnten, zu denen 

sie selbst nicht berechtigt sind. Die Berechtigung zum Verwalten aller Hintergrundjobs darf nur 

Superusern und Basisadministratoren zugeordnet werden. 

114 weitere Benutzer haben neben den Superusern die Berechtigung uneingeschränkt Da-

teien sowohl vom SAP-Server auf einen Client als auch von einem Client auf den SAP-Server 

zu kopieren. Damit besteht das Risiko, dass für die Systemsicherheit wichtige Daten manipu-

liert werden könnten. Berechtigungen zum Kopieren von Dateien dürfen nur sehr restriktiv ver-

geben werden. Werden diese Berechtigungen an Nicht-Superuser vergeben, müssen die Be-

rechtigungen auf notwendige und unkritische Verzeichnisse eingeschränkt werden. 

 

Mit dem Bericht besteht seitens der Stadtkämmerei Einverständnis, Empfehlungen wurden be-

reits während der Prüfung umgesetzt und diese sollen künftig beachtet werden. Die noch offe-

nen Punkte werden in Abstimmung mit dem Revisionsamt geklärt. 

 

(Sitzung des Rechnungsprüfungsausschusses am 21.03.2023) 

 

 

Personal- und Organisationsreferat, IT-Referat - Dienstleister für Informations- und Tele-

kommunikationstechnik der Landeshauptstadt München (it@M) 

Informationstechnik für den Jahresabschluss 2021 der Landeshauptstadt München - 

Stadtweites Personalmanagementsystem auf Basis von SAP 

 

Prüfungsgegenstand und Zielsetzung 

Das Revisionsamt prüfte die Ordnungsmäßigkeit der rechnungslegungsrelevanten Informati-

onstechnik im Rahmen der Prüfung des Jahresabschlusses 2021. Aus der Vielzahl der sich 

bei der Landeshauptstadt München im Einsatz befindlichen rechnungslegungsrelevanten Ver-

fahren wurde im Rahmen einer risikoorientierten Prüfplanung für das Jahr 2021 unter anderem 

das Personalmanagementsystem des Personal- und Organisationsreferates ausgewählt. 

Ziel der Prüfung war es, einen Beitrag zu leisten, damit die Ordnungsmäßigkeit der Informati-

onstechnik der Landeshauptstadt München sichergestellt werden kann und dabei neben den 

gesetzlichen Vorgaben aus Art. 102 und Art. 103 Gemeindeordnung und § 33, §§ 88 ff. Kom-

munalhaushaltsverordnung-Doppik die Grundsätze ordnungsmäßiger Führung und Aufbewah-

rung von Büchern, Aufzeichnungen und Unterlagen in elektronischer Form sowie zum Daten-

zugriff eingehalten werden können. 

 

Prüfungsergebnisse und -empfehlungen 

Die Serviceleistungen Datensicherung und Druckmanagement sind in der IT-Servicebeschrei-

bung nicht zugeordnet, obwohl sie vom Dienstleister für Informations- und Telekommunikati-

onstechnik der Landeshauptstadt München (it@M) erbracht werden. Im Personalmanage-

mentsystem wurden noch keine Aussonderungsprozesse implementiert. Das Berechtigungs-

konzept ist veraltet und die Berechtigungen der Fachadministration und der Systemadministra-

tion sind nicht dokumentiert. Der Prozess zur Vergabe und Kontrolle von Zugriffsberechtigun-

gen ist nicht dokumentiert. Die Schnittstellendokumentation ist nicht aktuell. 

Die Abgrenzung der Leistungen Datensicherung und Druckmanagement sollten in der IT-Ser-

vicebeschreibung ausführlicher dargestellt werden. Die Konzipierung und Implementierung 

von Aussonderungsprozessen sollte weiter verfolgt werden. Das Berechtigungskonzept sollte 

aktualisiert werden. Die benötigten Berechtigungen der Fachadministration und der Systemad-

ministration sollten dokumentiert werden. Der Prozess zur Vergabe und Kontrolle von Zugriffs-

berechtigungen sollte dokumentiert werden. Die Schnittstellendokumentation sollte aktualisiert 
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und so abgelegt werden, dass sie über den gesamten Lebenszyklus nachvollzogen werden 

kann. 

 

Das Personal- und Organisationsreferat stimmt den Inhalten des Revisionsberichts, die den 

Bereich POR-3 (Abrechnung) betreffen, vollumfänglich zu. Der Dienstleister für Informations- 

und Telekommunikationstechnik der Landeshauptstadt München (it@M) hat keine Einwände 

bezüglich des Prüfberichts und folgt den ausgesprochenen Empfehlungen. 

 

(Sitzung des Rechnungsprüfungsausschusses am 21.03.2023) 

 

 

Gesundheitsreferat 

Informationstechnik für den Jahresabschluss 2021 der Landeshauptstadt München - 

Amtsärztliche Gutachten 

 

Prüfungsgegenstand und Zielsetzung 

Das Revisionsamt prüfte die Ordnungsmäßigkeit der rechnungslegungsrelevanten Informati-

onstechnik als Voraussetzung für die Prüfung des Jahresabschlusses 2021. 

Aus der Vielzahl der sich bei der Landeshauptstadt München im Einsatz befindlichen rech-

nungslegungsrelevanten Verfahren wurde im Rahmen einer risikoorientierten Prüfplanung u.a. 

das Fachmodul Amtsärztlicher Vertrauensdienst des Gesundheitsinformationssystems des 

Gesundheitsreferats ausgewählt. 

 

Ziel der Prüfung war es, einen Beitrag zu leisten, dass Voraussetzungen geschaffen sind, da-

mit die Ordnungsmäßigkeit der Informationstechnik der Landeshauptstadt München sicherge-

stellt werden kann und dabei neben den gesetzlichen Vorgaben aus Art. 102 und Art. 103 Ge-

meindeordnung und § 33, §§ 88 ff. Kommunalhaushaltsverordnung-Doppik die Grundsätze 

ordnungsmäßiger Führung und Aufbewahrung von Büchern, Aufzeichnungen und Unterlagen 

in elektronischer Form sowie zum Datenzugriff eingehalten werden. 

 

Prüfungsergebnisse und -empfehlungen 

Die internen Regelungen zur IT-Organisation, zur Infrastruktur, zur IT-Anwendung und einzel-

nen Aspekten des internen Kontrollsystems wurden vorgelegt. 

Die Nachprüfbarkeit der erteilten Berechtigungen über den gesetzlichen Aufbewahrungszeit-

raum ist nicht sichergestellt, eine regelmäßige Userrevision dieser Berechtigungen findet nicht 

statt. 

Das Gesundheitsreferat soll über geeignete Maßnahmen die Nachprüfbarkeit der Rechte-

vergabe und eine regelmäßige Userrevision einschließlich deren Dokumentation innerhalb der 

gesetzlichen Nachweisfrist sicherstellen. 

 

Das Gesundheitsreferat erklärte mit Schreiben vom 15.02.2023 sein Einverständnis mit dem 

Bericht. 

 

(Sitzung des Rechnungsprüfungsausschusses am 21.03.2023) 

 

 

Stadtkämmerei, IT-Referat - Dienstleister für Informations- und Telekommunikations-

technik der Landeshauptstadt München (it@M) 

Informationstechnik für den Jahresabschluss 2021 der Landeshauptstadt München - 

Integriertes System für Wertpapier und Cash-Management, Teil Finanzmanagement 

 

Prüfungsgegenstand und Zielsetzung 

Das Revisionsamt prüfte die Ordnungsmäßigkeit der rechnungslegungsrelevanten Informati-

onstechnik als Voraussetzung für die Prüfung des Jahresabschlusses 2021. 
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Aus der Vielzahl der sich bei der Landeshauptstadt München im Einsatz befindlichen rech-

nungslegungsrelevanten Verfahren wurde im Rahmen einer risikoorientierten Prüfplanung für 

das Jahr 2021 u.a. das Verfahren Treasury – Aufgabenbereich Finanzmanagement ausge-

wählt. 

Die der Bewertung zugrunde liegenden Informationen wurden mit Unterbrechungen im Zeit-

raum von November bis einschließlich Dezember 2022 erhoben. 

Ziel der Prüfung war es, einen Beitrag zu leisten, dass Voraussetzungen geschaffen sind, da-

mit die Ordnungsmäßigkeit der Informationstechnik der Landeshauptstadt München sicherge-

stellt werden kann und dabei neben den gesetzlichen Vorgaben aus Art. 102 und Art. 103 Ge-

meindeordnung und § 33, §§ 88 ff. Kommunalhaushaltsverordnung-Doppik die Grundsätze 

ordnungsmäßiger Führung und Aufbewahrung von Büchern, Aufzeichnungen und Unterlagen 

in elektronischer Form sowie zum Datenzugriff eingehalten werden. 

 

Prüfungsergebnisse und -empfehlungen 

Im Rahmen der Prüfung des Jahresabschlusses des Verfahrens Treasury im Kontext Wert-

papiere wurden in den Jahren 2016 bis 2019 Abweichungen festgestellt, die nach Angaben 

der Stadtkämmerei auf Systemfehler zurückzuführen waren. Von Seiten der Herstellerfirma 

wurde bis heute noch keine abschließende Lösung des Problems angeboten, so dass im Rah-

men der Einführung von SAP S/4HANA eine Lösung angestrebt wird. 

 

Im Rahmen der Einführung von SAP S/4HANA ist darauf zu achten, eine Lösung der aufgetre-

tenen Systemfehler zu finden. 

 

Die Stadtkämmerei und das IT-Referat - Dienstleister für Informations- und Telekommunikati-

onstechnik der Landeshauptstadt München (it@M) sind mit dem Bericht einverstanden und 

setzen die Empfehlungen um. 

 

(Sitzung des Rechnungsprüfungsausschusses am 21.03.2023) 

 

 

Stadtkämmerei 

Informationstechnik für den Konzernabschluss 2021 der Landeshauptstadt München - 

Konsolidierungssystem 

 

Prüfungsgegenstand und Zielsetzung 

Das Revisionsamt prüfte die Ordnungsmäßigkeit der rechnungslegungsrelevanten Informati-

onstechnik als Voraussetzung für die Prüfung des Konzernabschlusses 2021. 

Das Konsolidierungssystem der Landeshautstadt München basiert auf einer SAP Business In-

telligence Installation und ist seit dem 25.06.2019 produktiv. Die Hauptanwendung für die Kon-

zernkonsolidierung auf diesem System ist das „Business Consolidation System“ und ist ein 

Teil der „Strategic Enterprise Management-Suite“ der Firma SAP. Dieses System stellt die not-

wendigen Funktionen für die Konzernkonsolidierung zur Verfügung. 

Ziel der Prüfung war es, einen Beitrag zu leisten, dass Voraussetzungen geschaffen sind, da-

mit die Ordnungsmäßigkeit der Informationstechnik der Landeshauptstadt München sicherge-

stellt werden kann und dabei neben den gesetzlichen Vorgaben aus Art. 102, Art. 102a und 

Art. 103 Gemeindeordnung, § 33, §§ 88 - 90 Kommunalhaushaltsverordnung-Doppik, §§ 300 

ff. Handelsgesetzbuch nach den Grundsätzen der doppelten kommunalen Buchführung vor-

rangig die Grundsätze zur ordnungsmäßigen Führung und Aufbewahrung von Büchern in 

elektronischer Form sowie zum Datenzugriff herangezogen werden. 

 

Prüfungsergebnisse und -empfehlungen 

62 Benutzer haben neben den Superusern die Berechtigung zum Anlegen von Jobs unter dem 

Benutzernamen aller Benutzer. Damit besteht das Risiko, dass Benutzer Aktionen ausführen 

könnten, zu denen sie selbst nicht berechtigt sind. Nur Superuser dürfen diese Berechtigung 

haben. 
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62 weitere Benutzer haben neben den Superusern die Berechtigung zum Verwalten aller Hin-

tergrundjobs. Damit besteht das Risiko, dass Benutzer Aktionen ausführen könnten, zu denen 

sie selbst nicht berechtigt sind. Diese Berechtigung darf nur Superusern und Basisadministra-

toren zugeordnet werden. 

73 weitere Benutzer haben neben den Superusern die Berechtigung uneingeschränkt Dateien 

sowohl vom SAP-Server auf einen Client als auch von einem Client auf den SAP-Server zu 

kopieren. Damit besteht das Risiko, dass für die Systemsicherheit wichtige Daten manipuliert 

werden könnten. Diese Berechtigungen dürfen nur sehr restriktiv vergeben werden. Werden 

diese Berechtigungen an Nicht-Superuser vergeben, müssen die Berechtigungen auf notwen-

dige und unkritische Verzeichnisse eingeschränkt werden. 

 

Mit dem Bericht besteht Einverständnis, die Empfehlungen wurden geprüft und sollen weitge-

hend umgesetzt werden. Die noch offenen Punkte werden in Abstimmung mit dem Revisions-

amt geklärt. 

 

(Sitzung des Rechnungsprüfungsausschusses am 21.03.2023) 

 

 

Olympiapark München GmbH 

Maßnahmen zur Energieeffizienz 

 

Prüfungsgegenstand und Zielsetzung 

Die Olympiapark München GmbH hat die Aufgabe, die Anlagen und Einrichtungen des Olym-

piaparks und der funktionell oder räumlich damit zusammenhängenden Einrichtungen ein-

schließlich der Außen- und Nebenanlagen zu nutzen und zu betreiben, sowie alle damit zu-

sammenhängenden Geschäfte zu führen und abzuwickeln.  

 

Der Energiebericht 2019/2020 der Olympiapark München GmbH mit Stand Mai 2021 weist für 

das Geschäftsjahr 2019 für die fünf größten Immobilien einen Verbrauch von 12.205.822 kWh 

Strom, 11.403.970 kWh Fernwärme und für das Olympia-Eissportzentrum 2.023.007 kWh Erd-

gas aus. Daraus entstanden Kosten in Höhe von 2.887.654 €. Der Verbrauch hat sich im Ver-

gleich zum Geschäftsjahr 2014 bei Strom um ca. 14%, bei Fernwärme um ca. 3,6% und für 

Erdgas beim Olympia-Eissportzentrum um knapp 50% erhöht. In der Summe ergibt sich im 

Vergleichszeitraum eine Erhöhung des Energieverbrauchs um ca. 11%. 

  

Mit dieser Prüfung trägt das Revisionsamt dazu bei, dass im Bereich der Maßnahmen zur Stei-

gerung der Energieeffizienz und zur Reduzierung der Energiekosten notwendige Vorausset-

zungen geschaffen sind. 

 

Es wurde geprüft, ob 

• periodische Energieaudits durchgeführt werden, 

• aus dem Ergebnis des Energieaudits Maßnahmen zur Energieeffizienz eingeleitet und 

durchgeführt wurden und 

• erkennbar ist, wie sich die durchgeführten Maßnahmen auf den Energieverbrauch für 

den Betrieb der OMG auswirken. 

 

Prüfungsergebnisse und -empfehlungen 

Der Olympiapark München GmbH wurde auf der Basis des EDL-G mit den Energieauditberich-

ten vom 29.04.2016 und 29.04.2020 die Durchführung des erforderlichen Energieaudits be-

scheinigt. 

Nach Angaben der Olympiapark München GmbH sind die im Energieaudit vorgeschlagenen 

Maßnahmen nunmehr umgesetzt, mit Ausnahme der Trainingsbeleuchtung im Olympia-Eis-

sportzentrum, über dessen weitere Verwendung aber noch nicht entschieden ist. 
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Ob und wie die ergriffenen Maßnahmen sich positiv auf die Energieeffizienz auswirken, war 

nicht nachvollziehbar. Die Olympiapark München GmbH hat beispielhaft erläutert, warum der 

Energieverbrauch trotz der ergriffenen Maßnahmen gestiegen ist. 

 

Die Olympiapark München GmbH sollte weiterhin regelmäßig ein Energieaudit durchführen 

und alle erforderlichen Maßnahmen zur Energieeffizienz ergreifen und nach Möglichkeit darauf 

hinwirken, dass der Energieverbrauch gesenkt werden kann bzw. nur im wirtschaftlich vertret-

baren Ausmaß ansteigt. 

 

In ihrer Stellungnahme teilte die Olympiapark München GmbH mit, dass der Prüfungsbericht 

aus ihrer Sicht zutreffend ist und die Empfehlungen umgesetzt werden. 

 

(Sitzung des Rechnungsprüfungsausschusses am 21.03.2023) 

 

 

Baureferat 

Aspekte der Planung, Vergabe und Ausführung von Flachdächern 

 

Prüfungsgegenstand und Zielsetzung 

Im Gebäudebestand der Landeshauptstadt München befinden sich bereits heute bei unter-

schiedlichen Gebäudetypen Flachdächer. Vor dem Hintergrund des Ziels einen erheblichen 

Teil der Dachflächen zu begrünen und dem verstärkten Einsatz von Photovoltaik werden zu-

künftig voraussichtlich weitere Flachdächer bei Neubaumaßnahmen erstellt werden. Die dau-

erhafte Dichtigkeit von Flachdachkonstruktionen ist eminent wichtig für eine lange Lebens-

dauer des gesamten Bauwerks. Unsachgemäß geplante und ausgeführte Flachdachkonstruk-

tionen stellen ein erhebliches Kostenrisiko dar. Das Revisionsamt hat für die Prüfung acht 

städtische Baumaßnahmen ausgewählt. Mit der Prüfung leistete das Revisionsamt einen Bei-

trag dazu, dass Voraussetzungen dafür geschaffen sind, dass die Landeshauptstadt München 

durch interne Regelungen/ Vorgaben dauerhafte Flachdachkonstruktionen erhalten kann, ver-

tragliche Vereinbarungen mit den Auftragnehmern getroffen werden können, um Gewährleis-

tungsansprüche für Mängel rechtssicher geltend machen zu können, sicheres Arbeiten und 

Begehen der Flachdachkonstruktionen während der Nutzungsphase verbessert wird und Mög-

lichkeiten für die verbesserte Erfassung und Kontrolle von Gewährleistungsfristen für Mängel-

ansprüche aufgezeigt werden. 

 

Prüfungsergebnisse und -empfehlungen 

Bei drei von acht geprüften Baumaßnahmen wurden für das Gewerk Abdichtungsarbeiten 

keine verlängerten Verjährungsfristen für Mängelansprüche vereinbart. Bei zwei Baumaßnah-

men fehlten in den Besonderen Vertragsbedingungen die zur Rechtswirksamkeit erforderli-

chen textlichen Vereinbarungen zu der auf zehn Jahren verlängerten Verjährungsfrist für Män-

gelansprüche. 

Das Baureferat sollte zum Thema Flachdachkonstruktionen bei der Umsetzung des Bauleitfa-

dens und der Verlängerung der Verjährungsfrist für Mängelansprüche auf zehn Jahre auch 

wirtschaftliche Aspekte prüfen. Im Bedarfsfall sollte die Verlängerung rechtssicher vereinbart 

werden. 

Bei vier Baumaßnahmen wurde im Leistungsverzeichnis eine zusätzliche Pauschalpreis-Posi-

tion für die Verlängerung der Verjährungsfrist für Mängelansprüche auf zehn Jahre aufgenom-

men. Die Notwendigkeit dieser zusätzlichen Positionen für die Landeshauptstadt München war 

nicht nachvollziehbar. Es besteht das Risiko vermeidbarer Kosten. 

Das Baureferat sollte prüfen, ob die Aufnahme einer zusätzlichen Position im Leistungsver-

zeichnis für eine Verlängerung der Verjährungsfrist für Mängelansprüche auf zehn Jahre not-

wendig ist. Die Aufnahme ist grundsätzlich möglich, aber inhaltlich nicht notwendig. Für die 

Landeshauptstadt München entsteht in der Regel kein Mehrwert bzw. Vorteil. 

Bei drei Baumaßnahmen wurde im Rahmen der örtlichen Begehung festgestellt, dass die jähr-

liche Sachkundigenprüfung der Seilsicherungssysteme (Anschlageinrichtungen) ausstand. 
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Die jährlichen Prüfungstermine für die Seilsicherungssysteme (Anschlageinrichtungen) sind 

aus Sicherheitsgründen einzuhalten. 

Eine zentrale Erfassung der Gewährleistungsfristen für Mängelansprüche erfolgt im Baureferat 

bislang nicht. Das Baureferat teilte mit, dass eine datenbankbasierte Anwendung für das Füh-

ren der Gewährleistungsfristen in der Entwicklung sei und voraussichtlich 2024 eingeführt 

werde. Das Baureferat sollte grundsätzlich eine zentrale Erfassung der Gewährleistungsfristen 

für Mängelansprüche anstreben, um bei Wechsel von Mitarbeitenden und Zuständigkeiten im-

mer projektbezogen einen Überblick zu gewährleisten. 

 

„Das Baureferat folgt den Empfehlungen. [...]“ 

 

(Sitzung des Rechnungsprüfungsausschusses am 21.03.2023) 

 

 

Baureferat 

Unterschwellenvergaben der Hauptabteilung Gartenbau 

 

Prüfungsgegenstand und Zielsetzung 

Gegenstand der Prüfung war eine Auswahl von Unterschwellenvergaben der Hauptabteilung 

Gartenbau im Baureferat nach Vergabe - und Vertragsordnung für Bauleistungen Teil A. Es 

wurden hierzu 7 unterschiedliche Vergaben ausgewählt, die im Zeitraum von 2018 bis 2021 

durchgeführt wurden. Die Auswahl der Vergaben berücksichtigt ausschließlich Beschränkte 

Ausschreibungen und Freihändige Vergaben, da diese nur unter bestimmten Voraussetzun-

gen durchgeführt werden dürfen. Mit der Prüfung tragen wir dazu bei, dass die Vergaben der 

Hauptabteilung Gartenbau im Baureferat in einem rechtlich zulässigen Verfahren durchgeführt 

werden, für eine wirtschaftliche Vergabe ein ausreichend großer und geeigneter Bieterkreis 

am Wettbewerb beteiligt wird und eine transparente und vollständige Dokumentation der 

Vergabeverfahren erstellt wird. 

 

Prüfungsergebnisse und -empfehlungen 

Die Herleitung der veranschlagten Kosten konnte den vorgelegten Unterlagen zu den 7 ge-

prüften Vergaben nicht entnommen werden. Die Methode der Auftragswertschätzung sollte so 

gewählt und auch für Dritte nachvollziehbar dargestellt werden, dass sie realistische Ergebnis-

se erwarten lässt und das aktuelle bzw. zu erwartende Preisniveau abgebildet wird. Die heran-

gezogenen Grundlagen für die Ermittlung der Auftragswertschätzung sollten zur Erhöhung der 

Transparenz in der Vergabedokumentation beschrieben werden. 

Bei 2 Beschränkten Ausschreibungen wurden die geschätzten Auftragswerte hinsichtlich der 

Wahl der Vergabeart einzeln betrachtet. Eine Begründung für die Einzelbetrachtung der Auf-

tragswerte ist nicht dokumentiert. Sie beinhalteten jeweils Leistungen, die inhaltlich vergleich-

bar miteinander waren und örtlich zusammenhingen. In der Gesamtbetrachtung überschreitet 

der sich aus der Addition der geschätzten Auftragswerte ergebende Betrag die gültige Wert-

grenze für die Beschränkte Ausschreibung. Die Inanspruchnahme der Wertgrenzenregelung 

als Begründung für die Wahl der Vergabeart war damit nicht zulässig. Geschätzte Auftrags-

werte von einzelnen Teillosen sind hinsichtlich der Wahl der Vergabeart zusammen zu be-

trachten, wenn die Leistungen als Teillose vergleichbar sind und in einem organisatorischen, 

inhaltlichen, wirtschaftlichen sowie technischen Zusammenhang stehen. 

Allen 7 geprüften Vergaben fehlte die Dokumentation, ob und anhand welcher Nachweise die 

Eignung des für die Beteiligung an den Vergabeverfahren ausgewählten Bieterkreises geprüft 

wurde. Die Eignung der für die Vergabe ausgewählten Bieter ist bei präqualifizierten Bietern 

anhand der Eintragungen im Präqualifikationsverzeichnis bzw. bei nicht präqualifizierten Bie-

tern anhand einer Eigenerklärung zur Eignung mit den zugehörigen Bescheinigungen zu prü-

fen und zu dokumentieren. 

Zu 4 der 7 Vergaben wurde nicht festgehalten, auf welchen Grundlagen die Eignungsprüfung 

des für den Zuschlag vorgesehenen Bieters erfolgte. Bei den übrigen 3 Vergaben fehlten An-

gaben zur inhaltlichen Überprüfung der Präqualifikation des Bieters. Die Eignungsprüfung 
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eines für den Zuschlag vorgesehenen nicht präqualifizierten Bieters ist bei Beschränkten Aus-

schrei-bungen bzw. bei Freihändigen Vergaben zu dokumentieren. 

Die Dokumentation aller 7 Vergaben war nicht lückenlos. Es fehlten die nach Vergabehand-

buch für Bauleistungen der Landeshauptstadt München anzuwendenden Formblätter bzw. 

Formblätter wurden nicht vollständig ausgefüllt. Es sind für die Dokumentation von Vergabe-

verfahren, bei denen die Abwicklung nicht in digitaler Form über eine Vergabeplattform erfolgt, 

derzeit die Formblätter Vergabehandbuch für Bauleistungen der Landeshauptstadt München 

zu verwenden und vollständig auszufüllen. 

 

Das Baureferat folgt den Empfehlungen des Revisionsamtes und setzt diese größtenteils be-

reits um. 

 

(Sitzung des Rechnungsprüfungsausschusses am 21.03.2023) 

 

 

Kommunalreferat 

Aspekte der Vergabeverfahren Abbrucharbeiten Los 133 einschließlich Nachtragsleis-

tungen sowie Ingenieurleistungen Recyclingprojekt Los 2 und zugrundeliegende Ver-

fahren 

 

Prüfungsgegenstand und Zielsetzung 

Nach Beendigung der militärischen Nutzung hat die Landeshauptstadt München am 

30.06.2011 das Areal der ehemaligen Bayernkaserne samt Aufbauten übernommen, um dort 

ein neues Wohngebiet zu entwickeln. Das Kommunalreferat ist für die Freimachung des Are-

als zuständig. Mit dem anonymen Schreiben vom 02.05.2022 wurden Hinweise gegenüber 

dem Kommunalreferat bezüglich der Beauftragung eines Nachtrags über sogenannte Brecher-

arbeiten sowie eines Vergabeverfahrens über Ingenieurleistungen für Qualitätsmanagement/ 

Bauüberwachung des Recyclingprojekts formuliert. Anlass der Prüfung ist der Auftrag des 

Herrn Oberbürgermeisters vom 30.06.2022. 

Ziel der Prüfung ist es, 

• den Sachverhalt aufzunehmen und zu würdigen, 

• zu prüfen, ob im Kommunalreferat Regelungen zur Vergabe von (Nachtrags-)Leistun-

gen vorhanden sind,  

• Handlungsempfehlungen für die Zukunft zu entwickeln. 

 

Der geprüfte Zeitraum umfasst im Wesentlichen die Jahre 2021 bis 2022. 

 

Prüfungsergebnisse und -empfehlungen 

Das bei der Vergabe der Brecherarbeiten als Nachtrag zu Los 133 vom Kommunalreferat hin-

sichtlich der Entscheidung für die direkte Beauftragung angeführte Risiko von Terminverzöge-

rungen und Mehrkosten begründete keine besondere Dringlichkeit im Sinne des Vergabe-

rechts. Das Kommunalreferat gab zeit- und kostenkritische Umstände für den Verzicht auf ei-

nen Wettbewerb an. Diese entstanden, da der Vergabeterminplan vom 10.02.2021 von Büro A 

und vom Kommunalreferat nicht eingehalten wurde. Sofern das Kommunalreferat im Zuge des 

Projektmanagements den Handlungsbereich Termine selbst übernimmt, sollten die Terminab-

läufe bei den Planern durch das Kommunalreferat konsequent verfolgt und bei Erfordernis 

rechtzeitig gesteuert werden.  

Nach vorgelegten Unterlagen stellten die am 17.08.2021 direkt beauftragten Brecherarbeiten 

keine Auftragsänderung im Sinne des Vergabehandbuchs für Bauleistungen der Landeshaupt-

stadt München dar, die zum Erreichen des Leistungserfolgs oder -ziels des ursprünglichen 

Auftrags für den Hauptauftrag Los 133 erforderlich war. Es handelte sich deshalb gemäß Defi-

nition im Vergabehandbuch für Bauleistungen der Landeshauptstadt München um einen 

neuen, selbständigen Auftrag als Anschlussauftrag und nicht um eine Nachtragsvereinbarung 

zum bestehenden Auftrag. Werden zusätzliche Leistungen erforderlich, ist im Einzelfall auf 

Grundlage des Vergabehandbuchs für Bauleistungen der Landeshauptstadt München vom 
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Kommunalreferat zu klären, ob es sich hierbei um Nachtragsleistungen handelt, das heißt, ob 

ein bestehender Auftrag vergaberechtsfrei erweitert werden darf. Stellen die zusätzlichen Leis-

tungen keine vergaberechtsfreien Nachtragsleistungen dar, ist auf Grundlage der vergabe-

rechtlichen Vorschriften vom Kommunalreferat zu klären, welches Ausschreibungsverfahren 

aufgrund der individuellen Rahmenbedingungen zulässig ist.  

Es wurde kein schriftlich dokumentierter, projektübergreifender Regelablauf für die Nachtrags-

prüfung und -genehmigung im Kommunalreferat vorgelegt. Dieser ist eine wichtige Grundlage 

für eine einheitliche Vorgehensweise mit der eindeutigen Zuordnung von Aufgaben und Ver-

antwortlichkeiten. Das Kommunalreferat sollte prüfen, ob ein verbindlicher Regelablauf für die 

Nachtragsprüfung und -genehmigung schriftlich definiert und eingeführt werden kann.  

Das Kommunalreferat begründet die Aufhebung der Ausschreibung Ingenieurleistung Recyc-

lingprojekt Los 2 mit einer wesentlichen Änderung des Bedarfs. Die im Los 2 ausgeschriebe-

nen Leistungen können in 10 wesentliche Leistungsbestandteile zusammengefasst werden. 

Die Gegenüberstellung dieser 10 Leistungsbestandteile im Rahmen der Prüfung mit dem nun-

mehr reduzierten Bedarf zeigt, dass 7 dieser 10 Leistungsbestandteile zumindest derzeit nicht 

mehr benötigt werden, wobei bei 4 dieser Leistungsbestandteile der Bedarf endgültig entfällt. 

Damit kann von einer wesentlichen Änderung des Leistungsumfangs ausgegangen werden 

und der vom Kommunalreferat genannte Aufhebungsgrund der Bedarfsänderung ist nachvoll-

ziehbar. Das Kommunalreferat sollte weiterhin bei Aufhebungen von Vergabeverfahren den 

Aufhebungsgrund nachvollziehbar dokumentieren. 

 

Das Kommunalreferat teilte in seiner Stellungnahme vom 27.02.2023 mit: „Den Empfehlungen 

auf Basis der Prüfungsergebnisse (Zusammenfassung), Vergabe der Brecherarbeiten als 

Nachtrag zu Los 133 […] wird […] gefolgt. […] Den Empfehlungen auf Basis der Prüfungser-

gebnisse (Zusammenfassung), Vergabeverfahren Los 2 Ingenieurleistungen für Qualitätsma-

nagement und Bauüberwachung […] wird gefolgt.“ 

 

(Sitzung des Rechnungsprüfungsausschusses am 21.03.2023) 

 

 

Münchner Wohnungsbaugesellschaft GEWOFAG Holding GmbH 

Compliance GEWOFAG – Aspekte zu anonymen Hinweisschreiben 

 

Prüfungsgegenstand und Zielsetzung 

Am 06.06.1928 wurde die „Gemeinnützige Wohnungsfürsorge AG“, kurz GEWOFAG, gegrün-

det. Der GEWOFAG-Konzern hat gemäß Kennzahlenübersicht 2021, veröffentlicht auf der In-

ternetseite, 38.950 Wohneinheiten im Bestand. Die wichtigsten Aufgaben des städtischen Un-

ternehmens sind Neubau, Vermietung, Sanierung und Instandsetzung des Wohnungsbe-

stands. Die GEWOFAG schafft und erhält bezahlbaren Wohnraum in der Landeshauptstadt 

München. Anlass der Prüfung ist der Auftrag des Herrn Oberbürgermeisters vom 22.12.2022, 

Aspekte zu anonymen Hinweisschreiben vom Oktober bzw. Dezember 2022 bezüglich der 

GEWOFAG, zu prüfen. Im ersten anonymen Hinweisschreiben wird von Mitarbeiter*innen-

Freistellungen, der organisatorischen Einbindung einer Bereichsleiterin im Zusammenhang mit 

Complianceregelungen sowie zum Betriebsklima berichtet. Die Ausführungen bezogen sich für 

den Bereich Mitarbeiter*innen-Freistellungen nicht auf konkrete Einzelfälle. Im zweiten anony-

men Hinweisschreiben wird im Wesentlichen konkret auf vier Einzelfälle von Mitarbeiter*innen-

Freistellungen/Kündigungen und auf die Vergabe eines Auftrags an eine Beratungsfirma im 

Rahmen von Organisationsmaßnahmen eingegangen. Während der Prüfung ging ein drittes 

anonymes Schreiben mit Posteingang vom 26.01.2023 ein. Hierin wird im Wesentlichen auf 

Hinweise im Bereich Ausbildung nahestehender Personen, Mitarbeiterentwicklung, Stellplatz-

nutzung, Bewirtungen, Büronutzung, Vergabe eingegangen.  

Wir haben mit der Prüfung folgende Schwerpunkte der aus den anonymen Schreiben genann-

ten Hinweise behandelt: 

• Übersicht Regelwerke 

• Auflösungen von Arbeitsverhältnissen, 
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• Nachvollziehbarkeit der vier genannten Auflösungen von Arbeitsverhältnissen, 

• Vorliegen eines Compliance Management Systems 

• Vergabe an die genannte Beratungsfirma 

• Aspekte zu den Hinweisen aus dem dritten anonymen Schreiben. 

 

Prüfungsergebnisse und -empfehlungen 

Regelungen 

Die GEWOFAG hat verschiedene Richtlinien vorgelegt, die Regelungen im Zusammenhang 

mit Compliance Management beinhalten. Im Wesentlichen handelt es sich dabei um den Ge-

sellschaftsvertrag, um die Geschäftsordnung für Geschäftsführung, um die Rahmenkonzernre-

gelung der GEWOFAG Holding GmbH: Verhaltenskodex Anti-Korruptionsregelung und Rege-

lung zu Nebenbeschäftigung, um die Konzernregelung der GEWOFAG Holding GmbH: Be-

schaffung und nahestehende Personen, Ressort 5 RL023_Richtlinien Immobilienverwaltung, 

Konzernregelung der GEWOFAG Holding GmbH: Vertretung der GEWOFAG Konzerngesell-

schaften, Handbuch Ombudsstelle, Konzernvereinbarung zur Vermeidung von Mobbing und 

sexueller Belästigung. 

Historie, Zahlenmäßige Übersicht und Einzelfälle von Auflösungen 

 

Prüfungsergebnis 

• Die Geschäftsführung der GEWOFAG und der Gesamtbetriebsrat der GEWOFAG 

schlossen die beiden Betriebsvereinbarungen Interessenausgleich und Sozialplan ab. 

Die Betriebsvereinbarung Sozialplan beschäftigt sich im Wesentlichen mit dem Thema 

der Höhe der Abfindung von freiwilligen Aufhebungsvereinbarungen. Die Höhe der Ab-

findung berechnet sich nach folgender Formel: Betriebszugehörigkeit x Bruttomonats-

entgelt x Faktor 1,75. Die Vereinbarung des Faktors in Höhe von 1,75 kam auskunfts-

gemäß nach umfangreichen Verhandlungen in einer Vereinbarung zwischen Ge-

schäftsführung und Betriebsrat zustande (21.03.2017). Dokumentationen bzw. Grund-

lagen zum Zustandekommen des Faktors 1,75 als Basis für die Verhandlungen wurden 

nicht vorgelegt.  

• Nach den vorgelegten Unterlagen fielen für den Zeitraum 01.2014 bis 12.2023 für 121 

Fälle der GEWOFAG Holding GmbH, GEWOFAG Wohnen GmbH und GEWOFAG 

Service GmbH Abfindungen an. Die Höhe dieser Abfindungen beträgt rund 7,3 Mio. € 

(Abfindungen aus dem Sozialplan sowie Abfindungen nach streitigen Auseinanderset-

zungen). Davon handelt es sich bei 69 Fällen um Abfindungen nach dem Interessen-

ausgleich / Sozialplan und um einen Betrag in Höhe von rund 4,3 Mio. €. 

• Nach vorliegenden Unterlagen handelt es sich bei diesen 121 Fällen bei einem Anteil 

von 50 Fällen um Abfindungszahlungen nach streitigen Auseinandersetzungen im Zeit-

raum von 01.2014 bis 12.2023. Die Höhe dieser 50 Abfindungen beträgt rund 3 Mio. €. 

Davon erhielten 38 Fälle zusätzlich zur Abfindung eine bezahlte Freistellung im Zusam-

menhang mit der Auflösung von Arbeitsverhältnissen nach streitigen Auseinanderset-

zungen für den Zeitraum von 2014 bis 2023. Sie sind jeweils Teil der insgesamt abge-

fundenen 121 Fälle.  

• Die im Rahmen der Prüfung erfolgte näherungsweise Berechnung der Höhe der ge-

zahlten Freistellungen für den Zeitraum 2014 bis 2022 zeigte eine Freistellungssumme 

in Höhe von rund 1,7 Mio. €. Das Gesamtpaket aus gezahlten Abfindungen und verein-

barten bzw. erfolgten bezahlten Freistellungen betrug demnach rund 9 Mio. €. Bezüg-

lich der Angemessenheit der Höhe von Abfindungen und Freistellungen gibt es auf Ba-

sis der Rechtsprechung des Landesarbeitsgerichts (LAG) Hamm kaum vergleichbare 

Obergrenzen. Kommunale Unternehmen in Privatrechtsform mit kommunaler Mehr-

heitsbeteiligung haben den Grundsatz der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit anzu-

wenden.  

• Bei den im Rahmen der Prüfung gewürdigten 4 Einzelfällen von Auflösungen aus den 

Hinweisschreiben lagen verhaltensbedingte Gründe vor. Es zeigte sich nach vorgeleg-

ten Unterlagen, dass bei den vier Fällen jeweils personalrechtliche Maßnahmen wie 

Abmahnungen und/oder Arbeitgeberkündigungen vorausgegangen sind. In zwei Fällen 
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handelt es sich um Prozessvergleiche aufgrund Klageverfahren und in zwei weiteren 

Fällen um Auflösungen aufgrund eines gegenseitigen Trennungsinteresses nach Vor-

liegen von verhaltensbedingten Gründen, davon in einem Fall nach abgeschlossenem 

Klageverfahren. Aus den Unterlagen zeigte sich, dass von der GEWOFAG jeweils die 

arbeitgeberseitigen Gründe für das Trennungsinteresse erläutert wurden. Die GE-

WOFAG hat sich in den 4 Fällen durch eine Rechtsanwaltskanzlei vertreten lassen. 

Drei der vier geprüften Fälle haben sich ebenfalls durch Rechtsanwälte vertreten las-

sen. Bei 2 der geprüften 4 Auflösungen standen Sonderkündigungstatbestände im 

Raum. Bei der Vereinbarung der Höhe von Abfindungen / Freistellungsmonaten in den 

genannten Fallkonstellationen besteht für die GEWOFAG Privatautonomie. 

• Der Vergleich mit dem Sozialplanfaktor (1,75) bei der Berechnung von Abfindungen 

zeigte, dass in zwei der vier Fälle der Abfindungsfaktor ohne Berücksichtigung der be-

zahlten Freistellungen unter dem Sozialplanfaktor lag. Dieser Vergleich dient nur der 

Orientierung, da der Sozialplan bei verhaltensbedingten Fällen nicht zur Anwendung 

kommt. Auch der Vergleich mit der Praxisformel nach §§ 9, 10 KSchG „ein halbes Brut-

tomonatsgehalt pro Beschäftigungsjahr“ zeigt aus Sicht des auf den vorliegenden 

Sachverhalt anwendbaren Urteils des LAG Hamm, dass die Anwendung sowohl in der 

gerichtlichen als auch in der außergerichtlichen arbeitsrechtlichen Praxis überschaubar 

ist, in der Mehrzahl der Fälle wird diese Regelabfindung entweder unter- oder über-

schritten. Bezogen auf das zugewendete Gesamtpaket, bestehend aus Abfindung und 

bezahlter Freistellung liegt die Bandbreite der errechneten Gesamtfaktoren in den 4 

geprüften Fällen zwischen 1,60 und 5,22. Bezogen auf die tatsächlich an die 4 Mitar-

beiter*innen ausgezahlten Abfindungen liegt die Bandbreite der Faktoren in den vier 

geprüften Fällen unter Berücksichtigung des ursprünglich vereinbarten Endes der Ar-

beitsverhältnisse zwischen 0,11 und 2,87. Die GEWOFAG stellt bei der Betrachtung 

der Abfindungsfaktoren auf die ursprünglich vereinbarten Abfindungssummen ab und 

kommt zu einer Bandbreite der Faktoren von 0,11 bis 1,69, welche alle unter dem Sozi-

alplanfaktor von 1,75 liegen.  

• Bei der Vereinbarung der Höhe von Abfindungen / Freistellungsmonaten in den ge-

nannten 4 Fallkonstellationen besteht für die GEWOFAG Privatautonomie. Die GE-

WOFAG hat im Rahmen der Prüfung ausgeführt, dass sich die GEWOFAG in diesen 

Angelegenheiten auf die Expertise von Fachanwälten für Arbeitsrecht verlassen hat, 

weil die Sachverhalte in der Berücksichtigung sämtlicher relevanter Aspekte in den 

meisten Fällen überaus komplex waren. Kündigungen wurden ausschließlich als ultima 

ratio erklärt. Arbeitsrechtlichen Sanktionen waren stets entsprechende Pflichtverletzun-

gen von Mitarbeitenden vorausgegangen. Soweit Vergleiche abgeschlossen wurden, 

geschah dies auf der Basis der Rechtsberatung von Fachanwälten für Arbeitsrecht und 

unter Ausübung eines der Geschäftsleitung zustehenden Ermessens. Bei der Bemes-

sung von Freistellungszeiträumen waren Sonderkündigungsrechte zu berücksichtigen, 

die ebenfalls fachanwaltlich geprüft wurden. 

• Inwieweit die Zuwendungen der Gesamtpakete (Abfindungen und bezahlte Freistellun-

gen) wie im Rahmen der Prüfung für diese 4 Fälle näherungsweise berechnet, dem 

wirtschaftlichen Interesse der GEWOFAG an der Beendigung der Arbeitsverhältnisse 

entspricht, kann im Rahmen der Prüfung nicht beurteilt werden. Für die Beurteilung 

dieser Frage ist eine Prognose nicht zuletzt dahingehend maßgeblich, welche wirt-

schaftlichen Vor- und Nachteile eine weitere Beschäftigung der Mitarbeiter*innen, eine 

Nachbesetzung mit einer anderen Person oder eine Einsparung der Stellen mutmaß-

lich mit sich gebracht hätte. Auskunftsgemäß wurden 2 von 4 Stellen mit zeitlicher Ver-

zögerung nachbesetzt und eine von 4 wurde nachbesetzt bzw. wird zeitnah nachbe-

setzt werden. Eine der 4 Stellen sei weggefallen. 

• Kosten-Nutzen-Abwägungen oder Entscheidungsdokumentationen unter Einbeziehung 

arbeitsrechtlicher bzw. arbeitsgerichtlicher Erfahrungen im Hinblick auf die Angemes-

senheit der in den Aufhebungsvereinbarungen enthaltenen Gesamtpakete sowie auf 

die Wahrung des Gleichbehandlungsgrundsatzes wurden durch die GEWOFAG für 

diese Einzelfälle nicht vorgelegt. 
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Prüfungsempfehlung  

• Bei der Definition von Berechnungsgrundlagen und Kriterien für Interessensausgleiche 

und Sozialpläne im Rahmen von Effizienzsteigerungen sollten die Grundannahmen 

nachvollziehbar dokumentiert werden.  

• Die GEWOFAG sollte unter anderem im Sinne des Compliance Managements dem 

Aufsichtsrat zur Entscheidung vorlegen, ob im Rahmen der regelmäßigen Berichter-

stattung, der Aufsichtsrat jenseits der bereits in § 7 Nr. 1 der Geschäftsordnung für die 

Geschäftsführung enthaltenen Berichtspflicht zur Personalplanung über die wesentli-

chen personellen Entwicklungen, die Anzahl von Auflösungsverträgen mit Abfindungen 

und Freistellungen, Kündigungen und sonstige relevante Personalthemen informiert 

werden soll. Für den Bericht über erfolgte Abfindungen und Freistellungen sollten ggf. 

Kriterien entwickelt werden, wann die Information erfolgen soll (z.B. Höhe oder Anzahl 

von Freistellungsmonaten).  

• Bei Abfindungen und Freistellungen sollten im Vorfeld und bei der Entscheidungsfin-

dung Wirtschaftlichkeitsüberlegungen/-berechnungen im Sinne einer sparsamen und 

wirtschaftlichen Vorgehensweise erfolgen und dokumentiert werden. Es sollten auch 

andere mögliche organisatorische bzw. personalrechtliche Maßnahmen ausgeschöpft 

werden. 

• Die tragenden Erwägungen für die Zuwendung eines konkreten Gesamtpakets an im 

Wege einer Aufhebungsvereinbarung bzw. eines Prozessvergleichs ausscheidendes 

Personal sollten im Rahmen der Entscheidungsfindung detailliert dokumentiert werden 

– auch zur Gewährleistung und Nachweisbarkeit einer möglichst stringenten Freistel-

lungs- und Abfindungspraxis. 

 

Stellungnahme der geprüften Einheit vom 10.03.2023: 

„Die Feststellung des Revisionsamts ist zutreffend, dass in den von der GEWOFAG mitgeteil-

ten Abfindungszahlungen keine Gehaltszahlungen für Freistellungszeiträume enthalten sind. 

 

Dies ergibt sich zwingend aus den folgenden Erwägungen: 

Zweck und Funktionsweise von Abfindungszahlungen auf der einen Seite und Gehaltszahlun-

gen in Freistellungszeiträumen auf der anderen Seite sind gänzlich unterschiedlich. 

Abfindungszahlungen sind als soziale Ausgleichszahlung an die Arbeitnehmer*innen für den 

Verlust des Arbeitsplatzes zu verstehen. Sie sind somit eine in die Zukunft gerichtete Kompen-

sationszahlung. 

Gehaltszahlungen in Freistellungszeiträumen werden hingegen dann gewährt, wenn beson-

dere Umstände bei den ausscheidenden Arbeitnehmer*innen vorliegen. Dies gilt insbeson-

dere, wenn spezielle Schutzregelungen des deutschen Arbeitsrechts greifen, die eine schnel-

lere Loslösung des Arbeitsvertrags verhindern. In zwei der vier genannten Fälle lagen [...] ge-

nau solche Kündigungsschutzgründe vor, ohne dass dies der GEWOFAG bei Kündigungsaus-

spruch bekannt war. Im Rahmen der Privatautonomie können weitere Gründe für einen erwei-

terten Freistellungszeitraum sprechen. 

Aufgrund der unterschiedlichen Funktionen von Abfindungszahlungen und Gehaltszahlungen 

in Freistellungszeiträumen ist es methodisch nicht möglich, hier ein "Gesamtpaket" aus beiden 

Zahlungsarten zu bilden. 

 

Zwischenergebnis: 

In der Folge ist es methodisch nicht möglich, eine Summe aus Abfindungszahlungen und Ge-

haltszahlungen in Freistellungszeiträumen zu bilden. Aus dieser Summe dann einen neuen 

"Gesamt-Faktor" zu bilden, ist dem deutschen Arbeitsrecht fremd. Dies wird in Literatur und 

Rechtsprechung unserer Kenntnis nach auch nicht vertreten. 

Aus diesem Grund gehen die im Entwurf des Revisionsbericht angeführten "Gesamt-Summen" 

und "Gesamt-Faktoren" fehl. 

Eine rein kaufmännische Betrachtung bestätigt dies: Gehaltszahlungen in Freistellungszeiträu-

men bis zum Ablauf der regulären Kündigungsfristen sind sog. "Sowieso-Kosten" die auch 
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dann angefallen wären, wenn keine Trennung von den Arbeitnehmer*innen stattgefunden 

hätte. 

Abfindungen werden jeweils nach der Formel Betriebszugehörigkeit x Bruttomonatsgehalt x 

Faktor berechnet. Hierbei handelt es sich um die in der Praxis sowohl gerichtlich wie auch au-

ßergerichtlich üblicherweise verwendete Formel. Diese Formel wurde auch von der GE-

WOFAG angewendet. Die Entscheidung über die Auflösung eines Anstellungsverhältnisses, 

wie auch die Einigung auf eine konkrete Abfindungshöhe liegen in der Privatautonomie der 

Vertragsparteien. Alle Abfindungen lagen unter dem im Betrieb vereinbarten (und durch den 

Aufsichtsrat beschlossenen ...) Interessenausgleich und Sozialplan, welcher einen Faktor von 

1,75 beinhaltet. 

Bezahlte Freistellungen werden im Rahmen von Vergleichsverhandlungen grundsätzlich und 

unter praktischen Gesichtspunkten für den Lauf der Kündigungsfrist vereinbart, da die Vergü-

tung bis zum Ablauf der Kündigungsfrist ohnehin gezahlt werden müsste und ein Mehrwert an 

der Fortbeschäftigung des Arbeitnehmers regelmäßig grundsätzlich nicht mehr besteht. 

Aus diesem Grund kann in den geprüften Fällen [...] keine Summe aus gezahlten Abfindungen 

und bezahlten Freistellungen gebildet werden. Die angegeben "Gesamt-Faktoren" gehen 

ebenfalls fehl. 

Ergänzend ist darauf zu verweisen, dass auch die lohn- und sozialversicherungsrechtliche Be-

handlung von Abfindungszahlungen und Gehaltszahlungen in Freistellungszeiträumen unter-

schiedlich ausgestaltet ist. Dies gilt zudem auch für die jeweiligen Auszahlungszeitpunkte an 

die Arbeitnehmer*innen: gemäß Aufhebungsvereinbarung oder prozessualem Vergleich im 

Fall der Abfindungszahlung versus zum ordentlichen Fälligkeitszeitpunkt eines Monatsgehal-

tes.“ 

(…) 

„Basierend auf den Feststellungen des Revisionsamts wird die GEWOFAG in Zukunft die tra-

genden Erwägungen für die Vereinbarung der Konditionen einer Aufhebungsvereinbarung 

bzw. eines Prozessvergleichs mit Arbeitnehmer*innen in einer gesonderten Trennungsdoku-

mentation niederlegen. Bereits jetzt ist aber die Dokumentation jedes Trennungsfalles gege-

ben, wie die Vorlage der Unterlagen seitens der GEWOFAG in den geprüften Fällen belegt. 

Die Entscheidungen der Geschäftsleitung der GEWOFAG, den Trennungen zu den genannten 

Konditionen zuzustimmen, lag innerhalb des ihr privatautonom zustehenden Ermessensspiel-

raums. Wirtschaftlich vorteilhaft waren die Trennungen bereits deshalb, weil Mitarbeitende, mit 

denen es zu erheblichen Auseinandersetzungen über die Einhaltung arbeitsvertraglicher 

Pflichten gekommen ist, üblicherweise keinen signifikant nachhaltigen Leistungsbeitrag für die 

restliche Verweildauer im Unternehmen erbringen. Mit Blick auf die Gesamtleistung der be-

troffenen Teams spielt es daher erfahrungsgemäß kaum eine Rolle, ob diese Mitarbeitenden 

freigestellt sind oder nicht. 

(…) 

Die GEWOFAG hat den Grundsatz der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit bei den untersuch-

ten vier Angelegenheiten durchgängig beachtet. Hierbei ist zu berücksichtigen, dass Arbeit-

nehmer*innen, mit denen sich das Unternehmen in Auseinandersetzungen wegen Pflichten-

verstößen befindet, regelmäßig deutlich weniger produktiv sind als Arbeitnehmer*innen mit un-

gestörter Leistungserbringung. Bereits aus dem Grund ein beidseits (!) belastetes Arbeitsver-

hältnis nicht zu perpetuieren und somit auch dem Arbeitnehmer*in die Möglichkeit zu geben, 

einen unbelasteten Neustart in einem anderen Unternehmen zu suchen, macht rational ge-

troffene Trennungsentscheidungen regelmäßig ermessensgerecht. 

Die GEWOFAG hat das Revisionsamt darauf hingewiesen, dass das Unternehmen sich in sol-

chen Verfahren durchgängig durch Fachanwälte für Arbeitsrecht beraten und vertreten lässt. 

Diese verfügen über eine ausreichende Expertise, um zu evaluieren, ob eine zwischen Par-

teien auszuhandelnde Abfindung rechtlich vertretbar ist oder nicht. Sie haben Einblick in um-

fangreiche Kasuistik und können alle relevanten Aspekte des Einzelfalles im Dialog mit den 

Personalzuständigen im Unternehmen herausarbeiten. 

Es war insbesondere auch ermessensgerecht, dass die Geschäftsleitung der GEWOFAG sich 

bei Trennungssachverhalten von Fachanwälten beraten und in Verhandlungen vertreten lässt. 

Eine solche Beratung ist zwar nicht kostenfrei, nur sie kann aber sicherstellen, dass 
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arbeitsrechtliche Grundsätze beachtet werden und vertretbare Einzelfalllösungen ausgehan-

delt werden.“ 

(…) 

 

Würdigung der Stellungnahme durch das Revisionsamt 

Neben den Kosten von Abfindungszahlungen lassen sich auch die durch bezahlte Freistellun-

gen für die GEWOFAG ausgelösten Kosten beziffern, was das Revisionsamt im Rahmen der 

Prüfung im Wege einer näherungsweisen Berechnung durchgeführt hat. O.g. kaufmännischer 

Ansatz der GEWOFAG berücksichtigt nicht, dass zwar Gehaltszahlungen als „Sowieso-Kos-

ten“ erfolgen, hierfür jedoch keine Arbeitsleistung erbracht wird. In Fällen, in denen Stellen 

während des Freistellungszeitraums nachbesetzt wurden, fallen Gehaltskosten doppelt an.  

 

Schwebende Verhandlungen über eine Beendigung des Arbeitsverhältnisses, ggf. in Verbin-

dung mit Auseinandersetzungen wegen Pflichtverstößen, führen wie von der GEWOFAG dar-

gestellt zu einer Beeinträchtigung der erbrachten Arbeitsleistungen. Andererseits dürfte vielen 

ausscheidenden Mitarbeiter*innen an einem ordnungsgemäßen Abschluss der Tätigkeit bei 

der GEWOFAG gelegen sein – auch im Hinblick auf die Beurteilung der eigenen Arbeitsleis-

tung im von der GEWOFAG nach ihrem Ausscheiden zu erstellenden Arbeitszeugnis.  

Im Übrigen wird auf das Prüfungsergebnis verwiesen. 

 

Vergabe Beratungsauftrag 

 

Prüfungsergebnis 

• Der Auftrag an ein Beratungsunternehmen für die Erstellung eines Konzepts im Rah-

men des Effizienzsteigerungsprogramms GEWOFAG 2021 erfolgte ohne Ausschrei-

bung, da nach Ansicht der GEWOFAG Produkte mit Ausschließlichkeitsrechten ge-

schaffen werden würden. Begründungen dafür waren nicht nachvollziehbar. Eine ein-

deutige Leistungsbeschreibung wurde nicht vorgelegt. Zum Prüfungszeitpunkt lag das 

geschätzte Gesamtauftragsvolumen über dem Schwellenwert von damals 214.000 € 

netto. 

• Nach vorgelegten Unterlagen hätte eine EU-weite Vergabe des Dienstleistungsauf-

trags erfolgen müssen, zumal alle Auftragserweiterungen absehbar waren. Es bestand 

das Risiko eines vergaberechtlichen Nachprüfungsauftrags. Die Feststellung der Un-

wirksamkeit der Verträge hätte spätestens 6 Monate nach Vertragsschluss im Nach-

prüfungsverfahren geltend gemacht werden müssen. Der letzte Vertrag wurde am 

28.09.2022 geschlossen. Die Geltendmachung der Unwirksamkeit ist nach bekanntem 

Sachverhalt bis zum Abschluss der Prüfung nicht erfolgt. 

 

Prüfungsempfehlung  

• Auch im Unterschwellenbereich ist soweit wie möglich und notwendig ein Wettbewerb 

durchzuführen. 

• In Zukunft ist im Vorfeld einer Beschaffung eine ausführliche Leistungsbeschreibung zu 

erstellen, die den Beschaffungsgegenstand klar und deutlich erkennen lässt. Darauf 

basierend ist eine nachvollziehbare und transparente Schätzung der Gesamtkosten 

des Auftrages zu erstellen und zu dokumentieren. Die Dokumentation der Schätzung 

sollte umso detaillierter erfolgen, je stärker sich die Kosten dem Schwellenwert aus 

dem Vergaberecht nähern. Zeichnet sich die Erreichung des Schwellenwertes ab, ist 

ein entsprechendes Ausschreibungsverfahren durchzuführen. 

 

Stellungnahme der geprüften Einheit vom 10.03.2023 

„Die GEWOFAG bedauert ausdrücklich, dass es bei der Vorbereitung und der Dokumentation 

der ursprünglichen Vergabeentscheidung des Beratungsauftrags an die Firma [...] wie auch 

bei den nachträglichen Auftragserweiterungen zu gravierenden Fehlern gekommen ist. (...). 
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Inhaltlich ging es bei der Beauftragung um die fachliche Begleitung der Implementierung eines 

Zentralen Kundenmanagements im Unternehmen mit dem Ziel, eine wesentliche Verbesse-

rung der Betreuung der Mieter*innen im Rahmen des First-Level-Supports zu erreichen.  

(...) 

Bei dieser Beratungsleistung handelt es sich nicht um eine Standard-Beratungsleistung, son-

dern um einen Sonderbedarf, der nur sehr schwer einschätzbar war. Denn anders als Bau-, 

Planungs- und viele sonstige Lieferleistungen findet zu dieser Thematik bei der GEWOFAG 

keine wiederholte oder fortlaufende Beratung statt. 

Richtig ist die Feststellung des Revisionsamtes, dass die Festlegung eines Leistungsbildes vor 

einer Entscheidung über die Beschaffungsart am Markt fehlerhaft unterblieben ist. 

Die GEWOFAG hat mit verschiedenen Stellungnahmen sowie mit der Beantwortung eines 

Fragenkatalogs des Revisionsamts die Alleinstellung der Firma [...] bei der ursprünglichen Be-

auftragung, wie auch die Notwendigkeit zu Auftragserweiterungen dargestellt und hierzu vor-

getragen. 

Eine vom Fachbereich durchgeführte Marktrecherche hat im Sommer 2021 ergeben, dass in 

diesem Bereich ein Anbieter - die Firma [...] - über ein Alleinstellungsmerkmal verfügt. Nur die-

ser Anbieter hat das technische Know-how zum Betreiben eines zeitgemäßen Kundenservices 

in Kombination mit dem erforderlichen wohnungswirtschaftlichen Wissen. 

Die für die vergabekonforme Durchführung verantwortliche Mitarbeiterin (Bereichsleiterin Ein-

kauf) hat - unabhängig vom laufenden Revisionsverfahren - das Unternehmen zum 

31.12.2022 verlassen. 

Allen Führungskräften im Einkauf wurde nochmals eindringlich die Beachtung sämtlicher 

Vergabebestimmungen, auch bei (wie hier) eiligen oder schwer im Vorhinein skizzierbaren Be-

schaffungsbedarfen, nahegebracht. Gleichzeitig wurden die Verbesserungspotenziale defi-

niert. 

Die GEWOFAG wird die Empfehlungen des Revisionsamtes selbstverständlich vollinhaltlich 

umsetzen.“ 

 

Compliance Management System 

 

Prüfungsergebnis 

In der Prüfung der vorhandenen Compliance Regelungen und des Compliance Management 

Systems haben wir berücksichtigt, welche Regelungen bei der GEWOFAG bestehen bzw. ob 

zusätzlich gesonderte Regelungen für einzelne kritische Bereiche bestehen. Die Durchsicht 

der vorgelegten Regelungen zeigte folgende wesentliche Verbesserungspotentiale: 

• Im Handbuch für die Ombudsstelle sowie in der Konzernregelung Verhaltenskodex, 

Anti-Korruption und Regelungen zu Nebenbeschäftigungen sind nicht für alle Hierar-

chieebenen Berichtswege geregelt; damit besteht das Risiko, dass diese nicht allen 

Beschäftigten bekannt sind. 

• In der vorgelegten Dokumentation CMS geht die GEWOFAG auf die Compliance-Ziele 

ein. Diese Dokumentation ist auskunftsgemäß nicht im Intranet veröffentlicht oder auf 

andere Art und Weise für die Beschäftigten der GEWOFAG zugänglich. Es besteht das 

Risiko, dass nicht alle Beschäftigten die Compliance-Ziele kennen, da die Informatio-

nen zu den Compliance-Zielen im Intranet auf verschiedenen Seiten aufgeführt sind.  

• Die GEWOFAG erläuterte darüber hinaus, dass bislang keine Regelung zum Thema 

Job-Rotation in Zusammenhang mit Compliance Management besteht. Es besteht das 

Risiko, dass vor allem in compliance-sensiblen Bereichen wie z.B. der Vergabe von 

Wohnungen hierzu keine Regelung getroffen ist.  

• Für die Bereiche Antikorruption und Personal existieren auskunftsgemäß keine allge-

meinen Regeln zur Kommunikation bei festgestellten Verstößen und der Einleitung von 

Maßnahmen und Verstößen, hier reagiert die GEWOFAG anlassbezogen zum Beispiel 

mit Schulungen für Beschäftigte. Damit besteht das Risiko, dass bei auftretenden Com-

pliance Fällen keine durchgängig strukturierten Berichtswege bestehen. 
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Prüfungsempfehlung 

• Die GEWOFAG sollte unter Berücksichtigung der Größe und der Organisation der Ge-

sellschaft regelmäßig mit geeigneten Maßnahmen prüfen, ob die vorhandenen Vor-

schriften bekannt sind und von den Beschäftigten und den Führungskräften eingehal-

ten werden. Die Prozessbeschreibungen der Ombudsstelle sollten bezüglich der Hie-

rarchieebenen vervollständigt werden, ebenso die Konzernregelung Verhaltenskodex 

Anti-Korruptionsregelung und Regelungen zu Nebenbeschäftigungen. 

• Die GEWOFAG sollte die Compliance-Ziele an zentraler Stelle im Intranet veröffentli-

chen, um die Zielerreichung der formulierten Unternehmensziele zu gewährleisten. 

• Die GEWOFAG sollte prüfen, ob eine Regelung zur Jobrotation in compliance-sensib-

len Bereichen eingeführt werden kann. 

• Die GEWOFAG sollte für die Bereiche Antikorruption und Personal eigene Regeln zur 

Kommunikation bei festgestellten Verstößen und der Einleitung von Maßnahmen und 

Verstößen formulieren und die Mitarbeiter*innen regelmäßig informieren und sensibili-

sieren. 

 

Stellungnahme der geprüften Einheit vom 10.03.2023 

„Die GEWOFAG nimmt die Ausführungen des Revisionsamtes zum bestehenden Compliance 

Management System ... zum Anlass, die aufgezeigten Verbesserungspotenziale aufzugreifen 

und umzusetzen. 

(...) 

Die GEWOFAG wird die Empfehlung zur Ergänzung der Konzernregelung "Beschaffung von 

Liefer-, Dienst- und Bauleistungen" aufgreifen und umsetzen. Ebenso wird seitens des Res-

sorts Recht geprüft, ob eine zusätzliche Compliance-Management-Richtlinie zu einer weiteren 

Verbesserung des Standards beitragen kann. 

(...) 

Wie vom Revisionsamt empfohlen, wird der Aufsichtsrat der GEWOFAG mit der Frage befasst 

werden, ob diesem neben den Regelberichten der Ombudsstelle, der AntiKorruptionsbeauf-

tragten, der Beauftragten für Demokratie und gegen Extremismus auch ein jährlicher Compli-

ance-Bericht in einem eigenen Tagesordnungspunkt vorgelegt werden soll. Regeln zur Kom-

munikation bei festgestellten Verstößen werden selbstverständlich eingeführt.“ 

 

Hinweise aus dem dritten anonymen Schreiben; 

Umorganisation und Gehaltssteigerungen 

 

Prüfungsergebnis 

• Gemäß den vorgelegten Unterlagen stimmte der Betriebsrat der Einstellung einer im 

anonymen Schreiben genannten Person und jeder weiteren Änderung des Arbeitsver-

trags (Beförderung/Gehaltserhöhung) zu. Sofern Zustimmungen des Betriebsrats vor-

handen sind, ist davon auszugehen, dass keine sachfremden Erwägungen in die Ent-

scheidungen eingeflossen sind. Die GEWOFAG legte Unterlagen für die letzte Stellen-

besetzung vor. Diesen kann entnommen werden, dass sich die genannte Person im 

Rahmen einer internen Stellenausschreibung gegen 2 Mitbewerber*innen durchsetzen 

konnte. Bewerbungsunterlagen für die Stellenbesetzungen nach ihrer Einstellung oder 

sonstige Hinweise für die Durchführung interner Stellenausschreibungsverfahren wa-

ren in der Personalakte nicht enthalten. Der Personalakte war keine Dokumentation 

über eine Stellenbesetzung ohne Ausschreibungsverfahren zu entnehmen. Die Nach-

vollziehbarkeit ist in diesem Bereich eingeschränkt. 

• Gemäß den vorgelegten Unterlagen stimmte der Betriebsrat der Einstellung und Beför-

derungen – soweit nach der Konzernbetriebsvereinbarung vorgesehen – einer weite-

ren, in den anonymen Schreiben genannten Person zu und es erfolgten organisatori-

sche und disziplinarische Anpassungen zur Vermeidung von Interessenkonflikten. Der 

Geschäftsführer setzte die Aufsichtsratsvorsitzende in Kenntnis. 
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• Die Gehaltssteigerungen wurden durch die GEWOFAG unter anderem mit Aufgaben-

mehrungen und Steigerung der Führungsspanne begründet. Dies ist aus den vorgeleg-

ten Organigrammen nachvollziehbar.  

• Im Zuge des Effizienzsteigerungsprogramms der GEWOFAG wurden Aufgaben und 

Arbeitsabläufe im Gesamtkonzern im Hinblick auf Effizienz und Marktüblichkeit über-

prüft und konkrete Handlungsfelder identifiziert. In diesem Zusammenhang erfolgte 

eine Umorganisation – 2 vormalige Stabsstellen wurden in Ressorts umgewandelt. 

Dem infolgedessen geänderten Geschäftsverteilungsplan hat der Betriebsrat zuge-

stimmt, er wurde dem Aufsichtsrat vorgelegt. Inwieweit hier persönliche Interessen von 

Beteiligten eine Rolle spielten, ist nicht beurteilbar. 

 

Prüfungsempfehlung 

• Dokumentationen zu Stellenbesetzungsverfahren sollten so archiviert werden, dass der 

Zusammenhang zur jeweiligen Personalakte möglich ist (unter Einhaltung der gesetzli-

chen Aufbewahrungsfrist). 

• Die GEWOFAG sollte dem Aufsichtsrat zur Entscheidung vorlegen, ob bei Einstellun-

gen in der zweiten Führungsebene oder Gehaltssteigerungen der 2. Führungsebene 

über die Regelung für die Prokuristen (§ 3 Nr. 1 lit. f der Geschäftsordnung für die Ge-

schäftsführung) hinaus der Aufsichtsrat befasst oder informiert werden soll im Sinne 

eines Mehr-Augen-Prinzips als Ausfluss des Compliance Managements.  

• Sofern organisatorische und disziplinarische Anpassungen zur Vermeidung von Inte-

ressenkonflikten beibehalten werden, sollten sie regelmäßig evaluiert werden. In der 

praktischen Umsetzung sollte eine sensible Beobachtung hinsichtlich möglicher Inte-

ressenskonflikte erfolgen, um etwaige Auswirkungen auf eine vertrauensvolle Zusam-

menarbeit im Unternehmen oder das Betriebsklima rechtzeitig erkennen und entspre-

chende Maßnahmen entwickeln und umsetzen zu können. 

• Die GEWOFAG, als ein öffentliches Unternehmen, deren Betriebszweck im Sinne der 

Daseinsvorsorge liegt, hat den Grundsatz der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit, Zweck-

mäßigkeit zu befolgen und regelmäßig Geschäftsprozesse zu evaluieren, um u.a. Effi-

zienzsteigerungspotenziale zu generieren und zu analysieren. In der Folge sollten Auf-

bau- und Ablauforganisation entsprechend angepasst werden. 

 

Stellungnahme der geprüften Einheit vom 10.03.2023 

„Es gibt keinerlei Anhaltspunkte, dass […] in irgendeiner Weise begünstigt wurde. Die GE-

WOFAG hat in ihren Stellungnahmen den Karriereweg [von ...] ausführlich dargestellt. Ein 

Weg, der ohne jegliche Bevorzugung stattfand.“ 

(…) 

„Die […] ist seit […] durchgehend auf der zweiten Führungsebene des Unternehmens tätig. 

Nach […] Juli 2020 gab es keine Beförderung. 

Auf der zweiten Führungsebene befinden sich bei der GEWOFAG […] sieben Personen. Da-

von haben vier Personen ein höheres Gehalt als [...], zwei ein niedrigeres. 

Das disziplinarische Weisungsrecht [...] ging unverzüglich nach [...] auf drei andere Mitglieder 

der Geschäftsleitung über. 

Der Vorwurf [...] einer Bevorzugung ist damit eindeutig widerlegt.  

(...) 

Die Formulierungen in den anonymen Schreiben zeugen von einem zutiefst sexistischen Welt-

bild des Schreibers. In dessen Vorstellungswelt machen Frauen offenbar nicht dank ihrer Fä-

higkeiten, Kenntnisse und Führungsstärke Karriere, sondern allenfalls durch Beziehungen 

oder gar sexuelle Gefälligkeiten. Die Personalpolitik der GEWOFAG zielt hingegen auf Ge-

schlechtergerechtigkeit ab. Beförderungen erfolgen ausschließlich aufgrund von festgestellten 

fachlichen und personellen Stärken von Mitarbeiter*innen und auf der Basis von geregelten 

Ausschreibungsverfahren. 

(...) 

3.1) Aufgabenmehrungen als Grundlage für Gehaltssteigerungen 

(...) 
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Den Organigrammen lässt sich gut entnehmen, dass hier nicht nur Mitarbeitende hinzugekom-

men sind, sondern selbstredend damit auch neue Aufgaben durch diese Einheit übernommen 

wurden.  

(...) 

3.2) Gehaltliche Entwicklung [...] 

(...) 

Die Gehaltssteigerungen waren in den Protokollen begründet mit Anpassung wegen eines 

Aufgabenzuwachses [...].  

(...) 

3.4) Empfehlungen des Revisionsamtes zu Vergütungen und Einstellungen 

Zu den allgemeinen Empfehlungen des Revisionsamtes im Zusammenhang mit den Vergü-

tungsthemen und Vergütungen der zweiten Führungsebene nimmt die GEWOFAG wie folgt 

Stellung: 

(...) 

Die GEWOFAG wird den Aufsichtsrat zeitnah mit der Frage befassen, ob bei Einstellungen 

und Gehaltssteigerungen der zweiten Führungsebene eine Befassung des Aufsichtsrats erfol-

gen soll. Das Mehraugenprinzip bei Gehaltsfragen ist bereits jetzt gewahrt.“ 

 

 

Würdigung der Stellungnahme durch das Revisionsamt 

(...) 

Es wird auf das Prüfungsergebnis verwiesen. 

 

Betriebsklima (Mobbing, psychische Gefährdungsbeurteilung) 

 

Prüfungsergebnis 

• Für den Fall der Meldung von Mobbing besteht ein in der Konzernbetriebsvereinba-

rung zur Vermeidung von Mobbing und sexueller Belästigung festgelegtes Verfahren. 

Es sind nicht für alle Hierarchieebenen Berichtswege formuliert.  

• Gemäß Handbuch für die Ombudsstelle meldet die Ombudsstelle eingehende Om-

budsfälle unmittelbar an die Ressortleitung Recht, sofern die Ressortleitung Recht 

selbst betroffen ist, unmittelbar an die Geschäftsführung. Die Ombudsstelle berichtet 

in der Regel einmal im Jahr (zur dritten Aufsichtsratssitzung) über die Anzahl der 

Fälle an die Geschäftsführung. Aus dem Handbuch für die Ombudsstelle geht nicht 

hervor, ob die Ombudsstelle in bestimmten definierten Fällen/Konstellationen direkt 

an den Aufsichtsrat berichten kann.  

• Die GEWOFAG teilte im Rahmen der Prüfung mit, dass in zwei Fällen ein Verfahren 

eingeleitet wurde, wie in der Konzernbetriebsvereinbarung zur Vermeidung von Mob-

bing und sexueller Belästigung am Arbeitsplatz festgelegt. Ein weiteres eingeleitetes 

Verfahren betrifft einen der vier geprüften Einzelfälle. Die Anzahl von gemeldeten Fäl-

len wurde uns nicht mitgeteilt. Über die vorgenommenen Prüfungshandlungen hinaus 

kann keine gesicherte Beurteilung der in den anonymen Hinweisschreiben erhobenen 

Vorwürfe zu Mobbing erfolgen.  

• Laut vorgelegten Unterlagen sind 76% der an der psychische Gefährdungsbeurteilung 

teilnehmenden Mitarbeiter*innen mit ihrer Arbeit sehr zufrieden oder zufrieden. 

 

Prüfungsempfehlung 

• Für die Vorgehensweise bei Meldungen von Mobbing sollte die Konzernbetriebsverein-

barung zur Vermeidung von Mobbing und sexueller Belästigung am Arbeitsplatz hin-

sichtlich Hierarchieebenen vervollständigt werden. 

• Dem Aufsichtsrat sollte zur Entscheidung vorgelegt werden, inwieweit die Funktion der 

Ombudsstelle als neutrale Institution in zu definierenden Konstellationen direkt an den 

Aufsichtsrat berichten kann. 

 

Ausbildung und Einstellung; Vergabe von Wohnungen 
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Prüfungsergebnis 

• Die Ausbildung und Einstellung nahestehender Personen erfolgte infolge eines Aus-

wahlverfahrens. Die Auswertung der vorgelegten Unterlagen zeigte, dass auch in der 

Vergangenheit bereits sowohl Haupt-, als auch Realschüler*innen und Abiturient*in-

nen bei der GEWOFAG als Auszubildende eingestellt wurden. Der Betriebsrat 

stimmte nach vorgelegten Unterlagen der Einstellung zur Ausbildung und späteren 

Übernahme zu. Ausbildungskonzepte wurden nicht vorgelegt. Die GEWOFAG erläu-

terte zu einem der in Rede stehenden Ausbildungsjahrgänge die Vorgehensweise bei 

der Übernahme (von 8 Auszubildenden haben auskunftsgemäß 2 das Unternehmen 

verlassen, 4 wurden übernommen und bei 2 wurde der Leistungskorridor nicht erfüllt). 

Eine darüber hinausgehende Dokumentation zu den (Nicht-)Übernahmen des betref-

fenden Ausbildungsjahrgangs wurde nicht vorgelegt. Insofern kann keine abschlie-

ßende Beurteilung darüber erfolgen, wie und warum die Übernahme der Auszubilden-

den erfolgte.  

• Die zwischen nahestehenden Personen des Geschäftsführers und der GEWOFAG 

abgeschlossenen Verträge zu deren/dessen Einstellung als Auszubildende und zu 

der Übernahme können je nach Auslegung als „Geschäfte“ iSv. § 6 Nr. 5 S. 2 der Ge-

schäftsordnung für die Geschäftsführung verstanden werden. Damit besteht das Ri-

siko, dass vorliegend die u.U. nach § 6 Nr. 5 S. 1 und 3 der Geschäftsordnung für die 

Geschäftsführung notwendige Offenlegung des Interessenskonflikts gegenüber dem 

Aufsichtsrat zu Händen des bzw. der Aufsichtsratsvorsitzenden sowie die Zustimmun-

gen des Aufsichtsrats zu diesen etwaigen Geschäften iSv. § 6 Nr. 5 S. 2 der Ge-

schäftsordnung für die Geschäftsführung unterblieben sind. 

• Gemäß der im Beisein des Revisionsamts durchgeführten Auswertung aus SAP wa-

ren die im anonymen Schreiben genannten nahestehenden Personen gemäß SAP-

Kriterien nicht als Mieter*in bei der GEWOFAG abgebildet.  

• Gemäß Ziffer 6.3.4 der Richtlinien Immobilienverwaltung der GEWOFAG ist bei Miet-

verträgen für Mitglieder der Geschäftsführung im Vorfeld die Zustimmung des Auf-

sichtsrates erforderlich. Für die Vergabe von Wohnungen an nahestehende Personen 

oder Verwandte von Entscheidungsträgern werden in den Richtlinien Immobilienver-

waltung der GEWOFAG keine konkreten Regelungen zur Vermeidung von möglichen 

Interessenskonflikten (vgl. § 6 Nr. 5 Geschäftsordnung für die Geschäftsführung) ge-

troffen.  

• Die SAP Auswertungen bei der LHM sowie eine Abfrage bei der GWG zeigten, dass 

für den Geschäftsführer aktuell kein Mietverhältnis besteht, wie im anonymen Schrei-

ben dargestellt. 

 

Prüfungsempfehlung 

• Einstellungskriterien und Ausbildungskonzepte sollten künftig dokumentiert und nach-

gewiesen werden auch im Hinblick eines entsprechenden Ausbildungscontrollings.  

• Übernahmekriterien sowie Gründe für nicht erfolgte Übernahmen sollten nachvollzieh-

bar dokumentiert werden auch im Hinblick eines entsprechendes Ausbildungscontrol-

lings.  

• Sofern nahestehende Personen oder Verwandte von Entscheidungsträgern im Unter-

nehmen ausgebildet werden sollen oder ein Arbeitsverhältnis inne haben sollen, sollte 

im Vorfeld geprüft werden, ob sich ein Risiko in Bezug auf die vertrauensvolle Zusam-

menarbeit im Unternehmen entwickeln oder ein Interessenskonflikt entstehen kann. 

Sofern das Risiko eintritt, kann dies Auswirkungen auf das Betriebsklima haben. In der 

praktischen Umsetzung sollte eine sensible Beobachtung und gegebenenfalls das Ein-

leiten geeigneter Maßnahmen hinsichtlich möglicher Interessenskonflikte erfolgen.  

• Bzgl. des o.g. Ausbildungs- und späteren Arbeitsvertrags zwischen GEWOFAG und 

der Geschäftsführung nahestehenden Personen, sollte eine Entscheidung des Auf-

sichtsrats dahingehend herbeigeführt werden, ob solche Rechtsgeschäfte die Voraus-

setzungen von § 6 Nr. 5 S. 2 und 3 der Geschäftsordnung für die Geschäftsführung 
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erfüllen und ob entsprechende Änderungen am Wortlaut von § 6 Nr. 5 der Geschäfts-

ordnung für die Geschäftsführung veranlasst sind. Gleichzeitig wäre im Aufsichtsrat 

ggf. über entsprechende nachträgliche Genehmigungen dieser Geschäfte zu beschlie-

ßen. 

• Die GEWOFAG sollte die Richtlinien Immobilienverwaltung Ziffer 6.3.4 Wohnungsver-

gabe zur Vermeidung von möglichen Interessenskonflikten bei der Vergabe von Woh-

nungen an nahestehende Personen oder Verwandte von Entscheidungsträgern ergän-

zen. 

 

Stellungnahme der geprüften Einheit vom 10.03.2023 

„Als unwahr hat sich die Behauptung in den anonymen Schreiben erwiesen, dass im Vorfeld 

der Einstellung [...] die Einstellungskriterien zu deren Gunsten so verändert wurden, dass nicht 

nur die Bewerbung von Abiturient*innen, sondern auch von Realschüler*innen grundsätzlich 

berücksichtigt wurden. Tatsache ist, dass die GEWOFAG schon immer Realschüler*innen als 

Auszubildende aufgenommen hat. Den Ausschluss von Realschüler*innen gab es nie.“ 

(...) 

„Als unwahr hat sich die Behauptung erwiesen, [...] sei bei der Übernahme in das Angestell-

tenverhältnis bevorzugt worden. Die GEWOFAG stellt stets nur so viele Auszubildende ein, 

wie sie im Anschluss auch zu übernehmen bereit ist. Daher ist es naturgemäß nicht möglich, 

dass die Übernahme [...] die Nichtübernahme eines anderen Azubis mit sich gebracht hätte, 

wie es in den anonymen Schreiben behauptet wird.“ 

(…) 

Der Entwurf des Berichts des Revisionsamts befasst sich weiterhin mit den in den Jahren 

2016 und 2019 begründeten Ausbildungsverhältnissen [...] und der Übernahme beider nach 

Abschluss ihrer Ausbildung als Arbeitnehmer*in. Zustimmungen des Aufsichtsrats der GE-

WOFAG Holding GmbH wurden dafür nicht eingeholt. 

(...) 

Festzuhalten ist jedoch, dass die Satzung der GEWOFAG Holding GmbH in diesem Punkt 

eine abweichende Regelung von der parallelen Bestimmung in der Geschäftsordnung der Ge-

schäftsführung vorsieht. Die höherrangige Norm von beiden ist dabei die Satzung der Gesell-

schaft, nach der ein Zustimmungsvorbehalt für den Abschluss von derlei Verträgen eindeutig 

nicht gegeben ist. 

Dessen ungeachtet nimmt die GEWOFAG den Hinweis des Revisionsamtes jedoch zum An-

lass, dem Aufsichtsrat bei nächster Gelegenheit eine in der Tat notwendige Harmonisierung 

von Satzung und Geschäftsordnung vorzuschlagen. Vor dem Hintergrund der nun bestehen-

den Sensibilisierung wird die Geschäftsführung für die Aufnahme einer Zustimmungspflichtig-

keit auch in der Satzung plädieren, um den vom Revisionsamt aufgeworfenen Bedenken 

Rechnung zu tragen. 

(…) 

„[...] haben nie eine Wohnung oder einen Stellplatz aus dem GEWOFAG-Bestand angemietet.“ 

(…) 

„Der Geschäftsführer hat nie eine Wohnung bei der GWG München oder aus dem Bestand der 

Landeshauptstadt München angemietet.“ 

 

Würdigung der Stellungnahme durch das Revisionsamt 

Im Hinblick auf die Umstände der Einstellung bzw. Übernahme [...] wird auf die Prüfungser-

gebnisse verwiesen. 

(...) 

 

Stellplatz 

 

Prüfungsergebnis 

• Die GEWOFAG führt im Rahmen der Prüfung aus, dass der private Pkw des Ge-

schäftsführers nie auf einem von der GEWOFAG bezahlten Stellplatz stand. Er nutzt 

für sein Privatfahrzeug einen von ihm gemieteten und von ihm privat bezahlten (60 
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Euro/Monat) Stellplatz in der Tiefgarage der Hauptverwaltung der GEWOFAG am Gus-

tav-Heinemann-Ring 111, mit entsprechender Mietvereinbarung. Davon zu trennen 

sind die Stellplätze im Eigentum der GEWOFAG, die sich in der Tiefgarage des Ge-

bäudes am [...] befinden. In diesem Gebäude, das auch insgesamt im Eigentum der 

GEWOFAG steht, befinden sich Wohnungen, soziale Einrichtungen, Läden sowie [...]. 

Die Geschäftsleitung der GEWOFAG (insgesamt 5 Personen) nutzt einen dieser Stell-

plätze in der Tiefgarage ausschließlich für dienstliche Zwecke, um berufliche Termine 

in der Innenstadt wahrzunehmen. Eine private Nutzung des Stellplatzes findet aus-

kunftsgemäß nicht statt. Ein Nutzungskonzept oder eine Regelung, dass eine private 

Nutzung ausgeschlossen ist, wurde im Rahmen der Prüfung nicht vorgelegt. Es kann 

nicht abschließend beurteilt werden, ob eine ausschließlich dienstliche Nutzung des 

Stellplatzes erfolgt.  

• Das steuerrechtliche Kriterium des „überwiegend eigenbetrieblichen Interesses des Ar-

beitgebers“ ist zwingend für die Steuer- und Beitragsfreiheit. Dies ist mit entsprechen-

den Regelungen wie z.B. Nutzungserfassung nachzuweisen. Ohne entsprechende 

Nachweise besteht das Risiko, dass die Finanzverwaltung die betriebliche Nutzung 

nicht anerkennt und für den Stellplatz einen „geldwerten Vorteil“ annehmen könnte, der 

zur Steuer- und Beitragspflicht beim jeweiligen Nutzer führt. 

 

Prüfungsempfehlung  

• Die GEWOFAG Holding GmbH sollte die lohnsteuer- und sozialversicherungsrechtli-

chen (sowie ggf. die umsatzsteuerrechtlichen) Risiken der Parkplatzüberlassung mit 

ihrem Steuerberater klären und klären, ob Nachversteuerungen aufgrund eines mögli-

chen geldwerten Vorteils durchzuführen sind. Es sollte auch iSd. Compliance ein Nut-

zungskonzept für den Stellplatz erstellt werden. Darin sollte auch geregelt werden, ob 

und unter welchen Umständen die Nutzung möglich ist. 

 

Stellungnahme der geprüften Einheit vom 10.03.2023 

„Der Geschäftsführer hat zu keinem Zeitpunkt einen Stellplatz in der Tiefgarage der Hauptver-

waltung für ein Privatfahrzeug genutzt, ohne für diesen eine ortsübliche Miete zu zahlen. 

Es fand keine private Nutzung eines Stellplatzes in der Tiefgarage des GEWOFAG-Anwesens 

am [...] durch den Geschäftsführer oder andere Mitglieder der Geschäftsleitung statt ... Die fünf 

Mitglieder der Geschäftsleitung nutzten den Stellplatz ausschließlich zu dienstlichen Zwe-

cken.“ 

(…) 

„Die GEWOFAG hat mit Mail vom 15.02.2023 an das Revisionsamt mitgeteilt, dass sich in die-

sem Gebäude, das auch insgesamt im Eigentum der GEWOFAG steht, Wohnungen, soziale 

Einrichtungen, Läden sowie das Hotel und Restaurant B[...] befinden. Die Geschäftsleitung der 

GEWOFAG (insgesamt 5 Personen) nutzt einen dieser Stellplätze in der Tiefgarage aus-

schließlich für dienstliche Zwecke, um berufliche Termine in der Innenstadt (Rathaus, Referat 

für Stadtplanung und Bauordnung, weitere städtische Dienststellen) wahrzunehmen. Eine pri-

vate Nutzung des Stellplatzes findet nicht statt. 

Der Stellplatz wurde zu dienstlichen Zwecken bereits in der Geschäftsführungszeit von Frau 

K[...] und Frau S[...] genutzt. Damals wurde kein schriftlich fixiertes Nutzungskonzept einge-

führt. Der Zugang zur Tiefgarage ist durch die Ausgabe eines Schlüssels begrenzt, der nach 

Nutzung zurückzugeben ist. Der Stellplatz wird üblicherweise mehrmals pro Woche dienstlich 

genutzt. 

Das eingangs beschriebene Nutzungskonzept wird, wie vom Revisionsamt empfohlen, selbst-

verständlich schriftlich fixiert, kommuniziert und überwacht. Zusätzlich haben wir eine Schlüs-

selausgabeliste eingeführt, die auch den Nutzungsanlass miterfasst. Somit kann der Nachweis 

der dienstlichen Nutzung und somit auch der steuerlichen Unbedenklichkeit erbracht werden. 

Die Wahrnehmung dienstlicher Termine durch die Geschäftsführung und weitere Mitglieder 

der Geschäftsleitung liegt ausschließlich im Interesse des Unternehmens. 

Da auch bislang der Stellplatz ausschließlich im dienstlichen Kontext genutzt wird, geht die 

GEWOFAG von einer Steuerfreiheit der Nutzung aus. Sie folgt jedoch selbstverständlich der 
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Empfehlung des Revisionsamts und wird hierzu den Steuerberater des Unternehmens um 

seine fachliche Einschätzung bitten.“ 

 

Würdigung der Stellungnahme durch das Revisionsamt 

Insoweit wird auf die Prüfungsergebnisse verwiesen. 

 

Bewirtung 

 

Prüfungsergebnis 

• Bezüglich der Thematik Bewirtungen der im Hinweisschreiben genannten Einrichtung 

wurden für den geprüften Zeitraum 21 Belege vorgelegt (unterer bis mittlerer vierstelli-

ger Betrag). Die vorgelegten 21 Bewirtungsbelege enthielten (mit einer Ausnahme: Be-

wirtung für Jubilare i.H.v. 2000,00 € in 2019) keine Namen. Da auf den Bewirtungsbe-

legen die jeweiligen Namen bis auf o.g. Ausnahme nicht angegeben waren, konnte im 

Rahmen der Prüfung nicht beurteilt werden, ob die Bewirtungsaufwendungen mit Drit-

ten Personen bzw. aus geschäftlichem Anlass, nämlich ob die Bewirtung mit Personen, 

zu denen schon Geschäftsbeziehungen bestehen oder zu denen sie angebahnt wer-

den sollen, stattfanden. Steuerrechtlich sind lückenhafte bzw. nicht zulässige Angaben 

auf Bewirtungsbelegen als Bewirtungsaufwendungen nicht abzugsfähig. Demnach 

hätte die GEWOFAG die Aufwendungen nicht geltend machen und damit nicht als Be-

triebsaufwand abziehen dürfen. Die GEWOFAG führt im Rahmen der Prüfung aus, 

dass Geschäftsessen zu den standardmäßigen Tätigkeiten eines Geschäftsführers ei-

nes Unternehmens in der Größenordnung der GEWOFAG gehören. Mit E-Mail vom 

20.02.2023 teilte die GEWOFAG mit, dass klare Anweisungen für die sorgfältige [...] 

Assistenz bestehen, die die Angaben auf den Bewirtungsbelegen vornimmt. Trotz an-

gemessener Überwachung durch den Geschäftsführer seien die fehlenden Eintragun-

gen offenbar nicht vorgenommen worden und eine Rückmeldung durch die ansonsten 

zuverlässige Buchhaltung erfolgte ebenfalls nicht. In der Rahmenkonzernregelung der 

GEWOFAG Holding GmbH vom 11.07.2019, Teil B Antikorruptionsregelung ist unter 

IV. Bewirtungen geregelt, dass die Bewirtung Dritter möglich ist, wenn sie der Erfüllung 

dienstlicher Aufgaben dient, z.B. Dienstbesprechungen mit Geschäftspartnern. Grenz-

werte für Ressortleitungen und Konzern-Stabsstellenleitung wurden geregelt. Für die 

Geschäftsführung ist geregelt: Die Bewirtung von bzw. durch die Geschäftsführung ist 

in angemessenem Umfang zulässig. Konkrete Beträge sind – im Vergleich zu anderen 

Personengruppen – nicht geregelt. 

 

Prüfungsempfehlung 

• Hinsichtlich der Angemessenheit der Bewirtung für den Bereich der Geschäftsführung 

eines kommunalen Unternehmens mit dem Betriebszweck der Daseinsvorsorge sollten 

konkrete Regelungen getroffen werden, auch hinsichtlich der Weiterführung dieser bis-

herigen Vorgehensweise. Die GEWOFAG sollte den Aufsichtsrat – analog der damali-

gen Vorgehensweise bei Regelungen zu Betriebsfeiern – mit der Thematik und ggf. 

diesen Regelungen befassen. Bei konkreten Bewirtungsanlässen für den Bereich der 

Geschäftsführung sollte im Vorfeld die Antikorruptionsstelle im Hinblick auf den ge-

schäftlichen Zusammenhang und die Angemessenheit eingebunden werden. Eine Do-

kumentation sollte erfolgen. 

• Die GEWOFAG sollte künftig die Angaben auf den Bewirtungsbelegen, die dienstlich 

veranlasst und in angemessener Höhe sind, lückenlos vornehmen und die steuerrecht-

lichen Vorschriften ebenso hinsichtlich der Abzugsfähigkeit der Aufwendungen beach-

ten. 
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Büro 

 

Prüfungsergebnis 

• Einem von der GEWOFAG vorgelegten Grundriss ist zu entnehmen, dass die vom Ge-

schäftsführer als persönlichen Arbeitsbereich genutzte Fläche rund einem Drittel eines 

zentralen Besprechungsraums mit einer Nutzfläche von insgesamt 70,48 qm ent-

spricht. Gemäß Stellungnahme der GEWOFAG vom 02.02.2023 beträgt die vom Ge-

schäftsführer genutzte Fläche rund 20 qm. Der Vergleich des Grundrisses mit den An-

gaben der Stellungnahme ergibt in etwa Übereinstimmung, dass die Fläche des Rau-

mes insgesamt rund 70 qm aufweist. Der Bitte des Revisionsamtes, eine Ortsbesichti-

gung durchzuführen, auch im Hinblick auf die Ausstattung, kam die GEWOFAG nicht 

nach. Insofern kann eine abschließende Beurteilung nicht erfolgen. 

 

Prüfungsempfehlung  

• Öffentliche Unternehmen, wie die GEWOFAG, deren Betriebszweck im Sinne der Da-

seinsvorsorge liegt, sollten den Grundsatz der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit, Zweck-

mäßigkeit befolgen. 

 

Stellungnahme der geprüften Einheit vom 10.03.2023 

„Als unwahr hat sich die Behauptung erwiesen, der Geschäftsführer nutze ein 200 qm großes 

Büro. Die GEWOFAG hat die Originalpläne des Raumes 4.04 im Gebäudeteil A der Hauptver-

waltung am Gustav-Heinemann-Ring an das Revisionsamt übersendet. Dieser zentrale Raum 

weist eine Gesamtfläche von 70 qm auf. Eine Teilfläche von 50 qm wird als zentraler Bespre-

chungsraum der Führungsebene genutzt. Die übrige Teilfläche von 20 qm ist der persönliche 

Arbeitsbereich des Geschäftsführers. 

Wie bereits in den Stellungnahmen versichert, befinden sich im Raum keine Designermöbel 

(...). 

Die GEWOFAG bedankt sich für den in diesem Zusammenhang gegebenen Hinweis zur Be-

folgung des Grundsatzes der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit. Diese 

Grundsätze sind für die Verantwortlichen im Unternehmen in der Tat oberstes Leitbild. Die GE-

WOFAG ist weiter der Auffassung, dass ein persönlicher Arbeitsbereich von 20 qm in Kombi-

nation mit einem Besprechungsbereich, der als Shared Space für Besprechungen der oberen 

Führungskräfte genutzt wird, diese Grundsätze berücksichtigt. 

… [das Revisionsamt] konnte im Rahmen von zwei Videokonferenzen mit dem Geschäftsfüh-

rer einen Blick auf den zentralen Besprechungsbereich und das Büro werfen.“ 

 

Würdigung der Stellungnahme durch das Revisionsamt 

Eine Videokonferenz ersetzt keine Besichtigung. Im Übrigen wird auf die Prüfungsergebnisse 

verwiesen. 

 

Vergabe Juristische Beratung 

 

Prüfungsergebnis 

• Nach vorliegenden Unterlagen wurden 6 Anwaltskanzleien gebeten, ein Angebot für 

eine zu schließende Rahmenvereinbarung (Aufgabe: Unterstützung der internen 

Vergabestelle, Rahmenvereinbarung für Rechtsanwaltsdienstleistungen für Arbeits-

recht) abzugeben. Die Vertragslaufzeit der Rahmenvereinbarung betrug laut Aus-

schreibungsunterlagen maximal 2 Jahre. Vorgesehener Beginn war der 01.01.2020. 

Da nach Auffassung der GEWOFAG der Schwellenwert von 750.000,00 € für beson-

dere Dienstleistungen nicht überschritten wurde, wurde eine freihändige Vergabe ohne 

Teilnahmewettbewerb durchgeführt.  

• Entgegen der Vereinbarung im Rahmenvertrag, der eine maximale Laufzeit von 2 Jah-

ren vorsah, wurde der Vertrag am 23.10.2021 um den Zeitraum vom 01.01.2022 bis 

31.12.2023 verlängert. Unterlagen zur Nachvollziehbarkeit oder Einschätzung der GE-

WOFAG zu vergaberechtlichen Auswirkungen wurden nicht vorgelegt. Es kann nicht 
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abschließend geklärt werden, ob die Verlängerung der Rahmenvereinbarung einer 

vergaberechtlichen Ausschreibung bedurft hätte. Es besteht das Risiko, dass bei der 

Verlängerung des Rahmenvertrages kein Wettbewerb durchgeführt wurde. 

• Im Zeitraum 01.01.2016 bis 31.12.2023 ergab sich gemäß Kontenauswertung aus dem 

SAP System der GEWOFAG ein Gesamtsaldo für den Kreditor, der juristische Beratun-

gen durchgeführte, in Höhe eines unteren siebenstelligen Betrages. Im anonymen Hin-

weisschreiben wurde von einer sechsstelligen Summe ausgegangen. 

 

Prüfungsempfehlung  

• Künftig sollte im Vorfeld einer Beschaffung eine ausführliche Leistungsbeschreibung 

erstellt werden, die den Beschaffungsgegenstand klar und deutlich erkennen lässt. 

Darauf basierend ist eine nachvollziehbare und transparente Schätzung der Gesamt-

kosten des Auftrages zu erstellen und zu dokumentieren. Die Dokumentation der 

Schätzung muss umso detaillierter erfolgen, je stärker sich die Kosten dem Schwellen-

wert aus dem Vergaberecht nähern. Bei der Kostenaufstellung ist auch danach zu dif-

ferenzieren, welcher Auftragswert potentiell nicht unter das Vergaberechtsregime fällt.  

• Künftig ist vor der Verlängerung von Vergabeaufträgen im Vorfeld zu prüfen, welche 

vergaberechtlichen Auswirkungen die Änderung der Vertragsdauer nach sich zieht. 

Dies ist nachvollziehbar und transparent zu dokumentieren. 

 

Stellungnahme der geprüften Einheit vom 10.03.2023 

Das Revisionsamt stellt zutreffend dar, dass die GEWOFAG zunächst für eine Laufzeit von 

maximal zwei Jahren allgemeine arbeitsrechtliche Beratung für einen Rahmenvertrag ausge-

schrieben hat. 

Die ursprüngliche vertragliche Laufzeit war vom 01.01.2020 (mit einer Verlängerungsoption) 

bis 31.12.2021 geplant. Es waren dabei zwei Rechtsanwaltskanzleien als Vertragspartner vor-

gesehen. Dementsprechend wurden nach Abschluss des Verfahrens mit den beiden bestplat-

zierten Kanzleien Verträge abgeschlossen, darunter auch mit der zweitplatzierten Kanzlei [...]. 

Im Rahmen dieses Auftragsverhältnisses werden die für ein Unternehmen der Größenordnung 

der GEWOFAG üblichen individualrechtlichen, aber auch kollektiv-arbeitsrechtlichen Fallge-

staltungen bearbeitet. Die vom Revisionsamt geprüften streitigen Trennungssachverhalte ge-

hören hier dazu. 

(...) 

Schließlich entstand aufgrund von Sonderthemen, wie dem anstehenden Fusionsprozess, zu-

sätzlicher Beratungsbedarf, was bei Beginn der Ausschreibung der vorgenannten Rahmenver-

träge noch nicht vorhersehbar war. Dieser konnte nur durch die mit dem GEWOFAG-Konzern 

vertrauten Rahmenvertragskanzleien zeitnah bearbeitet werden. 

Das Revisionsamt stellt zutreffend fest, dass nach Auswertung des Kreditors [...] für den Zeit-

raum 2020 bis 2023 bezüglich des erstgenannten Rahmenvertragsverhältnisses Umsätze von 

[…] netto erzielt wurden. 

Was die ebenfalls verzeichneten höheren Umsatzsalden für den Zeitraum 01.01.2016 bis 

17.02.2023 anbelangt, handelt es sich hierbei um Gesamtsalden des Kreditors aus den ver-

schiedenen vorgenannten Beschaffungsvorgängen. 

Es ist demnach zutreffend, dass die Umsätze im zuerst genannten Rahmenvertrag insgesamt 

höher ausgefallen sind als anfänglich von Seiten des Unternehmens geschätzt. Richtig ist 

auch, dass der Leistungszeitraum aufgrund noch dringlicherer Planungs- und Bauvergaben 

zum Zeitpunkt der an sich durchzuführenden Neuausschreibung über die Maximallaufzeit hin-

aus verlängert wurde. Wir bedauern, die nicht zeitgerechte Neuausschreibung und werden 

entsprechende Prozessoptimierungen vornehmen, um solche Fehler zukünftig zu vermeiden. 

Auch wenn die Umsätze im Jahr 2022 insgesamt wieder einen rückläufigen Trend aufweisen, 

wird sich die GEWOFAG zukünftig um eine noch passgenauere Kostenschätzung hinsichtlich 

der geschätzten Auftragswerte bemühen, um das jeweils nach dem Schwellenwert richtige 

Vergabeverfahren durchzuführen. 

Daneben hat die Geschäftsleitung zwischenzeitlich den Bereich Einkauf beauftragt, zukünftig 

bei der Entscheidung über die Verlängerung von Rahmenverträgen über die ursprünglich 
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vorgesehene Laufzeit hinaus stets eine vergaberechtliche Folgenabschätzung vorzunehmen 

und diese in einem Vermerk niederzulegen. 

(...)“ 

 

(Sitzung des Rechnungsprüfungsausschusses am 21.03.2023) 

 

 

Stadtkämmerei 

Korrektur des Jahresabschlusses der Landeshauptstadt München zum 31.12.2021 

Prüfungsgegenstand und Zielsetzung 

 

Prüfungsgegenstand und Zielsetzung 

Die Stadtkämmerei hat den Jahresabschluss 2021 am 26.07.2022 im Finanzausschuss und 

am 27.07.2022 in der Vollversammlung bekannt gegeben. Zum 31.12.2021 ergibt sich eine Bi-

lanzsumme von 27.032.028.563,61 Euro (Vorjahr: 26,9 Milliarden Euro) und ein Jahresüber-

schuss (inklusive Stiftungen) in Höhe von 251.231.090,44 Euro (Vorjahr -33,6 Millionen Euro). 

Im Rahmen der Prüfung des Jahresabschlusses 2021 ergeben sich aufgrund von Prüfungs-

feststellungen in wesentlicher Höhe Korrekturbedarfe. Wir haben die Korrekturbedarfe der 

Stadtkämmerei im Rahmen der Prüfung mitgeteilt. Die Stadtkämmerei hat die Korrekturbe-

darfe überprüft und Korrekturbuchungen in SAP EC-CS vorgenommen. Das Revisionsamt hat 

den Korrekturprozess prüferisch begleitet und die durchgeführten Korrekturen stichprobenartig 

überprüft. Die Korrekturbuchungen waren nachvollziehbar. 

Nach den durchgeführten Korrekturbuchungen durch die Stadtkämmerei in SAP EC-CS ergibt 

sich eine Bilanzsumme zum 31.12.2021 von 27.087.638.249,58 Euro und beträgt der Jahres-

überschuss (ohne Stiftungen) 306.190.099,17 Euro. Nach durchgeführter Korrektur hat sich 

die Bilanzsumme um 55,6 Millionen Euro und der Jahresüberschuss um 52,9 Millionen Euro 

erhöht. 

Wir haben mit dieser Prüfung einen Beitrag geleistet, dass die Gesamtbilanz und die Gesamt-

ergebnisrechnung der LHM zum 31.12.2021 in korrekter Höhe ausgewiesen werden kann. 

 

Prüfungsergebnisse und -empfehlungen 

Die Korrekturbuchungen der Stadtkämmerei waren nachvollziehbar. Bei 2 Sachverhalten in 

Höhe von 6.126,211,83 Euro und 15.634.589,28 Euro (Pauschalwertberichtigung) wurden 

keine Korrekturbuchungen durchgeführt. Die Begründung auf den Verzicht der Korrektur in der 

vorgelegten Stellungnahme ist nachvollziehbar. 

Wir empfehlen, dass die Stadtkämmerei die geänderte Gesamtbilanz und Gesamtergebnis-

rechnung mit entsprechenden Erläuterungen dem Finanzausschuss und der Vollversammlung 

zur Bekanntgabe vorlegt. Die Stadtkämmerei erläutert im Anhang des korrigierten Jahresab-

schlusses 2021 den Verzicht auf die Korrektur der Pauschalwertberichtigung mit der Auswir-

kung auf das Jahresergebnis. 

 

Die Stadtkämmerei setzt die Empfehlungen des Revisionsamts um. 

 

(Sitzung des Rechnungsprüfungsausschusses am 16.05.2023) 

 

 

Kommunalreferat - Stadtgüter München  

Umsetzung von ausgewählten Prinzipien des Internen Kontrollsystems 

 

Prüfungsgegenstand und Zielsetzung 

Im Jahr 2015 wurde die Anlagenbuchhaltung der Stadtgüter München geprüft.7 Mit dieser 

Nachprüfung soll festgestellt werden, dass die Empfehlungen wie angegeben umgesetzt wur-

den. Anhand einer Stichprobenprüfung von 10 Anlagenzugängen und 5 Anlagenabgängen im 

 
7 Az: 9633.02_PG2_004_14, Vorlage im Rechnungsprüfungsausschuss am 10.11.2015. 
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Prüfungszeitraum 2021 wurde der aktuelle Prozess der Anlagenbuchhaltung analysiert und 

festgestellt, ob diese Buchungen im Buchungssystem vollständig, klar und richtig erfolgen. 

 

Ziel der Prüfung war es, unter anderem dazu beizutragen, dass Voraussetzungen geschaffen 

sind, dass die Empfehlungen der Erstprüfung umgesetzt sind, die Geschäftsprozesse transpa-

rent sind und nachvollzogen werden können, notwendige Funktionstrennungen bzw. ein wirk-

sames Vier-Augen-Prinzip implementiert werden können bzw. kann und mögliche Optimie-

rungspotenziale in den Prozessen aufgezeigt werden können. 

 

Prüfungsergebnisse und -empfehlungen 

Eine Dienstanweisung zur Anlagenbuchhaltung wurde erstellt und trat am 01.01.2017 in Kraft. 

Die Dienstanweisung beinhaltet die wesentlichen Geschäftsprozesse der Anlagenbuchhaltung. 

Bei 7 von 10 Belegen von Anlagenzugängen wurde die Bedarfsfeststellung der Werkleitung 

auskunftsgemäß mündlich erteilt. Eine Dokumentation über die Bedarfsfeststellung lag nicht 

vor. Im Laufe der Prüfung haben die Stadtgüter München ein Formblatt entwickelt, mit dem die 

Beschaffung von Vermögensgegenständen künftig schriftlich von der Werkleitung freigegeben 

wird. Die 10 stichprobenartig geprüften Buchungen zu Anlagenzugängen wurden in Bezug auf 

die zugrunde gelegten Prüfkriterien nachvollziehbar ausgeführt. Die 5 stichprobenartig geprüf-

ten Buchungen zu Anlagenabgängen waren nachvollziehbar dokumentiert. 

 

Bei Veränderungen oder organisatorischen Anpassungen sollte die Dienstanweisung jeweils 

angepasst werden. Die Stadtgüter München sollten die Bedarfsfeststellungen der Werkleitung 

künftig schriftlich festhalten. 

 

Die Ergebnisse und Empfehlungen werden von den Stadtgütern München umgesetzt. 

 

(Sitzung des Rechnungsprüfungsausschusses am  16.05.2023) 

 

 

Sozialreferat 

Aspekte bei den Geschäftsprozessen des Wohnungsbindungsrechts - Teilbericht 1 

 

Prüfungsgegenstand und Zielsetzung 

Zum Stand Juni 2022 gibt es in der Landeshauptstadt München ca. 88.000 gebundene Woh-

nungen städtischer und privater Wohnungsbaugesellschaften, die über das Amt für Wohnen 

und Migration vergeben werden. Um sich auf gebundene Wohnungen bewerben zu können, 

ist eine Registrierung durch das Amt für Wohnen und Migration erforderlich. Ein Teil der ge-

bundenen Wohnungen wird seit Oktober 2016 auf der online-Plattform ‚Soziales Wohnen On-

line‘ angeboten. Seit Ende Juli 2020 können Wohnungssuchende ihren Antrag auf Registrie-

rung in Papierform und alternativ online über ‚Soziales Wohnen Online‘ beim Amt für Wohnen 

und Migration einreichen. 

Teilbericht 1 befasst sich insbesondere mit dem Prozess der Registrierung von Wohnungssu-

chenden für die Wohnungsvergabe über ‚Soziales Wohnen Online‘ beim Amt für Wohnen und 

Migration. Teilbericht 2 befasst sich insbesondere mit dem Prozess der Wohnungsvergabe 

über ‚Soziales Wohnen Online‘ durch das Amt für Wohnen und Migration. 

 

Ziel der Prüfung in Teilbericht 1 war es, dazu beizutragen, dass 

➢ die Möglichkeit eines Zugangs zu den Wohnungsangeboten für alle berechtigten Woh-

nungssuchenden gewährleistet werden kann. 

➢ die Dringlichkeit und die weiteren Kriterien der Wohnungssuchenden bei der Registrie-

rung zutreffend und nachvollziehbar bestimmt werden. 

➢ der Prozess der Registrierung den Grundsätzen der Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit 

entsprechen. 
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Prüfungsergebnisse und -empfehlungen 

Bei den 30 stichprobenartig geprüften Vorgängen im Fachverfahren ‚Wohnen In München‘ für 

den Zeitraum August bis Oktober 2021, in denen Wohnungsvergaben über ‚Soziales Wohnen 

Online‘ erfolgten, zeigte sich, dass bei den 30 Wohnungssuchenden, die eine Wohnung erhiel-

ten, die jeweilige Dauer von der Antragstellung auf Registrierung bis zur Erstellung des Regis-

trierbescheids durchschnittlich bei rund 6 Monaten lag. Zum Stand Juli 2022 beträgt die Dauer 

von der Antragstellung auf Registrierung bis zur Erstellung des Registrierbescheids nach den 

aktuellen Erfahrungswerten des Amts für Wohnen und Migration auskunftsgemäß mindestens 

5 Monate und wäre damit reduziert worden. Bei den 30 stichprobenartig geprüften Vorgängen 

in ‚Wohnen In München‘, in denen Wohnungsvergaben über ‚Soziales Wohnen Online‘ erfolg-

ten, zeigte sich, dass in einem Vorgang das Antragstellermerkmal „alleinstehende Elternteile 

mit Kind“ fälschlicherweise nicht vergeben wurde. Bei einer fehlerhaften Vergabe von Antrag-

stellermerkmalen besteht das Risiko, dass dem Wohnungssuchenden eine nicht entspre-

chende Wohnung vorgeschlagen wird. Nach Auskunft des Amts für Wohnen und Migration 

werden die Statistiken der Mitarbeiter*innen zu Klagen und Einwendungen gegen Ablehnungs- 

bzw. Registrierbescheide nicht zusammengeführt. Die in den Statistiken enthaltenen Informati-

onen werden nicht ausgewertet. Damit stehen die Daten einem Controlling nicht zur Verfü-

gung. 

Das Amt für Wohnen und Migration sollte weiterhin darauf hinwirken, dass die Dauer von der 

Antragstellung auf Registrierung bis zur Erstellung des Registrierbescheids reduziert werden 

kann. Das Amt für Wohnen und Migration sollte darauf achten, dass die Antragstellermerkmale 

nachvollziehbar und entsprechend dem Arbeitshandbuch des Sozialreferats vergeben werden. 

Das Amt für Wohnen und Migration sollte die Statistiken der Mitarbeiter*innen zu Klagen und 

Einwendungen gegen Ablehnungs- bzw. Registrierbescheide zusammenführen und für Aus-

wertungen zu Controllingzwecken verwenden. 

 

Das Sozialreferat ist mit dem Prüfbericht einverstanden. Die Empfehlungen des Revisionsamts 

werden umgesetzt und sind zum Teil bereits berücksichtigt worden. 

 

(Sitzung des Rechnungsprüfungsausschusses am  16.05.2023) 

 

 

Sozialreferat 

Aspekte bei den Geschäftsprozessen des Wohnungsbindungsrechts - Teilbericht 2 

 

Prüfungsgegenstand und Zielsetzung 

Zum Stand Juni 2022 gibt es in der Landeshauptstadt München ca. 88.000 gebundene Woh-

nungen städtischer und privater Wohnungsbaugesellschaften, die über das Amt für Wohnen 

und Migration vergeben werden. Um sich auf gebundene Wohnungen bewerben zu können, 

ist eine Registrierung durch das Amt für Wohnen und Migration erforderlich. Ein Teil der ge-

bundenen Wohnungen wird seit Oktober 2016 auf der online-Plattform ‚Soziales Wohnen On-

line‘ angeboten. Teilbericht 1 befasst sich insbesondere mit dem Prozess der Registrierung 

von Wohnungssuchenden für die Wohnungsvergabe über ‚Soziales Wohnen Online‘ beim Amt 

für Wohnen und Migration. Teilbericht 2 befasst sich insbesondere mit dem Prozess der Woh-

nungsvergabe über ‚Soziales Wohnen Online‘ durch das Amt für Wohnen und Migration. 

 
Ziel der Prüfung in Teilbericht 2 war es, dazu beizutragen, dass 

➢ die Dringlichkeit und die weiteren Kriterien der Wohnungssuchenden bei der Woh-
nungsvergabe angemessen berücksichtigt werden können. 

➢ gewährleistet werden kann, dass gebundene Wohnungen entsprechend den Vorgaben 
vergeben werden können. 

der Prozess der Wohnungsvergabe nachvollziehbar dokumentiert ist. 
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Prüfungsergebnisse und -empfehlungen 

Im Zeitraum Januar bis Juli 2021 erfolgten nach Aufzeichnungen des Amts für Wohnen und 

Migration 90 Wohnungsvergaben, für die mindestens 2 Läufe auf ‚Soziales Wohnen Online‘ 

erforderlich waren. Bei 17 von 90 Wohnungsangeboten wurde in mindestens 2 Läufen die 

Wohnung angeboten. Bei 12 der 17 Wohnungsangebote fehlten auf ‚Soziales Wohnen Online‘ 

ein Grundriss, bei 4 der 17 Wohnungsangeboten Außenaufnahmen und bei 16 der 17 Woh-

nungsangeboten Innenaufnahmen. Bei mehr als einem Lauf erhöht sich das Risiko, dass 

Wohnungen zeitlich verzögert vergeben werden können. Bei 7 der 17 Wohnungsangebote war 

die Vergabe von Wohnungen derselben städtischen Wohnungsbaugesellschaft in insgesamt 

13 Läufen mit 62 benannten Bewerber*innen insbesondere deshalb erfolglos, da sich 29 der 

benannten Bewerber*innen nicht für eine Besichtigung meldeten und weitere 20 unvollstän-

dige Unterlagen einreichten. Bei 4 dieser 62 benannten Bewerber*innen war der Ablehnungs-

grund nicht genannt bzw. nicht nachvollziehbar. Es ist im Fachverfahren ‚Wohnen In München‘ 

technisch möglich, Bewerber*innen entgegen dem Arbeitshandbuch des Sozialreferats für die 

Vorschlagsliste manuell auszuwählen. Durch ‚Wohnen In München‘ erfolgt keine automati-

sierte Kontrolle der von den Sachbearbeitungen für die Vorschlagsliste ausgewählten Bewer-

ber*innen. Eine Kontrolle erfolgt ersatzweise durch das Prüfteam im Umfang festgelegter Prüf-

quoten.  

Das Amt für Wohnen und Migration sollte die Wohnungsangebote auf ‚Soziales Wohnen On-

line‘ aussagekräftig mit Grundrissen und geeigneten Innen- und Außenaufnahmen einstellen. 

Gegebenenfalls sollten entsprechende Unterlagen bei den Verfügungsberechtigten angefor-

dert werden. Das Amt für Wohnen und Migration sollte zusammen mit der städtischen Woh-

nungsbaugesellschaft eruieren, warum sich ein Teil der Bewerber*innen nicht zur Wohnungs-

besichtigung meldet und Unterlagen unvollständig eingereicht werden. Das Amt für Wohnen 

und Migration sollte als Alternative zur automatisierten Auswahl der Bewerber*innen durch 

‚Wohnen In München‘ prüfen, ob ‚Wohnen In München‘ so programmiert werden kann, dass 

durch ‚Wohnen In München‘ eine Kontrolle der von den Sachbearbeitungen ausgewählten Be-

werber*innen erfolgen kann. 

 

Das Sozialreferat ist mit dem Prüfbericht einverstanden. Die Empfehlungen des Revisionsamts 

werden umgesetzt und sind zum Teil bereits berücksichtigt worden. 

 

(Sitzung des Rechnungsprüfungsausschusses am  16.05.2023) 

 

 

Referat für Bildung und Sport 

Ausgewählte Aspekte des Verfahrens zur Ausstattung von Räumen im Bildungsbereich 

mit Luftreinigungsgeräten 

 

Prüfungsgegenstand und Zielsetzung 

Die Vollversammlung des Stadtrats hat mit Beschluss vom 28.07.2021 das Referat für Bildung 

und Sport (RBS) beauftragt, Aufenthaltsräume in Schulen und Kindertageseinrichtungen der 

Klassen 1 – 6 mit Luftreinigungsgeräten auszustatten.8 Eine Teildeckung der durch die Be-

schaffung entstehenden Kosten soll mit Mitteln aus staatlichen Förderprogrammen gedeckt 

werden. Der vorliegende Prüfbericht thematisiert die Umsetzung des Beschlusses der Vollver-

sammlung des Stadtrats vom 28.07.2021 zur Ausstattung von Aufenthaltsräumen in Schulen 

und Kindertageseinrichtungen der Klassen 1 – 6 mit Luftreinigungsgeräten (Teil 1). Die Umset-

zung des Beschlusses vom 25.11.2021 zur Ausstattung von Aufenthaltsräumen in Kinderta-

geseinrichtungen mit Luftreinigungsgeräten wird in einem eigenen Prüfbericht dargestellt und 

dem Rechnungsprüfungsausschuss zu einem späteren Zeitpunkt vorgelegt (Teil 2). 

 

 

 

 
8 Vgl. Beschluss der Vollversammlung des Stadtrats vom 28.07.2021, Sitzungsvorlage Nr. 20-26 / V 03946. 
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Wir haben unter anderem dazu beigetragen, dass Voraussetzungen geschaffen sind, dass 

➢ die Beschlüsse der Vollversammlung des Stadtrats umgesetzt werden können, 

➢ die Bedarfsermittlung, -prüfung und -begründung zur Ausstattung von Aufenthaltsräu-

men mit Luftreinigungsgeräten vollständig und nachvollziehbar ist, 

➢ und die Fördermittel entsprechend abgerufen werden können. 

 

Prüfungsergebnisse und -empfehlungen 

Die Koordinierung der Umsetzung des Beschlusses des Stadtrats vom 28.07.2021 ist aus-

kunftsgemäß durch die Stabsstelle erfolgt. Die Anzahl der auszustattenden Aufenthaltsräume 

wurde in einer Tabelle pro Einrichtung abgefragt. Vorgaben zu einer raumgenauen Bedarfser-

mittlung mit Angabe der Raumnummern enthält die Tabelle der Stabsstelle nicht. Weitere Ver-

bindliche Vorgaben, die eine Einheitlichkeit der Datenbasis sicherstellen könnten, an RBS-A-2, 

RBS-A-3, RBS-A-4 und RBS-KITA zum Vorgehen bei der Bedarfsermittlung sind durch die 

Stabsstelle nicht erfolgt. Aus der Auslieferungsliste von RBS-A zum Stand 22.05.2022 ist die 

Anzahl der ausgestatteten Aufenthaltsräume pro Einrichtung ersichtlich (Istbestand). Eine 

raumgenaue Darstellung mit Angabe der Raumnummer ist in der Auslieferungsliste von RBS-

A zum Stand 22.05.2022 nicht enthalten. Eine Zuordnung, in welchen Aufenthaltsräumen Luft-

reinigungsgeräte aufgestellt wurden, ist aus der Auslieferungsliste von RBS-A zum Stand 

22.05.2022 nicht möglich. In der Folge ist das Auffinden der Luftreinigungsgeräte auf Basis der 

Auslieferungsliste von RBS-A zum Stand 22.05.2021 nicht ohne weiteres möglich. Die Plausi-

bilitätsprüfung durch das Revisionsamt hat eine nicht nachvollziehbare Differenz von 41 Auf-

enthaltsräumen zwischen der Auslieferungsliste von RBS-A zum Stand 22.05.2022 (Istbe-

stand) und den Rechnungen der Lieferanten zum Stand 07.07.2022 ergeben. Demnach wur-

den 41 Aufenthaltsräume mehr mit Luftreinigungsgeräten ausgestattet, als laut Rechnungen 

der Lieferanten geliefert wurden. Es ist nicht sichergestellt, dass die Auslieferungsliste von 

RBS-A zum Stand 22.05.2022 im Hinblick auf die Anzahl der ausgestatteten Aufenthaltsräume 

korrekt geführt wurde. 

Bei der Koordinierung der Umsetzung von Stadtratsbeschlüssen sollte geprüft werden, ob den 

Beteiligten verbindliche und einheitliche Vorgaben gemacht werden können. Die Ausliefe-

rungsliste von RBS-A zum Stand 22.05.2022 sollte um einen raumgenauen Standortnachweis 

erweitert werden. Das Referat für Bildung und Sport sollte die Abweichungen zwischen der 

Auslieferungsliste von RBS-A zum Stand 22.05.2022 und den Rechnungen der Lieferanten 

zum Stand 07.07.2022 aufklären. Die Auslieferungsliste von RBS-A zum Stand 22.05.2022 ist 

korrekt zu führen. 

 

Entsprechend der Stellungnahme des Referats für Bildung und Sport werden die Empfehlun-

gen berücksichtigt und umgesetzt. 

 

(Sitzung des Rechnungsprüfungsausschusses am  16.05.2023) 

 

 

Kommunalreferat – Abfallwirtschaftsbetrieb München  

Informationstechnik für den Konzernabschluss 2021 der Landeshauptstadt München – 

Überleitung der Bilanzdaten 

 

Prüfungsgegenstand und Zielsetzung 

Das Revisionsamt prüft gemäß Art. 103 Bayerische Gemeindeordnung die Ordnungsmäßigkeit 

der rechnungslegungsrelevanten Informationstechnik im Rahmen der Prüfung des nach Art. 

102a Bayerische Gemeindeordnung aufzustellenden konsolidierten Jahresabschlusses der 

Landeshauptstadt München. Der vorliegende Prüfbericht bezieht sich auf die Überleitung der 

Bilanzdaten des nachgeordneten Aufgabenträgers Abfallwirtschaftsbetrieb München in den 

konsolidierten Jahresabschluss der Landeshauptstadt München. 

Ziel der Prüfung war es, einen Beitrag zu leisten, damit die Ordnungsmäßigkeit der Überlei-

tung der Jahresabschlussdaten des nachgeordneten Abfallwirtschaftsbetrieb München in den 

konsolidierten Jahresabschluss der Landeshauptstadt München sichergestellt und dabei 
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neben den gesetzlichen Vorgaben aus Art. 102 und Art. 103 der Bayerischen Gemeindeord-

nung und § 33, §§ 88 ff. Kommunalhaushaltsverordnung-Doppik den Grundsätzen ordnungs-

mäßiger Führung und Aufbewahrung von Büchern, Aufzeichnungen und Unterlagen in elektro-

nischer Form sowie zum Datenzugriff entsprochen werden kann. 

 

Prüfungsergebnisse und -empfehlungen 

Die stichprobenartige Prüfung zeigte, dass das Ablaufschema „ChaRM Light im AWM – Trans-

portmanagement“ die Transportwege nicht vollständig beschreibt. Somit besteht das Risiko, 

dass Prozessschritte nicht korrekt ausgeführt werden könnten. Da vom Abfallwirtschaftsbetrieb 

München kein Mandantenkonzept erstellt wurde, besteht das Risiko, dass der Produktivman-

dant von anderen Mandanten z. B. durch Änderungen mandantenübergreifender Tabellen aus 

manipuliert werden könnte. Da der Notfallbenutzer nicht verwendet wird und das Profil 

SAP_ALL an Administratoren vergeben wird, besteht das Risiko, dass kritische Aktionen unbe-

merkt durchgeführt werden könnten. Ein organisatorischer Prozess zur Überwachung von Per-

sonalwechsel und entsprechender Anpassung der Berechtigungen ist nach Angaben des Ab-

fallwirtschaftsbetrieb München nicht etabliert. 

Der Abfallwirtschaftsbetrieb München sollte prüfen, ob das vereinfachte Ablaufschema detail-

lierter als Transport- und Mandantenkonzept zur Darstellung der Prozesse ausgearbeitet wer-

den kann. Ein Transport- und Mandantenkonzept sollte insbesondere Angaben zur System-

landschaft und zum Transportwesen enthalten. Das Profil SAP_ALL darf gemäß der Empfeh-

lung von SAP nur an den Notfallbenutzer vergeben werden. Es sollte ein organisatorischer 

Prozess zur regelmäßigen Überwachung des Personalwechsels und der entsprechenden An-

passung bzw. Löschung von Berechtigungen erarbeitet werden. 

 

Der Abfallwirtschaftsbetrieb München teilte in seiner Stellungnahme mit, dass er mit den Emp-

fehlungen im Prüfbericht einverstanden ist und diese umsetzen wird. 

 

(Sitzung des Rechnungsprüfungsausschusses am  16.05.2023) 

 

 

GWG Städtische Wohnungsgesellschaft München mbH 

Informationstechnik für den Konzernabschluss 2021 der Landeshauptstadt München - 

Überleitung der Bilanzdaten 

 

Prüfungsgegenstand und Zielsetzung 

Das Revisionsamt prüft gemäß Art. 103 Bayerische Gemeindeordnung die Ordnungsmäßigkeit 

der rechnungslegungsrelevanten Informationstechnik im Rahmen der Prüfung des nach Art. 

102a Bayerische Gemeindeordnung aufzustellenden konsolidierten Jahresabschlusses der 

Landeshauptstadt München. Der vorliegende Prüfbericht bezieht sich auf die Überleitung der 

Bilanzdaten des nachgeordneten Aufgabenträgers GWG Städtische Wohnungsgesellschaft 

München mbH in den konsolidierten Jahresabschluss der Landeshauptstadt München. 

Ziel der Prüfung war es, einen Beitrag zu leisten, damit die Ordnungsmäßigkeit der Informati-

onstechnik der Landeshauptstadt München sichergestellt werden kann und dabei neben den 

gesetzlichen Vorgaben aus Art. 102 und Art. 103 Gemeindeordnung und § 33, §§ 88 ff. Kom-

munalhaushaltsverordnung-Doppik die Grundsätze ordnungsmäßiger Führung und Aufbewah-

rung von Büchern, Aufzeichnungen und Unterlagen in elektronischer Form sowie zum Daten-

zugriff eingehalten werden können. 

 

Prüfungsergebnisse und -empfehlungen 

➢ Es wurden interne Regelungen wie das Betriebshandbuch Infrastruktur, das Fachkon-

zept Datensicherung, die Dienstanweisung zum Datenschutz, die Passwort-Richtlinie  

und eine Prozessdarstellung zum Benutzermanagement vorgelegt. 

➢ Es wurden durch die GWG eine Dienstanweisung „DA-SF-R-03 Abstimmung und Über-

mittlung des konsolidierten Jahresabschlusses“ und eine Ablaufbeschreibung zur An-

wenderdokumentation vorgelegt. 
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➢ Es wurden Maßnahmen vorgelegt, um beim Betrieb des Verfahrens SAP ERP PRD100 

der GWG und der Schnittstelle zum Verfahren SAP SEM-BCS P17 die Aspekte Funkti-

onstrennung, Qualitätssicherung des Berechtigungsmanagements und Plausibilitäts-

prüfungen im Rahmen eines internen Kontrollsystems berücksichtigen zu können. 

➢ Die GWG sollte weiterhin die Voraussetzungen für eine ordnungsgemäße Überleitung 

der Jahresabschlussdaten in den konsolidierten Jahresabschluss der Landeshaupt-

stadt München schaffen. 

 

Die GWG Städtische Wohnungsgesellschaft München mbH ist mit allen Empfehlungen seitens 

des Revisionsamtes einverstanden. 

 

(Sitzung des Rechnungsprüfungsausschusses am 16.05.2023) 

 

 

Stadtkämmerei 

Informationstechnik für den Konzernabschluss 2021 der Landeshauptstadt München - 

Überleitung der Bilanzdaten 

 

Prüfungsgegenstand und Zielsetzung 

Das Revisionsamt prüft gemäß Art. 103 der Bayerischen Gemeindeordnung die Ordnungsmä-

ßigkeit der rechnungslegungsrelevanten Informationstechnik im Rahmen der Prüfung des 

nach Art. 102a Bayerischer Gemeindeordnung aufzustellenden konsolidierten Jahresabschlus-

ses der Landeshauptstadt München. Diese Prüfung ist Teil einer Reihe von Einzelprüfungen 

zur Bewertung des Themenkomplexes Konzernbilanzprüfung der Landeshauptstadt München. 

Der Schwerpunkt dieses Prüfberichts liegt auf der Überleitung der Jahresabschlussdaten der 

Landeshauptstadt München im Hoheitsbereich aus dem Verfahren MKRw in den konsolidier-

ten Jahresabschluss. 

Ziel der Prüfung war es, die Ordnungsmäßigkeit der Überleitung der Jahresabschlussdaten 

des Hoheitsbereichs der Stadt in den konsolidierten Jahresabschluss sicherzustellen und da-

bei neben den gesetzlichen Vorgaben aus Art. 102, Art. 102a und Art. 103 Gemeindeordnung 

und § 33, §§ 88 ff. Kommunalhaushaltsverordnung-Doppik den Grundsätzen ordnungsmäßi-

ger Führung und Aufbewahrung von Büchern, Aufzeichnungen und Unterlagen in elektroni-

scher Form sowie zum Datenzugriff zu entsprechen. 

 

Prüfungsergebnisse und -empfehlungen 

Bei der Prüfung der Überleitung der Jahresabschlussdaten aus dem Verfahren MKRw in den 

konsolidierten Jahresabschluss zeigte sich, dass für die Bereiche IT-Aufbau- und Ablauforga-

nisation, physische Sicherung, Datensicherung, Verfahren für den Notbetrieb, Dokumentation 

und Aufbewahrungspflichten Regelungen bestehen. 

Es werden keine Empfehlungen ausgesprochen. 

 

Die Stadtkämmerei erklärt ihr Einverständnis mit dem Prüfbericht. 

 

(Sitzung des Rechnungsprüfungsausschusses am 16.05.2023) 

 

 

Referat für Bildung und Sport 

Zuschüsse an Mittagsbetreuungen - Teilbericht 1 - Zuschussverfahren 

 

Prüfungsgegenstand und Zielsetzung 
Seit dem Schuljahr 1991/1992 wird an Grundschulen eine Mittagsbetreuung, die in privater 
Trägerschaft erfolgt, angeboten. Die Finanzierung der Mittagsbetreuung erfolgt durch Eltern-
beiträge sowie Zuschüsse der Landeshauptstadt München und des Freistaates Bayern. Die im 
Jahr 2021 an die Mittagsbetreuungen ausgereichten Zuschüsse der Landeshauptstadt Mün-
chen betrugen 7.794.764,18 €.  
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Die stichprobenartige Prüfung „Zuschüsse an Mittagsbetreuungen“ wurde in 2 Teilberichte un-
terteilt. Der Teilbericht 1 befasst sich u.a. mit dem Zuschussverfahren und den dazugehörigen, 
im Referat für Bildung und Sport angesiedelten Prozessen sowie der Umsetzung der diesbe-
züglichen Empfehlungen des Bayerischen Kommunalen Prüfungsverbandes. Im Teilbericht 2, 
der dem Rechnungsprüfungsausschuss gesondert vorgelegt wird, werden bei 5 ausgewählten 
Mittagsbetreuungen Aspekte des Verwaltungshandelns in den Einrichtungen geprüft. 
 

Ziel der Prüfung war es, dazu beizutragen, dass Voraussetzungen geschaffen sind, dass 

➢ Zuschussrichtlinien erarbeitet werden können, 
➢ die Zuschüsse entsprechend des im Bewilligungsbescheid bestimmten Zuschuss-

zwecks ausgereicht werden können, 
➢ die vorliegenden Verwendungsnachweise durch das Referat für Bildung und Sport ge-

prüft und die Prüfung dokumentiert werden kann. 

 

Prüfungsergebnisse und -empfehlungen 

Das Referat für Bildung und Sport hat anstelle von Zuschussrichtlinien verschiedene Prozess-

beschreibungen und Standardformulare für die Sachbearbeitung Mittagsbetreuung entwickelt. 

Der Beschluss der Vollversammlung des Stadtrates vom 08.07.2014, wie auch die Empfehlun-

gen des Bayerischen Kommunalen Prüfungsverbandes und die Bitte des Herrn Oberbürger-

meisters vom 19.10.2016, Zuschussrichtlinien zu erarbeiten bzw. dabei die Zuwendungsrichtli-

nien - Mindestanforderungen zu beachten, wurden bislang nicht vollständig umgesetzt. 

Der Prüfungsvermerk des Referats für Bildung und Sport bei der Prüfung des Verwendungs-

nachweises enthält keine Angaben zur Prüfung der Einhaltung der Nebenbestimmungen des 

Bewilligungsbescheids. In den vorgelegten Unterlagen der 5 ausgewählten Mittagsbetreuun-

gen ist nicht dokumentiert, ob und wie das Referat für Bildung und Sport die Einhaltung der 

Nebenbestimmungen prüfte. 

 

Das Referat für Bildung und Sport sollte den Beschluss der Vollversammlung des Stadtrates 

wie auch die Empfehlungen des Bayerischen Kommunalen Prüfungsverbandes umsetzen und 

die Prozessbeschreibungen und Standardformulare zu vollständigen Zuschussrichtlinien wei-

terentwickeln. Dabei sollten die Zuwendungsrichtlinien – Mindestanforderungen und die fol-

genden Empfehlungen dieses Berichts berücksichtigt werden. 

Der Prüfungsvermerk sollte eine vollständige und nachvollziehbare Dokumentation der erfor-

derlichen Prüfung der Unterlagen, insbesondere die Einhaltung der Nebenbestimmungen des 

Bewilligungsbescheids, enthalten. 

 

Das Referat für Bildung und Sport nimmt die im Bericht ausgeführten Empfehlungen an und 

greift diese auf. 

 

(Sitzung des Rechnungsprüfungsausschusses am 16.05.2023) 

 

Kommunalreferat, Referat für Arbeit und Wirtschaft 

Prüfung der Vergabe und weiterer Aspekte für die Gepäckaufbewahrung auf dem Okto-

berfest 

 

Prüfungsgegenstand und Zielsetzung 

In einem Presseartikel vom 30.09.2022 berichtete eine Münchner Zeitung über das Vergabe-

verfahren an die B-GmbH für die Gepäckaufbewahrung auf dem Oktoberfest.  

 

Anlass der Prüfung ist der Auftrag des Herrn Oberbürgermeisters vom 30.09.2022 an das Re-

visionsamt, die Hinweise und Fragen bezüglich der Vergabe und des Betriebs der Gepäckauf-

bewahrung auf dem Oktoberfest darzustellen. Ziel der Prüfung war es dazu beizutragen, dass 
➢ aufgezeigt werden kann, ob die vom Referat für Arbeit und Wirtschaft praktizierte Vor-

gehensweise bei der Vergabe der Gepäckaufbewahrung nachvollziehbar ist. 
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➢ aufgezeigt werden kann, in welchem Umfang städtisches Inventar des Kommunalrefe-
rats von der Bayernkaserne für den Betrieb der Gepäckaufbewahrung auf dem Okto-
berfest durch die B-GmbH genutzt wurde. 

➢ vom Kommunalreferat und Referat für Arbeit und Wirtschaft Regelungen im Bereich in-
ternes Kontrollsystem/Compliance bei der Bereitstellung der Gepäckaufbewahrung ge-
troffen werden. 

 

Prüfungsergebnisse und -empfehlungen 

Ab dem Jahr 2017 wurde die Dienstleistungskonzession für die Gepäckaufbewahrung auf dem 

Oktoberfest in einem vom Referat für Arbeit und Wirtschaft definierten und durchgeführten 

wettbewerblichen Verfahren ausgeschrieben. In den Vergabeunterlagen des Referats für Ar-

beit und Wirtschaft der Jahre 2017, 2018/2019 und 2022/2023 waren Zuschlagskriterien ge-

nannt, ohne Angabe einer Gewichtung oder eines Wertungsschemas. Ohne diese Informatio-

nen ist es den Bietern nicht möglich, den Einfluss der einzelnen Kriterien auf die Zuschlagser-

teilung zu erkennen bzw. im Rahmen der Angebotserstellung angemessen zu berücksichtigen. 

Die Aufwendungen für Transporte von Inventar des Kommunalreferats vom Gelände der ehe-

maligen Bayernkaserne zum Oktoberfest und zurück sind nicht im Rahmen der bezeichneten 

Innenaufträge angefallen. Die Nachvollziehbarkeit im Buchhaltungssystem der Landeshaupt-

stadt München ist in diesem Bereich eingeschränkt. Für die Vergabe der Gepäckaufbewah-

rung auf dem Oktoberfest hat die Landeshauptstadt München gesetzliche und stadtweit gültige 

Regelungen. Das Referat für Arbeit und Wirtschaft und das Kommunalreferat berücksichtigen 

Compliance-Elemente. Das Referat für Arbeit und Wirtschaft und das Kommunalreferat verfü-

gen im Hinblick auf Compliance-Risiken unter anderem über sensible und risikobehaftete Be-

reiche. Bei der Prüfung der Gepäckaufbewahrung auf dem Oktoberfest im Referat für Arbeit 

und Wirtschaft und der Nutzung von städtischem Inventar im Kommunalreferat zeigten sich 

hinsichtlich der Prinzipien des internen Kontrollsystems und der Compliance im Bereich der 

Gepäckaufbewahrung Verbesserungspotentiale. 

 

Aus Gründen der Transparenz sollte die Gewichtung der Zuschlagskriterien inklusive des Wer-

tungsschemas vom Referat für Arbeit und Wirtschaft bereits in den Vergabeunterlagen für die 

Ausschreibung der Dienstleistungskonzession für die Gepäckaufbewahrung auf dem Oktober-

fest angegeben werden. Buchungen im Buchhaltungssystem der Landeshauptstadt München 

sind entsprechend der geltenden Regelungen vorzunehmen. Das Referat für Arbeit und Wirt-

schaft und das Kommunalreferat sollten insbesondere in sensiblen und risikobehafteten Berei-

chen prüfen, wie künftig die Prinzipien des internen Kontrollsystems und der Compliance hin-

reichend in die Arbeitsabläufe integriert und umgesetzt werden können.  

 

Entsprechend den Stellungnahmen des Referats für Arbeit und Wirtschaft und des Kommunal-

referats werden die Empfehlungen umgesetzt. 

 

(Sitzung des Rechnungsprüfungsausschusses am 16.05.2023) 

 

 

Darüber hinaus wurde dem Rechnungsprüfungsausschuss noch folgende Bekanntga-

ben vorgelegt: 
 
Bericht über die Prüfung des zum 31.12.2020 erstellten konsolidierten Jahresabschlusses der 
Landeshauptstadt München 
(Sitzung des Rechnungsprüfungsausschusses am 19.10.2022) 
 
Referat für Bildung und Sport 
Aspekte des Vergabeprozesses von Kita-Plätzen 
(Sitzung des Rechnungsprüfungsausschusses am 08.12.2022) 
 



Seite 67 

 
IT-Referat – Dienstleister für Informations- und Telekommunikationstechnik der 
Landeshauptstadt München (it@M) 
Aspekte zum IT-Service „Datensicherung 
(Sitzung des Rechnungsprüfungsausschusses am 08.12.2022) 
 
Kommunalreferat, IT-Referat, Stadtkämmerei 
Buchungen von RE-FX im Münchner Kommunalen Rechnungswesen 
(Sitzung des Rechnungsprüfungsausschusses am 16.05.2023) 
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